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. Rechnungshof von Berlin

Der Rechnungshof ist gemaB Artikel 95 Verfassung von Berlin (VvB) eine unabhan-
gige, nur dem Gesetz unterworfene oberste Landesbehérde. Seine Mitglieder be-
sitzen richterliche Unabhé&ngigkeit. Stellung und Organisation des Rechnungshofs
sind im Rechnungshofgesetz (RHG) geregelt, seine Aufgaben und Befugnisse er-
geben sich im Wesentlichen aus der Landeshaushaltsordnung (LHO).

Der Jahresbericht ist vom GroBen Kollegium des Rechnungshofs geméaB § 4 Abs. 1
RHG durch die Mitglieder des GroBen Kollegiums

Prasidentin Marion ClaBen-Beblo,

Vizepréasident Wolfgang Hurnik,

Direktor bei dem Rechnungshof Dr. Axel Buschendorf,

Direktor bei dem Rechnungshof Christian Koch,

Direktorin bei dem Rechnungshof Angelika Lammert,

Direktorin bei dem Rechnungshof Angelika Vater und

Direktor bei dem Rechnungshof Django Peter Schubert
am 17. Méarz 2014 beschlossen worden.
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Vorbemerkungen

Allgemeines

1. Vorbemerkungen

1.1 Umfang und Ziele der Priifung

Der Rechnungshof prift die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsfilhrung Berlins.
Die Prifungen erstrecken sich auf alle Einzelplane des Haushaltsplans von Berlin,
die Sondervermégen’ und Betriebe? Berlins, die landesunmittelbaren juristischen
Personen des 6ffentlichen Rechts® sowie die privatrechtlichen Unternehmen, an
denen Berlin unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist*.

Der Rechnungshof prift darlber hinaus in gesetzlich vorgesehenen Fallen ju-
ristische Personen privaten Rechts, z.B. bei gesetzlichen Zuschuss- oder Ga-
rantieverpflichtungen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann er bei sonstigen
Stellen auBerhalb der Verwaltung Berlins Erhebungen vornehmen, z.B. bei Emp-
fangern staatlicher Zuwendungen.

Der Rechnungshof bestimmt Zeit, Art und Umfang der Prifungen aufgrund seiner
Unabhangigkeit selbst. Zugleich setzt er wegen der Vielzahl und der unterschied-
lichen Bedeutung der zu prifenden Einrichtungen und Vorgdnge Schwerpunkte.
Dabei werden auch aktuelle Entwicklungen einbezogen.

Die Prifungen zielen darauf ab, die OrdnungsmaBigkeit der Haushalts- und Wirt-
schaftsfihrung der gepriften Einrichtungen zu sichern, ihre Wirtschaftlichkeit zu
verbessern und Fehlentwicklungen zu vermeiden sowie zu einem verantwortungs-
vollen Umgang mit den 6ffentlichen Mitteln beizutragen.

Die Prufung der OrdnungsmaBigkeit umfasst die Beachtung von Vorschriften und
Grundsatzen bei der Leistung von Ausgaben, der Erhebung von Einnahmen so-
wie dem Eingehen von Verpflichtungen. Die Prifung erstreckt sich nicht nur auf
Fragen des Haushaltsvollzugs, sondern bezieht sich auch auf alle anderen recht-
lichen und fachlichen Gesichtspunkte, sofern diese finanzwirksam sein kénnen.

Bei der Prifung der Wirtschaftlichkeit wird untersucht, ob das glnstigste Verhalt-
nis zwischen dem verfolgten Zweck und den eingesetzten Mitteln angestrebt und
erreicht wurde. Sie umfasst die Notwendigkeit und Wirksamkeit einschlieBlich der

1 z.B. Sondervermdgen Immobilien des Landes Berlin, Versorgungsriicklage des Landes Berlin, Kinderta-
gesstétten in bezirklicher Tragerschaft (Kita-Eigenbetriebe)

2 z.B. Theaterbetriebe, Landesbetrieb fir Gebaudebewirtschaftung, Krematorium Berlin

3 z.B. Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR), Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), Berliner Bader-Betriebe
(BBB), Investitionsbank Berlin (IBB), Freie Universitat Berlin (FU), IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ)

4 z.B. Wohnungsbaugesellschaften Berlins, Vivantes — Netzwerk fiir Gesundheit GmbH, Berlinovo Immobi-
lien Gesellschaft mbH, BIM Berliner Immobilienmanagement GmbH, Liegenschaftsfonds Berlin GmbH &
Co. KG
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Zielerreichung sowie die ZweckmaBigkeit des Verwaltungshandelns. Sie befasst
sich auch mit der Frage, ob kostengtinstigere alternative L6sungsméglichkeiten
ermittelt und die eingesetzten Mittel auf den zur Erflllung der Aufgaben notwen-
digen Umfang beschrankt wurden.

4 Im Sinne einer zukunftsorientierten Finanzkontrolle verbindet der Rechnungshof
seine Prifungsfeststellungen mit Erwartungen und Empfehlungen. Er hat jedoch
nicht das Recht, die gepriften Stellen anzuweisen oder Sanktionen gegen sie zu
verhangen. Gleichwohl werden Hinweise des Rechnungshofs in vielen Fallen von
ihnen aufgegriffen und fihren zu Verbesserungen. Hierlber berichtet der Rech-
nungshof regelméBig in seinen Leistungsberichten, zuletzt im Januar 2013.

1.2 Gegenstand des Jahresberichts

5 Der Rechnungshof fasst wesentliche Ergebnisse seiner Prifungen jahrlich in ei-
nem Bericht zusammen, den er dem Abgeordnetenhaus und dem Senat zuleitet
(§ 97 LHO) und der Offentlichkeit vorstellt. Der Jahresbericht 2014 dient dem
Abgeordnetenhaus als Grundlage fir seine Entscheidung Uber die Entlastung des
Senats fUr das Haushaltsjahr 2012, ggf. einzuleitende MaBnahmen und die Miss-
billigung von Verwaltungshandein.

Der Jahresbericht beinhaltet

+ allgemeine Ausfiihrungen zur Finanzlage und zur finanzwirtschaftlichen Ent-
wicklung Berlins,

+ Feststellungen zur Haushalts- und Vermégensrechnung von Berlin fir das
Haushaltsjahr 2012 (vgl. Drs 17/1194) sowie

+ Beitrdge Uber ausgewéhlte Prifungsergebnisse zur Haushalts- und Wirt-
schaftsflihrung von erheblicher finanzieller oder exemplarischer Bedeutung.

6 Der Jahresbericht soll einen Uberblick {iber die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung
Berlins vermitteln. Er kann jedoch kein vollstandiges oder reprasentatives Bild
von der Qualitat des Verwaltungshandelns geben. Im Jahresbericht werden die
bei den Prifungen festgestellten Mangel herausgehoben, wahrend ordnungsge-
maBe und wirtschaftliche Verhaltensweisen in der Regel unerwahnt bleiben. Die
vom Rechnungshof getroffene Auswahl und Schwerpunktsetzung kann zudem
dazu fihren, dass zu einigen Bereichen mehr als zu anderen berichtet wird. Aus
der Haufigkeit von Bemerkungen zu einzelnen Ressorts oder Bereichen kann da-
her nicht ohne Weiteres gefolgert werden, dass dort in geringerem MaBe auf die
Einhaltung der einschlagigen Vorschriften und Grundséatze der Haushalts- und
Wirtschaftsflihrung geachtet worden ist als in anderen Bereichen.

7 Bevor der Rechnungshof &ffentlich berichtet, teilt er seine Prifungsfeststellungen
in dem gesetzlich dafiir vorgesehenen Verfahren den gepriiften Stellen zur AuBe-
rung mit und gibt ihnen zudem Gelegenheit, sich im Vorfeld des Jahresberichts zu
auBern. Soweit Stellungnahmen fristgerecht vorliegen, werden sie beriicksichtigt.
Die den Beanstandungen zugrunde liegenden Sachverhalte sind daher im Re-
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Vorbemerkungen .

gelfall unstreitig. Das Abgeordnetenhaus gibt dem Senat und ggf. den Bezirken
vor Beginn der parlamentarischen Beratungen regelmaBig Gelegenheit, zu den
einzelnen Beitragen des Jahresberichts Stellung zu nehmen (s. hierzu Anlage zum
Jahresbericht 2014).

Der Rechnungshof geht davon aus, dass alle Behdrden und Einrichtungen des
Landes Berlin die Erwartungen und Empfehlungen des Rechnungshofs auswerten
und entsprechende Schlussfolgerungen fir ihre Bereiche ziehen.

1.3 Sonstige Berichterstattung

Der Rechnungshof kann das Abgeordnetenhaus und den Senat auch auBerhalb 8
des Jahresberichts Uber Prifungsergebnisse von besonderer Bedeutung unter-
richten (§ 99 LHO). Er kann sie zudem aufgrund seiner Prifungserfahrungen bera-

ten (§ 88 Abs. 2 LHO). Hiermit unterstitzt der Rechnungshof auch die parlamen-
tarische Finanzkontrolle.

So hat der Rechnungshof von Berlin — in Kooperation mit dem Osterreichischen
Rechnungshof — Kennzahlen der Komischen Oper Berlin und der Volksoper Wien
GmbH erhoben und verglichen. Die Ergebnisse und die daraus abgeleiteten
Empfehlungen hat er in einem Bericht nach § 88 Abs. 2 LHO zusammengefasst,
der dem Abgeordnetenhaus und dem Senat im August 2013 zugeleitet wurde
(vgl. Drs 17/1189).

1.4 Auswirkungen der Priifungstatigkeit

Der Rechnungshof Uberwacht, ob gepriifte Stellen die notwendigen Konsequen- 9
zen ziehen, zugesagte Verbesserungen umsetzen und vom Abgeordnetenhaus
erteilte Auflagen erfiillen. Soweit Mangel fortbestehen, macht der Rechnungshof,

ggf. auch durch erneute Berichterstattung, hierauf aufmerksam. Der Rechnungs-

hof wirkt mit Nachdruck darauf hin, dass aus Fehlern in der Vergangenheit die
notwendigen Folgerungen flr die Zukunft gezogen und finanzielle Nachteile flr
Berlin vermieden werden.

Jahresbericht 2014 11
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2. Finanzlage des Landes Berlin

Die Verbesserung der Einnahmesituation des Landes Berlin aufgrund der posi-
tiven konjunkturellen Entwicklung hat seit dem Jahr 2010 zu einer Verringerung
der Finanzierungsdefizite und in den Jahren 2012 und 2013 zu Finanzierungs-
Uberschissen geflhrt. Die Kennziffernanalyse im Stabilitdtsbericht 2013 weist
fur Berlin den Status ,,unaufféllig” aus. Auch wenn das Land vom Jahr 2014 an
keine weitere Schuldenaufnahme plant, bleibt die Finanzlage aufgrund des ho-
hen Schuldenstandes von Uber 61 Mrd. € zum Jahresende 2013 und der da-
mit verbundenen Zinslast duBerst angespannt. Es ist deshalb weiterhin gebo-
ten, Mehreinnahmen vor allem flr die Schuldentilgung einzusetzen und damit
den Konsolidierungskurs zu intensivieren. Trotz weiter bestehender Sparzwénge
muss die 6ffentliche Infrastruktur zumindest erhalten werden.

2.1 Einleitung

Der Rechnungshof berichtet jahrlich Gber die Finanzlage des Landes Berlin. Auf
der Grundlage der Jahreshaushaltsrechnungen, des aktuellen Haushaltsgesetzes
und der aktuellen Finanzplanung zeigt er die Entwicklung der Einnahmen und
Ausgaben, der Verschuldung, der Finanzierungs- und Primarsalden auf und be-
fasst sich mit ausgewahlten Kennziffern zur Beurteilung der Haushaltslage.

2.2 Entwicklung des Finanzierungssaldos

Ein Anhaltspunkt fir die finanzielle Situation des Landes ist der Finanzierungs-
saldo, der aus dem Saldo der bereinigten Einnahmen und Ausgaben gebildet
wird. Dazu werden die Einnahmen um die besonderen Finanzierungseinnahmen
(wie Entnahme aus Riicklagen, einnahmeseitige Verrechnungen, Uberschiisse
aus Vorjahren und Nettokreditaufnahme) und die Ausgaben um die besonderen
Finanzierungsausgaben (wie Zuflhrung an Ricklagen, ausgabeseitige Verrech-
nungen und Abdeckung von Vorjahresfehlbetrdgen) gemindert.

Die Entwicklung der Finanzierungssalden im Zeitraum 2009 bis 2017 stellt sich
wie folgt dar:



Ansicht 1: Entwicklung des Finanzierungssaldos'

Bereinigte 2009 | 2010 | 2011 | 2012 |2o132 2014 | 2015 | 2016 | 2017
Einnahmen -

und Ausgaben - Mio. € -

Bereinigte 19598,7| 20254,6| 20794,0| 22568,2(22756,3| 22984,7| 23285,9| 23454,0(23953,0
Einnahmen

= Summe der lau-
fenden und inves-
tiven Einnahmen
Bereinigte 21039,1| 21668,7| 21909,6| 21892,122269,222910,6| 23069,4| 23038,0|23217,0
Ausgaben?®

= Summe der
Personal- und
konsumtiven
Sachausgaben,
der Zinsausgaben,
Tilgungen und
Investitionsaus-
gaben

Finanzierungs- | -1440,3| -1414,2| -1115,6 676,1 487 1 74,1 216,5 416,0 736,0
saldo

1 Zahlenangaben der Senatsverwaltung fur Finanzen in den Haushaltsrechnungen 2009 bis 2012, im
HG 14/15 und in der Finanzplanung 2013 bis 2017; Abweichungen hierzu und zu Einzelansichten durch
Rundungsdifferenzen

2 vorlaufiges Ist der Senatsverwaltung fiir Finanzen; Stand: 7. Januar 2014
3 bereinigte Ausgaben nach Umsetzung des Handlungsbedarfs

Der Landeshaushalt verzeichnete in den Jahren 2009 bis 2011 Finanzierungs- 12
defizite. Das Defizit im Jahr 2009 wurde durch den Rickgang der Einnahmen
aus Steuern und Landerfinanzausgleich verursacht, der zum einen konjunkturell
bedingt und zum anderen auf dauerhaft angelegte Steuerrechtsanderungen (z.B.
Tarifabsenkungen bei der Lohnsteuer) zurlickzufiihren war. Mit der im Jahr 2010
einsetzenden konjunkturellen Erholung stiegen diese Einnahmen wieder an. So
lag das Finanzierungsdefizit im Jahr 2011 mit -1 115,6 Mio. € unter der urspring-
lichen Planung von -2 745,5 Mio. € und im Jahr 2012 wurde ein Finanzierungs-
Uberschuss von 676,1 Mio. € gegenliber einem geplanten Finanzierungsdefizit
von -529 Mio. € erwirtschaftet. Auch im Haushaltsjahr 2013 gab es einen Fi-
nanzierungsiberschuss von 487,1 Mio. € gegenuber dem geplanten Defizit von
-501 Mio. €.

FUr das Land Berlin ergab der Zensus 2011 eine Einwohnerzahl, die um 5,2 %
niedriger war als der Wert der amtlichen Bevélkerungsfortschreibung. Diese Ab-
weichung fUhrt nach bisherigen Berechnungen der Senatsverwaltung fir Finan-
zen zu jahrlichen Mindereinnahmen aus Steuerverteilung, Lénderfinanzausgleich
und Allgemeinen Bundesergdnzungszuweisungen von rd. 470 Mio. €, die fur das
Jahr 2011 zu einem Dirrittel, flr das Jahr 2012 zu zwei Dritteln und vom Jahr 2013
an voll abgerechnet werden. Dies ergab fur das Jahr 2013 zu erwartende Minder-
einnahmen von rd. 820 Mio. €, da die Rate fUr das letzte Quartal 2013 in Hohe
von rd. 120 Mio. € erst im Jahr 2014 féllig wird. Die zensusbedingten Minderein-
nahmen wurden durch steuerliche und andere Mehreinnahmen, aber auch durch
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geringere Ausgaben fir den Schuldendienst und flr Investitionen ausgeglichen.
Mit dem am 12. Dezember 2013 verabschiedeten Haushaltsgesetz 2014/2015
(HG 14/15) plant der Senat auch flr die Jahre 2014 und 2015 Finanzierungstber-
schisse von 74 bzw. 217 Mio. €. Die zensusbedingten Mindereinnahmen sind
dabei bereits berlicksichtigt. Damit wird das Land — friiher als urspriinglich erwar-
tet — die im Grundgesetz festgeschriebene Begrenzungsregelung fir die Schul-
denaufnahme (Schuldenregel) einhalten, die fir die Ladnder vom Jahr 2020 an ein
grundsatzliches Auskommen ohne Nettokreditaufnahmen vorschreibt. Der Senat
geht davon aus, dass er aufgrund der guten konjunkturellen Entwicklung, der Be-
grenzung des Ausgabenwachstums und der Starkung der eigenen Einnahmekraft
auch fur die Jahre 2016 und 2017 ausgeglichene Haushalte erreichen kann.

2.3 Verschuldungslage

2.3.1 Entwicklung der Verschuldung des Landes Berlin

Wie bereits im Jahr 2012 konnte das Land Berlin auch im Jahr 2013 seine Schul-
den reduzieren. Die Verschuldung am Kreditmarkt und gegentiber dem Bund be-
trug am 31. Dezember 2013 rd. 61,2 Mrd. €. FUr die Jahre 2014 bis 2017 plant der
Senat per Saldo eine weitere Rickflhrung der Schuldenlast um rd. 1,5 Mrd. €.

Ansicht 2: Schuldenstand und Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt

Jahr Schulden'-2 Veranderung gegentiber dem Vorjahr Nettokreditaufnahme?
Mio. € % Mio. €
2008 59074,9 -1,7 -656,9
2009 60540,5 2,5 27731
2010 61910,6 2,3 1550,1
2011 62914,3 1,6 1269,5
2012 62255,8 -1,0 -195,5
2013 61228,1 -1,7 -955,9°
2014 61106,5 -0,2 -90,2
2015 60850,9 -0,4 -226,4
2016 60406,9 -0,7 -417,0
2017 59644,9 -1,3 -737,0

1 einschlieBlich Aufnahme und Tilgung innerer Darlehen
Das innere Darlehen aus der Rucklage Risikoabschirmung wurde im Jahr 2012 vollstandig getilgt, jedoch
wurde zeitgleich ein Darlehen bei der Riicklage Flughafen BER aufgenommen.

2 2008 bis 2012: Schuldenstand am 31. Dezember gemaB Statistischem Bundesamt: Schulden der 6ffent-
lichen Haushalte, Fachserie 14 Reihe 5; Nettokreditaufnahme im Jahr 2013 nach dem vorlaufigen Ist vom
7. Januar 2014, in den Jahren 2014/2015 gemaB HG 14/15 und in den Jahren 2016/2017 gem&B Finanzpla-
nung 2013 bis 2017

3 Inihrem Schreiben an den Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses (rote Nr. 0927 H) vom 22. Janu-
ar 2014 geht die Senatsverwaltung fiir Finanzen von einer Nettokreditaufnahme von -456,2 Mio. € aus.



Das Land Berlin hat den Einstieg in den Abbau der expliziten Verschuldung be-
gonnen. Allerdings steht das Land noch vor groBen Herausforderungen. Insbe-
sondere muss der Schuldenabbau konsequent fortgesetzt werden.

Welche Belastung die Schulden fir das Land Berlin darstellen, wird beim Ver-
gleich mit den Ubrigen Bundesléndern deutlich. Die Verschuldung des Landes
z.B. bei Banken und Versicherungsunternehmen (nicht-éffentlicher Bereich) liegt
im Kernhaushalt® mit rd. 18 000 € pro Einwohner deutlich Gber dem Durchschnitt
aller Lander. Dieser betrug im Jahr 2012 unter Berlcksichtigung der kommunalen
Schuldenlast rd. 8 300 €. Nur Bremen liegt mit weitem Abstand vor Berlin.

Ansicht 3: Schulden der LAnder und Gemeinden beim nicht-6ffentlichen Bereich
am 31. Dezember 2012 in € je Einwohner (nach Zensus)

35000

30000

25000

20000

15000

10000

5000
O ew [ By BB HE mv NI NW RP sL SN ST SH TH BE HB HH
ﬁ SFEU 2954 | 1523| 2717 | 2988 | 2987 1833 | 1915 | 1633 | 4986 (1897 | 2331 953 | 2093 | 3435 | 2660 | 6632
[ xtranausnatte| 2011 80| 749 183 310 69 | 4621 86 | 243 | 275 31 611 160 7| 482 | 2309

9491 | 490711594 | 12823 | 1057710646 |16615 12797 |21063 |4199 |12887 |12397 | 10591 | 21648 [32815 |20904

||! Kernhaushalte | 4 526 | 3304 | 8129 | 9651 7281 8744 |10078 11078 |15834 {2027 {10525 10833 | 8338 | 18206 (29673 (11964
[

Quellen: Statistisches Bundesamt 2012: Fachserie 14 Reihe 5 Tabelle 16.2.; Berechnungen des Rechnungs-
hofs

Nach den Vorgaben des ESVG 95° werden dem Staat aber nicht nur die Schul-
den der Kernhaushalte, sondern auch die der Extrahaushalte zugerechnet. Extra-
haushalte sind 6ffentliche Fonds, Einrichtungen oder Unternehmen, die vom Staat
kontrolliert und von diesem Uberwiegend finanziert werden. In Berlin zéhlen hierzu
z.B. das IT-Dienstleistungszentrum Berlin oder die Berliner Bader-Betriebe. Die

5 Nach dem Schalenkonzept in den Finanz- und Personalstatistiken umfasst der Kernhaushalt die Haushalte
des Bundes, der Lénder, der Gemeinden/Gemeindeverbéande und der Sozialversicherung.

6 Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europaischen System Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der Europdischen Gemeinschaft
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Extrahaushalte sind in den L&dndern und Gemeinden in sehr unterschiedlichem
AusmalB verschuldet. Wahrend sie in Berlin beim nicht-6ffentlichen Bereich na-
hezu unverschuldet sind, schlagen sie in Nordrhein-Westfalen mit tber 4 000 €
je Einwohner zu Buche. Dennoch weist Berlin auch bei Beriticksichtigung der Ex-
trahaushalte (6ffentlicher Gesamthaushalt) den zweithdchsten Schuldenstand je
Einwohner im Bundeslandervergleich auf.

Nicht zum 6ffentlichen Gesamthaushalt, aber zum &ffentlichen Bereich werden die
Schulden der sonstigen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (sFEU) gezahlt
(in Berlin z. B. Berliner Stadtreinigungsbetriebe und Berliner Verkehrsbetriebe). Im
Jahr 2012 waren die Berliner sFEU mit Gber 3 400 € je Einwohner verschuldet. Nur
in Hamburg und dem Saarland fiel dieser Wert hdher aus.

Die Schuldentragféhigkeit eines Landes wird maBgeblich durch die Wirtschafts-
kraft und damit die Steuerkraft bestimmt. Deshalb haben die EU-Staaten zur Si-
cherung nachhaltiger 6ffentlicher Haushalte neben einer Obergrenze fiir das jahrli-
che Defizit auch eine Schuldenobergrenze bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) in H6he von 60 % beschlossen. Diese Obergrenze hat Deutschland mit Aus-
nahme des Jahres 2001 zuletzt im Jahr 1997 eingehalten. Ende des Jahres 2012
waren Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversicherungen mit 2 160 Mrd. €,
das sind rd. 81 % des BIP, verschuldet.” Entsprechend dem geanderten Stabili-
tats- und Wachstumspakt muss der Schuldenstand oberhalb von 60 % des BIP
jahresdurchschnittlich um ein Zwanzigstel abgebaut werden. Der Stabilitatsrat
erwartet bis zum Jahr 2017 im Jahresdurchschnitt eine Rickflihrung um 2,7 Pro-
zentpunkte auf 67,5 %.

Im Jahr 2012 entfielen von den 81 % gesamtstaatlicher Verschuldung auf den
Bund und die Sozialversicherungen rd. 51 Prozentpunkte, dies entsprach rd. 63 %
des Schuldenstandes. Auf die Gesamtheit der Lander und Gemeinden entfielen
rd. 30 Prozentpunkte, was einem Anteil von 37 % des Gesamtschuldenstandes
entsprach. Wirden Bund, Lander und Gemeinden den jeweiligen Schuldenstand
gleichméBig auf 60 % des BIP abbauen, musste die Schuldenstandsquote der
Gesamtheit von Ladndern und Gemeinden auf 22 % des BIP sinken.

Gegenwartig sind die Unterschiede zwischen den Schuldenstandsquoten der
Bundeslénder erheblich. Am gunstigsten ist die Situation in Bayern und Sachsen,
deren Schuldenstand 9 % bzw. 10 % des BIP betragt. Am anderen Ende stehen
Bremen und Berlin mit 71 % bzw. 59 %.

Die Gemeinschaft der Lander und der Bund gewédhren auch dem Land Berlin
bis zum Jahr 2020 Konsolidierungshilfen zum vollstdndigen Abbau des struk-
turellen Defizits. Dieses Ziel hat das Land weitgehend erreicht. Zur Vermeidung
struktureller Defizite nach Auslaufen der Zahlungen, aber auch als Unterstiitzung
zur Einhaltung der européischen Fiskalvorgaben, muss Berlin den Schuldenab-

7 vgl. Statistisches Bundesamt (2013): Daten zur EU-Haushaltstiberwachung fiir Deutschland in Mrd. €,
www.destatis.de und Deutsche Bundesbank: Maastricht-Notifikation Tabelle 1



bau mit hoher Prioritét fortsetzen. Welcher Handlungsbedarf besteht, wird beim
Vergleich mit dem Landerdurchschnitt deutlich. Im Jahr 2012 héatte der Berliner
Schuldenstand héchstens 32 Mrd. € betragen dirfen, um den durchschnittlichen
Schuldenstand der Lénder von 31 % des BIP nicht zu Uberschreiten. Fir eine
Schuldenstandsquote von 22 % lage die Obergrenze fur Berlin bei 23 Mrd. €.

Ansicht 4: Schulden der Kern- und Extrahaushalte (ohne OPP und kreditdhnliche
Rechtsgeschafte) der Lander und Gemeinden beim nicht-6ffentlichen
Bereich am 31. Dezember 2012 in % des BIP
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30 %
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10%

N | | 1
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Schulden 18% | 9% | 38% | 26% | 33% | 30% | 44% | 38% [ 50% | 10% | 45% | 42% | 38% | 59% | 71% | 26%
in % des BIP

Quellen: Statistisches Bundesamt 2012: Fachserie 14 Reihe 5 Tabellen 4.1., 4.2. und 16.2.;
Arbeitskreis ,,Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lander”; Berechnungen des Rechnungshofs

Daher muss Berlin den Schuldenabbau in AnknlUpfung an die Entwicklung der
letzten beiden Jahre verstetigen. Infolge eines recht starken Wirtschaftswachs-
tums, unerwartet hoher Steuereinnahmen und eines begrenzten Ausgabenzu-
wachses konnte zwischen den Jahren 2010 und 2012 die Schuldenstandsquote
um zwei Prozentpunkte zurlickgefihrt werden. Selbst wenn es dem Land gelingt,
diesen Konsolidierungspfad beizubehalten, wiirde der Berliner Schuldenstand
erst in ca. 30 Jahren auf dem Niveau des heutigen Bundesdurchschnitts liegen.
Voraussetzung hierflr ist, dass das Land eine restriktive Ausgabenpolitik verfolgt
und auf das Land keine Belastungen im Zuge der Neuordnung der féderalen Fi-
nanzbeziehungen zukommen.
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2.3.2 Entwicklung des Bestands von Biirgschaften, Garantien und
sonstigen Gewahrleistungen sowie deren Inanspruchnahme
(ohne Bankgesellschaft)

Das Land hat ausweislich der Haushaltsrechnung 2012 seinen Bestand an Birg-
schaften, Garantien und sonstigen Gewahrleistungen gegentber den Vorjahren
reduziert. Dies gilt beispielsweise fur die gewerbliche Wirtschaft und den Woh-
nungsbau. Bezogen auf den Gewéhrleistungsbestand (ohne Bankgesellschaft)
insgesamt blieb der Anteil der Burgschaften und Garantien fur die gewerbliche
Wirtschaft mit 2 % bis 3 % seit dem Jahr 2007 aber relativ konstant, wahrend der
Anteil des Wohnungsbaus deutlich von 81 % auf 52 % zurlickging. Zugenommen
haben Umfang und Anteil der Absicherung der BBI Flughafen-Kredite. Lag deren
Anteil an den Gewa&hrleistungen insgesamt (ohne Bankgesellschaft) im Jahr 2009
noch bei 4 %, stieg er bis zum Jahr 2012 auf 16 %. Im Jahr 2012 sind neu hinzu-
gekommen Blrgschaften und Garantien fir 6ffentliche InfrastrukturmaBnahmen,
die gemaB § 3 Abs. 10 HG 12/13 auch zum Ruckkauf der Anteile an den Berliner
Wasserbetrieben eingesetzt wurden oder zur Griindung eines Energieversorgers
hatten eingesetzt werden kénnen. Deren Anteil an den Birgschaften, Garantien
und sonstigen Gewahrleistungen betrug hier 13 % (ohne Bankgesellschaft). Eben-
falls neu hinzugekommen sind Blrgschaftserméachtigungen fir den Fondsanteils-
erwerb durch die BIH Berliner Immobilien Holding GmbH (nunmehr firmierend als
Berlinovo Immobiliengesellschaft mbH) mit einem Anteil von 3 % am Erméchti-
gungsrahmen insgesamt (ohne Bankgesellschaft). Diese wurden nach Angaben
der Senatsverwaltung fur Finanzen bis Ende 2012 nicht genutzt.

Ansicht 5: Biurgschaften, Garantien, sonstige Gewéahrleistungen 2007 bis 2012 je-
weils Bestand am Jahresende sowie Ermé&chtigungsrahmen 2012

Burgschaften, Garantien, 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 [Erméchtigungs-
sonstige Gewahrleistungen rahmen 2012
far - Mio. € -

gewerbliche Wirtschaft 156,3| 139,3| 134,2| 144,2| 136,0| 101,6 750,0
Arbeitnehmerbeteiligungen 0,8 0,8 0,7 0,8 0,4 0,4 2,0
Wohnungsbau 5159,2|14710,3|4253,5| 3695,7|3177,8|2724,0 55000
Wohnungsbau-Altschulden | 838,0| 795,9| 758,7| 723,2| 672,8| 633,2 ’
BBI Flughafen-Kredite 196,1| 399,8| 647,9| 819,1 888,0
Sonderfinanzierungen 49,2 47,5 45,1 43,2 41,3 39,3 200,0
Fondsanteilserwerb 2240
durch BIH

Kunst, Kultur 128,7| 212,7| 123,6| 128,5| 133,2| 237,4 400,0
Forschung 10,9 10,8 10,8 12,9 13,7 14,0
EU-Gemeinschafts- 6,5 6,5 8,1 8,1 10,5 50,0
initiativen

offentliche Infrastruktur-

maBnahmen 658,8 700,0
Insgesamt 6332,2|5923,9(5529,2 | 5154,3 | 4830,4 | 5238,0| 8728,0
ohne Bankgesellschaft

Quellen: Haushaltsrechnungen 2011 und 2012 erganzt um fehlende Angaben zum BBI und zu den EU-Ge-
meinschaftsinitiativen



Bei der Inanspruchnahme von Gewéhrleistungen gab es im Zeitraum 2007 bis
2012 groBe Unterschiede zwischen den Wirtschaftsbereichen. Im Bereich des
Wohnungsbaus wurden im genannten Zeitraum durchschnittlich Zahlungen in
Hbéhe von rd. 2 % fallig, wahrend es bei der gewerblichen Wirtschaft rd. 6 %
waren. Auffallig ist der starke Anstieg der Quote auf rd. 9 % und rd. 18 % in den
Jahren 2011 und 2012 im Bereich der gewerblichen Wirtschaft.

Ansicht 6: Nettozahlungen, Birgschaftsbestand am Jahresende (Angaben in
Mio. €) und Quote der Inanspruchnahme bezogen auf das jeweilige Jahr

2007 2008 2009 2010 2011 2012

Biirgschafts- und Gewahrvertrage im Bereich des Wohnungsbaus

Ausgaben fir Inanspruchnahme aus
Blirgschafts- und Gewahrvertragen 48,1 142,0 204,0 1748 79,8 17,2

Biirgschaften, Garantien, sonstige

I 5997,2 | 5506,2 | 5012,2 | 4418,9 | 3850,6 | 3357,2
Gewéhrleistungen am Jahresende

Quote der Inanspruchnahme

im jeweiligen Jahr in % 08% | 26% | 41% | 40% | 21% | 05%

Nettozahlungen 34,7 116,6 191,5 127,0 39,4 -9,2

Biirgschafts- und Gewahrvertrage im Bereich der gewerblichen Wirtschaft

Ausgaben fur Inanspruchnahme aus
Birgschafts- und Gewahrvertragen 9.3 3.0 4.0 2.2 12,8 185

Blrgschaften, Garantien, sonstige 156,3 | 139,3 | 1342 | 1442 | 1360 | 1016
Gewahrleistungen am Jahresende

Quote der Inanspruchnahme

im jeweiligen Jahr in % 59% | 21% | 30% | 1,6% | 94% | 18,2 %

Nettozahlungen 8,1 1,8 2,9 -2,0 6,8 11,0

Quellen: Haushaltsrechnungen 2007 bis 2012 sowie Anlage 5 zu den HG 10/11, 12/13 und 14/15; Berechnun-
gen des Rechnungshofs

Fiskalisch sind insbesondere die Nettozahlungen des Landes im Zusammenhang
mit den Gbernommenen Eventualverbindlichkeiten von Interesse. Diese ergeben
sich als Differenz zwischen den Ausgaben fir die Inanspruchnahme und den Ein-
nahmen aus Blrgschaftsentgelten, den Rickzahlungen von Inanspruchnahmen
sowie Erstattungen von Seiten Dritter. Beim Wohnungsbau sinken die Nettozah-
lungen seit dem Jahr 2010. Im Jahr 2012 Uberstiegen hier die Einnahmen aus
Blrgschaftsvertragen die Ausgaben flr die Inanspruchnahme um 9 Mio. €. Auch
auf Basis von Dreijahresdurchschnitten sind sinkende Nettozahlungen und Net-
tozahlungsquoten (Nettozahlung bezogen auf den Blrgschaftsbestand) zu beob-
achten.
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Ansicht 7: Nettozahlungsquote in % des Bilrgschaftsbestands und Nettozahlun-
gen fir Eventualverbindlichkeiten jeweils auf Basis von Dreijahresdurch-

schnitten
| 2007 bis 2009 | 2008 bis 2010 | 2009 bis 2011 | 2010 bis 2012
Wohnungsbau
Durchschnittliche 2,1 % 2,9 % 2,7 % 1,4 %

Nettozahlungsquote

Durchschnittliche 114,2 145,0 119,3 52,4
Nettozahlung in Mio. €

gewerbliche Wirtschaft

Durchschnittliche 3,0 % 0,7 % 1,9 % 4,2 %
Nettozahlungsquote

Durchschnittliche 4,3 0,9 2,6 5,3
Nettozahlung in Mio. €

Quellen: Haushaltsrechnungen 2007 bis 2012 sowie Anlage 5 zu den HG 10/11, 12/13 und 14/15; Berechnun-
gen des Rechnungshofs

Im Bereich der gewerblichen Wirtschaft stiegen dagegen in den Jahren 2011 und
2012 die Nettozahlungen deutlich auf 6,8 Mio. € bzw. 11 Mio. € gegeniber Net-
toeinnahmen von 2 Mio. € im Jahr 2010. Auch bei der Betrachtung von Dreijah-
reszeitrdumen ist ein leichter Trend steigender Nettozahlungen erkennbar. Nach
dem vorlaufigen Jahresabschluss zum 7. Januar 2014 waren im Jahr 2013 die
Nettozahlungen wieder ricklaufig.

2.4 Fiskalpolitische Regeln in Europa und Deutschland

Im Jahr 2013 traten mit dem Fiskalvertrag und dem sog. Two-Pack auf euro-
paischer Ebene weitere Regeln in Kraft, die das Ziel haben, die Budgetdisziplin
insbesondere im Euroraum zu verbessern. Auch aus diesem Grund wurden in
Deutschland die Gesetze Uber die Haushaltsgrundsatze, den Stabilitatsrat sowie
die Aufteilung von Sanktionszahlungen bei VerstoB gegen den Stabilitdts- und
Wachstumspakt angepasst. Auf nationaler Ebene wurde die fiskalische Uberwa-
chung auf das strukturelle gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit ausgedehnt.



2.4.1 Regelungen auf europaischer Ebene

Die Grundlage der européischen Stabilitatspolitik ist der zuletzt im Jahr 2011
durch die sog. ,Sixpack“-Rechtssetzung® modifizierte Stabilitats- und Wachs-
tumspakt (SWP).? Darin sind als Obergrenze fir das laufende Defizit 3 % und fur
den Schuldenstand 60 % bezogen auf das BIP festgelegt. Um die Einhaltung
der Defizitobergrenze sicherzustellen, darf das um konjunkturelle Effekte sowie
einmalige und befristete MaBnahmen bereinigte Defizit des Gesamtstaates (struk-
turelles Defizit) héchstens 1 % des BIP betragen. Mit verbindlichen, landerspe-
zifischen Mittelfristzielen unterhalb dieser Schwelle wird ein zuséatzlicher Sicher-
heitsabstand zum Defizitkriterium geschaffen. Um die Einhaltung der Obergrenze
fir den Schuldenstand zu gewahrleisten, muss grundsatzlich ein Uber 60 % des
BIP liegender Schuldenstand um ein Zwanzigstel pro Jahr abgebaut werden. Bei
erheblichen Abweichungen vom Defizitziel kann der Rat AnpassungsmaBnahmen
empfehlen, die im Falle der Nichtbefolgung zur Sanktionszahlung in Form einer
Einlage in Héhe von 0,2 % des BIP fuhren kdnnen. Damit sind nunmehr bereits
praventiv, d. h. vor Verletzung der Maastricht-Kriterien, Sanktionen maglich. Diese
zun&chst riickzahlbare Einlage kann bei Uberschreitung des 3 % Defizitkriteri-
ums oder Verletzung der Zwanzigstel-Regel in eine GeldbuBe umgewandelt wer-
den. Ergénzend zu diesen fiskalischen Regeln erhielt der SWP mit dem Verfahren
zur Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer Ungleichgewichte eine wirt-
schaftspolitische Komponente.°

Als Reaktion auf die teilweise hohe Staatsverschuldung im Euroraum, zur Vermei-
dung zukunftiger Uberhdhter Staatsdefizite sowie zur besseren Koordination der
Fiskalpolitik schlossen die EU-Mitgliedsstaaten mit Ausnahme GroBbritanniens
und Tschechiens im Jahr 2012 den ,Vertrag Uber Stabilitdt, Koordinierung und
Steuerung in der Wirtschafts- und Wahrungsunion® (Fiskalvertrag).'" Dieser trat
am 1. Januar 2013 in Kraft. Den SWP verschérfend, sind danach strukturelle
Haushaltsdefizite von maximal 0,5 % des BIP zuldssig. Die Unterzeichnerstaaten
verpflichteten sich ferner zur Errichtung unabhéngiger Institutionen, welche die
Einhaltung der Zielvorgaben auf nationaler Ebene Giberwachen. Bis zum Ende des

8 Verordnung 1177/2011 des Rates vom 8. November 2011 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97
Uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem tibermaBigen Defizit;
Verordnung 1175/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 zur Ande-
rung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates iiber den Ausbau der haushaltspolitischen Uberwachung
und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken; Verordnung 1173/2011 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 Uber die wirksame Durchsetzung der haus-
haltspolitischen Uberwachung im Euro-Wahrungsgebiet; Richtlinie 2011/85/EU des Rates vom 8. Novem-
ber 2011 Uber die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedsstaaten

9 Artikel 126 AEUV i. V. m. Protokoll Nr. 12 zum AEUV (Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen
Union); Verordnung 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 (iber den Ausbau der haushaltspolitischen Uber-
wachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken; Verordnung 1467/97 des Ra-
tes vom 7. Juli 1997 Uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem GlbermaBigen Defizit

10 Verordnung 1176/2011 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 Uber die
Vermeidung und Korrektur makrodkonomischer Ungleichgewichte; Verordnung 1174/2011 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 Uber DurchsetzungsmaBnahmen zur Korrektur
UbermaBiger makro6konomischer Ungleichgewichte im Euro-Wé&hrungsgebiet

11 Vertrag Uber Stabilitat, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Wahrungsunion vom
2. Mérz 2012
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Jahres 2013 mussten diese Defizitregeln in nationales Recht médglichst mit Ver-
fassungsrang umgesetzt werden. Bei Verletzung des Fiskalvertrages kann nach
Klage vor dem Europaischen Gerichtshof (EuGH) und ausbleibender Umsetzung
des EuGH-Urteils eine Strafzahlung in Héhe von 0,1 % des BIP verhé&ngt werden.

Zur besseren Verzahnung der Wirtschafts- und Finanzpolitik wurde ebenfalls im
Jahr 2011 erstmals das Europaische Semester durchgefiihrt.’? Dahinter steht
eine feste Abfolge von Berichten und Empfehlungen, beginnend mit dem Jah-
reswachstumsbericht der Europdischen Kommission (Kommission), aus dem der
Européaische Rat u. a. fiskalpolitische Leitlinien ableitet. Bezugnehmend auf diese
Leitlinien berichten die Mitgliedsstaaten bis Ende April in den Stabilitats- bzw.
Konvergenzprogrammen Uber ihre nationale finanzpolitische Strategie. Darin in-
formieren die EU-Mitgliedsstaaten u. a. Uber die Entwicklung der &ffentlichen
Schuldenquote, Uber ihre landerspezifischen Haushaltsziele und den Anpas-
sungspfad dorthin. Mitte Juli endet das Europaische Semester mit der Annahme
der l&nderspezifischen Empfehlungen durch den Rat. Diese Empfehlungen kén-
nen sich auf alle Bereiche des 6ffentlichen Haushalts und damit auch auf die
Ebene der Bundeslander beziehen. Beispielsweise empfahl der Rat im Rahmen
des Européischen Semesters 2013 neben einer Reform der Grundsteuer und
mehr wachstumsférdernden Bildungs- und Forschungsausgaben eine kohérente
Umsetzung der Schuldenbremse in allen Bundeslandern.®

Ende Mai 2013 traten zwei weitere EU-Verordnungen mit dem Ziel, die Haushalts-
kontrolle im Euroraum und die Uberwachung von Krisenlandern zu starken, in
Kraft (Two-Pack).'* Diese bauen auf dem SWP auf und Ubertragen einige Regeln
des Fiskalvertrages in EU-Recht. Erganzend zu den Berichtspflichten des Euro-
paischen Semesters intensiviert das Two-Pack die haushaltspolitische Koordi-
nierung. Bis zum 30. April ist im Rahmen des Européischen Semesters Uber die
mittelfristige Finanzplanung zu berichten. Ferner missen bis zum 15. Oktober der
Entwurf des Haushaltsplans des Bundes sowie die wesentlichen Parameter der
Haushaltsplanentwurfe der Lander, Gemeinden und Sozialversicherungen verof-
fentlicht werden. Ebenfalls bis zum 15. Oktober erhélt die Kommission eine Uber-
sicht Gber die Haushaltsplanung des Folgejahres, die u. a. Uber die Finanzierungs-
salden aller staatlichen Ebenen informiert. Die Kommission nimmt bis spatestens
30. November zu den Berichten Stellung und kann bei schweren VerstéBen gegen
den SWP die Mitgliedsstaaten zur Vorlage eines Uberarbeiteten Haushaltsplans

12 vgl. Artikel 2-a Verordnung 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 uber den Ausbau der haushaltspoliti-
schen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken (konsolidierte
Fassung)

13 vgl. Empfehlungen des Rates zum nationalen Reformprogramm Deutschlands 2013 mit einer Stellung-
nahme des Rates zum Stabilitdtsprogramm Deutschlands fur die Jahre 2012 bis 2017 (11201/13) vom
8. Juli 2013

14 Verordnung 473/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 liber gemeinsame
Bestimmungen fiir die Uberwachung und Bewertung der Ubersichten (iber die Haushaltsplanung und fiir
die Gewahrleistung der Korrektur tibermaBiger Defizite der Mitgliedsstaaten im Euro-Wahrungsgebiet;
Verordnung 472/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 Uber den Ausbau
der wirtschafts- und haushaltspolitischen Uberwachung von Mitgliedsstaaten im Euro-W&hrungsgebiet,
die von gravierenden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilitat betroffen oder bedroht sind



auffordern. Die Mitgliedsstaaten garantieren nach dem Two-Pack auBerdem, dass
unabhéngige Institute die fir die Haushaltsplanung maBgeblichen makrotkono-
mischen Prognosen erstellen und unabhangige Einrichtungen die Einhaltung der
Fiskalregeln Gberwachen.

Auch wenn dem Bund die Berichterstattung im Rahmen des Two-Packs zuféllt,
kann die Kommission sich in ihrer Stellungnahme auf alle staatlichen Ebenen be-
ziehen. So stellte die Kommission in ihrem Bericht vom November 2013 fest, dass
einzelne Empfehlungen des Europédischen Semesters 2013 nicht in den Bericht
zur Haushaltsplanung aufgenommen wurden. Dies betrifft beispielsweise den Be-
reich Bildung und Forschung, aber auch die unzureichende Umsetzung der Schul-
denbremse auf Ebene der Bundeslander.’ Insbesondere von Letzterem ist auch
das Land Berlin betroffen. Daher bekréaftigt der Rechnungshof seine Erwartung,
dass die Schuldenregel zligig in die Landesverfassung und die Landeshaushalts-
ordnung aufgenommen wird (vgl. zuletzt Jahresbericht 2012, T 43).

2.4.2 Umsetzung des Fiskalvertrages in Deutschland

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalvertrags
(Fiskalvertragsumsetzungsgesetz) wurden u. a. zentrale Vorgaben des Fiskalver-
trages im Juli 2013 in deutsches Recht Ubertragen. Seither darf das strukturelle
gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit die Obergrenze von 0,5 % des BIP nicht
Uberschreiten. Der Stabilitatsrat erhielt zusatzlich die Aufgabe, die Einhaltung die-
ser Obergrenze zu (iberwachen. Bei deren Uberschreitung empfiehlt er Korrektur-
maBnahmen und berlcksichtigt hierbei die Empfehlungen des Rates im Rahmen
des Européischen Semesters. Die Empfehlungen des Stabilitdtsrates gehen an
die Regierungen des Bundes und der Lander zur Weiterleitung an die Parlamente.
Ein neunkdpfiger Beirat unterstiitzt den Stabilitatsrat bei der Uberwachung des
Defizits. Insgesamt sechs dieser Mitglieder werden von dem Bund, den Landern,
den Spitzenverbdnden der Kommunen und den Spitzenorganisationen der So-
zialversicherung benannt. Die Ubrigen drei Beiratsmitglieder kommen von der
Bundesbank, dem Sachversténdigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung und einem an der Gemeinschaftsdiagnose beteiligten For-
schungsinstitut. Der Beirat gibt eine eigene Stellungnahme zur Einhaltung der
Defizitobergrenze ab und empfiehlt bei deren Verletzung KorrekturmaBnahmen.
Die Stellungnahme und die Empfehlungen des Beirates werden verdéffentlicht.

Mit der Schaffung des Beirates soll die bei der Uberwachung der Defizitobergrenze
im Fiskalvertrag und im Two-Pack geforderte institutionelle Unabhangigkeit des
Kontrollgremiums sichergestellt werden. Denn auch die Abstimmungsregeln des
politisch besetzten Stabilitdtsrates kdnnen nicht verhindern, dass nichtfiskalische

15 Stellungnahme der Kommission vom 15. November 2013 zur Ubersicht (iber die Haushaltsplanung
Deutschlands (C(2013) 8001)
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Erwagungen das Abstimmungsverhalten Uberlagern. Der Beirat soll diese institu-
tionelle Licke schlieBen.

Das Grundgesetz enthalt fir die Lander keine numerische Vorgabe zum jahrlichen
Abbau der strukturellen Defizite bis zum Jahr 2020. Daher machten diese ihre Zu-
stimmung zum Fiskalvertragsumsetzungsgesetz u. a. davon abhangig, dass bei
einer Verletzung der 0,5 % Defizitgrenze der Bund mégliche Sanktionszahlungen
Ubernimmt. Das Sanktionszahlungs-Aufteilungsgesetz enthélt einen Passus, der
klarstellt, dass allein der Bund Sanktionszahlungen tragt, die sich aus Abwei-
chungen vom mittelfristigen Haushaltsziel und fehlenden korrektiven MaBnahmen
ergeben. Von der Haftung nicht freigestellt sind die Bundeslander dagegen bei
Manipulationen der Statistik oder im Falle eines Verfahrens bei einem tGbermaBi-
gen Defizit. Generell bezieht sich die Haftungsfreistellung nur auf Empfehlungen
des Rates, die vor dem Jahr 2020 enden. Daher missten die Bundeslander zur
Vermeidung von Sanktionszahlungen auch Ratsempfehlungen umsetzen, die vor
dem Jahr 2020 beginnen, aber nach diesem Zeitpunkt enden.

Bereits vor dem Fiskalvertragsumsetzungsgesetz haben sich Bund und Lander
auf Eckpunkte zur Umsetzung des Fiskalvertrages geeinigt. Da nunmehr auch die
Kommunalschulden auf die Defizitobergrenze der Lander angerechnet werden,
ist vorgesehen, die kommunale Ebene durch eine Neuregelung der Eingliede-
rungshilfe finanziell zu entlasten. Im Land Berlin missen jahrlich 700 Mio. € fur
Eingliederungshilfe aufgewendet werden.

In den Eckpunkten sahen Bund und Lander ferner ein intelligentes Schulden-
management in Form gemeinsamer Bund-Lander-Anleihen vor. Daher wurde im
Juni 2013 eine Anleihe mit einer Laufzeit von sieben Jahren und einem Volumen
von 3 Mrd. € emittiert. Neben dem Bund beteiligen sich zehn Bundeslander, die
jeweils teilschuldnerisch haften. Der Berliner Anteil betragt 13,5 %.

2.4.3 Berichte an den Stabilitatsrat

Die innerstaatliche Uberwachung der Haushalte des Bundes und der Lander ist
Aufgabe des Stabilitatsrates. Hierfir erstellen die Lander und der Bund jedes
Jahr im September einen Stabilitdtsbericht. Diese Berichte enthalten eine Pro-
jektion der mittelfristigen Haushaltsentwicklung sowie eine kennziffernbasierte
Beschreibung der Haushaltsentwicklung und der Finanzplanung. Uberschreiten
diese Kennziffern mehrheitlich zuvor festgelegte Schwellenwerte, kann der Sta-
bilitdtsrat eine drohende Haushaltsnotlage feststellen. In diesem Fall muss die
betreffende Kdrperschaft mit dem Stabilitdtsrat ein Sanierungsprogramm verein-
baren und Uber die Fortschritte halbjahrlich berichten. Im Jahr 2011 wurde fir das
Land Berlin eine drohende Haushaltsnotlage festgestellt und ein Sanierungspro-
gramm vereinbart.



Lander, die — wie Berlin — Konsolidierungshilfen erhalten, missen zusatzlich im
Frihjahr Gber den Abbau des strukturellen Defizits berichten (vgl. Vorjahresbe-
richt, T 17). In der mit dem Bund ebenfalls im Jahr 2011 geschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung zur Gewéahrung von Konsolidierungshilfen ist der Pfad zum
Abbau des strukturellen Defizits festgelegt.

Die Kennziffern des Berliner Stabilitatsberichts 2013 waren sowohl fir die Ge-
genwart als auch den Finanzplanungszeitraum mehrheitlich unauffallig. Die Uber-
schreitung der Schwellenwerte beim Schuldenstand je Einwohner sowie bei der
Zins-Steuer-Quote ist Ausdruck der stark schuldenbasierten Haushaltswirtschaft
in der Vergangenheit.

Ansicht 8: Kennziffern zur aktuellen Haushaltslage und zur Finanzplanung'

Aktuelle Haushaltslage Haushaltsentwurf/Finanzplanung
Ist Ist Soll | Uber-| Soll Soll FPL FPL | Uber-
2011 | 2012 | 2013 | schrei-| 2014 | 2015 | 2016 | 2017 |schrei-
tung tung
- € je Einwohner -
Struktureller -145 174 -73 -5 54 136 232
Finanzierungssaldo
Schwellenwert -281 -231 -329 | nein -429 -429 -429 -429 | nein
Landerdurchschnitt -81 -31 -129
-9 -
Kreditfinanzie- 3,3 -0,4 2,2 0,7 -0,3 -1,8 -3,2
rungsquote
Schwellenwert 5,3 4,7 5,6 | nein 9,6 9,6 9,6 9,6 | nein

Landerdurchschnitt 2,3 1,7 2,6

- 9% -
Zins-Steuer-Quote 14,6 12,9 14,1 12,6 12,2 12,0 11,9
Schwellenwert 135 | 123 | 126 | ja 13,6 13,6 13,6 13,6 | nein
Landerdurchschnitt 9,0 8,2 8,4
- € je Einwohner -
Schuldenstand 17695 | 18237 |18382 18429 (18409 (18284 | 18064
Schwellenwert 14521 |15019 {15306 | ja 15506 (15706 (15906 |16106 ja
Landerdurchschnitt 6601 | 6827 | 6957

1 Beschluss des Stabilitatsrates vom 5. Dezember 2013

Das zweite Beurteilungskriterium des Stabilitadtsrates, die Mittelfristprojektion,
wird flr zwei Siebenjahreszeitrdume berechnet. In der Projektion wird die héchst-
zuldssige Zuwachsrate der Ausgaben ermittelt, bei der am Ende des jeweiligen
Zeitraums die Kennziffer Schuldenstand noch unaufféllig bleibt. Liegt diese Zu-
wachsrate mehr als drei Prozentpunkte unter dem Landerdurchschnitt, ist das
Ergebnis aufféllig. Der Stabilitatsrat prift, ob eine Haushaltsnotlage droht, wenn
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die Schwellenwerte in beiden Zeitrdumen unterschritten wurden. In Berlin waren
im Jahr 2013 wie bereits im Jahr 2012 beide Zeitrdume unaufféllig.

Ansicht 9: Projektion der mittelfristigen Haushaltsentwicklung auf Basis einheit-
licher Annahmen'’

Zeitraum héchstzulassige Schwellen- Lénder- Wurde der Schwellen-
Zuwachsrate der wert durchschnitt | wert unterschritten?
Ausgaben Land Berlin

- 9% -
2012 bis 2019 1,7 1,0 4,0 nein

2013 bis 2020 1,5 0,7 3,7 nein

1 Beschluss des Stabilitdtsrates vom 5. Dezember 2013

Das Land Berlin befindet sich nach Feststellung einer drohenden Haushaltsnot-
lage im Jahr 2011 noch bis zum Jahr 2016 im Sanierungsverfahren und legte
deshalb im April und September 2013 eine aktualisierte Fortschreibung seines
Sanierungsprogramms vor. Erneut konnte der Senat anhand konkreter MaBnah-
men darstellen, wie das Land den Abbaupfad des strukturellen Defizits einhalten
wird. Dabei sind nur solche MaBnahmen zuldssig, die in die alleinige Kompetenz
des Landes fallen. Mit dem Vierten Bericht des Landes Berlin zur Umsetzung des
Sanierungsprogramms 2012 bis 2016 (Sanierungsbericht) vom September 2013
musste das Land gegenulber der Fortschreibung vom Frihjahr 2013 seine Prog-
nose fUr die angestrebte Schuldentilgung im Zeitraum 2014 bis 2016 allerdings
nach unten korrigieren. Statt des im April 2013 erwarteten Betrags von insge-
samt 477 Mio. € strebte der Senat im September 2013 per Saldo einen Abbau
von 327 Mio. € an. Nach seiner Einschatzung waren hierfir insbesondere die
zensusbedingten Mindereinnahmen ursachlich, die nur unzureichend durch an-
dere Mehreinnahmen oder Einsparungen kompensiert wurden. Der angekiindigte
Schuldentilgungsplan war am Ende des Finanzplanungszeitraums nur unzurei-
chend mit MaBnahmen untersetzt. So stand der allein fiir das Jahr 2016 geplanten
Schuldentilgung von 417 Mio. € eine noch nicht untersetzte Ausgabenabsenkung
von 344 Mio. € gegenulber.

Der Stabilitdtsrat begruBte in seiner Sitzung am 5. Dezember 2013 die Beibehal-
tung des strikten Konsolidierungskurses. Gleichzeitig wies er darauf hin, dass der
durchgéangig hohe Sicherheitsabstand zur Obergrenze der Nettokreditaufnahme
das Land nicht zu einem Nachlassen in seinen Konsolidierungsanstrengungen
verleiten darf. Wenn dem Land Berlin auch im Mai 2017 keine Haushaltsnotlage
droht, kann der Stabilitatsrat die Einstellung des Sanierungsverfahrens beschlie-
Ben.



Ansicht 10: Aktualisiertes Sanierungsprogramm zum September 2013!

2011 | 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016
- Mio. € -

Obergrenze der 1262 1797 1281 1048 765
Nettokreditaufnahme

bereinigte Ausgaben 21910 | 21892 | 22493 | 22849 | 23025 | 23039
bereinigte Einnahmen 20794 | 22568 | 21992 | 22689 | 23089 | 23454
Nettokreditaufnahme 1270 -196 485 156 -66 -417
ﬁi’fﬁgﬁozﬁégfﬁj?ﬁﬂffez 1458 1312 1125 1114 838

1 TOP 3 der Sitzung des Stabilitatsrates vom 5. Dezember 2013

2 Die fur das Jahr 2016 im Sanierungsbericht unterstellte Aufldsung eines Handlungsbedarfs in Héhe von
344 Mio. € ist nicht berticksichtigt.

Die noch im Sanierungsbericht im September 2013 prognostizierte Entwicklung
in den Jahren 2014 bis 2016 stellt sich nach der Verabschiedung des HG 14/15
deutlich positiver dar. Fur die Jahre 2014 bis 2016 ist nun eine Schuldentilgung
von insgesamt 733 Mio. € geplant. Dieser Wert Ubertrifft die Prognose des Senats
aus dem September 2013 (327 Mio. €) um mehr als das Doppelte.

Bis zum Jahr 2019 erhélt das Land Berlin aus dem Bundeshaushalt Konsolidie-
rungshilfen zum Abbau des strukturellen Defizits, um vom Jahr 2020 an die Vor-
gabe der Schuldenregel einhalten zu kdnnen. Voraussetzung fir die Zahlung der
Konsolidierungshilfen war der Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung zum Ge-
setz zur Gewahrung von Konsolidierungshilfen (VV KonsHilfG) mit dem Bund, in
der die Schritte zum Abbau des strukturellen Defizits festgelegt wurden. Der fir
das Jahr 2010 errechnete Ausgangswert von rd. 2 Mrd. € muss bis zum Jahr 2019
jahrlich um 10 % verringert werden. Das Land muss in jahrlichen Konsolidierungs-
berichten den Abbau des strukturellen Defizits nachweisen, um den Zahlungsan-
spruch zu behalten. Der Stabilitdtsrat hat in seiner Sitzung am 28. Mai 2013 auf
der Grundlage des Konsolidierungsberichts 2012 festgestellt, dass Berlin die
Vorgaben der Verwaltungsvereinbarung im Jahr 2012 eingehalten hat. Die Ober-
grenze des strukturellen Finanzierungsdefizits 2012 betrug 1 609,2 Mio. €. Im Ist
belief sich das strukturelle Finanzierungsdefizit auf 151,8 Mio. €.

Ansicht 11: Strukturelles Defizit im Land Berlin (Abbaupfad bis zum Jahr 2020 in Mio. €)

Jahr | Ausgangs-| 2011 | 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020
wert 2010

Soll 1810,4/1609,2|1408,1|1206,9|1005,8| 804,6| 603,5| 402,3| 201,2 0

Ist 2011,5'(1206,3| 151,8

1 gemaB §§ 3 und 4 VV KonsHilfG

Das Land Berlin hat im Jahr 2012 — wie schon im Jahr 2011 - einen Konsolidie-
rungserfolg erzielt, der deutlich Uber den Anforderungen lag.
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2.5 Entwicklung der Haushaltseckwerte

2.5.1 Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben insgesamt

32  Die nachstehende Tabelle stellt die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben
des Landes in den Jahren 2009 bis 2017 dar:

Ansicht 12: Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben’

Art der Einnahmen

2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 20132 | 2014 | 2015 | 2016 | 2017

und Ausgaben - Mio.€ -

EINNAHMEN

Steuern ohne steu- 9698,4/10479,6| 10832,9| 11615,6/11932,9| 12477,2{12844,5/13267,0{13698,0
eréhnliche Abgaben

Landerfinanz- 3067,3| 29235 2616,4| 3433,4| 3415,7| 3347,0| 3420,0| 3642,0| 3787,0
ausgleich

Bundeserganzungs- | 2862,0| 2805,2| 2807,4| 2779,4 2578,1| 2517,9| 2425,8| 2362,0) 2270,0
zuweisungen/Zuwei-

sungen vom Bund

Zensusbedingte -470,0| -470,0
Mindereinnahmen

Sonstige Einnahmen®| 2882,8| 4684,0| 5241,7| 5362,4| 5398,4| 5184,1| 5071,4| 5115,0| 5131,0
Eae:‘t;zred'ta”f' 2773,1| 1550,1| 1269,5| -195,5| -9559¢ -90,2| -226,4| -417,0 -737,0
Primareinnahmen |19448,3/20031,9| 20623,4| 22392,0| 22617,4| 22909,5|23220,2|23402,0(23901,0
= bereinigte Einnahmen

ohne Vermdgensverau-

Rerungen

Gesamteinnahmen |21283,6(/22442,3| 22767,9| 22995,2|22369,2| 23436,0{23535,2|23499,0(23679,0
AUSGABEN

Personalausgaben 6281,9| 6460,2| 6606,7| 6759,6/ 6941,4| 7167,8| 7329,4| 7521,0| 7751,0
Konsumtive Ausga- |10939,8(11183,3| 11503,4| 11619,6/12109,4| 12060,3|12131,6{11939,0|11840,0
ben (ohne Ausgaben

flr den Schuldendienst)

Investitionsausgaben| 1543,4| 1772,5| 1533,8| 1377,4| 1265,4| 1533,9| 1458,2| 1400,0| 1400,0
Zinsausgaben (@uch | 5543 3 5007 7| 22055 2096,8| 1917,2| 2116,0] 2120,0| 2150,0| 2200,0
an Korperschaften)

Sonstige Ausgaben 285,2| 818,7 898,6| 1141,8| 599,3 558,0| 496,1| 832,0/ 1147,0
Anpassung -344,0| -661,0
(Handlungsbedarf)

Priméarausgaben 18805,8/19461,0| 19684,1| 19795,3| 20352,0| 20794,6|20949,4/20888,0|121017,0
= bereinigte Ausgaben

ohne Zinsausgaben

Gesamtausgaben |21283,6(22442,3| 22767,9| 22995,2|22832,7| 23436,1({23535,2|23498,0(23677,0
Primarsaldo 642,6| 570,9 939,3| 2596,7| 2265,4| 2114,9| 2270,8| 2514,0| 2884,0

1 Zahlenangaben der Senatsverwaltung fur Finanzen in den Haushaltsrechnungen 2009 bis 2012, im
HG 14/15 und in der Finanzplanung 2013 bis 2017; Abweichungen hierzu und zu Einzelansichten durch
Rundungsdifferenzen

2 vorlaufiges Ist der Senatsverwaltung fiir Finanzen; Stand: 7. Januar 2014

3 Die im jahrlichen Verlauf niedrigen Einnahmen 2009 resultieren aus der haushaltsmaBigen Abwicklung des
inneren Darlehens aus der Ricklage Risikoabschirmung.

4 In ihrem Schreiben an den Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses (rote Nr. 0927 H) vom 22. Janu
ar 2014 geht die Senatsverwaltung fiir Finanzen von einer Nettokreditaufnahme von -456,2 Mio. € aus.
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Aufgrund der prognostizierten guten konjunkturellen Aussichten geht der Senat
von einer weiteren Verbesserung der Einnahmesituation des Landes in den fol-
genden Jahren aus. Trotz der jahrlichen zensusbedingten Mindereinnahmen von
470 Mio. € erwartet der Senat im Jahr 2017 ca. 684 Mio. € mehr Einnahmen als
im Jahr 2012.

Mit dem Erreichen eines ausgeglichenen Haushalts vom Jahr 2014 an sieht der
Senat fir die Folgejahre als eine Aufgabe nachhaltiger Finanzpolitik u. a., ,Pla-
nungssicherheit durch Erwirtschaftung angemessener Uberschiisse zu sichern®.'®
Um dieses Ziel zu erreichen, ist es auch Uber das Jahr 2014 hinaus notwendig,
die 0,3 % Netto-Ausgabenlinie einzuhalten. Bei der 0,3 % Netto-Ausgabenlinie
handelt es sich um eine vom Senat erstmals in der Finanzplanung 2009 bis 2013
formulierte Strategie zur Ausgabenbegrenzung'’. Dariiber hinaus sind die fiir die
Jahre 2014 bis 2017 geplanten pauschalen Minderausgaben umzusetzen und
weitere Handlungsbedarfe durch konkrete KonsolidierungsmaBnahmen zu erfil-
len.

Um den Haushalt des Landes sowohl gegen ausgabeseitige als auch einnah-
meseitige Volatilitdten abzusichern, schlagt der Senat vor, zur Abdeckung der
ausgabeseitigen Volatilitdten mindestens 0,5 % des Haushaltsvolumens und zur
Abdeckung der einnahmeseitigen Volatilitdten mindestens 1,0 % des Haushalts-
volumens festzulegen. Dies ergdbe eine Nachhaltigkeitsreserve von mindestens
300 Mio. €, die als Finanzierungsiiberschuss in den Haushalten geplant und in der
Haushaltswirtschaft méglichst auch realisiert werden soll. Wird die Nachhaltig-
keitsreserve nicht zum Ausgleich von Volatilitdten bendétigt, muss sie zur Tilgung
des Schuldenstandes herangezogen werden.'®

Der Rechnungshof hélt es flr geboten, die Nachhaltigkeitsreserve im jahrlichen
Haushaltsplan gesondert auszuweisen, damit deren Inanspruchnahme in der
Haushaltswirtschaft bzw. der Einsatz zur Schuldentilgung nachvollziehbar sind.

2.5.2 Priméarsaldo und Zinsausgaben

Der Primarsaldo zeigt auf, inwieweit im Landeshaushalt die bereinigten Ein-
nahmen abziglich der Einnahmen aus Vermdgensaktivierungen (Priméreinnah-
men) zur Deckung der bereinigten Ausgaben abzlglich der Zinsaufwendungen
(Primarausgaben) ausreichen. Die folgende Ansicht veranschaulicht die Entwick-
lung des Priméarsaldos und der Zinsausgaben des Landes:

16 Finanzplanung 2013 bis 2017, S. 41
17 Finanzplanung 2009 bis 2013, S. 22 bis 23
18 Finanzplanung 2013 bis 2017, S. 44
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Ansicht 13: Primarsaldo und Zinsausgaben

3500 Mio €

[ Primarsaldo Zinsausgaben
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Wahrend in den Jahren 2009 bis 2011 die Primé&rtberschisse noch deutlich gerin-
ger als die Zinsausgaben waren, Ubersteigen sie in den Jahren 2012 und 2013 die
Zinsausgaben. Fir das Jahr 2014 erwartet der Senat, dass der Primariiberschuss
und die Hbhe der Zinsausgaben ein gleiches Niveau erreichen und vom Jahr 2015
an die Primariberschisse dann kontinuierlich weiter anwachsen.

Die Senatsverwaltung flr Finanzen geht bei diesen Planungen weiterhin davon
aus, dass das gegenwartige niedrige Zinsniveau noch anhalt. Dabei ist sie sich
der Unwégbarkeiten der Zinsentwicklung bewusst. Eine Erhdhung der Umlauf-
renditen von Anleihen der 6ffentlichen Hand um nur einen Prozentpunkt am Kapi-
talmarkt wirden den Berliner Haushalt beim derzeitigen Schuldenstand schon im
ersten Jahr mit 85 Mio. € Mehrausgaben und auf Dauer mit jéhrlich 600 Mio. €
belasten.’ Dennoch sieht der Senat einen dauerhaften Entlastungsbetrag aus
vermiedener Kreditaufnahme der Jahre 2011 und 20122° (20 Mio. € fiir 2014 und
30 Mio. € jeweils flr die folgenden Jahre) nicht zur Schuldentilgung, sondern zur
Erhéhung seiner Brutto-Ausgabenlinie vor (vgl. T 39). Der Rechnungshof weist er-
neut darauf hin, dass der Senat den eingeschlagenen Konsolidierungskurs gerade
unter den zurzeit glinstigen Bedingungen der konjunkturellen Entwicklung und der
Kapitalmarktzinsen strikt fortsetzen muss (vgl. Vorjahresbericht, T 32).

2.5.3 Struktur und Entwicklung der Einnahmen

Auch im Jahr 2013 wurden mehr als drei Viertel der Einnahmen des Landes aus
Steuern, Landerfinanzausgleich und Bundesergdnzungszuweisungen erzielt.

19 Finanzplanung 2013 bis 2017, S. 42
20 Finanzplanung 2013 bis 2017, S. 49
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Ansicht 14: Einnahmestruktur im Jahr 2013
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Die Einnahmestruktur zeigt die starke Abhéngigkeit des Landes von der bundes-
weiten Entwicklung der Steuereinnahmen und von bundesstaatlichen Hilfen; die
Verwaltungseinnahmen bzw. die Einnahmen aus eigener wirtschaftlicher Tatigkeit
bleiben bei niedrigen 7 %. Betrachtet man die Planung bis zum Jahr 2017 wird
sich an dieser Einnahmestruktur auch nichts &ndern (vgl. Ansicht 15). Lediglich
die Einnahmen aus Steuern sollen kontinuierlich steigen und die Verwaltungs-
und sonstigen Einnahmen sollen weiter absinken. Insofern wirden sich mégliche
Einnahmeausfalle aufgrund von Rechtsanderungen auf Bundesebene aber auch
eine Verschlechterung der Konjunktur negativ auf die weitere Konsolidierung des
Landeshaushalts auswirken.

Ansicht 15: Entwicklung der Einnahmestruktur in den Jahren 2014 bis 2017
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Die Entwicklung ausgewahlter Steuereinnahmen stellt sich unter Berilicksichti-
gung der Steuerschatzung vom November 2013 fir die Jahre 2009 bis 2017 wie
folgt dar:

Ansicht 16: Anteil und Entwicklung maBgeblicher Steuereinnahmen'-2
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1 Jahre 2014 bis 2017 gemaB Steuerschatzung vom November 2013

2 Zuordnung gemaB Gruppierungsiibersicht

Die Bedeutung der Einkommensteuer als Einnahmequelle fir Berlin wachst. Ur-
séchlich dafir ist die Verlagerung mehrerer groBer lohnsteuerlicher Betriebsstatten
nach Berlin, was zu erheblichen positiven Liquiditatseffekten im Jahr 2013 fuhrte,
die aber durch den Landerfinanzausgleich und die Lohnsteuerzerlegung mit Ver-
zbgerung wieder ausgeglichen werden. Andererseits ist zu berlcksichtigen, dass
eine Wegverlagerung der Unternehmen von Berlin zu negativen Liquiditatseffek-
ten mit ebenfalls verzogertem Ausgleich fihren wiirde.?! Die zweitgréBte steuerli-
che Einnahmequelle Berlins ist die Umsatzsteuer, gefolgt von der Gewerbesteuer.
Da die Steuerschatzung auf der Basis des geltenden Steuerrechts erfolgt, sind
die vom Senat beschlossene weitere Anhebung des Grunderwerbsteuersatzes in
Berlin zum 1. Januar 2014 und die Einfilhrung der Ubernachtungssteuer (City-Tax)
noch nicht bertcksichtigt.

2.5.4 Struktur und Entwicklung der Ausgaben

Fur das Jahr 2013 ergibt sich folgende Ausgabestruktur:

21 Ergebnis der 143. Sitzung des Arbeitskreises ,,Steuerschatzungen” vom 5. bis 7. November 2013 in Bre-
merhaven, S. 4 bis 5

Jahresbericht 2014
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Ansicht 17: Ausgabestruktur im Jahr 2013
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Die einzelnen Ausgabearten unterscheiden sich hinsichtlich ihres Anteils an den
Gesamtausgaben sehr stark voneinander; zugleich entwickeln sie sich mit unter-
schiedlicher Dynamik. Dies belegt die Ansicht 18.

Ansicht 18: Darstellung der Ausgabestruktur in den Jahren 2009, 2013 und 2017
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Den gréBten Ausgabeblock stellen die konsumtiven Sachausgaben dar. Zweit-
groBter Ausgabeblock sind die Personalausgaben, wahrend die Ausgaben fir In-
vestitionen eine nur untergeordnete Rolle spielen. Der Anteil der Personalausga-
ben wird von 29,5 % der Gesamtausgaben im Jahr 2009 auf 32,7 % im Jahr 2017
anwachsen, gleichzeitig sinkt der Anteil der Ausgaben flr Investitionen von 7,3 %
auf 5,9 %. Der Anteil der konsumtiven Sachausgaben soll geringfligig absinken,
von 51,4 % der Gesamtausgaben im Jahr 2009 auf 50,0 % im Jahr 2017.

Auch mit der neuen Finanzplanung 2013 bis 2017 halt der Senat an der langfris-
tigen Strategie fest, den Ausgabenzuwachs auf durchschnittlich jahrlich 0,3 %
zu begrenzen. Dabei bezieht sich dieses Ziel auf eine Netto-Ausgabenlinie, die
mit jahrlichen Absolutbetrdgen festgelegt ist, die aber noch die Haushaltsstruktur
des Jahres 2009 mit den damaligen Zielfestlegungen widerspiegelt. Mithilfe einer
Bereinigungsrechnung passt der Senat in der Finanzplanung 2013 bis 2017 die
damalige Struktur an die heutigen Verhéltnisse an und ermittelt so die zuldssige
Brutto-Ausgabenlinie.

Ansicht 19: Ermittlung der zulassigen Brutto-Ausgabenlinie'

Bereinigungsrechnung fur 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016 2017
Brutto-Ausgabenlinie ]

- Mio. € -
0,3 % Netto-Ausgabenlinie 22041| 22109 | 22175| 22250 | 22315 | 22380

Verénderung gegentiber dem Vorjahr in %| 0,3% | 0,3% | 0,3% | 0,3% | 0,3% | 0,3%
zzgl. dauerhafter Finanzierungszufllisse

durch den Bund (Ubernahme der Grund- 172 274 446 468 566 665
sicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung und Bildungs- und Teilhabepaket)

aufgrund durchlaufender Posten — — 48 45 58 72

MaBnahmen zur dauerhaften Starkung 38 68 70 70 70 70
der Einnahmekraft (Erhéhung des Steu-
ersatzes der Grunderwerbsteuer zum
01.04.2012)

zzgl. Sondersachverhalte

dauerhafte Entlastung durch vermiedene
Kreditaufnahme

zzgl. Einmalsachverhalte

Flughafen Berlin Brandenburg? 71 — — — — —
Berlinovo/BIH 28 140 112 90 — —
angestrebte Brutto-Ausgabenlinie 22350 | 22591| 22871| 22953 | 23039 | 23217
Zuwachsrate in % 1,08%| 1,24%| 0,36%| 0,37%| 0,77%

1 Finanzplanung 2013 bis 2017, S. 47
2 Abfluss in den Jahren ab 2013 steht noch nicht fest



Damit liegt die effektive Zuwachsrate der Ausgaben im Finanzplanungszeitraum
bis 2017 bei 0,69 %. Der Senat begriindet diese Zuwachsrate mit den zuséatz-
lichen Spielrdumen, die sich aus dauerhaften Mehreinnahmen aufgrund eigener
Bemihungen oder aus dauerhaften zusatzlichen Zuweisungen von Dritten erge-
ben.

Der Rechnungshof erkennt an, dass das ErschlieBen zusatzlicher Einnahmequel-
len die Realisierung neuer notwendiger investiver Ausgaben ermdglicht, ohne
dass der Konsolidierungskurs dadurch verlassen wird. Insofern tragt das MaB-
nahmenpaket zur Starkung der eigenen Einnahmekraft bei, auch wenn die Erh6-
hung der Grunderwerbsteuer zum 1. Januar 2014 mit dem Ausgleich der zensus-
bedingten Mindereinnahmen begriindet wurde. Kontraproduktiv wére es dagegen,
dauerhafte Finanzzufliisse, wie die Ubernahme der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung durch den Bund oder die dauerhafte Zinsentlastung durch
vermiedene Kreditaufnahme, umgehend fiir die Finanzierung neuer Aufgaben zu
nutzen. Ein relevanter Schuldenabbau kann nur gelingen, wenn die entsprechen-
den Mittel weitestgehend fiir die Tilgung genutzt werden.

Auch im Jahr 2013 stellten die konsumtiven Sachausgaben mit 53 % den gr6B-
ten Ausgabeblock dar. Sie setzten sich aus den sachlichen Verwaltungsausgaben
(ohne Schuldendienst) und den Ausgaben fir Zuweisungen und Zuschisse (mit
Ausnahme fir Investitionen) zusammen, wobei die Zuweisungen und Zuschisse
einen Anteil von Uber 79 % hatten. Wesentlicher Bestandteil der Zuweisungen
und Zuschisse waren die Transferausgaben (einschlieBlich der Ausgaben fir die
Kindertagesbetreuung) und die Zuschisse u. a. fur die Hochschulen und den
offentlichen Nahverkehr.

Ansicht 20: Entwicklung der konsumtiven Sachausgaben

Art der Ausgaben 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013
- Mio. € -
Konsumtive Sachausgaben 10757,0| 10939,8| 11183,3| 11503,4| 11619,6| 12109,4
insgesamt
Verdnderung gegentiber dem +1,7% +2,2% +2,9% +1,0% +4,2%
Vorjahr in %
darunter:
Sé&chliche Verwaltungsausgaben 2342,8| 2406,8 2382,7| 2469,6| 2445,3| 2523,4
Veranderung gegentiber dem +2,7% -1,0% +3,6% -1,0% +3,2%

Vorjahr in %
Ausgaben fur Zuweisungen und 8414,2| 8533,1| 8800,6| 9033,8| 9174,4| 95859
Zuschusse (ohne Investitionen)

Verédnderung gegenliber dem +1,4%| +3,1%| +2,6%| +1,6%| +4,5%
Vorjahr in %

nachrichtlich:
Transferausgaben’ 4326,9| 4525,6| 4721,2| 4910,4| 5091,3 5290,1

Verénderung gegentber dem +4,6% +4,3% +4,0% +3,7% +3,9%
Vorjahr in %

1 Transferberichterstattung der Senatsverwaltung fir Finanzen im Intranet
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In den Jahren 2008 bis 2013 stiegen die konsumtiven Sachausgaben konti-
nuierlich an. Sie sollen bis zum Jahr 2015 weiter steigen und vom Jahr 2016 an
jahrlich sinken. Um dieses Ziel zu erreichen, missen aber die pauschalen Minder-
ausgaben realisiert und der in der Finanzplanung ausgewiesene Handlungsbedarf
erflllt werden. Der Zuwachs in den letzten Jahren ist zu einem groBen Teil auf die
stetig steigenden und auf gesetzlicher Grundlage beruhenden Transferausgaben
zurlickzuflihren. Wie der Senat vor diesem Hintergrund sein Ziel erreichen will, ist
derzeit nicht erkennbar. Fir den Senat besteht daher dringender Handlungsbe-
darf, um einen weiteren Anstieg zu verhindern.

Ansicht 21: Entwicklung maBgeblicher Transferausgaben’
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1 Sozialdaten des Gesundheits- und Sozialinformationssystems (GSI) der Senatsverwaltung fir Gesundheit
und Soziales im Internet sowie Berechnungen des Rechnungshofs (2013: Hochrechnung zum 31.12.2013)

Die Ansicht verdeutlicht, dass die Transferausgaben maBgeblich von dem kontinu-
ierlichen Anwachsen der Leistungen nach SGB Xll und dem Anstieg der Ausgaben
fur die Kindertagesbetreuung gepragt sind. Letztere resultieren aus steigenden
Belegungszahlen durch die Geburtenentwicklung, der Steigerung der Versor-
gungsquote sowie der Zunahme von Schulrickstellungen. Zusatzlich wirken sich
hier auch héhere Platzkosten aufgrund der Ubernahme von Tarifabschliissen, der
Verbesserung des Leitungsschlissels sowie langerer Betreuungszeiten durch die
Erweiterung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung aus.??

Auch die Leistungen nach AsylbLG werden im Jahr 2013, nachdem sie schon im
Jahr 2012 um 17,3 % angestiegen waren, laut der Hochrechnung zum 31. De-
zember 2013 um 25,0 % ansteigen.

22 Statusbericht Gber die Haushaltslage 2013 per 31. Oktober 2013, S. 7



Ansicht 22: Entwicklung einzelner Leistungen nach SGB XII'
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1 Sozialdaten des GSI der Senatsverwaltung fur Gesundheit und Soziales im Internet sowie Berechnungen
des Rechnungshofs (2013: Hochrechnung zum 31.12.2013)

Das Anwachsen der Leistungen nach dem SGB Xl wird maBgeblich durch die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie die Eingliederungs-
hilfe fir behinderte Menschen verursacht. Alle anderen Leistungen entwickeln
sich in etwa linear. Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wird
durch den Bund teilweise und vom Jahr 2014 an zu 100 % finanziert. FUr die an-
steigenden Leistungen fur die Eingliederungshilfe fur behinderte Menschen muss
das Land Berlin zunachst selbst einen Ausgleich finden. Insofern sind auch die
auf Bundesebene erwogenen finanziellen Entlastungen der Kommunen bei der
Eingliederungshilfe (Bundesleistungsgesetz) von auBerordentlicher Bedeutung fiir
Berlin.

Die Personalausgaben in der unmittelbaren Berliner Verwaltung (ohne landesei-
gene Betriebe nach § 26 LHO) waren auch im Jahr 2013 mit 30 % der zweitgroBte
Ausgabeblock (vgl. Ansicht 17).

Das Wachstum der Personalausgaben ist maBgeblich durch Gehélter, Entgelte
und Versorgungsbeziige bestimmt. Die folgende Ansicht stellt die Entwicklung der
einzelnen Bestandteile der Personalausgaben in den Jahren 2008 bis 2013 dar:
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Ansicht 23: Personalausgaben nach Art der Ausgaben

Art der Ausgaben 2008 2009 2010 2011 2012 2013

- Mio. € -

Aufwendungen fir Abgeordnete,

; . . ) 21,7 21,9 23,2 23,9 36,6 35,0
sonstige Fursorgeleistungen
Gehalter und Entgelte 47447 | 4723,1 | 4852,9 | 4927,0 | 5028,8 | 5140,8
Versorgungsbezlige 1201,9 1224,7 | 1249,3 | 12954 | 1341,4 | 1399,8

Beihilfen, Unterstitzungen und

N . 320,3 312,2 334,8 360,4 352,8 365,8
Fursorgeleistungen

Personalausgaben insgesamt 6288,5 | 6281,9 | 6460,1 | 6606,7 | 6759,6 | 6941,4

1 Die Nachversicherung von Beamtinnen/Beamten wird vom Jahr 2012 an bei den personalbezogenen Sach-
ausgaben konzentriert.

Die Personalausgaben des Jahres 2013 Uberstiegen den Haushaltsplan um
64,8 Mio. €. Auffallend ist die Uberschreitung bei den Versorgungsbeziigen um
32,8 Mio. €. Die Senatsverwaltung fur Finanzen begrindet dies mit héheren Fall-
zahlen als erwartet und mit Versorgungsanpassungen 2012/2013.

Der Ansatz flir Gehalter und Entgelte wurde um 10,5 Mio. € unterschritten, dem-
gegenlber standen aber pauschale Minderausgaben von 81,7 Mio. €, die damit
nicht abgedeckt wurden. Nur durch die deutliche Unterschreitung des Ansatzes
fur Beihilfen, Unterstitzungen und Firsorgeleistungen kam es insgesamt zu keiner
héheren Uberschreitung bei den Personalausgaben. Fiir die Finanzplanung 2013
bis 2017 hat die Senatsverwaltung flr Finanzen, aufsetzend auf den Ist-Ausgaben
des Jahres 2012, die Personalausgaben um folgende bekannte bzw. prognosti-
zierbare Sachverhalte fortgeschrieben:

« finanzielle Auswirkungen des Tarifabschlusses vom 9. Marz 2013 sowie die
weiteren Anpassungsschritte an das Bezahlungsniveau der Tarifgemein-
schaft der Lander,

+ finanzielle Auswirkungen der Besoldungserhéhung ab 1. August 2014 und
ab 1. August 2015,

+ eine zentral veranschlagte Vorsorge fir Besoldungs- und Versorgungsstei-
gerungen und

+ eine zentrale Vorsorge in Hohe von 10 Mio. €, damit ggf. eine vorgezogene
Ubernahme von ausgebildeten Nachwuchskraften finanziert werden kann.

Dartber hinaus hat die Senatsverwaltung fir Finanzen die erwartete Personal-
bestandsentwicklung bis zum Jahr 2017 zur Erreichung einer Ausstattung von
100 000 Vollzeitaquivalenten in der landesunmittelbaren Verwaltung Berlins (ohne
Eigenbetriebe und Personaliberhang) aktualisiert und in die Planung mit einbezo-
gen. Daher wurden im HG 14/15 fir beide Jahre pauschale Minderausgaben von
insgesamt 234,9 Mio. € veranschlagt.



Die Investitionsausgaben des Jahres 2013 in H6he von 1 265,4 Mio. € (vgl.
Ansicht 12) bewegen sich mit einem Anteil von 5,5 % an den Gesamtausgaben
(vgl. Ansicht 17) auf einem anhaltend niedrigen Niveau. Bezogen auf die Ein-
wohnerzahl lagen sie in den letzten Jahren deutlich unter dem Niveau des Lan-
derdurchschnitts, obwohl Berlin noch bis zum Jahr 2019 Sonderbedarfs-Bun-
deserganzungszuweisungen (SoBEZ) zum Ausgleich der unterproportionalen
kommunalen Finanzkraft, aber auch zum SchlieBen der Infrastrukturliicke erhéalt
(Solidarpakt I1).

Ansicht 24: Investitionsausgaben je Einwohner!
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1 Fortschrittsberichte ,,Aufbau Ost“ des Landes Berlin fir die Jahre 2005 bis 2012

Auffallend ist, dass die Investitionsausgaben je Einwohner gerade in den beiden
Haushaltsjahren 2011 und 2012 gesunken sind. Allerdings zweifelt der Senat auch
im Fortschrittsbericht ,,Aufbau Ost“ flir das Jahr 2012, wie schon in den Vorjahren,
an der Aussagekraft des Betrages der Investitionen je Einwohner an sich. Zumin-
dest konnte Berlin in dem Fortschrittsbericht nach dem maBgeblichen Schema
des Bundes nachweisen, dass 84,8 % der SoBEZ investiv verwendet wurden.
Zugleich weist der Senat in diesem Bericht darauf hin, dass Berlin in den kom-
menden Jahren nicht umhin kommt, die Entwicklung seiner bereinigten Ausgaben
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unter Einschluss der Investitionsausgaben strikt zu begrenzen und erheblich hin-
ter den in anderen Landern moglichen Zuwachsen zurlickzubleiben.?®

Die Struktur der Investitionsausgaben ist in den Jahren 2008 bis 2017 zum Teil
deutlichen Schwankungen unterworfen.

Ansicht 25: Entwicklung der Struktur der Investitionsausgaben
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Die Investitionsausgaben des Jahres 2013 waren um 303 Mio. € geringer als im
Nachtragshaushaltsgesetz 2012/2013 (NHG 12/13) veranschlagt. Dies ist darauf
zurickzuflhren, dass veranschlagte Bauausgaben von 73 Mio. € nicht geleistet
wurden. Zugleich unterschritten die sonstigen investiven Ausgaben den Plan um
205 Mio. €. Ursachlich hierfir waren nach den Angaben der Senatsverwaltung
fir Finanzen insbesondere die geringere Inanspruchnahme im Bereich der Risi-
koabschirmung fir die ehemalige Bankgesellschaft Berlin, die geringere Inan-
spruchnahme der Blirgschaften sowie weniger Ausgaben an die Flughafen Berlin
Brandenburg GmbH.

Der Anteil der Sachinvestitionen an den Investitionsausgaben erhdhte sich von
18,9 % im Jahr 2008 auf 25,0 % im Jahr 2011. Im Jahr 2012 sank er wieder auf
20,5 %. Nach der Planung bis zum Jahr 2017 soll der Anteil der Sachausgaben
an den Investitionen ansteigen und vom Jahr 2016 an ca. 30 % erreichen. Der
Rechnungshof weist darauf hin, dass der Anteil der Sachinvestitionen auch dann
immer noch weit unter dem Durchschnitt aller Ladnder von rd. 55 % liegt. Um das
gesteckte Ziel zu erreichen, ist es erforderlich, die ohnehin in geringem Umfang
veranschlagten Mittel flr Investitionen und insbesondere fiir Sachinvestitionen
- im Gegensatz zu den letzten Jahren — auch tatséchlich auszuschdpfen.

Der Rechnungshof sieht trotz des geplanten Anstiegs der Sachinvestitionen nach
wie vor eine erhebliche Gefahr, dass notwendige Investitionen zulasten zuklnf-

23 Fortschrittsbericht ,Aufbau Ost“ des Landes Berlin fir das Jahr 2012, S. 4



tiger Haushalte und Generationen verschoben werden. Er hélt es flr dringend
erforderlich, dass insbesondere die vom Bund bis zum Jahr 2019 bereitgestellten
Mittel auch in den kommenden Jahren zum Abbau der Infrastrukturliicke einge-
setzt werden.

Der Senat muss trotz notwendiger Haushaltskonsolidierung und der vom
Jahr 2020 an geltenden Schuldenregel seine Investitionstétigkeit so steuern, dass
die offentliche Infrastruktur zumindest erhalten und das Land den Anforderungen
an eine prosperierende Stadt gerecht wird.

2.6 Erwartung

Der Rechnungshof erwartet insbesondere im Zusammenhang mit der Schul-
denregel des Grundgesetzes, dem Inkrafttreten des Fiskalvertragsumset-
zungsgesetzes, dem Auslaufen des Solidarpakts Il und den bestehenden
Konsolidierungsverpflichtungen, dass der Senat

+ den eingeschlagenen Konsolidierungskurs gerade unter den zurzeit
glinstigen Bedingungen der konjunkturellen Entwicklung und der Kapi-
talmarktzinsen strikt fortsetzt (T 14, 35),

+ die zu bildende Nachhaltigkeitsreserve im Entwurf des jahrlichen Haus-
haltsplans gesondert ausweist, damit deren Inanspruchnahme in der
Haushaltswirtschaft bzw. deren Einsatz zur Schuldentilgung nachvoll-
ziehbar sind (T 33),

+ die dauerhaften Finanzzufliisse weitestgehend fiir die Schuldentilgung
nutzt (T 39),

+ dem weiteren Anstieg der Transferausgaben entgegenwirkt (T 41) und

+ seine Investitionstatigkeit so steuert, dass die 6ffentliche Infrastruk-
tur zumindest erhalten und den Anforderungen an eine prosperierende
Stadt gerecht wird (T 46).

Ferner erwartet der Rechnungshof - auch vor dem Hintergrund der Empfeh-
lungen der EU-Kommission - weiterhin, dass die grundgesetzliche Schul-
denregel ziigig in die Verfassung und die Landeshaushaltsordnung aufge-
nommen wird (T 21).
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Prufung der Haushalts- und Vermogensrechnung
sowie der Kreditaufnahme
fur das Haushaltsjahr 2012

3. Haushalts- und Vermégensrechnung

Die Haushalts- und Vermégensrechnung ist unvollsténdig und fehlerbehaftet.

3.1 Haushaltsplan

Der Haushaltsplan2012 ist durch das HG 12/13 vom 19. Juni 2012 einschlieB-
lich des NHG 12/13 vom 19. November 2012 in Einnahmen und Ausgaben auf
23168599800€ mit Verpflichtungserméachtigungen von 4199565000<€ festge-
stellt worden, und zwar

+ in den Einzelplanen 01 bis 29 auf Einnahmen und Ausgaben von
16013536 700<€ mit Verpflichtungserméchtigungen von 4158418 000<€ und

+ in den Einzelplanen 31 bis 59 (Bezirkshaushaltsplane) auf Einnahmen und
Ausgaben von 7155063100€ mit Verpflichtungsermachtigungen von
41147 000<€ und in den einzelnen Bezirkshaushaltsplanen nach MaBgabe
der Haushaltsiibersicht des Gesamtplans.

Die Bezirke haben unter Berlicksichtigung der Globalzuweisung ausgeglichene
Bezirkshaushaltsplédne aufzustellen, die von den Bezirksverordnetenversammlun-
gen zu beschlieBen sind (vgl. §§ 26a Abs. 1 und 30 LHO). Sie werden von der
Feststellungswirkung des Haushaltsgesetzes umfasst.

3.2 Rechnungslegung (Termin und Umfang)

GemaB Artikel 94 Abs. 1 VvB hat der Senat im Laufe der ersten neun Monate des
folgenden Rechnungsjahres dem Abgeordnetenhaus Rechnung zu legen. Fir das
Haushaltsjahr 2012 hat er die Haushalts- und Vermdgensrechnung von Berlin am
17. September 2013 beschlossen. Sie lag dem Abgeordnetenhaus am 19. Sep-
tember 2013 vor (Drs 17/1194). Damit hat der Senat die verfassungsmaBige Vor-
lagefrist bis zum 30. September 2013 insoweit eingehalten. Die dem Abgeordne-
tenhaus vom Senat als Anlage zur Haushalts- und Vermégensrechnung ebenfalls
zu Ubermittelnden Jahresabschlisse von Betrieben nach § 26 Abs. 1 LHO
(§ 85 Nr. 3LHO i. V. m. Nr. 8.4.10 AV § 80 LHO) und von Kita-Eigenbetrieben von
Berlin (Nr. 8.4.8 AV § 80 LHO) hat dieser jedoch in vier Fallen nicht fristgerecht
vorgelegt. Dartiber hinaus hat der Senat die Begrindungen fur tUber- und auBer-
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planmaBige Ausgaben und Verpflichtungserméachtigungen (§ 85 Nr. 1 LHO i. V. m.
Nrn. 8.4.5 und 8.4.6 AV § 80 LHO) nicht rechtzeitig beigefiigt. Der Rechnungshof
erwartet vom Senat kilinftig die fristgerechte Vorlage der vollstandigen Haushalts-
und Vermodgensrechnung.

Die Bezirke erstellen eigene Bezirkshaushaltsrechnungen, die nur den Bezirks- 50
verordnetenversammlungen vorzulegen sind (vgl. § 4 Abs. 3i. V. m. § 12 Abs. 2

Nr. 3 Bezirksverwaltungsgesetz). Sie werden vom Rechnungshof nicht gesondert
gepruft, weil ihre Ergebnisse in die Rechnungslegung des Senats einflieBen.

3.3 Haushaltsrechnung

Die Senatsverwaltung fir Finanzen hat fir jedes Haushaltsjahr die Haushalts- 51
rechnung auf der Grundlage der abgeschlossenen Biicher aufzustellen (§ 80
Abs. 3 LHO). Die Dokumente der Rechnungslegung sind die Druckausgaben der
Listen aus dem IT-Verfahren fir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen.
HierfUr sind die abgeschlossenen Blcher des IT-Verfahrens fur das Haushaltswe-

sen zu verwenden. Diese Blicher missen mit den abgeschlossenen Biichern des
Kassenwesens korrespondieren (Nr. 1.6.1 AV § 80 LHO).

Die Senatsverwaltung fur Finanzen hat dazu die Daten des Haushaltswesens und
des Kassenwesens miteinander abgeglichen und vorgenommene Bereinigungen
dokumentiert. Bei den Ist-Betrdgen aufgedeckte Differenzen wurden vollstandig
geklart.

Bei den Soll-Betrdgen konnten nicht alle Differenzen bereinigt werden. Die Se-
natsverwaltung fUr Finanzen hat dazu mit Schreiben vom 27. Marz 2013 mitgeteilt,
dass in der gemaB Nr. 8.4.1 AV § 80 LHO der Haushaltsrechnung 2012 beizufu-
genden Anlage (Nachweisung der Kassenreste) die Kassenreste in falscher Héhe
ausgewiesen sind. Nach ihrer Feststellung beruhen die Abweichungen jeweils auf
falschen Summen bei den Anordnungssollbetrdgen. In der Nachweisung sind da-
nach das Anordnungssoll und die Kassenreste jeweils insgesamt um 357 850,41 €
Zu gering ausgewiesen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Nachweisung der Kassenreste unter
Berucksichtigung des genannten Schreibens trotzdem nicht alle Félle umfasst,
Kassenreste fir Nebenforderungen von rd. 1,2 Mio. € sind nicht beriicksichtigt.
In der Nachweisung der Kassenreste fehlen somit Betrage von insgesamt fast
1,6 Mio. €.

Die Senatsverwaltung flr Finanzen hat die in der Nachweisung der Kassen-
reste (Druckstick, S. 253 f.) fehlenden Betrége in den Erlauterungen zu den im
~Abschlussbericht der Senatsverwaltung fir Finanzen zur Haushalts- und Vermo-
gensrechnung von Berlin flr das Haushaltsjahr 2012 (Abschlussbericht) ausge-
wiesenen Betragen (Druckstick, S. 19) aufgefihrt.
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Die Senatsverwaltung fir Finanzen weist im Abschlussbericht zur Haushalts- und

Vermdgensrechnung 2012 folgendes Abschlussergebnis aus:

Ansicht 26: Gesamtergebnis

Einnahmen

Ausgaben

Ist

verbliebene Haushaltsreste

22 995 214 976,02
0,00

22 995 214 976,02
335 166 411,28

Rechnungssoll

22 995 214 976,02

23 330 381 387,30

Ansatz
Haushaltsreste aus Vorjahren

Abschlussergebnisse der Vorjahre

23 168 599 800,00
0,00
(+) 110 969 258,54

23 168 599 800,00
279 387 733,91
(+) 110 969 258,54

Gesamtsoll

23 279 569 058,54

23 558 956 792,45

Differenz glinstiger 228 575 405,15

284 354 082,52
55 778 677,37

Differenz unglnstiger

Fehlbetrag nach der Rechnung

Das rechnungsméaBige Jahresergebnis des Haushaltsabschlusses (§ 83 Nr. 2
Buchstabe d LHO) stimmt mit dem Fehlbetrag Gberein.

Das kassenmaBige Jahresergebnis als Teil des kassenmaBigen Abschlusses nach
§ 82 LHO ist ausgeglichen, weil sowohl die Ist-Einnahmen als auch die Ist-Ausga-
ben jeweils 22 995 214 976,02 € betragen.

Dieser Ausgleich wurde am 15. Méarz 2013 durch Buchungen von insgesamt
9 299 481,34 € des im Haushaltsjahr 2013 aufgenommenen Darlehens in das
Haushaltsjahr 2012 erzielt.

Das kassenmaBige Gesamtergebnis weicht vom kassenmaBigen Jahresergebnis
um minus 53 657 327,14 € ab. Dies beruht auf den aus den Jahren 2009 und
2010 stammenden und ,haushaltsmaBig noch nicht abgewickelten kassenmaBi-
gen Jahresergebnissen” (Fehlbetragen) der Bezirke Mitte, Pankow, Spandau und
Marzahn-Hellersdorf. Im Haushaltsjahr 2012 wurden zwar alle zum Ausgleich der
Fehlbetrdge des Haushaltsjahres 2010 vorzunehmenden Buchungen auf den da-
fUr vorgesehenen Titeln getétigt, faktisch erfolgte damit jedoch der Ausgleich um
den fUr das Haushaltsjahr 2010 ausgewiesenen Betrag von 44 392 287,73 € nicht.
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Die Ist-Einnahmen und die Ist-Ausgaben entwickelten sich jeweils wie folgt: 54

Ansicht 27: Ist-Einnahmen (Differenz zum jeweiligen Vorjahr)

Haus- Einzelplane 01 bis 59 Einzelplane 01 bis 29 Einzelplane 31 bis 59
haltsjahr ] ] ;

Mio. € % Mio. € % Mio. € %
2009 +148,5 +0,7 -58,6 -0,4 +207,1 +3,4
2010 +1 158,6 +5,4 +402,0 +2,7 +756,7 +12,0
2011 +325,6 +1,4 +1,2 0 +324,4 +4,6
2012 +227,3 +1,0 +202,0 +1,3 +25,4 +0,3

Ansicht 28: Ist-Ausgaben (Differenz zum jeweiligen Vorjahr)

Haus- Einzelplane 01 bis 59 Einzelplane 01 bis 29 Einzelplane 31 bis 59
haltsjahr

Mio. € % Mio. € % Mio. € %
2009 +148,5 +0,7 +15,8 +0,1 +132,7 +2,2
2010 +1 158,6 +5,4 +333,1 +2,2 +825,5 +13,1
2011 +325,6 +1,4 +89,3 +0,6 +236,3 +3,3
2012 +227,3 +1,0 +170,7 +1,1 +56,6 +0,8

Die Finanzierungsrechnung (Gegenstiick zur Finanzierungsubersicht im Gesamt- 55
plan des Haushaltsplans) weist den Finanzierungssaldo mit 676 948 376,27 € aus.

Der Finanzierungssaldo zeigt den bereinigten haushaltsbezogenen Netto-Kredit-
bedarf (vgl. § 82 Nr. 2 Buchstabe ¢ LHO). Er entwickelte sich seit dem Jahr 2009

wie folgt:

Ansicht 29: Finanzierungssaldo

Haushaltsjahr Finanzierungssaldo
Mio. €

2009 -1438,3

2010 -1413,6

2011 -1113,9

2012 676,9

In die Berechnung des Finanzierungssaldos flieBen auch die in den Vorjahren
erzielten Abschlussergebnisse ein.

Die Fehlbetrage des Haushaltsjahres 2010 der Bezirke Pankow, Spandau und
Marzahn-Hellersdorf wurden wegen der entsprechenden Buchungen bei den da-
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fUr vorgesehenen Titeln in die Berechnung des Finanzierungssaldos einbezogen.
Beim kassenméBigen Gesamtergebnis ist hingegen ausgewiesen, dass davon
ein Betrag von 44 392 287,73 € faktisch noch nicht ausgeglichen ist. Der Rech-
nungshof hat die damit einhergehende Umgehung der Verpflichtung des Defizit-
ausgleichs spétestens im Ubernéchsten Jahr (vgl. § 25 Abs. 3 LHO) bereits in fri-
heren Jahresberichten bemangelt (letztmalig Jahresbericht 2012, T 52). Dennoch
wurde den Bezirken auf der Grundlage von Konsolidierungskonzepten gestattet,
den Ausgleich ihrer Fehlbetrage tUber Jahre zu strecken. Das Abgeordnetenhaus
hat somit den VerstoBB hingenommen. Mit dem Ausweis als haushaltsmaBig noch
nicht abgewickelte Jahresergebnisse beim kassenméaBigen Gesamtergebnis ist
der Haushaltsrechnung der nicht ausgeglichene Betrag zu entnehmen. Um die-
sen ist der Finanzierungssaldo aufgrund der erfolgten Ausgleichsbuchungen zu
gunstig ausgewiesen.

Bei der Berechnung des Finanzierungssaldos sind die im Haushalt gebuchten
Entnahmen aus bzw. Zufihrungen an Ricklagen zu berticksichtigen.

Bei den Entnahmen aus Riicklagen ist ein Minusbetrag von 7 517 841,95 € aus-
gewiesen. Dieser ist, wie in der FuBnote erlautert, insbesondere auf den Saldo
der Buchungen zur Tilgung des im Jahr 2007 aufgenommenen inneren Darle-
hens aus der Ricklage Risikoabschirmung und der Entnahme aus der Ricklage
nicht verbrauchter Mittel fir den Flughafen Berlin Brandenburg zur Verwendung
als inneres Darlehen zurlickzufihren. Die Senatsverwaltung fur Finanzen hat die
Tilgungen im Haushalt weiterhin nicht bei einem Ausgabetitel, sondern als Aus-
gabe bei dem Einnahmetitel 35931 — Inanspruchnahme von Ruicklagen (innere
Darlehen) — gebucht. Die tatsdchlichen Entnahmen aus Riicklagen betragen ohne
Bericksichtigung des vorgenannten Titels 80 103 550,90 €.

Das rechnungsmaBige Jahresergebnis gemaB § 83 Nr. 2 Buchstabe d LHO be-
tragt nach der Buchfilhrung wie in der Rechnungsibersicht als Abschlussergeb-
nis ausgewiesen minus 55 778 677,37 € (vgl. Druckstlck, S. 85).

Das rechnungsmaéaBige Jahresergebnis hat sich seit dem Jahr 2009 wie folgt ver-
andert:

Ansicht 30: RechnungsmaBiges Jahresergebnis

Haushaltsjahr Einzelplane 01 bis 59 Einzelplane 01 bis 29 Einzelplane 31 bis 59
- Mio. € -

2009 -70,6 -96,1 +25,4

2010 -18,3 +25,3 -43,5

2011 -13,6 -57,5 +44,0

2012 -55,8 -68,3 +12,5

Das rechnungsmaBige Gesamtergebnis gemaB § 83 Nr. 2 Buchstabe e LHO be-
tragt wie in der Haushaltsrechnung ausgewiesen minus 388 823 738,42 €.
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Die in der Nachweisung der nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschiisse 57
ausgewiesenen Summen stimmen mit den Bestanden, die in die entsprechenden
Blicher der Kassenwirtschaft des nachsten Haushaltsjahres Ubertragen wurden,
Uberein.

Im Rahmen der Haushaltswirtschaft ergeben sich regelmaBig Abweichungen von 58
der Haushaltsplanung. Diese sind in den Rechnungsnachweisungen abgebildet.
Ein Teil dieser Abweichungen — namlich die héheren und neuen Ausgaben ge-
genlber dem Haushaltsplan (Nr. 5.3 AV § 80 LHO) — wird darlber hinaus in ge-
sonderten Nachweisungen, die Anlagen zur Haushaltsrechnung sind, dargestellt.

Fir den Bereich der Hauptverwaltung weichen die in der Rechnungsnachweisung
und die in den gesonderten Nachweisungen Uber die héheren und neuen Ausga-
ben gegenlber dem Haushaltsplan ausgewiesenen Betrage um 1 264 953,99 €
voneinander ab. Die im Druckstiick (S. 240 ff.) abgebildete Gesamthachweisung
der héheren und neuen Ausgaben gegentiber dem Haushaltsplan ist insoweit mit
einer erlauternden FuBnote versehen.

Fur HaushaltsUberschreitungen aufgrund liber- und auBerplanméBiger Ausga- 59
ben und Verpflichtungsermachtigungen ist die nachtragliche Genehmigung des
Abgeordnetenhauses einzuholen (Artikel 88 Abs. 2 VvB). Sie werden in Anlagen

zur Haushalts- und Vermdgensrechnung nachgewiesen (§ 85 Nr. 1 LHO i. V. m.

Nrn. 8.4.5 und 8.4.6 AV § 80 LHO). Der Senat hat dem Abgeordnetenhaus am

22. Oktober 2013 eine Nachweisung der Uber- und auBerplanmaBigen Ausgaben

und der Verpflichtungsermachtigungen fir die Hauptverwaltung und die Bezirke

(Drs 17/1243) zur Genehmigung vorgelegt. Das Abgeordnetenhaus hat die Haus-
haltstiberschreitungen am 21. November 2013 genehmigt.

Die liber- und auBerplanméBigen Ausgaben im Haushaltsjahr 2012 betragen 60
nach der Vorlage an das Abgeordnetenhaus insgesamt 240 898 506,58 €.

In der Vorlage Uber die Haushaltstiberschreitungen ist der in der T 58 genannte
Betrag von 1 264 953,99 € als auBerplanmaBige Ausgabe berlicksichtigt.

Ausweislich des in einer FuBnote zur Gesamtnachweisung der héheren und neuen
Ausgaben gegenlber dem Haushaltsplan geschilderten Sachverhaltes (Druck-
stlick, S. 242) handelt es sich hierbei um einen Buchungsfehler, der insoweit zum
Ausweis von auBerplanmaBigen Ausgaben geflhrt hat. Daher wurden dem Abge-
ordnetenhaus zu hohe Haushaltstiberschreitungen vorgelegt.

Die Giber- und auBerplanmaBigen Verpflichtungserméachtigungen betragen 61
nach der o. g. Vorlage im Haushaltsjahr 2012 insgesamt 21 459 752,28 €.

FUr das Haushaltsjahr 2012 sind insgesamt 292 410 000 € pauschale Minder- 62
ausgaben (1,26 v. H. des Haushaltsvolumens) veranschlagt worden, davon fir die

Hauptverwaltung 186 615 000 € und die
Bezirke 105 795 000 €.
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Hiervon hat die Hauptverwaltung 5 172 000,00 € nicht erwirtschaftet. Die Bezirke
Pankow, Spandau und Marzahn-Hellersdorf haben insgesamt 70 028 000,00 €
nicht erwirtschaftet und entsprechend ausgewiesen.

Die verbliebenen Haushaltsreste haben sich in den letzten Jahren im Vergleich
zum veranschlagten Haushaltsvolumen wie folgt entwickelt:

Ansicht 31: Ausgabehaushaltsreste

Haushalts- Einzelplane 01 bis 59 Einzelplane 01 bis 29 Einzelplane 31 bis 59
jahr Mio. € % Mio. € % Mio. € %
2009 246,7 1,2 231,1 1,5 15,6 0,3
2010 265,8 1,2 248,6 1,6 17,2 0,3
2011 279,4 1,2 259,9 1,7 19,5 0,3
2012 335,2 1,5 313,3 2,0 21,9 0,3

Auf die Bildung von verbliebenen Einnahmehaushaltsresten wurde verzichtet.

3.4 Vermégensrechnung

Die von der Senatsverwaltung fir Finanzen aufgestellte Rechnung Uber das Ver-
maodgen und die Schulden des Landes Berlin schliet wie folgt ab:

Ansicht 32: Vermdgensiibersicht

Vermdégenstell €

Sachanlagevermdgen 23 158 546 022,13
Verwaltungsvermédgen 39 865,23
Finanzanlagevermédgen 10 324 197 793,44
Umlaufvermdgen 1 056 258 998,04
Ricklagevermédgen 574 370 533,51
Finanzvermdgen 0,00
Stiftungsvermdgen 36 184 749,80
Vermdgen 35 149 597 962,15
Schulden 62 128 037 589,56

Das Vermégen des Landes Berlin wird in der Verm&gensrechnung um
13 477 737 226,63 € hdher als im Vorjahr ausgewiesen. Dies ist zum Uberwie-
genden Teil auf die erstmalig wertméBige Erfassung von Gebaduden in Hbhe
von 12 506 070 313,73 € und auf den Zuwachs bei Grundstiicken in H6he von
992 115 999,77 € zurlckzufihren. Die Schulden sind gegentiber dem Vorjahr um
328 164 531,29 € gesunken.
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In der im Druckstlck (S. 225 ff.) abgebildeten Vermdgensrechnung fehlt beim
Ricklagevermégen (Druckstiick, S. 229) ein Ausweis bei den Zu- und Abgéangen
von jeweils 1 760 770,62 €. Auf die Hohe des Schlussbestandes hat dies keine
Auswirkung.

Zur Vermdgensrechnung 2012 hat die Senatsverwaltung fir Finanzen angeordnet,
erstmalig Geb&dude wertmaBig im Vermogensteil Sachanlagevermégen zu erfas-
sen. Bisher fehlen hierzu notwendige Regelungen in den Ausflihrungsvorschriften
zur LHO.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass aufgrund versdumter Verdnderungsbu-
chungen das Sachanlagevermdégen — Mobilien — des Bezirks Tempelhof-Schéne-
berg nicht richtig ausgewiesen ist. Fir das Abgeordnetenhaus und den Beauf-
tragten flr Datenschutz und Informationsfreiheit sind keine Mobilien ausgewiesen.

Da flr das ehemalige Zentrale Personaliberhangmanagement Veranderungsbu-
chungen nicht dem richtigen Vermd&gensteil zugeordnet worden sind, ist das Um-
laufvermégen um 39 865,23 € zu niedrig und das Verwaltungsvermégen, das
nach der Umgestaltung der Vermdgensrechnung nicht mehr zu bebuchen ist, um
den gleichen Betrag zu hoch ausgewiesen.

Wegen fehlerhafter bzw. versdumter Buchungen des Bezirksamts Steglitz-Zehlen-
dorf bei Forderungen von Erbbauzinsen ist das Umlaufvermégen um rd. 1,2 Mio. €
zu hoch dargestellt.

Nach Nrn. 4.1.2.1 bis 4.1.2.3 AV § 73 LHO i. V. m. Nr. 9.8 AV § 73 LHO ist als
Betriebsvermdgen das Eigenkapital (Stammkapital und Rucklagen) der Kran-
kenhausbetriebe, der Betriebe, die nach § 26 Abs. 1 LHO einen Wirtschaftsplan
aufstellen, sowie der Eigenbetriebe zu erfassen. Die Senatsverwaltung flr Finan-
zen hat fur den vermdgensseitigen Nachweis im Finanzanlagevermdégen die neue
Vermdgensobergruppe Sondervermdgen/Landesbetriebe eingerichtet. Der Rech-
nungshof hat wie in den beiden Vorjahren festgestellt, dass das Eigenkapital nicht
vollstandig und auch nicht nach einheitlichen MaBgaben erfasst wurde. Einerseits
fehlt das Eigenkapital von vier Betrieben und von drei Sondervermégen — darunter
das vom Sondervermégen Immobilien des Landes Berlin —, andererseits sind fir
einen Betrieb und flir zwei Kita-Eigenbetriebe (Sondervermégen) beim Eigenka-
pital entgegen den derzeit geltenden Vorschriften zusatzlich noch der Gewinnvor-
trag bzw. der Jahresiberschuss erfasst. Nach Ermittlungen des Rechnungshofs
ist in der Vermdgensrechnung 2012 ausgehend von den Anséatzen in den Bilan-
zen 2011 Eigenkapital der Betriebe nach § 26 Abs. 1 LHO in H6he von 2,7 Mio. €
sowie der Sondervermdgen nach § 26 Abs. 2 LHO in Héhe von 1,8 Mrd. € nicht
enthalten.

Darlehensforderungen gehéren nach § 73 LHO i. V. m. Nr. 2.2.2.1 AV § 73 LHO
zum Vermdgen. Im Rahmen der stichprobenweisen Prifung gewéhrter Darlehen
hat der Rechnungshof festgestellt, dass die Dienstkrafte der Jobcenter nicht alle
offenen Forderungen im eingesetzten IT-Verfahren ERP (Einheitliches Ressourcen-
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planungssystem) erfasst haben (vgl. T 160). Daher sind die offenen Forderungen
im Vermégen nicht bzw. nicht in richtiger Héhe ausgewiesen. Der Schriftverkehr
dazu ist noch nicht abgeschlossen.

Die Feststellungen des Rechnungshofs haben zur Folge, dass die Daten der Ver-
mogensrechnung 2012 nicht belastbar sind.

Das in der Vermdgensrechnung ausgewiesene Riicklagevermdégen von
574 370 533,51 € entspricht nicht dem Ergebnis der manuell aufgestellten ,,Uber-
sicht Gber den Geldbestand des Ricklagevermdgens” (vgl. § 85 Nr. 2 LHO). Die
Senatsverwaltung fUr Finanzen ist bei deren Aufstellung wie in den Vorjahren ver-
fahren. In der Spalte ,Endgliltige Meldung fiir die Rechnung“ der Ubersicht — ge-
trennt fir Hauptverwaltung und Bezirksverwaltungen — hat sie die von ihr als kor-
rekt gewerteten Betrige aufgefiihrt. Insgesamt weist die Ubersicht Betrage von
185 530 778,45 € aus (72 928 875,90 € Hauptverwaltung und 112 601 902,55 €
Bezirksverwaltungen). Gegenlber der Verm&gensrechnung ergibt das einen ge-
ringeren Geldbestand von 388 839 755,06 € (388 504 892,19 € Hauptverwaltung
und 334 862,87 € Bezirksverwaltungen). In der Ubersicht liber den Geldbestand
hat die Senatsverwaltung fur Finanzen die jeweiligen Differenzen aufgegliedert
und nachvollziehbar erlautert.

Ein Teilbetrag der Differenz bei der Hauptverwaltung in Héhe von 373 108 000,00 €
beruht wie im Vorjahr (Vorjahresbericht, T 70) auf der unterschiedlichen Beriick-
sichtigung des inneren Darlehens. Der Jahresendbestand der Ricklage flir die Ka-
pitalzufiihrung an die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH wurde in voller Héhe
im Vermodgen berlcksichtigt, obwohl der gesamte Rlcklagenbetrag als inneres
Darlehen in Anspruch genommen wurde. Neben der beim Einzelplan 10 weiterhin
bestehenden Differenz (von 2 072 511,70 €), zu der der Schriftverkehr mit der
Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft noch nicht abgeschlos-
sen ist, sind Rickbuchungen von zu hoch gebildeten Rlcklagen verm&gensseitig
nicht erfasst. Des Weiteren wurde weder der Geldbestand des Rucklagevermé-
gens flr das Projekt Integrierte Software Berliner Jugendhilfe (ISBJ-Verfahren)
von 6 255 000,00 € noch der fir die Auskehr von Verkaufserldsen nach dem
Investitionsvorranggesetz von 6 951 228,75 € in der Vermdgenstbersicht nach-
gewiesen.

Die Differenz bei den Bezirksverwaltungen ist ausschlieBlich durch die fehlende Er-
fassung von Entnahmebuchungen aus den Geldbestédnden des Bezirks Spandau
im Vermobgen entstanden.

Der als Jahresendbestand 2012 ermittelte Geldbestand der Ricklagen im
Sachbuch fir die Hauptverwaltung (Hauptgruppe 97) betragt 88 071 344,65 €.
Der fir die Bezirksverwaltungen insgesamt ermittelte Geldbestand betragt
112 043 375,47 €. Beide Betrdge entsprechen nicht denen in der in Absatz 1
genannten Ubersicht. So fehlen in der Ubersicht bei der Hauptverwaltung die in
Absatz 2 genannten Geldbestéande, die auch vermdgensseitig erfasst wurden. Flr
die Bezirksverwaltungen ist in der Ubersicht ein héherer Betrag ausgewiesen, weil
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die Senatsverwaltung fir Finanzen dem Bezirk Spandau gestattet hat, nach dem
offiziellen Buchungsschluss Ricklagenbildungen nach § 7 Schulgesetz vorzuneh-
men. Daher wurden sie in der Ubersicht beriicksichtigt.

Der Rechnungshof hat bei der Priifung der im Abschlussbericht dargestellten Uber- 67
sicht Uber die Eventualverpflichtungen vergangener Haushaltsjahre (Drucksttick,

S. 32 untere Tabelle) festgestellt, dass die fur die BBI Flughafen-Kredite tibernom-
menen Verpflichtungen der Haushaltsjahre 2009 in H6he von 196,1 Mio. € und
2010 in HBhe von 399,8 Mio. € aufgrund eines redaktionellen Versehens nicht
ausgewiesen sind. Der Rechnungshof erwartet eine entsprechende Darstellung

im nachsten Abschlussbericht.

Darlber hinaus hat der Rechnungshof festgestellt, dass die an die Senatsverwal-
tung fUr Finanzen gerichteten Meldungen Uber Verpflichtungen aus Blirgschaften,
Garantien und sonstigen Gewa&hrleistungen der Senatsverwaltung flr Stadtent-
wicklung und Umwelt in den Vorjahren unzutreffend waren, da diese Gbernom-
mene Gewéhrleistungen fir EU-Gemeinschaftsinitiativen nicht ausgewiesen hat-
ten. In den Nachweisungen Uber die Ubernommenen Birgschaften, Garantien
und sonstigen Gewahrleistungen der Jahre 2008, 2009, 2010 und 2011 waren
daher zu niedrige Risiken ausgewiesen. Die aufgrund der Nachmeldung der Se-
natsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt bekannt gewordenen Betrdge
sind in der MehrjahreslUbersicht des kinftigen Abschlussberichtes vollstandig zu
bertcksichtigen.

Uberschreitungen der im HG 12/13 festgelegten Erméchtigungen fiir Burgschaf-
ten, Garantien und sonstige Gewé&hrleistungen sind der Vermdgensrechnung nicht
zu entnehmen.

Die Senatsverwaltung fir Finanzen hat nach § 71 Abs. 1 Satz 2 LHO die Buch-
fihrung auch fir solche eingegangenen Verpflichtungen bzw. Gewéhrleistungen
angeordnet, die aufgrund gesetzlicher Einstandspflichten bestehen, die ohne eine
gesetzliche Ermé&chtigung Ubernommen wurden oder die Annex einer Rechtsbe-
ziehung sind (vgl. Jahresbericht 2007, T 263 bis 268 sowie dazu ergangener Aufla-
genbeschluss des Abgeordnetenhauses vom 11.09.2008, Plenarprotokoll 16/34).
Die Organisationseinheiten haben hieriber der Senatsverwaltung fir Finanzen
berichtet.

Die Prufung der Nachweisung Uber den flachenmaBigen Bestand des Grund- 68
vermogens zum Ende des Haushaltsjahres 2012 ergab Beanstandungen, die
teilweise auf die nicht durchgéngige Verwendung des mit dem Abschlussrund-
schreiben 2012 bekannt gegebenen Vordrucks flr den flachenmaBigen Nachweis
sowie auf eine unzutreffende Zusammenfassung der gemeldeten Flachenanga-
ben zurlickzufiinren sind. So ist das von den Bezirken Mitte, Marzahn-Hellersdorf
und Lichtenberg sowie das von der Senatsverwaltung fur Finanzen mitgeteilte
im Treuhandvermdgen des Liegenschaftsfonds befindliche Grundvermégen in
der Nachweisung doppelt erfasst. Des Weiteren waren beim Bezirksamt Mitte
im Erbbaurecht vergebene Flachen unbericksichtigt geblieben. Nach Berech-
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nungen des Rechnungshofs ist daher die mit 533 793 334 m? ausgewiesene Ge-
samtflache um 6 002 554 m? zu hoch (s. auch Druckstlck, S. 31). Sie betragt nur
527 790 780 m? und ist im nachsten Abschlussbericht zu berlicksichtigen.

3.5 Zusammenfassung und Erwartung

Die Haushalts- und Verm&gensrechnung ist unvollstandig und fehlerbehaftet. Die
seit dem Haushaltsjahr 2007 andauernde Neugestaltung der Vermdgensrechnung
ist durch die Senatsverwaltung flr Finanzen und die betroffenen Verwaltungen
nach wie vor unzureichend umgesetzt worden. Diese ist aufgrund versdumter und
fehlerhafter Buchungen insgesamt nicht belastbar. Fir den Rechnungshof ist die
Haushalts- und Vermégensrechnung noch nachvollziehbar.

Die Einnahmen und Ausgaben waren, soweit der Rechnungshof geprift hat, ord-
nungsgeman belegt.

Der Rechnungshof erwartet, dass der Senat eine vollstidndige und richtige
Haushalts- und Vermdgensrechnung vorlegt sowie kiinftig eindeutige Rege-
lungen zum Ausweis des Vermdgens und der Schulden trifft.
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4. Kreditaufnahme

Die von der Verfassung von Berlin vorgegebene Kreditobergrenze ist im Soll wie
im Ist eingehalten.

Artikel 87 Abs. 2 Satz 2 VvB bestimmt, dass die Einnahmen aus Krediten die
Summe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben fir Investitionen nicht
Uberschreiten dirfen. Beginnend mit dem Haushaltsjahr 2011 sind in Berlin dar-
Uber hinaus fur die Bemessung der Nettokreditaufnahme die Vorgaben des Kon-
solidierungshilfengesetzes einzuhalten.

Dem allgemeinen Verstandnis der verfassungsrechtlichen Kreditobergrenze
entsprechend sind bei der Festlegung der zuldssigen Nettokreditaufnahme nur
die eigenfinanzierten Investitionsausgaben zugrunde zu legen. Nach dem Kredit-
finanzierungsplan 2012 i. d. F. des NHG 12/13 war eine Nettokreditaufnahme von
472 Mio. € eingeplant. Nach den Angaben im Abschlussbericht zur Haushalts-
und Vermodgensrechnung 2012 (Drs 17/1194) betrug sie tatsachlich:

Einnahmen aus

Krediten am Kreditmarkt 7819713041,14 €
Krediten vom Bund 0,00 €
Inanspruchnahme eines inneren Darlehens 373108000,00 €

abziglich Tilgungen

am Kreditmarkt -8015253122,79 €
im offentlichen Bereich -38 690755,75 €
bei der Rucklage Risikoabschirmung -460729392.85 €
Nettokreditaufnahme insgesamt (Netto-Tilgung) -321852230,25 €

Der nach dem NHG 12/13 eingeplanten Nettokreditaufnahme von 472 Mio. €
standen an veranschlagten eigenfinanzierten Investitionen Ausgaben von
1 562,7 Mio. € gegenuber.

Die tatséchliche Nettokreditaufnahme betrug -321,9 Mio. € und die Summe der
eigenfinanzierten Investitionsausgaben 842,8 Mio. €. Damit ist die von der Ver-
fassung von Berlin vorgegebene Kreditobergrenze im Soll wie im Ist eingehalten.

Die Einhaltung der Obergrenze des strukturellen Finanzierungsdefizits nach dem
Konsolidierungshilfengesetz ist in T 31 dargestellt.
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Nach § 18 Abs. 2 LHO bestimmt das jeweilige Haushaltsgesetz, bis zu welcher
Hohe Kredite zur Deckung von Ausgaben und zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsgemaBen Kassenwirtschaft aufgenommen werden dirfen. Zu Beginn des
Jahres 2012 war noch kein Haushaltsgesetz verabschiedet. Es stand gemai § 18
Abs. 3 LHO aus dem Vorjahr eine Resterméchtigung zur Aufnahme von Krediten
am Kreditmarkt zur Verfigung. GemaB § 11 HG 10/11 galten auch die Ermé&chti-
gungen zur Inanspruchnahme von Ricklagemitteln aus der Ricklage Risikoab-
schirmung und zur Kreditaufnahme fir Tilgungen bis zur Verkiindung des neuen
Haushaltsgesetzes weiter. Vom 29. Juni bis zum 30. November 2012 war dann
das HG 12/13 zugrunde zu legen, vom 1. Dezember 2012 an das NHG 12/13. Die
Senatsverwaltung flr Finanzen hatte somit in den genannten Zeitrdumen des Jah-
res 2012 bei der Kreditaufnahme unterschiedliche Héchstbetrage zu beachten:

+ Kreditaufnahme am Kreditmarkt zur Deckung von Ausgaben in Héhe der
Resterméchtigung aus dem Jahr 2011 (§ 18 Abs. 3 LHO),

+ Kreditaufnahme am Kreditmarkt zur Deckung von Ausgaben (Artikel 89
Abs. 2 VvB, § 2 Abs. 1 HG 12/13 und § 2 NHG 12/13),

+ Kreditaufnahme als inneres Darlehen aus der Riicklage Risikoabschirmung
§2Abs.2i.V.m.§11 HG 10/11 und § 2 Abs. 2 HG 12/13),

+ Kreditaufnahme als inneres Darlehen aus der Ricklage Flughafen BER (§ 3
Abs. 3 NHG 12/13),

+ Kreditaufnahme fir Tilgungen (§ 2 Abs. 3i. V.m. § 11 HG 10/11, § 2 Abs. 3
HG 12/13i. V. m. § 1 NHG 12/13).

Die Senatsverwaltung fir Finanzen war zur Deckung von Ausgaben auch erméach-
tigt, im Wege des Vorgriffs Kredite im Jahr 2012 fir 2013 aufzunehmen (§ 2 Abs. 5
HG 12/13i. V. m. § 1 NHG 12/13).

Da die Nettokreditaufnahme zu keinem Zeitpunkt wéhrend des Jahres einem der
Héchstbetrdge nahekam, hat der Rechnungshof die Einhaltung der Hochstbe-
trége ohne Differenzierung der jeweiligen Geltungszeitrdume zum Stand nach
dem NHG 12/13 gepriift. Die Hochstbetrage sind eingehalten worden.

Die Senatsverwaltung fur Finanzen hat die im HG 12/13 und NHG 12/13 festge-
legten Erméachtigungen im Jahr 2012 beachtet und deren Inanspruchnahme ohne
Differenzierung der jeweiligen Geltungszeitrdume in ihrem Abschlussbericht zur
Haushalts- und Vermdgensrechnung 2012 (Drs 17/1194) dargestellt.
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Ansicht 33: Inanspruchnahme der Krediterméachtigungen nach Angaben der
Senatsverwaltung fiir Finanzen (ohne Kassenverstarkungskredite)

Art der Ermachtigung Hoéchstbetrag Inanspruchnahme
-€-

Resterméchtigung 2011 1578513746,69 0,00

Kredite am Kreditmarkt 509228 000,00 -195540081,65

Inanspruchnahme des inneren Darlehens —! 373108000,00

aus der Rucklage Flughafen BER!

Resterméchtigung 2012 792389474,50

:Erﬁglst;::; Tilgungen gemé&B Kreditfinanzie- 8004615619.79

Kredite fiir vorzeitige Tilgungen' 10637 503,00

Kredite fir Tilgungen kurzfristiger Kredite' 0,00

Kredite zur Tilgung des inneren Darlehens 460729392,85

aus der Rucklage Risikoabschirmung’

Vorgriffserméchtigung fur 2013 463371996,00 0,00

1 In§2Abs. 2 HG 12/13 und § 3 Abs. 3 NHG 12/13 sowie § 2 Abs. 3 HG 12/13 sind keine Héchstbetrage
ausgewiesen.

Die Restermachtigung 2012 Ubersteigt den Héchstbetrag zur Kreditaufnahme am
Kreditmarkt, weil die Netto-Tilgungen des inneren Darlehens und der Kredite am
Kreditmarkt dem Héchstbetrag hinzugerechnet werden.

Im Rahmen der Kreditfinanzierung war die Senatsverwaltung fur Finanzen er- 73
machtigt, erganzende Vereinbarungen abzuschlieBen, die der Steuerung von
Liquiditats- und Zins&nderungsrisiken sowie der Erzielung glinstiger Konditionen
bei neuen Krediten und bestehenden Schulden dienen (§ 2 Abs. 6 HG 12/13). Die
Inanspruchnahme des Hochstbetrages zum Bestand von ergdnzenden Vereinba-
rungen stellt die Senatsverwaltung fir Finanzen ausschlieBlich in ihrem jahrlichen
Derivatbericht gegenlber dem Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses dar.
Der zuldssige Hochstbetrag zum Bestand von ergadnzenden Vereinbarungen lag
gemaB HG 12/13 bei 50 % des Gesamtschuldenstandes am Ende des vorausge-
gangenen Haushaltsjahres und damit fir das Jahr 2012 bei 31,2 Mrd. €. Er ist mit
10,7 Mrd. € in Anspruch genommen und somit eingehalten worden.

Im Rahmen der Kreditfinanzierung war die Senatsverwaltung fur Finanzen fer-
ner verpflichtet, das mit der Kreditaufnahme in fremder Wahrung verbundene
Wechselkursrisiko durch Sicherungsgeschéfte auszuschlieBen (§ 2 Abs. 1 Satz 2
HG 12/13). Im Jahr 2012 hat die Senatsverwaltung mit diesem Ziel einen neuen
Wahrungsswap abgeschlossen.

Die Senatsverwaltung fur Finanzen weist in ihrem Derivatbericht neben dem wirt-
schaftlichen Erfolg auch das kassenmaBige Ergebnis des Derivateinsatzes aus.
Sie ermittelte flr das Jahr 2012 einen wirtschaftlichen Erfolg von 76,2 Mio. €. Der
kassenmaBige Verlust lag fir 2012 bei 71,3 Mio. €.
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Zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemaBen Kassenwirtschaft ermachtigt
das jeweilige Haushaltsgesetz, Kassenverstarkungskredite aufzunehmen. Der
Héchstbetrag lag nach dem HG 10/11 bei 2,9 Mrd. €, nach dem HG 12/13 bei
3,0 Mrd. € und nach dem NHG 12/13 bei 3,0 Mrd. €. Die Inanspruchnahme der

Erméachtigung betrug maximal 1,1 Mrd. €, die Hoéchstbetrdge sind somit einge-
halten worden.



Geschéftsbereiche

Prufung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung

Organisation und Informationstechnik

5. Auswirkungen der Veranderungen von Geschiftsbereichen bei
Neubildungen des Senats

Die Zuordnung der Geschéftsbereiche des Senats, Uberwiegend Gesundheit und
Soziales sowie Arbeit und Frauen, wurde in den letzten Wahlperioden mehrfach
gedndert. Dabei wurden Geschéftsbereiche mit zahlreichen Schnittstellen ge-
trennt und spéter wieder in einem Ressort gebindelt. Der finanzielle Aufwand
allein fur die Umorganisationen im Zuge der letzten Senatsneubildung betrégt
mehr als 1 Mio. €.

5.1 Einleitung

Die den Wahlen zum Abgeordnetenhaus nachfolgenden Neubildungen des Se-
nats ziehen haufig umfangreiche Veranderungen sowohl in der Leitungsebene als
auch in anderen Bereichen in der Verwaltung nach sich. Der Rechnungshof hat
untersucht, inwieweit sich Veranderungen von Geschéaftsbereichen des Senats
organisatorisch und finanziell ausgewirkt haben.

Dabei hat er Stellenlbersichten der Haushaltsplane ausgewertet und das Volu-
men der Stellenverlagerungen der letzten drei Wahlperioden ermittelt. In drtlichen
Erhebungen wurden fir ausgewahlte Schwerpunkte personelle und finanzielle
Auswirkungen der Senatsneubildung im Jahr 2011 auf die am h&ufigsten umor-
ganisierten Senatsverwaltungen fir Arbeit, Integration und Frauen sowie fur Ge-
sundheit und Soziales erhoben.

Der Rechnungshof ist sich bewusst, dass einer Verédnderung der Geschéftsvertei-
lung des Senats politische Entscheidungen zugrunde liegen, die er nicht bewertet.
Er ist jedoch nicht gehindert, im Rahmen seiner beratenden Funktion (vgl. T 9) auf
der Grundlage seiner Prifungserkenntnisse die durch Ressortdnderungen ent-
stehenden Auswirkungen aufzuzeigen und insoweit Uber seine Erkenntnisse zu
berichten.
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5.2 Ressortanderungen

Die Zustandigkeiten der Senatsmitglieder werden in der Geschéftsverteilung des
Senats geregelt. Mit Beginn der 14. Wahlperiode ist durch Artikel 55 VvB die
Zahl der Mitglieder des Senats auf maximal acht Senatoren zuzlglich Regierender
Blrgermeister begrenzt worden. Damals stand bei der Neubildung des Senats
im Wesentlichen die Umverteilung von Geschaftsbereichen infolge der Aufldsung
von Senatsverwaltungen im Vordergrund.

Seither sind Uberwiegend elf Geschéaftsbereiche unterschiedlichen Ressorts zu-
geordnet worden:

Ansicht 34: Anderung der Zuordnung von Geschéftsbereichen

Geschaftsbereich 14. WP 15. WP 16. WP 17. WP
1999 bis 2001 | 2001 bis 2006 | 2006 bis 2011 seit 2011
Etatisierung bei Einzelplan

Gesundheit 11 09 11 11
Soziales 11 09 09 11
Arbeit 11 13 09 09
Frauen 11 13 13 09
Integration 11 09 09 09
Verbraucherschutz 11 09 11 06
Umwelt 12 12 11 12
Wissenschaft 17 17

Forschung 17 17 13
Kultur 17 17 03 03

Es wird deutlich, dass die Verdnderungen Uberwiegend in den Einzelplanen 09
(aktuell Senatsverwaltung fur Arbeit, Integration und Frauen) und 11 (aktuell Se-
natsverwaltung fur Gesundheit und Soziales) vorgenommen worden sind.

Der Rechnungshof hat die Stellenplédne ausgewertet und alle einzelplanlibergrei-
fenden Verdnderungen in die Auswertung einbezogen, die auf die Neuordnung
der Geschéftsverteilungen nach den Wahlen zuriickzufihren waren. Mit Beginn
der 17. Wahlperiode im Jahr 2011 kam es zu rd. 3500 Zu- und Abgéangen, davon
mit rd. 3 000 Uberwiegend bei den Senatsverwaltungen fur Arbeit, Integration und
Frauen sowie flr Gesundheit und Soziales.

Die Geschéaftsbereiche Arbeit sowie Frauen waren bis zum Jahr 2000 im Einzel-
plan 18 (Arbeit, Soziales und Frauen) ausgewiesen. Nach Auflésung der Senats-
verwaltung wurden diese Geschéaftsbereiche im Jahr 2001 zunachst dem Einzel-
plan 11 (Arbeit, Soziales und Frauen) und in der 15. Wahlperiode vom Jahr 2002
an dem Einzelplan 13 (Wirtschaft, Arbeit und Frauen) zugeordnet. In der 16. Wahl-
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periode wurde der Geschéftsbereich Arbeit vom Jahr 2008 an wieder aus dem
Einzelplan 13 herausgeldst und zum Einzelplan 09 (Integration, Arbeit und Sozia-
les) verlagert. Zu Beginn der 17. Wahlperiode wurde der Geschaftsbereich Frauen
vom Einzelplan 13 (Wirtschaft, Technologie und Forschung) zum Einzelplan 09 (Ar-
beit, Integration und Frauen) verlagert. Mit den im Wesentlichen im Einzelplan 09
verbliebenen Geschéftsbereichen Arbeit und Frauen hat der Senat die Geschafts-
bereiche wieder in einer Senatsverwaltung zusammengefasst. Allerdings ist nun-
mehr dem Einzelplan 09 zusétzlich der Geschéftsbereich Integration zugeordnet.

Im Einzelplan 13 sind die Geschéftsbereiche Wirtschaft und Technologie wie in
der 14. Wahlperiode gebundelt. In der 17. Wahlperiode wurde dieses Ressort
um den Geschéftsbereich Forschung ergénzt, der zuvor lange Zeit mit dem Ge-
schéftsbereich Wissenschaft ein Ressort bildete. Allerdings wurden fir den Ge-
schéftsbereich Forschung nur 28 von 39 Stellen vom Einzelplan 10 verlagert.

Die Zustandigkeiten fir die Geschéaftsbereiche Gesundheit und Soziales wurden
durch die Senatsneubildungen seit Mitte der 90er-Jahre wiederholt umverteilt:

Ansicht 35: Verlagerungen in den Geschéftsbereichen Gesundheit und Soziales

Geschaftsbereich 14. WP 15. WP 16. WP 17. WP
2000 2002 2008 2011
Etatisierung bei Einzelplan

Soziales 11 09 09 11
Gesundheit 11 09 11 11
nachgeordnete Einrichtungen:

LAGeSo' 11 09 09 11
WASt? 11 09 09 11
LAGetSi® 11 09 11 09
GerMed* 11 09 11 11
Krebsregister® 11 09 11 11

1 Landesamt flr Gesundheit und Soziales

2 Deutsche Dienststelle fur die Benachrichtigung der nachsten Angehdrigen von Gefallenen der ehemaligen
Deutschen Wehrmacht

3 Landesamt flr Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit
4 Landesinstitut fir gerichtliche und soziale Medizin

5 Gemeinsames Krebsregister der Lander Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt
und der Freistaaten Sachsen und Thiringen

Die Geschéftsbereiche Gesundheit und Soziales wurden nach Auflésung der zu-
standigen Senatsverwaltung (Einzelplan 11) in der 15. Wahlperiode zunachst in
den Einzelplan 09 Gberflihrt und mit der erneuten Einrichtung des Einzelplans 11 in
der 16. Wahlperiode auf zwei Einzelplane (09 flr Soziales und 11 fir Gesundheit)
aufgeteilt. Daflr wurden Stellen verlagert und die im Jahr 2008 neu eingerichtete
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Senatsverwaltung fir Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz mit einem Lei-
tungsbereich und einer Serviceeinheit ausgestattet. Die Umressortierungen beider
Geschéftsbereiche wirkten sich auch in den nachgeordneten Behérden aus. So
wurde das Landesamt fir Gesundheit und Soziales dem Geschéftsbereich Sozi-
ales zugeordnet, wahrend das Landesamt fUr Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz
und technische Sicherheit zundchst zum Geschéftsbereich Gesundheit und in der
17. Wahlperiode zum Geschéaftsbereich Arbeit verlagert wurde. In der laufenden
Wahlperiode wurden die Geschéftsbereiche Soziales und Gesundheit wieder zu-
sammengefasst. Diese wiederholten Umverteilungen haben nicht nur personelle
und finanzielle Auswirkungen, sondern verursachen aufgrund neuer fachlicher
Zustandigkeiten auch zuséatzlichen Aufwand bei Dritten, z. B. bei Familienkassen
durch den Wechsel der personalaktenfiihrenden Stelle.

Darlber hinaus hat der Rechnungshof festgestellt, dass der Geschéftsbereich
Verbraucherschutz in der 17. Wahlperiode formell zwar der Senatsverwaltung fur
Justiz zugeordnet wurde, inhaltliche Aufgaben jedoch auch in anderen Senatsver-
waltungen wahrgenommen werden. So wurden im Jahr 2012 insgesamt lediglich
21 Stellen fur den wirtschaftlichen und den gesundheitlichen Verbraucherschutz
zur Senatsverwaltung fur Justiz und Verbraucherschutz verlagert. EIf Stellen wur-
den fur Aufgaben des Arbeitsschutzes der Senatsverwaltung fur Arbeit, Integra-
tion und Frauen zugeordnet. 18 Stellen verblieben fir Aufgaben des Gesundheits-
schutzes bei der Senatsverwaltung fir Gesundheit und Soziales.

5.3 Aufwand nach der Wahl 2011

Die Ressortumbildung war mit einer Umsetzung von Personal in erheblichem
MaBe verbunden. Hierflir wurden Rdume durch die BIM Berliner Immobilienma-
nagement GmbH (BIM GmbH) hergerichtet. Insgesamt entstanden Ausgaben von
578 000 €, darunter fur die vom Rechnungshof geprtiften Senatsverwaltungen
fir Gesundheit und Soziales 184 000 € sowie flr Arbeit, Integration und Frauen
22 000 €. Dariuber hinaus wurden in der Senatsverwaltung fiir Gesundheit und
Soziales fir die Ausstattung einzelner Blros im Leitungsbereich 87 000 € aus-
gegeben.

Umzige (hausintern und extern in andere Dienstgebdude) wurden von der
BIM GmbH organisiert. Insgesamt wurden 152 externe und 130 interne Umzlige
durchgefiihrt. Die Ausgaben fir Umziige im Rahmen der Senatsneubildung 2011
belaufen sich auf insgesamt 47 000 €; fUr die beiden gepriiften Senatsverwaltun-
gen entstanden Ausgaben von 26 000 €.

Neben diesen Ausgaben entstanden Kosten durch umzugsbedingte Ausfallzeiten,
da die Dienstkréafte infolge von Vorbereitung, Durchfihrung und Nachbereitung
der Umziige die Aufgaben ihres Arbeitsgebiets in dieser Zeit nicht erfillen konn-
ten. Der Rechnungshof hat ermittelt, dass interne Umzlige innerhalb eines Tages,
externe Umzlge in durchschnittlich fiinf Tagen durchgefiihrt werden. Somit fielen
in 890 Arbeitstagen umzugsbedingte Ausfallzeiten an, die unter Annahme des
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allgemeinen Durchschnittssatzes Personalkosten von 165 000 € verursachten,
darunter 91 000 € bei den gepriiften Senatsverwaltungen.

Daruber hinaus entstand bei der Umsetzung der neuen Geschéftsverteilung des
Senats auch innerhalb der betreffenden Senatsverwaltungen personeller und or-
ganisatorischer Aufwand. Diesen hat der Rechnungshof am Beispiel der aktuellen
Stellen- und Personalverlagerungen (Buchungen im IT-Querschnittsverfahren Inte-
grierte Personalverwaltung — IPV — und damit zusammenhangende Tatigkeiten) in
den Servicebereichen der beiden gepriften Senatsverwaltungen und im Landes-
verwaltungsamt ermittelt. Insbesondere die Anpassung des IT-Verfahrens an die
neuen Organisationsstrukturen ist arbeitsintensiv und zeitaufwendig. Zudem mus-
sen die Servicebereiche die Personaldaten in das IT-Verfahren einpflegen und die
jeweiligen Dienstkrafte sowie andere Bereiche (z. B. Familienkasse) informieren.
Bei der Senatsverwaltung fur Arbeit, Integration und Frauen waren insgesamt
1 321 Dienstkrafte aus dem IPV-System aus- und 212 Dienstkréfte einzubuchen.
Bei der Senatsverwaltung fur Gesundheit und Soziales wurden 505 Dienstkréafte
aus dem IPV-System ausgebucht und 1 321 Dienstkrafte von der Senatsverwal-
tung fur Arbeit, Integration und Frauen eingebucht. Auf der Basis des allgemeinen
Durchschnittssatzes ergab sich flr diese und weitere damit zusammenhangende
Tétigkeiten, wie z. B. der manuelle Nachtrag von Abwesenheitstagen, ein Aufwand
von insgesamt 127 000 €.

Dartber hinaus obliegen den Servicebereichen der Senatsverwaltungen nach
Ressortanderungen weitere Aufgaben. Der Rechnungshof hat flr diese Wahlpe-
riode bei der Serviceabteilung der Senatsverwaltung fir Arbeit, Integration und
Frauen beispielhaft weitere notwendige Aufgaben im Rahmen der Senatsneubil-
dung ermittelt.

So weist jede Behoérde beispielsweise bei Aus- und Fortbildung, Personalentwick-
lung, Gesundheitsmanagement oder Arbeitsschutz Besonderheiten auf. Nach der
Neubildung des Senats wurden in der Senatsverwaltung fur Arbeit, Integration und
Frauen entsprechende Anderungen und Erginzungen (z. B. von Vordrucken, An-
forderungsprofilen oder Dienstvereinbarungen) erforderlich. Dartiber hinaus sind
neue Sicherheits- und Brandschutzbeauftragte und Ersthelfer geschult worden.
AuBerdem wurden nach der Senatsumbildung vorgezogene Personalratswahlen
durchgefihrt. Bis zum Zeitpunkt der Prifung sind Aufwendungen von insgesamt
15 000 € entstanden.

Fir die Uberarbeitung und Neustrukturierung der Kosten- und Leistungsrechnung
hat der Rechnungshof in der Senatsverwaltung fir Arbeit, Integration und Frauen
beim Controlling/Steuerungsdienst Personalkosten von 17 000 € ermittelt.

Im Servicebereich Haushalt/Finanzen wurden die Auswirkungen auf den Haus-
haltsplan untersucht und die etatmaBige Aus- und Eingliederung durchgefihrt.
Dazu gehoren zahlreiche einzelne Aufgaben und MaBnahmen, wie die Umvertei-
lung von Haushaltsmitteln mit Zweckbindung oder die Uberarbeitung der Vermé-
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gensangelegenheiten. Insgesamt wurde angabegemaB ein zusatzlicher Aufwand
verursacht, der mit dem im Personalbereich vergleichbar ist.

Ressortverdnderungen verursachen weitere Aufwendungen, die nur schwer zu
quantifizieren sind, wie z. B. Anderungen von Rechtsvorschriften (insbesondere
Zustandigkeitsregelungen) und Vertrdgen. Auch bei anderen Behdrden, wie z. B.
Familienkassen und Landeshauptkasse, entstehen zusatzliche Aufwendungen.

5.4 Stellungnahme der Senatskanzlei

In seiner Stellungnahme weist der Regierende Burgermeister von Berlin — Se-
natskanzlei — auf die sich aus Artikel 56 Abs. 2 VvB i. V. m. § 3 Abs. 1 Senato-
rengesetz ergebenden Grundlagen zur Abgrenzung der Geschéaftsbereiche der
Mitglieder des Senats hin. Mit der daraus resultierenden Befugnis des Regieren-
den Birgermeisters zur Festlegung der Geschéftsverteilung des Senats sei ihm
eine Einschatzungsprarogative zugewiesen, die sich einer materiellen Prifungs-
kompetenz entziehe. Die Geschéftsbereiche seien insoweit aus unterschiedlichen
politischen Erwagungen und Schwerpunktsetzungen heraus den Ressorts zuge-
ordnet worden. Der Rechnungshof habe seine Prifung der Kostenfolgen aus einer
Kritik am Ressortzuschnitt entwickelt.

Die Senatskanzlei verkennt, dass der Rechnungshof keine Kritik an Ressortzu-
schnitten Ubt und sich einer Bewertung enthélt. Allerdings zeigt er die Auswir-
kungen der Verdnderungen der Geschéftsbereiche auf und berichtet Uber Er-
kenntnisse, die bei kinftigen politischen Entscheidungen berlcksichtigt werden
kénnen.

5.5 Zusammenfassung und Empfehlung

Die Prifungsergebnisse des Rechnungshofs zeigen, dass allein in den vom Rech-
nungshof schwerpunktm&Big gepriften Bereichen der letzten Senatsneubildung
Kosten von insgesamt Uber 1 Mio. € entstanden sind. So sind in allen Senats-
verwaltungen flr die Herrichtung von Rdumen, fir Umzlige und umzugsbedingte
Ausfallzeiten 790 000 € aufgewendet worden. In den gepriften Senatsverwal-
tungen hat der Rechnungshof in einzelnen Bereichen weitere Aufwendungen von
246 000 € ermittelt.

Der Rechnungshof empfiehlt, im Rahmen von Senatsneubildungen auch die
Vorgaben von Artikel 86 Abs. 2 VvB zu bedenken. Danach diirfen Haushalts-
mittel nur in Anspruch genommen werden, soweit es eine sparsame Verwal-
tung erforderlich macht.
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6. Unwirtschaftlichkeit eines IT-Projekts nach Aufgabe der damit
verfolgten strategischen Ziele

Mit dem IT-Projekt SIDOK (Senatsinformations- und -dokumentationssystem)
sollte die fiir Inneres zustdndige Senatsverwaltung den Auftrag des Senats er-
fullen, die erforderlichen Rahmenbedingungen fir den Einsatz von Dokumenten-
management- und Vorgangsbearbeitungssystemen in der Berliner Verwaltung
zu schaffen. Dieses Vorhaben hat die Senatsverwaltung ohne nachvollziehbare
Griande aufgegeben. Dadurch ist die flr einen wirtschaftlichen Einsatz von SIDOK
entscheidende Voraussetzung entfallen.

6.1 Einleitung

Im Jahr 2002 hatte der Senat die Ziele der ,,E-Government-Entwicklung” der Ber-
liner Verwaltung auf der Grundlage eines Masterplans festgelegt. Die fur Inneres
zustandige Senatsverwaltung sollte die Umsetzung der im Masterplan beschrie-
benen MaBnahmen planen und steuern. Fir Dokumentenmanagement und Vor-
gangsbearbeitung sollten zukinftig ausschlieBlich ,DOMEA-konzeptkonforme
Produkte” zum Einsatz kommen. Grundlage war das Konzept ,,Papierarmes Biro*
(DOMEA-Konzept), das die Koordinierungs- und Beratungsstelle der Bundesre-
gierung im Bundesministerium des Innern im November 1999 beschlossen hatte
(das DOMEA-Konzept wurde im Jahr 2012 von dem Konzept ,,Elektronische Ver-
waltungsarbeit” abgeldst). Dabei sollte die Senatsverwaltung auch prifen, ,,ob ein
einheitliches Vorgangsbearbeitungssystem fur die Berliner Verwaltung realisierbar*
sei.

Die Vorgaben des Senats sollten mithilfe von rd. 50 ,prioritaren” Projekten und
Vorhaben realisiert werden. In diesem Zusammenhang beschloss der Senat im
April 2003 die ,Neuordnungsagenda 2006“. Darin wurde auch das IT-Projekt ,,Ein-
fliihrung eines elektronisch gestiitzten Senatsinformations- und -dokumen-
tationssystems* (SIDOK) aufgenommen. Es handelt sich um ein von dem Regie-
renden Blrgermeister von Berlin — Senatskanzlei — begonnenes Projekt, mit dem
ein verwaltungsubergreifender Datenspeicher fur die Vorbereitung der Sitzungen
des Senats geschaffen, deren Vor- und Nachbereitung teilautomatisiert unter-
stltzt und ein automatisiertes Archiv der Senatsdokumente eingerichtet werden
sollte.

Mit SIDOK - als prioritéres Projekt eingestuft — sollten nunmehr neben den origi-
naren fachlichen Aufgaben die organisatorischen und technischen Rahmenbedin-
gungen flr den Einsatz eines berlineinheitlichen Dokumentenmanagement- und
Vorgangsbearbeitungssystems (DMS/VBS) entwickelt werden. Die Senatsverwal-
tung verzichtete deshalb auf die Durchflihrung eines gesonderten DMS-Projekts.
Senatskanzlei und Senatsverwaltung unterzeichneten im November 2003 eine
Projektvereinbarung zur gemeinsamen Durchfihrung des IT-Projekts SIDOK. Das

Jahresbericht 2014

88

63



89

90

64

Projekt sollte demnach in drei Phasen (Projekterkundungsphase, Vorstudie, Pro-
jektphase) zum Mai 2005 abgeschlossen werden. Die Projektleitung wurde auf die
Senatsverwaltung lbertragen.

Der Rechnungshof hatte bereits im Jahr 2006, im Rahmen einer Orientierungspri-
fung der DMS/VBS-Einfuhrung in der Berliner Verwaltung, das IT-Projekt SIDOK
untersucht. Er hatte schon damals empfohlen, eine Landesstrategie zu entwi-
ckeln, in der die wesentlichen Aspekte einer DMS/VBS-Einflihrung geregelt sind,
und umgehend mit der Konkretisierung und Umsetzung der angekiindigten MaB-
nahmen zu beginnen.

6.2 Pilotbetrieb SIDOK

Im Rahmen der im Mai 2004 abgeschlossenen Vorstudie gelangten die Projekt-
verantwortlichen (Senatsverwaltung und Senatskanzlei) insbesondere zu folgen-
den Ergebnissen:

+ der DOMEA-Standard des Bundes bietet auch den Landern die Gewahr fir
eine zukunfts- und entwicklungsféhige Softwareauswahlentscheidung,

+ das DOMEA-konforme IT-Verfahren ,DocMan“ aus Bremen entspricht von
den untersuchten IT-Verfahren hinsichtlich der Vor- und Nachbereitung des
Sitzungsdienstes und aufgrund seines DMS-Ansatzes den Projektzielen am
meisten und

+ eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung soll durchgeflihrt werden.

Aufgrund einer mit der Freien Hansestadt Bremen am 10. September 2002 ge-
schlossenen Verwaltungsvereinbarung Uber die Zusammenarbeit im Bereich des
E-Governments war ,DocMan“ dem Land Berlin als Pilotsystem tberlassen wor-
den. Nach Anpassung an die Berliner SIDOK-Anforderungen wurde der Pilotbe-
trieb von Mérz 2005 an in der Senatskanzlei und in vier Senatsverwaltungen an
insgesamt 40 Arbeitsplatzen aufgenommen.

6.3 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und ,landesweiter Einsatz
eines DOMEA-konformen DMS-Produkts*

Senatsverwaltung und Senatskanzlei fihrten im Februar 2006 eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung durch. Die Betrachtung der monetaren Kosten- und Nutzen-
faktoren ergab fur den Zeitraum von funf Jahren einen kumulierten negativen Ka-
pitalwert von 1,3 Mio. €, davon 1,0 Mio. € haushaltswirksam. Bei der Betrachtung
der nicht monetéren Faktoren besitze SIDOK dennoch ,durch die Bereitstellung
eines wichtigen verwaltungsibergreifenden Werkzeuges [DMS/VBS] eine hohe
Wirtschaftlichkeit ... Aus diesen Gesichtspunkten heraus muss SIDOK als insge-
samt wirtschaftlich und daher als unbedingt zu realisieren angesehen werden®.

Dennoch verfolgte die Senatsverwaltung den landesweiten Einsatz eines
DOMEA-konformen DMS-Produkts nicht weiter auf der Grundlage von SIDOK.
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Sie berichtete dem Senat im August 200624 lediglich, dass sie ,,Erkenntnisse und
Empfehlungen fir eine landesweite DMS-Einflihrung“ hinsichtlich der organisa-
torischen und rechtlichen Rahmenbedingungen kurzfristig aufgreifen und einen
Vorschlag zum weiteren Vorgehen vorlegen werde. Sie flihrte weiter aus, dass ,,die
durch das ITDZ begonnene Bereitstellung einer E-Government-Diensteplattform
seitens des Landes Berlin aufgegriffen werden® sollte.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass weder die Entscheidung noch ihre Griinde
dokumentiert sind. Den Auftrag des Senats fir einen landesweiten DMS-Einsatz
im Land Berlin hat die Senatsverwaltung nicht erflllt. Damit ist der in der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung zu SIDOK zum Ausgleich des negativen Kapitalwerts
als Vorteil dargestellte Nutzen einer ,,Bereitstellung eines wichtigen verwaltungs-
Ubergreifenden Werkzeuges” nicht eingetreten. Der Rechnungshof hat beanstan-
det, dass die Senatsverwaltung das Ziel, Rahmenbedingungen fir den ,Einsatz
von DOMEA-konzeptkonformen Produkten® in Verbindung mit der Einflhrung von
SIDOK zu schaffen, ohne nachvollziehbare Griinde aufgegeben hat.

Die flUr Inneres zustandige Senatsverwaltung hat hierzu in ihrer Stellungnahme
zur Prifungsmitteilung erklart, dass sie das IT-Projekt SIDOK nicht weiterverfolgt
habe, weil die Bundesregierung das Regierungsprogramm ,Vernetzte und transpa-
rente Verwaltung® beschlossen habe und DOMEA letztendlich durch das Konzept
sElektronische Verwaltungsarbeit” abgeldst worden sei. Diese Argumentation ist
schon deshalb nicht schlissig, weil das Regierungsprogramm erst im Jahr 2010
beschlossen und das neue Konzept erst im Jahr 2012 vorgestellt worden ist. Be-
reits seit dem Jahr 2005 sollten mit SIDOK Erfahrungen erworben und es sollte die
Eignung von DOMEA-Produkten fiir die Berliner Verwaltung verifiziert werden. Die
Senatsverwaltung verkennt auBerdem, dass insbesondere die IT einem standigen
und schnellen Wandel unterliegt. Daher kann nicht jede zwischenzeitliche neue
Entwicklung zu einem vollstandigen Abbruch eines IT-Vorhabens fihren. Des Wei-
teren steht bei DMS/VBS-Projekten die Organisation im Vordergrund, sodass in-
soweit erzielte Ergebnisse (Geschéftsprozesse, Datenstrukturen) auch bei einem
spéateren Wechsel des IT-Systems hatten weiter verwendet werden kénnen.

6.4 Echtbetrieb von SIDOK

Am 5. September 2006 beschloss der Senat?, dass SIDOK zum 1. Dezember 2006
zur Vor- und Nachbereitung von Senatssitzungen und Sitzungen des Rats der Bir-
germeister im Rahmen einer ,,Prototypphase” eingefiihrt und zum 1. Juni 2007 fla-
chendeckend eingesetzt werden solle. SIDOK wurde am 5. Méarz 2008 abgenom-
men. FUr den Betrieb wurden angabegemaB insgesamt 350 Lizenzen flr je 475 €
jahrlich beschafft. Hiervon werden nach den Feststellungen des Rechnungshofs

24 vgl. Anlage zum Senatsbeschluss Nr. 3853/2006 vom 5. September 2006
25 Senatsbeschluss Nr. 3853/2006
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jedoch nur 180 Lizenzen genutzt (Senatskanzlei 40 Lizenzen, Senatsverwaltungen
insgesamt 40, Bezirksdmter insgesamt 100 Lizenzen).

Der Rechnungshof hat weiter festgestellt, dass

+ Konzepte zur Implementierung der Prozesse des IT-Verfahrens SIDOK in die
Ubrigen Geschaftsprozesse fehlen und dadurch zusétzlicher Aufwand (z. B.
durch Medienbriiche) entsteht,

+ schlussgezeichnete Vorlagen nach wie vor in Papierform an die Senatskanz-
lei gesandt werden muissen und

+ ein Berechtigungskonzept, in dem den Nutzern Aufgaben und Rollen zuge-
ordnet werden, wie z. B. Lesen, Verdndern, Léschen und Verwenden von
Daten, fehlt.

Der Rechnungshof hat die Mangel beanstandet und darauf hingewiesen, dass
vermeidbare Ausgaben von ca. 80 000 € jahrlich dadurch anfallen, dass fast die
Halfte der Lizenzen nicht genutzt wird. Er hat der Senatskanzlei vorgehalten, dass
die Bereitstellung nicht genutzter Software gegen § 6 LHO verstd8t. Danach dir-
fen Ausgaben nur insoweit geleistet werden, als sie notwendig sind.

Die Senatskanzlei hat in ihrer Stellungnahme zur Prifungsmitteilung zugesagt, die
Beanstandungen des Rechnungshofs aufzugreifen. Sie werde Uberprifen, ,,in-
wieweit den aufzuwendenden Kosten fir die Fachanwendung tatsachliches Nut-
zungsverhalten gegenubersteht. Abhangig von den Ergebnissen dieser Prifung
soll entschieden werden, wer auch weiterhin einen SIDOK-Zugang erhalten muss
und ob schon vor Einfiihrung eines landesweiten DMS eine medienbruchfreie In-
tensivierung der eAktennutzung fur weitere Fachaufgaben in Frage kommt. Den
anderen nutzenden Verwaltungen wird ein dhnliches Vorgehen vorgeschlagen®.
Der Rechnungshof bemerkt hierzu, dass diese Fragen schon friher im Laufe des
Projekts hatten geklart werden missen.

Im Ubrigen hat die Senatskanzlei die fehlende Implementierung der Prozesse
des IT-Verfahrens SIDOK in die Ubrigen Geschaftsprozesse eingerdumt. Sie hat
darauf hingewiesen, dass die Entscheidung Uber einen intensiveren Einsatz der
Anwendung die einzelnen Dienststellen entsprechend dem Ressortprinzip tref-
fen wirden. Den teilnehmenden Dienststellen sei aber die Mdglichkeit gegeben
worden, die Software fiir die Abbildung weiterer Geschaftsprozesse zu nutzen.
Die Senatskanzlei hat auBerdem zugesagt, dass sie die bisher in verschiedenen
Dokumenten geregelte Rechtevergabe in einem Berechtigungskonzept zusam-
menfassen werde.
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6.5 Weitere Entwicklung

Neben den Lizenzen fir den Betrieb von SIDOK kamen in der Berliner Verwaltung 94
zum Zeitpunkt der Prifung durch den Rechnungshof ca. 2 400 Lizenzen flr das
Programm VISkompakt des ITDZ zum Einsatz. Diese wurden lediglich in 13 Ver-
waltungen fir 15 IT-Verfahren genutzt. Fir den DMS-Basisdienst des ITDZ erga-

ben sich somit nur geringe Synergieeffekte.

Entgegen ihrer Anklindigung (vgl. T 90) griff die Senatsverwaltung zunachst we-
der die SIDOK-Erkenntnisse auf noch schlug sie ein Vorgehen zur landesweiten
DMS-Einfuhrung vor. Sie wurde vom Senat im Jahr 2008 erneut beauftragt, die
Rahmenbedingungen fir einen flachendeckenden Einsatz eines DMS/VBS zu
schaffen?. Am 16. August 2011 hat der Senat beschlossen?’, dass die Senats-
verwaltung gemeinsam mit der Hauptverwaltung und den Bezirken ein Umset-
zungskonzept ,,.zur landesweiten Einfihrung der elektronischen Aktenfiihrung und
Vorgangsbearbeitung in der unmittelbaren Berliner Verwaltung“ erarbeiten solle.
Allein das Umsetzungskonzept zu dieser Einfihrung hat angabegemaB in den
Jahren 2012 und 2013 Ausgaben von etwa 210 000 € verursacht.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass der Auftrag des Senats, berlineinheitli-
che Rahmenbedingungen fir den Einsatz von DMS/VBS zu schaffen, bisher nicht
erflllt worden und infolgedessen die Voraussetzung fir einen wirtschaftlichen Ein-
satz von SIDOK entfallen ist. Der Rechnungshof hat zudem die Erwartung geédu-
Bert, dass die Senatsverwaltung eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchfiihrt
und den Auftrag des Senats zur Einfiihrung der elektronischen Aktenfiihrung und
Vorgangsbearbeitung nunmehr sachgerecht und wirtschaftlich erfullt.

Die fur Inneres zusténdige Senatsverwaltung hat hierzu in ihrer Stellungnahme zur 95
Prafungsmitteilung Folgendes ausgefihrt: ,,Eine Untersuchung zu einer flachen-
deckenden Einfihrung von Dokumentenmanagement- oder Vorgangsbearbei-
tungssystemen ... in der Berliner Verwaltung zeigte allerdings, dass es in der Ber-
liner Verwaltung nach wie vor Ublich ist, dass Akten und Vorgange teils in Papier,
teils in elektronischen Systemen gefiihrt werden. Diese hybride, aber auch die
reine papiergebundene Aktenfliihrung haben einige strukturelle Nachteile und sind
nicht mehr zeitgemaB. Ferner wurde ermittelt, dass die vorhandenen Dokumen-
tenmanagement- und Vorgangsbearbeitungssysteme auf Basis von VISkompakt
in isolierten Einzelprojekten auf physisch getrennten Servern installiert wurden.”
Das sei nach Auffassung der Senatsverwaltung nicht wirtschaftlich.

~Jedes einzelne dieser Projekte zur EinflUhrung von VISkompakt musste alle not-
wendigen Einzelschritte, von der IST-Analyse Uber die Schulungskonzeption bis
zum Rollout selbstédndig durchfuhren, ohne auf vorhandene Ergebnisse aufbauen
zu kénnen. Die Umsetzung der individuellen Anforderungen der einzelnen Be-
hérden fihrte zudem zu einer Divergenz bei der Auspragung der VISkompakt-

26 Senatsbeschluss Nr. S-1134/2008
27 Senatsbeschluss Nr. S-3831/2011
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Installationen in den Berliner Behorden, die nicht nur zuséatzliche Betriebsauf-
wande entstehen lieBen, sondern auch die Komplexitét des IT-Betriebes unndtig
erhéhen.”

Die Beschreibungen der Senatsverwaltung bestétigen die Feststellungen des
Rechnungshofs und zeigen die Folgen der fehlenden organisatorischen und
technischen Rahmenbedingungen auf. Die Behdrden Berlins haben entweder die
Einfihrung eines DMS/VBS-Produkts im Hinblick auf die angekindigten Rahmen-
bedingungen zurlickgestellt oder in eigener Initiative ein DMS/VBS-Produkt einge-
fihrt. Eben dieser Entwicklung wollte der Senat bereits in den Jahren 2002/2003
vorbeugen (vgl. T 88). Zuletzt hat die Senatsverwaltung nach ihrem Implementie-
rungsfahrplan fir die Einflhrung der eAkte vom 18. Oktober 2013 den urspriing-
lich geplanten Beginn der Umsetzungsphase vom Jahr 2012 auf die 2. Hélfte des
Jahres 2016 verschoben?.

Im Ubrigen verweist die Senatsverwaltung auf die von ihr erstellten rechtlichen
und organisatorischen Grundlagen (u. a. GGO |, Organisations- und Umsetzungs-
handbuch). Auch wurde ,ein so genanntes Landesreferenzmodell fir die Ber-
liner Verwaltung entwickelt, und darin Rahmenbedingungen sowie eine Reihe von
DMS-Standards fir einen Landesdienst ,Berlin Standard DMS/VBS* definiert”. Flr
die mit der Einflhrung der eAkte an 34 000 Arbeitsplatzen verbundenen Kosten
habe sie eine musterhafte Aufwandsschatzung erstellt.

Der Rechnungshof stellt fest, dass die Neufassung der GGO | in § 22 nur die
rechtlichen Rahmenbedingungen fir den Einsatz der elektronischen Akte regelt.
Bei dem Organisations- und Umsetzungshandbuch, dem Landesreferenzmodell
und den darin genannten Rahmenbedingungen handelt es sich um theoretische
Konzepte, deren Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit in der geplanten GréBenord-
nung von 34 000 Arbeitsplétzen bisher nicht nachgewiesen sind.

Die von der Senatsverwaltung hierflr angefihrte — im Rahmen des Programms
~oervicestadt Berlin“ erarbeitete — Aufwandsschatzung entspricht nicht den haus-
haltsrechtlichen Anforderungen. Nach § 7 Abs. 2 LHO sind fir alle finanzwirksa-
men MaBnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzufih-
ren. Nach der Entscheidung Uber die MaBnahme, aber vor der Durchfiihrung von
EinzelmaBnahmen ist auch die Wirtschaftlichkeit jeder EinzelmaBnahme nachzu-
weisen (vgl. auch Nr. 2.1 der IT-Mindestanforderungen der Rechnungshofe®).

28 vgl. Abschlussbericht Dokumentenmanagement- und Vorgangsbearbeitungssysteme im Land Berlin,
Senatsverwaltung fur Inneres und Sport vom 24. Mai 2011, S. 13, und Implementierungsfahrplan fiir die
EinfUihrung der eAkte vom 18. Oktober 2013, S. 6

29 Mindestanforderungen der Rechnungshéfe des Bundes und der Lander zum Einsatz der Informations-
technik, Stand: November 2011, s. unter http://www.berlin.de/rechnungshof/veroeffentlichungen/
weitere-veroeffentlichungen.html
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6.6 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend, dass die flir Inneres zustén-
dige Senatsverwaltung den Auftrag des Senats flir einen landesweiten DMS-Ein-
satz im Land Berlin nicht erfllt hat. Damit ist der fir SIDOK in der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung zum Ausgleich des negativen Kapitalwerts dargestellte Vorteil
der ,Bereitstellung eines wichtigen verwaltungsibergreifenden Werkzeuges* nicht
eingetreten. Die entscheidende Voraussetzung flr einen wirtschaftlichen Einsatz
von SIDOK ist dadurch entfallen.

Der Rechnungshof beanstandet ferner, dass fast die Halfte der insgesamt 350 von
der Senatskanzlei beschafften Lizenzen fir je 475 € jahrlich nicht genutzt wird
und dadurch vermeidbare Ausgaben von ca. 80 000 € jahrlich anfallen.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatskanzlei priift,

+ ob und in welchem Umfang der Einsatz von SIDOK sachgerecht ist und
+ ob im Ergebnis eine Riickgabe nicht genutzter Lizenzen von SIDOK
maoglich ist.

Er erwartet auBerdem, dass die Senatsverwaltung fiir Inneres und Sport

+ den Auftrag des Senats erfiillt, berlineinheitliche Rahmenbedingungen
fiir den Einsatz von DMS zu schaffen, und

« durch geeignete Vorgaben darauf hinwirkt, dass die Wirtschaftlichkeit
jeder EinzelmaBnahme nachgewiesen wird.
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7. Unangemessene Gewahrung von Ausgleichszulagen an
beamtete Dienstkrafte

Beamtete Dienstkréfte, die zum Land Berlin versetzt werden, erhalten zum Aus-
gleich von EinkommenseinbuBen auch dann eine Zulage, wenn sie sich aus per-
sénlichen Grinden beworben haben. Die Héhe berechnet sich aus der Differenz
zwischen den Dienstbezligen aus der bisherigen Verwendung und den aktuellen
Dienstbeziigen. Bei 284 beamteten Dienstkréften — darunter 200 Lehrkréfte — er-
gibt sich ein Volumen von insgesamt mehr als 900 000 € jéhrlich. In Einzelféllen
werden monatlich Gber 600 € mehr gezahlt.

7.1 Einleitung

Der Rechnungshof hat die im Bereich des Landes Berlin nach § 13 Abs. 2 Bun-
desbesoldungsgesetz (BBesG) — Uberleitungsfassung fiir Berlin — gezahlten Aus-
gleichszulagen stichprobenartig geprift. Danach erhalten beamtete Dienstkrafte
unter bestimmten Voraussetzungen eine Ausgleichszulage. Wahrend in § 13
Abs. 1 BBesG einzelne Tatbesténde geregelt sind, sieht § 13 Abs. 2 BBesG auch
dann die Gewahrung einer Ausgleichszulage vor, wenn sich ihre Dienstbezlige
»aus anderen dienstlichen Griinden” verringern. Die H6he berechnet sich aus der
Differenz zwischen den jeweiligen aktuellen Dienstbeziigen und den Dienstbezi-
gen aus der bisherigen Verwendung.

Sinn und Zweck dieser bis August 2006 bundeseinheitlichen Regelung in
§ 13 BBesG war es, beamtete Dienstkrafte bei Anderung ihrer dienstlichen Ver-
wendung oder Versetzung zu einem anderen Dienstherrn vor Einkommenseinbu-
Ben zu schitzen, sofern sie die Griinde daflir nicht zu vertreten hatten. Solange
die Besoldung bundeseinheitlich im BBesG geregelt war, war der Anwendungs-
bereich dieser Vorschrift begrenzt. Seit dem Ubergang der Gesetzgebungskom-
petenz fir die Besoldung vom Bund auf die Lander ist die Zahl der Félle stark
gestiegen, in denen es um den Ausgleich der unterschiedlichen Besoldungsho-
hen bei bund- und landertbergreifenden Versetzungen geht. Berlin mit dem bun-
desweit niedrigsten Besoldungsniveau ist dadurch besonders belastet. Nach den
Meldungen der Dienststellen zahlt Berlin fir 284 beamtete Dienstkréfte — darun-
ter 200 Lehrkrafte — eine Ausgleichszulage mit einem Gesamtvolumen von lber
900 000 € jahrlich. In Einzelféllen werden monatlich tber 600 € mehr gezahlt. An-
gesichts der unterschiedlichen Besoldungsentwicklung in Berlin und im Ubrigen
Bundesgebiet ist zu befirchten, dass die Ausgaben fur die Zulage weiter steigen
werden.



Ausgleichszulagen

7.2 Prifungsergebnisse

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass in den von ihm gepriften Féllen die
Grunde flr einen Wechsel zum Land Berlin stets im persdnlichen Interesse der
jeweiligen Dienstkraft lagen (Rickkehr nach Berlin, Familienzusammenfihrung).
Die Senatsverwaltung fur Inneres und Sport vertritt die Auffassung, dass die Zu-
lage nach § 13 Abs. 2 BBesG beamteten Dienstkraften immer dann zusteht, wenn
dienstliche Grunde fir die Versetzung maBgeblich sind. Fir Lehrkrafte hat die
Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft den dienstlichen Grund
— ohne dass dies jedoch im Einzelfall aktenkundig war — angenommen, wenn die
Versetzung unter dem Gesichtspunkt der Fachkraftegewinnung und -bindung in
Mangelfachern oder als Ergebnis eines Auswahlverfahrens erfolgt ist; hinzutre-
tende private Grinde wirden daran nichts &ndern.

Der Rechnungshof hat gegentiber den Senatsverwaltungen in Frage gestellt, dass
allein ein Auswahlverfahren einen dienstlichen Grund darstellt. Die Rechtsausle-
gung der Senatsverwaltung fur Inneres und Sport fuhrt dazu, dass wegen des
im Land Berlin gemaB § 8 Landesbeamtengesetz (LBG) vorgegebenen férmli-
chen Personalauswahlverfahrens regelméBig eine Ausgleichszulage nach § 13
Abs. 2 BBesG zu zahlen ist. Damit wirde die gesetzliche Beschrankung auf sons-
tige dienstliche Grunde faktisch ins Leere laufen. Der Rechnungshof hat daher die
Zahlung von Ausgleichszulagen nach § 13 Abs. 2 BBesG in den gepriiften Féllen
als unangemessen beanstandet.

Der Rechnungshof hat ferner darauf hingewiesen, dass der Bundesgesetzgeber
auf die geanderte Ausgangslage (vgl. T 97) reagiert hat. Eine Ausgleichszulage
wird nur noch im Geltungsbereich des BBesG geleistet. Fir den Wechsel von
einem Dienstherrn auBerhalb des Geltungsbereichs des BBesG (z. B. Land oder
Kommune) wurde die Zahlung ausgeschlossen. Ergdnzend hat der Bund inzwi-
schen mit § 19b BBesG eine Ausgleichszulage als Anreiz fir beamtete Dienstkréfte
eingeflhrt, sich aus Ldndern mit héherem Besoldungsniveau in den Bundesdienst
versetzen zu lassen. Diese Zulage verringert sich jedoch bei jeder Erhéhung des
Grundgehaltes entsprechend. Der Rechnungshof hat die Senatsverwaltung fur
Inneres und Sport aufgefordert, eine Gesetzesinitiative des Senats mit dem Ziel
zu prufen, den Geltungsbereich des § 13 Abs. 2 BBesG sowohl dem Grunde als
auch der Héhe nach zu begrenzen.

7.3 Stellungnahmen der Verwaltungen

Die Senatsverwaltung fUr Inneres und Sport hat entgegnet, dass sie an ihrer
Rechtsauffassung zu § 13 Abs. 2 BBesG festhalte. Sie rdumt jedoch ein, dass
durch die unterschiedlichen Besoldungsentwicklungen in Berlin und den Her-
kunftslandern die Handhabung der Vorschrift fehleranfallig und aufwendig ge-
worden sei. Unabhangig davon erachtet sie unter dem Aspekt der Gewinnung
leistungsstarken Personals eine Ausgleichszulage flr notwendig.
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Aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse sei im Rahmen der Dienstrechtsmo-
dernisierung in einer ressorttibergreifenden Kernarbeitsgruppe die Neuregelung
der Vorschrift in der Uberleitungsfassung diskutiert worden. Zukiinftig solle aus
dienstlichen Grinden nach Berlin versetzten beamteten Dienstkraften ein Fest-
betrag gezahlt werden, der nicht an Besoldungsanpassungen teilnimmt und in
einem bestimmten Zeitraum (5 Jahre) abgebaut wird. Die Erarbeitung eines ersten
Entwurfs eines einheitlichen Landesbesoldungsgesetzes flir Berlin auf Fachebene
erfolge derzeit, werde aber erkennbar noch einige Zeit in Anspruch nehmen.

Die Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft hat mitgeteilt, dass
aufgrund einer Neufassung der Arbeitsanweisung Uber die ,Einstellung/Verset-
zung von Lehrerinnen und Lehrern in den &éffentlichen Schuldienst des Landes
Berlin“ zum Schuljahr 2014/2015 nur noch beamteten Dienstkraften, die aus
dienstlichen Griinden nach Berlin versetzt werden und die seit mindestens flnf
Jahren verbeamtet sind, eine Ausgleichszulage gezahlt werden wird. Beamtete
Dienstkrafte, die aus personlichen Griinden nach Berlin wechseln, wiirden vom
Jahr 2014 an auch dann keine Ausgleichszulage mehr erhalten, wenn sie Man-
gelfacher unterrichten.

7.4 Bewertung und Erwartung

Der Rechnungshof stellt fest, dass die MaBnahmen von beiden Senatsverwaltun-
gen in die richtige Richtung gehen. Allerdings héalt er die von der Senatsverwal-
tung fUr Inneres und Sport beabsichtigte Vorgehensweise fir eine besoldungs-
rechtliche Anderung nicht fiir ausreichend. Vielmehr ist angesichts der auch von
inr eingeraumten Auswirkungen eine zeitnahe Lésung der Problematik geboten.
Im Ubrigen lasst § 72 BBesG - Uberleitungsfassung fiir Berlin — zur Sicherung der
Funktions- und Wettbewerbsfahigkeit des &ffentlichen Dienstes die Zahlung von
Sonderzuschlagen zu, die in funf Schritten um jeweils 20 % des Ausgangsbetra-
ges jahrlich verringert wird.

Der Rechnungshof erwartet, dass im Land Berlin die Ausgleichszulage nur
noch bei Versetzungen in dienstlichem Interesse gewéhrt wird, das nicht al-
lein mit der Entscheidung in einem férmlichen Auswahlverfahren begriindet
werden kann. Er erwartet, dass die Senatsverwaltung fiir Inneres und Sport
zligig geeignete Schritte unternimmt, um die Ausgaben fiir Ausgleichszula-
gen und den damit verbundenen erheblichen Verwaltungsaufwand weiter zu
begrenzen.



Vollzugszulage

8. Undifferenzierte Gewahrung der Vollzugszulage fiir Dienstkrafte
bei Justizvollzugseinrichtungen

Die Justizvollzugseinrichtungen gewéhren ihren Dienstkréften regelméBig eine
Vollzugszulage als Ausgleich flr erhéhte Anforderungen und besondere Belas-
tungen des Dienstes. Die individuellen Anspruchsvoraussetzungen werden nicht
geprift, sodass Zahlungen auch in Féllen geleistet werden, in denen der Zweck
der Zulage nicht erfullt ist.

8.1 Einleitung

Die besoldungs- und tarifrechtlichen Regelungen sehen flr die Beschaftigten des 102
offentlichen Dienstes verschiedene Zulagen vor, die jeweils als Ausgleich fir er-
hoéhte Anforderungen bzw. besondere Belastungen gewahrt werden. Der Rech-
nungshof hat schwerpunktmaBig die Gewahrung der Vollzugszulage flir beamtete
Dienstkrafte und Tarifbeschéaftigte bei den Justizvollzugseinrichtungen Berlins
(Justizvollzugsanstalten Tegel, Moabit, Plétzensee und Heidering, Justizvollzugs-
anstalten flr Frauen sowie des Offenen Vollzuges, Jugendstrafanstalt und Ju-
gendarrestanstalt) im Rahmen einer Kontrollpriifung untersucht, weil bereits bei
friheren Prifungen der Personalausgaben einzelner Justizvollzugsanstalten eine
undifferenzierte Handhabung zu beanstanden war.

8.2 Empfangerkreis

Bei seiner aktuellen Prifung hat der Rechnungshof ermittelt, dass alle beamte- 103
ten Dienstkréfte und Tarifbeschéftigten der Justizvollzugseinrichtungen eine mo-
natliche Zulage von 95,53 € erhalten. Leistungsempfénger sind insgesamt etwa

2 700 Dienstkrafte der Verwaltung, des Justizvollzugsdienstes, des Sozialdiens-

tes, des Psychologischen Dienstes, des Arztlichen Dienstes sowie des Kranken-
pflegedienstes. Die Zulage wird ohne Differenzierung der einzelnen Tatigkeiten

oder zwischen Anstalten des geschlossenen oder offenen Vollzugs gewéhrt. Die
Ausgaben hierflr betragen jahrlich etwa 3 Mio. €.

8.3 Anspruchsvoraussetzungen

MaBgeblich fiir den Zulagenanspruch der im Justizvollzug eingesetzten beamte- 104
ten Dienstkrafte sind die besoldungsrechtlichen®® und fir die Tarifbeschéftigten
die tariflichen®' Vorschriften. Die Vollzugszulage erhalten danach Dienstkrafte bei
Justizvollzugseinrichtungen, in abgeschlossenen Vorflhrbereichen der Gerichte

30 § 1bAbs.1Nr.1LBesGi. V. m. Vorbemerkung Nr. 12 zu den Besoldungsordnungen A und B des BBesG
— Uberleitungsfassung fiir Berlin —

31 §6 Zulagen-TV i. V. m. Nr. 9 der Anlage 1 TVU-Lander Teil B
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sowie in geschlossenen Abteilungen oder Stationen bei Psychiatrischen Kran-
kenanstalten, die ausschlieBlich dem Vollzug von MaBregeln der Sicherung und
Besserung dienen, und in Abschiebehafteinrichtungen fir die Zeit ihrer Gberwie-
genden Beschaftigung in diesen Bereichen.

Zu den besoldungsrechtlichen Anspruchsgrundlagen hat das Bundesverwal-
tungsgericht®? ausgeflihrt, dass nach Wortlaut, Sinnzusammenhang und Zweck
der Regelung der Tatigkeitsbereich von der AuBenwelt abgeschirmt sein misse;
erforderlich sei die Verwendung des Beamten hinter ,Mauern und Gittern®. An
die betreffenden Beamten wiirden besondere, Uber die Normalanforderungen der
Laufbahn hinausgehende Anforderungen gestellt. Die erhéhten Anforderungen
seien mit der Tatigkeit in abgeschlossenen Bereichen und dem standigen Um-
gang mit Straffalligen verbunden. Die derartig verwendeten Beamten wirden ih-
ren Dienst unter schwierigen duBeren und psychischen Bedingungen leisten. Sie
seien zu standiger erhdhter Wachsamkeit angehalten und mussten notfalls Le-
ben und Gesundheit einsetzen, um Ausbruchsversuche oder Ubergriffe der ihrer
Obhut anvertrauten Personen zu verhindern. Die Gewahrung der Stellenzulage
setze einen Dienstposten voraus, der generell durch die zulagenberechtigenden
herausgehobenen Funktionen gepragt ist.

Fir den Tarifbereich ist das Bundesarbeitsgericht®® den Ausfiihrungen des Bun-
desverwaltungsgerichts gefolgt und hat ebenfalls entschieden, dass lediglich ein
mittelbarer Bezug zum Justizvollzug nicht ausreiche. Den Anspruch auf die Voll-
zugszulage kdnnten nur Tatigkeiten auslésen, wenn sie mit den herausgehobenen
Anforderungen verbunden seien, die Mitarbeiter in geschlossenen, der Offentlich-
keit grundsatzlich nicht zuganglichen Einrichtungen im stdndigen Umgang mit
straffallig gewordenen Personen erflllen missten. Zum einen seien die hier einge-
setzten Dienstkréfte wahrend ihrer Arbeitszeit selbst von der Freiheitsentziehung
betroffen und zum anderen befanden sie sich dauerhaft in unmittelbarem Kontakt
und standiger Interaktion mit Strafgefangenen. Beide Erschwernisse missten ku-
mulativ vorliegen.

Der Arbeitskreis der Lander fir Besoldungsfragen* hatte sich zeitnah mit den
Ausfiihrungen des Bundesverwaltungsgerichts befasst und die Auffassung vertre-
ten, dass hieraus flr die Zukunft allgemein (auch fir laufende Félle) Konsequen-
zen gezogen werden sollen. Im Bereich des Justizvollzugs solle daher nur noch
denjenigen Beamten eine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 12 zu den Besol-
dungsordnungen A und B gewéhrt werden, die unmittelbar fir die Durchfiihrung
des Strafvollzugs zustandig sind. Der Bundesminister des Innern teilt die Ansicht
des Arbeitskreises. Die fur Inneres zustandige Senatsverwaltung hat auf Nach-
frage des Rechnungshofs darauf verwiesen, dass sie seinerzeit fir den Geltungs-

32 BVerwG, Urteil vom 23. April 1998 -2 C 1.97 -
33 BAG, Urteile vom 24. Oktober 2001 — 10 AZR 46/01 — sowie vom 22. Januar 2003 - 10 AZR 258/02 und
10 AZR 268/02 -

34 Sitzung des Arbeitskreises der Lander fir Besoldungsfragen 2./1998
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bereich des Landes Berlin empfohlen habe, ,dass im Bereich des Justizvollzugs
nur noch den unmittelbar fur die Durchfiihrung des Strafvollzugs zustandigen Be-
amten die Stellenzulage ... gewahrt werden solle”. Werden Justizvollzugsbeamte
mit Tatigkeiten der Durchfiihrung des Strafvollzugs betraut, aber mehr als nur
geringfligig auBerhalb von Mauern und Gittern verwendet, wird der urspriingliche
Zweck der Vollzugszulage nicht erflllt. Zuletzt erdrterte der Arbeitskreis der Lan-
der fur Besoldungsfragen das Thema im Jahr 2012, ohne dass seine vorherigen
Hinweise geédndert wurden®.

8.4 Folgerungen und Einsparpotenzial

Das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen ist unter Berlicksichtigung der von
der Rechtsprechung entwickelten MaBstabe insbesondere dann fraglich, wenn
Beschaftigte regelméaBig in der Verwaltung, in der Fahrbereitschaft (Sachtrans-
porte) oder in anderen Bereichen eingesetzt sind, in denen kein auf Dauer ange-
legter unmittelbarer Kontakt und keine standige Interaktion mit Strafgefangenen
stattfindet.

Die undifferenzierte Gewéahrung der Vollzugszulage flihrt zu vermeidbaren Ausga-
ben. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und gegentber der Senatsverwal-
tung fUr Justiz und Verbraucherschutz die Erwartung geduBert, dass die Zulage
kdnftig nur noch den Dienstkraften gezahlt wird, die die rechtlichen Vorausset-
zungen unter Bericksichtigung der héchstrichterlichen Rechtsprechung erflllen.

8.5 Stellungnahme der Senatsverwaltung

Die Senatsverwaltung fur Justiz und Verbraucherschutz hat die geforderte Diffe-
renzierung als unbegriindet abgelehnt. Sie gibt an, dass sie ,,entsprechend der ...
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- und des Bundesarbeitsgerichts ... die
Zulage nur den Beschaftigten gewahrt, die in Dienststellen eingesetzt werden,
die unmittelbar flr die Durchfiihrung des Strafvollzugs zustandig sind. Dies sind
alle Beschaftigten, die im Schwerpunkt ihrer Tatigkeit innerhalb des von ,Mauern
und Gittern‘ umgrenzten Bereichs der Berliner Justizvollzugsanstalten eingesetzt
werden. Die Begriffe ,Mauern und Gitter* sind allerdings nur sinnbildlich zu ver-
stehen. Auch die Anstalten des offenen Vollzuges — mdgen sie auch nicht von
Mauern, sondern hohen Zadunen umgrenzt sein — sind Justizvollzugsanstalten, die
unmittelbar dem Strafvollzug dienen ... Alle dort tédtigen Beschéftigten unterliegen
den nach dem Gesetzeszweck zu fordernden schwierigen duBeren und psychi-
schen Bedingungen. Eine weitere Differenzierung nach Tatigkeiten innerhalb der
Justizvollzugsanstalten oder zwischen Anstalten des geschlossenen oder offe-
nen Vollzuges ist der ... Rechtsprechung nicht zu entnehmen.” Im Ubrigen héatten
den herangezogenen Urteilen Fallkonstellationen zugrunde gelegen, ,in denen
die Zulage von Beschéaftigten erstrebt wurde, die gerade nicht bei ,Justizvoll-

35 Sitzung des Arbeitskreises der Lander fir Besoldungsfragen 2./2012
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zugseinrichtungen’ tatig waren.” Darliber hinaus sei die Senatsverwaltung der
~-Normwalter® fir die Vollzugszulage fur Justizvollzugseinrichtungen fur Berlin. Die
Zulagengewahrung in ihrem Geschéftsbereich entsprache den AuBerungen des
Arbeitskreises der Lander fir Besoldungsfragen sowie der Senatsverwaltung fur
Inneres und Sport, die lediglich empfehlenden Charakter hatten.

Die Ausfuhrungen der Senatsverwaltung lassen die von der héchstrichterlichen
Rechtsprechung zum Anspruch auf die Vollzugszulage entwickelten Anforderun-
gen unbeachtet. Hiernach reicht allein der Umstand, in einer Justizvollzugsanstalt
tatig zu sein, zur Begriindung der Vollzugszulage nicht aus. Mit der Zulage soll die
besondere Gefahrdung abgegolten werden, der Dienstkréfte in geschlossenen,
von der AuBenwelt abgeschirmten Bereichen im stédndigen Umgang mit straf-
féllig gewordenen Personen ausgesetzt sind. Sowohl ein auf Dauer angelegter
unmittelbarer Kontakt als auch eine sténdige Interaktion mit Strafgefangenen sind
somit erforderlich. Ein geringfigiger Umgang mit diesem Personenkreis oder nur
mittelbar dem Justizvollzug dienende Tétigkeiten rechtfertigen die Zahlung einer
Zulage nicht.

8.6 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend die weiterhin undifferenzierte
Gewahrung der Vollzugszulage an Dienstkréfte bei Justizvollzugseinrichtungen.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatsverwaltung fiir Justiz und Ver-
braucherschutz

+ die Vollzugszulage kiinftig nur noch den Dienstkraften gewahrt, die die
rechtlichen Voraussetzungen in vollem Umfang erfiillen und dafiir

+ die Anspruchsvoraussetzungen nach den von der Rechtsprechung ent-
wickelten Kriterien einzelfallbezogen priift.



Nebentatigkeiten

9. Grundlegende Mingel bei der Bewilligung und Uberwachung der
Nebentatigkeiten von Professorinnen und Professoren

Die vom Rechnungshof gepriiften Hochschulen kamen ihren Pflichten als Dienst-
behdérden der Hochschullehrer/-innen in Angelegenheiten des Nebentétigkeits-
rechts nur unzureichend nach. Insbesondere priiften sie — auch in Wieder-
holungsféllen — keine Sanktionen wegen nicht genehmigter bzw. nicht angezeigter
Nebentétigkeiten. Selbst bei langjdhrigen Nebentatigkeiten mit der Dimension
eines Zweitberufs oder sonst auffélligen Einzelféllen fanden Kontrollen nicht statt.
Eine Hochschule hat sogar auf Nachweise Uber Art, Inhalt und Umfang der Ne-
bentétigkeiten generell verzichtet.

9.1 Einleitung

Der Rechnungshof hat im Jahr 2012 die Nebentatigkeiten der Professorinnen/
Professoren der ingenieur- und wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereiche von
zwei Universitdten und einer Fachhochschule stichprobenweise gepriift. In den
gepriften Fachbereichen Ubten mehr als die Halfte der Professorinnen/Professo-
ren eine oder mehrere Nebentéatigkeiten aus.

Fir Hochschullehrer/-innen sind geméaB § 98 Abs. 2 Berliner Hochschulgesetz
(BerlHG) die Hochschulnebentatigkeitsverordnung (HNtVO) sowie gemaB § 93
Abs. 1 Berl[HG erganzend die im allgemeinen Beamtenrecht verankerten Neben-
tatigkeitsregelungen (insbesondere die §§ 61 bis 63 LBG) einschlagig. Damit wird
den spezifischen, insbesondere durch die verfassungsrechtliche Wissenschafts-
freiheit gepragten Besonderheiten dieser Berufsgruppe Rechnung getragen.

GemaB § 5 Abs. 1 HNtVO bediirfen Professorinnen/Professoren vor Ubernahme
einer entgeltlichen Nebentétigkeit grundsatzlich einer Genehmigung. Daneben
gibt es einen Katalog von Tétigkeiten, die als allgemein genehmigt gelten (§§ 2
und 3 HNtVO) bzw. genehmigungsfrei ausgelibt werden dirfen (§ 63 Abs. 1 LBG);
die weitaus meisten dieser Tatigkeiten unterliegen jedoch einer Anzeigepflicht
(§ 6 HNtVO). PrufungsmaBstab fur die Genehmigungsféhigkeit ist, ob durch die
Nebentétigkeit dienstliche Interessen beeintrachtigt werden kénnen (§§ 5 und
7 HNtVO, § 62 Abs. 2 LBG). Eine als allgemein genehmigt geltende Téatigkeit ist zu
untersagen, wenn dienstliche Interessen beeintrachtigt werden (§ 2 Abs. 3 HNtVO).

9.2 Genehmigungs- und anzeigepflichtige Nebentatigkeiten

Haufig werden nicht néher spezifizierte Beratungstatigkeiten fir einen oder meh-
rere, teilweise auch nicht benannte Auftraggeber beantragt bzw. angezeigt. Bei
den Auftraggebern handelt es sich regelméaBig um Wirtschafts- oder Beratungs-
unternehmen, fir die die Professorinnen/Professoren in freier Mitarbeit oder auf
einzelvertraglicher Grundlage tatig sind. Die Hochschulen gehen in vielen Fallen
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davon aus, dass solche Tatigkeiten nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 HNtVO allgemein ge-
nehmigt und lediglich anzeigepflichtig sind. Diese Vorschrift privilegiert indessen
nur die Ubernahme von Forschungs- und Entwicklungsauftridgen sowie die fir
Technologie- und Wissenschaftsvermittlung erforderlichen Beratungstéatigkeiten.
Soweit bei der Nebentatigkeit wirtschaftliche Interessen im Vordergrund stehen,
kommt — je nach Art und Inhalt der Beratung — eine Genehmigung als unterneh-
merische Téatigkeit nach MaBgabe von § 5 Abs. 3 HNtVO in Betracht. Wenn Bera-
tungstétigkeiten fur ,diverse Auftraggeber” Uber einen langeren Zeitraum ausge-
Ubt werden, kann dies eine selbststandige Tatigkeit mit gewerblichem Charakter
sein, die genehmigt werden muss.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Hochschulen trotz entgegenstehen-
der Indizien von einer verfahrenserleichternden allgemeinen Genehmigung ausge-
gangen sind, ohne Art und Inhalt der Tatigkeiten aufgeklart zu haben. Er hat die
Hochschulen aufgefordert, bei vorliegenden Anhaltspunkten fir eine wirtschaftli-
che Tatigkeit zu prufen, ob wissenschaftliche oder Forschungszwecke dennoch
Uberwiegen.

9.3 Ausiibung eines Zweitberufs

Mehrere Professorinnen/Professoren gehen einer Steuerberatungstéatigkeit nach
oder sind Geschéftsfuhrer/-in einer GmbH. Das im allgemeinen Beamtenrecht ver-
ankerte Verbot einer Nebentétigkeit, die sich wegen gewerbsmaBiger Dienst- oder
Arbeitsleistung oder sonst nach Art, Umfang, Dauer oder Haufigkeit als Ausiibung
eines Zweitberufs darstellt (§ 62 Abs. 2 Satz 3 LBG), wird im Hochschulbereich
durch § 5 Abs. 2 und 3 HNtVO relativiert. Danach dirfen Hochschullehrer/-innen
freiberufliche oder selbststandige Tatigkeiten zwar austben, allerdings grund-
séatzlich nur in Form einer Sozietét oder der Mitarbeit in einem Buiro in Berlin oder
in verkehrsgunstiger Lage zu Berlin.

Obwohl die Genehmigungsfahigkeit freiberuflicher oder unternehmerischer Té-
tigkeiten an besondere Voraussetzungen geknupft ist, haben die Hochschulen
in allen Fallen die beantragten Tétigkeiten ohne weitere Ermittlungen genehmigt.
Dementsprechend haben die Hochschulen auch nicht geprift, ob zwischenzeit-
lich Griinde fur einen Widerruf nach § 62 Abs. 4 Satz 2 LBG eingetreten sind.

Das Risiko, dass das Hauptamt nicht mit ,,vollem Einsatz“ wahrgenommen wird,
ist tendenziell umso héher, als ein im Verhéltnis zur hauptamtlichen Besoldung ho-
hes Einkommen erzielt wird bzw. im Verhéltnis zum Hauptamt eine hohe zeitliche
Inanspruchnahme durch die Nebentatigkeit gegeben ist. Nach der Genehmigung
der Nebentatigkeit hat die Hochschule zu beobachten, ob Anlass fir einen Wider-
ruf der Genehmigung besteht.

Der Rechnungshof hat die Versdumnisse der Hochschulen beanstandet und sie
aufgefordert, sich in jedem Fall und insbesondere bei Nebentéatigkeiten mit Zweit-
berufscharakter darliber zu vergewissern, ob die Genehmigungsvoraussetzungen
erflllt sind und dienstliche Interessen nicht entgegenstehen.
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9.4 Nachweise Uber die Nebentatigkeit

GemalB § 62 Abs. 5 Satz 2 LBG hat die Beamtin oder der Beamte die flir die
Entscheidung erforderlichen Nachweise zu flhren, insbesondere Uber Art und
Umfang der Nebentétigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus.
Um die Genehmigungsféahigkeit hinreichend sicher beurteilen zu kénnen, sind
entsprechende Angaben und hierzu auch Nachweise erforderlich. Dies betrifft
insbesondere die H6he der Vergltung. Zwar sind in Berlin — anders als im Bun-
desrecht (vgl. § 99 Abs. 3 Satz 3 Bundesbeamtengesetz) — keine Hochstgrenzen
fur Einnahmen aus Nebentéatigkeiten vorgegeben. Jedoch kénnen aus der Vergu-
tung Rickschliisse auf die Plausibilitdt des angegebenen zeitlichen Aufwands flr
die Nebentétigkeit bis zur Frage der Zweitberufsausiibung (vgl. T 111) gezogen
werden.

Gleichwohl hat eine Hochschule ausnahmslos auf Nachweise zu Art, Inhalt und
Umfang der Nebentéatigkeit verzichtet und als Entscheidungsgrundlage aus-
schlieBlich auf die Angaben der Professorinnen/Professoren abgestellt; nach der
Hdéhe der Vergltung wurde nicht gefragt. Die beiden anderen Hochschulen ver-
langten zwar grundsétzlich Nachweise, gingen sich daraus ergebenden Zweifels-
fragen aber nur teilweise bzw. nicht ausreichend nach.

Der Rechnungshof hat auch diese Versdumnisse der Hochschulen beanstandet
und die Erwartung geduBert, dass die Hochschulen Nebentatigkeiten nur geneh-
migen, wenn vollstandige und aussagekréftige Unterlagen vorliegen.

9.5 Verspatete Antrage oder Anzeigen

In zahlreichen Fallen wurden Nebentétigkeiten nicht rechtzeitig beantragt bzw. an-
gezeigt. Dies wurde von den Hochschulen zwar regelmaBig bemerkt, gegenilber
den Professorinnen/Professoren aber entweder Uberhaupt nicht beanstandet oder
bei der Genehmigung bzw. Bestatigung der Anzeige lediglich darauf hingewiesen,
dass Antrage/Anzeigen mdglichst zwei Wochen vor Aufnahme der Nebentatigkeit
bei der Verwaltung eingegangen sein sollten. Selbst in Wiederholungsfallen wurde
allenfalls dieser Hinweis erteilt; Sanktionen wurden weder geprift noch ange-
droht oder verhangt. In Einzelféllen haben die Hochschulen den Professorinnen/
Professoren mitgeteilt, dass eine nachtragliche Genehmigung nicht méglich sei,
die Nebentatigkeit aber bei rechtzeitiger Antragstellung genehmigt worden wére.

Die Auslbung einer — nicht nur anzeigepflichtigen oder allgemein als genehmigt
geltenden — Nebentétigkeit ohne vorherige Genehmigung stellt einen VerstoB3 ge-
gen § 62 Abs. 1 LBG und damit eine Dienstpflichtverletzung dar. Allein der Hin-
weis auf eine verspatete Beantragung oder gar die Mitteilung, dass eine dem
Grunde nach genehmigungsfahige Nebentatigkeit ausgelibt worden ist, sind nicht
geeignet, die betreffenden Professorinnen/Professoren kiinftig zu einem dienst-
rechtlich einwandfreien Verhalten zu veranlassen.
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Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Hochschulen es hingenommen ha-
ben, dass Nebentéatigkeiten bei verspateten Anzeigen oder Antrdgen ohne Ge-
nehmigung bzw. Kenntnis der Hochschulverwaltung und damit dienstpflichtwid-
rig ausgeilibt worden sind, und auch in Wiederholungsféllen Sanktionen — soweit
ersichtlich — nicht einmal geprift haben. Er hat die Hochschulen aufgefordert, in
geeigneter Weise auf die Einhaltung des Dienstrechts hinzuwirken.

9.6 Umfang der Nebentatigkeit

Professorinnen/Professoren muissen ihre Lehrverpflichtungen und Aufgaben in
den Selbstverwaltungsgremien der Hochschule erflllen, unterliegen dariiber hin-
aus aber keiner Prasenzpflicht und sind auch nicht an feste Dienstzeiten gebun-
den. Soweit die Hochschulen danach fragten, gaben Professorinnen/Professoren
zwar fast ausnahmslos an, die Nebentéatigkeit auBerhalb der Arbeitszeit auszu-
Uben. Die Hochschulen haben unter Berufung auf das Grundrecht der Freiheit
von Wissenschaft, Forschung und Lehre (Artikel 5 Abs. 3 GG) darauf verzichtet,
den Umfang von wissenschaftlich ausgerichteten Nebentétigkeiten zu Uberprifen.

Fir Hochschullehrer/-innen gilt — anders als fir beamtete Dienstkréafte
(vgl. § 62 Abs. 3 Satz 1 LBG) — keine zeitliche Obergrenze, sondern eine Vermu-
tung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 HNtVO. Danach ist eine Beeintrachtigung der ord-
nungsgemaBen Erflllung dienstlicher Aufgaben bei Professorinnen/Professoren
in der Regel nicht zu besorgen, wenn die Nebentéatigkeit den zeitlichen Umfang
von durchschnittlich einem Arbeitstag in der Woche oder eine Lehrtatigkeit von
vier Wochenstunden an Hochschulen bzw. sechs Wochenstunden an anderen
Lehreinrichtungen nicht Gberschreitet.

In sehr vielen Fallen wurde die Zeit von acht Stunden pro Woche in Antrdgen
und Anzeigen ausgeschopft. Dies geschah auch in Vorgangen, in denen Neben-
tatigkeiten ,vorsorglich” beantragt oder angezeigt worden sind und deren tat-
séchlicher Umfang zu diesem Zeitpunkt noch nicht feststand. Zuweilen wurde,
z. B. fUr Gutachterauftrage, Herausgebertatigkeit, Mitgliedschaft in Aufsichtsraten,
selbststandige Téatigkeiten, ein Zeitaufwand angegeben, der ohne néhere Erldu-
terungen nicht plausibel war. Zweifel an der Zuverlassigkeit der Angaben zum
Umfang der Nebentéatigkeit ergaben sich auch in Fallen, in denen zwar die Anzahl
gleichartiger Nebentatigkeiten in einer Bewilligungsperiode variierte, der jeweils
angegebene Zeitaufwand aber insgesamt unverandert blieb. Bei Lehrtatigkeiten
auBerhalb Berlins, Deutschlands oder Europas wurde regelmaBig nur auf die reine
Unterrichtszeit abgestellt. Die Angaben zum Umfang der Nebentatigkeit wurden
in keinem Fall von den Hochschulen Uberpriift. Sie haben sich auch nur unzurei-
chend vergewissert, ob dienstliche Verpflichtungen durch die Nebentétigkeit nicht
beeintrachtigt wurden.

Angaben zum zeitlichen Umfang der Nebentéatigkeit sind von den Hochschu-
len auch dann zu Uberprifen, wenn Reisezeiten oder der Umfang der Vor- oder
Nachbereitung entweder nicht genannt oder nicht plausibel sind. So ist es bei
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mehrtdgigen auswartigen Veranstaltungen nicht ausreichend, nur die Stunden
der Vortragstatigkeit zugrunde zu legen. Dartiber hinaus kommt in diesen Féllen
anstelle einer Nebentéatigkeitsgenehmigung eine Beurlaubung nach § 2 Hoch-
schulurlaubsverordnung in Betracht. Die Aufteilung der Aufgaben zwischen der
Personalverwaltung und den Fakultdten bzw. Fachbereichen darf nicht dazu fiih-
ren, dass verbindliche Regelungen des Nebentatigkeitsrechts nicht eingehalten
werden.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Hochschulen zweifelhafte Anga-
ben zum Umfang von Nebentéatigkeiten nicht Uberprifen und sich auch nicht
ausreichend vergewissern, dass alle Dienstaufgaben trotz der Nebentatigkeiten
uneingeschrankt erflllt werden. Er hat die Erwartung geéuBert, dass zu diesem
Zweck die Abstimmung zwischen der Personalverwaltung und den Fakultdten
bzw. Fachbereichen intensiviert und darauf geachtet wird, dass Lehrverpflichtun-
gen geleistet werden.

9.7 Stellungnahmen und MaBnahmen der Hochschulen

Eine Hochschule hat in ihrer Stellungnahme auf die fir Professorinnen/Professoren 115
geltenden Besonderheiten, wie fehlende Prasenzpflicht und ungleichmaBige Ar-
beitsbelastung, hingewiesen. Die beiden anderen Hochschulen haben eingewandt,

dass Hochschulprofessorinnen/-professoren infolge der Freiheit von Forschung

und Lehre aus Artikel 5 Abs. 3 GG nebentéatigkeitsrechtliche Privilegien genieBen
wirden. Soweit sich der Rechnungshof auf das LBG berufe, sei zu berlicksich-
tigen, dass die Regelungen der HNtVO auf Grundlage des § 98 Abs. 2 BerlHG
gemanB § 93 Abs. 1 BerlHG vorrangig seien. Eine Hochschule folgert daraus, dass

das beamtenrechtliche Verbot eines Zweitberufs und die zeitliche Obergrenze von
einem FUnftel der Arbeitszeit aus § 62 Abs. 3 LBG nicht gelten wirden.

Diese Ausfiihrungen gehen an der Sache vorbei. Die HNtVO lasst die Neben-
tatigkeitsvorschriften der §§ 61 bis 63 LBG ausdricklich unberthrt (§ 1 Abs. 1
Satz 2 HNtVO). Im Ubrigen besteht zur Frage der Zweitberufsausiibung zwischen
§ 5 Abs. 2, 3 HNtVO und § 62 Abs. 2 Satz 3 LBG kein Wertungswiderspruch. Die
Vorschriften verfolgen den gleichen Zweck, indem sie eine lUbermaBige zeitliche
Inanspruchnahme durch eine Nebentétigkeit als Versagungsgrund vorsehen und
dadurch den unbedingten Vorrang der dienstlichen Verpflichtungen sichern. Hier-
mit korrespondiert die Vorschrift des § 7 Abs. 1 Satz 1 HNtVO. Danach qilt die
Regelvermutung, dass eine Beeintrachtigung dienstlicher Aufgaben bei Nebenté-
tigkeiten bis zur Flnftelgrenze nicht zu besorgen ist. Sofern eine angezeigte oder
beantragte Nebentéatigkeit indessen Hinweise darauf ergibt, dass Dienstpflichten
aus anderen als zeitlichen Griinden beeintréachtigt werden kénnen, ist auch bei
Unterschreitung der regelmaBig unbedenklichen Héchstzeit stets auf die Plausi-
bilitdt der Angaben zu achten.
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Dessen ungeachtet haben die geprtiften Hochschulen aufgrund der Prifungsmit-
teilungen des Rechnungshofs das Anzeige- bzw. das Genehmigungsverfahren
Uberarbeitet. Hervorzuheben sind folgende Anderungen:

+ Anzeige-, Antrags- und Genehmigungsvordrucke wurden erganzt, z. B. um
Angaben zur Hohe der Vergltung, der Rechtsgrundlage, auf der die Geneh-
migung beruht bzw. die Anzeige entgegengenommen wird, oder eine Erkla-
rung zu freiberuflichen und unternehmerischen Tatigkeiten,

+ zur Beurteilung der Genehmigungsfahigkeit werden Angaben und Nachweise
Uber Art, Inhalt und zeitlichen Umfang der Nebentétigkeit verlangt,

+ fur jede einzelne als allgemein genehmigt geltende Nebentétigkeit wird eine
Anzeige gefordert,

+ auf die Dienstpflichtwidrigkeit ungenehmigter Nebentétigkeiten wird hinge-
wiesen.

Dariiber hinaus hat eine Hochschule eine Ubersicht zur Abgrenzung von freibe-
ruflichen und unternehmerischen Tétigkeiten als Orientierungshilfe erstellt und
zugesagt, einen Leitfaden flir Dekaninnen/Dekane und Hochschullehrer/-innen zu
erarbeiten. Eine andere Hochschule hat die hausinternen Richtlinien zu Nebenta-
tigkeiten des hauptamtlichen wissenschaftlichen Personals neu gefasst.

9.8 Reaktion der Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend und Wissen-
schaft

Die vom Rechnungshof festgestellten erheblichen Mangel stimmten bei den ge-
priften Hochschulen in hohem MaBe Uberein, sodass sich der Rechnungshof an
die Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft gewandt hat, damit
sie die Prifungsergebnisse aufgreift und bei allen Hochschulen Berlins auf eine
ordnungsgemaBe Anwendung des Nebentatigkeitsrechts hinwirkt.

Die Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft hat die Beanstan-
dungen des Rechnungshofs zum Anlass genommen, alle Berliner Hochschulen
eindringlich auf die Verbindlichkeit bestehender rechtlicher Regelungen hinzuwei-
sen, und dabei die besondere Verantwortung der Leitungskréfte hervorgehoben.
Dartber hinaus hat sie eine hochschulUbergreifende Prifung mit dem Ziel ange-
kiindigt, das nebentatigkeitsrechtliche Verfahren insbesondere durch einheitliche
Informationsmaterialien, Vordrucke und Arbeitshilfen zu optimieren.

9.9 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof stellt fest, dass die Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und
Wissenschaft als Rechtsaufsichtsbehdérde umgehend reagiert hat und die von den
Hochschulen angekiindigten bzw. getroffenen MaBnahmen den Beanstandungen
des Rechnungshofs teilweise abhelfen.
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Im Ubrigen erwartet der Rechnungshof von der Senatsverwaltung fiir Bil-
dung, Jugend und Wissenschaft, dass sie weiterhin auf eine strikte Einhal-
tung nebentatigkeitsrechtlicher Vorschriften hinwirkt und insbesondere da-
fur sorgt, dass alle Hochschulen des Landes Berlin

+ das Genehmigungs- bzw. Anzeigeverfahren den rechtlichen Erforder-
nissen anpassen und zwischen beiden Verfahrensarten sorgfaltig un-
terscheiden,

+ bei VerstoBen gegen das Nebentétigkeitsrecht angemessen reagieren,

« Genehmigungen nur erteilen, wenn die Unterlagen liber Art, Inhalt, zeit-
lichen Umfang und Vergiitung der Nebentatigkeit vollstdndig und plau-
sibel sind, sowie

+ Zweifeln, ob alle Dienstaufgaben trotz Nebentatigkeiten uneinge-
schrankt erfillt werden, in Abstimmung zwischen Personalverwaltung
und Fakultaten bzw. Fachbereichen nachgehen.
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Der Regierende Burgermeister von Berlin
- Senatskanzlei -
Kulturelle Angelegenheiten

10. Mangel bei der Férderung im Bereich der freien Tanzszene

Der Regierende Blrgermeister von Berlin — Senatskanzlei — Kulturelle Angelegen-
heiten ist bei der Férderung der freien Tanzszene den Pflichten als Bewilligungs-
behdérde nur unzureichend nachgekommen. Insbesondere hat er den Einsatz von
Eigenmitteln und die Anrechnung von Mehreinnahmen der Zuwendungsempfén-
ger nicht hinreichend gepriift, von méglichen Rickforderungen von insgesamt
mehr als 100 000 € abgesehen und teilweise intransparente Abrechnungen hin-
genommen.

10.1 Einleitung

Der Regierende Burgermeister von Berlin — Senatskanzlei — Kulturelle Angelegen-
heiten (Senatskanzlei) férdert neben gréBeren Kultureinrichtungen auch Gruppen
der freien Szene in der darstellenden Kunst durch Zuwendungen fir Projekte.
Unter freier Szene werden vor allem Initiativen, Gruppen und Einzelakteure ver-
standen, die auBerhalb bestehender Institutionen — zumeist in freier Tragerschaft —
offentliche Veranstaltungen zeitgendssischer Kunst und Kultur initiieren (z. B. freie
Tanzgruppen, Ensembles, Projektrdume). Fur die Vernetzung der freien Tanzszene
erhalt zudem ein eingetragener Verein jéhrlich eine institutionelle Férderung. Wei-
terhin werden Veranstaltungen, wie z. B. das Internationale Tanzfest , Tanz im Au-
gust”, geférdert. Insgesamt unterstiitzt die Senatskanzlei den Bereich der freien
Tanzszene mit Mitteln von Gber 3,3 Mio. € jahrlich.

10.2 Einsatz von Eigen- und Drittmitteln

Grundlage fir die Bewilligung von Zuwendungen im Bereich des zeitgendssi-
schen Tanzes ist die ,,Allgemeine Anweisung zur Férderung von privatrechtlich
organisierten Theatern und Theater-/Tanzgruppen in Berlin“ vom 1. Juli 2008. Die
Senatskanzlei hat die Mittel zur institutionellen Férderung und Projektférderung
regelmaBig im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung an die Zuwendungsempfanger
ausgereicht. Dabei werden die Mittel zur Deckung des Fehlbedarfs gewahrt, der
verbleibt, wenn Zuwendungsempfanger die zuwendungsféhigen Ausgaben nicht
durch eigene oder fremde Mittel zu decken vermdgen (Nr. 2.2.2 AV § 44 LHO). Die
von der Senatskanzlei im Rahmen der Bewilligung fur verbindlich erklarten Wirt-
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schafts- oder Finanzierungsplane enthielten jedoch regelmaBig keine Angaben
Uber Eigen- oder Drittmittel. Einnahmen, z. B. aus der Vermietung von Probe- und
Veranstaltungsraumen, blieben unberiicksichtigt. Die Senatskanzlei hat damit im
Ergebnis eine Vollfinanzierung zugelassen, obwohl die Allgemeine Anweisung eine
Vollfinanzierung nicht vorsieht und Zuwendungen grundsétzlich nur zur Teilfinan-
zierung des zu erfllllenden Zwecks bewilligt werden dirfen (Nr. 2.2 AV § 44 LHO).

Der Rechnungshof hat in diesem Zusammenhang festgestellt, dass verschiedene
Zuwendungsempfanger Uber eigene — flr den Zuwendungszweck einsetzbare -
Mittel verfiigten. So besaBen z. B.

+ ein institutionell geférderter Zuwendungsempfénger ein Bankguthaben Gber
10 000 € und

+ ein weiterer mit Projektmitteln geférderter Zuwendungsempfénger eigene
Mittel von Uber 14 000 €,

ohne diese als Eigenanteile fir die Gesamtfinanzierung der jeweiligen MaBnah-
men einzusetzen.

Die Senatskanzlei hat dies hingenommen, obwohl Zuwendungsempfanger bei
einer institutionellen Férderung alle eigenen Mittel (Nr. 1.2 ANBest-I) und bei ei-
ner Projektférderung einen Eigenanteil (Nr. 1.2 ANBest-P) einsetzen mussen. Der
Rechnungshof hat dies beanstandet und die Senatskanzlei aufgefordert zu prifen,
inwieweit Zuwendungen zurtckzufordern sind.

Die Senatskanzlei hat es bei fehlbedarfsfinanzierten Projekten der freien Tanz-
szene in mehreren Féllen zugelassen, dass die jeweiligen Zuwendungsempféanger
in den fur verbindlich erklarten Wirtschafts- oder Finanzierungspléanen nicht be-
ricksichtigte Mehreinnahmen (hinzugetretene Deckungsmittel) mit Mehrausga-
ben in den Verwendungsnachweisen verrechnet haben. Sie hat in diesen Fallen
von moglichen Rickforderungen tber 19 500 € abgesehen.

Im Rahmen der Projektférderung ermaBigt sich die Zuwendung bei der Fehlbe-
darfsfinanzierung und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kommenden
Betrag, sofern sich Deckungsmittel erhéhen oder neue Deckungsmittel hinzu-
treten (Nr. 2.2 ANBest-P). Eine Verrechnung durch den Zuwendungsempfanger
mit Mehrausgaben ist unzulédssig. Die Zuwendungen waren daher grundsétzlich
zurlckzufordern (Nr. 8.2.1 AV § 44 LHO).

Die Senatskanzlei hat ihre Verfahrensweise u. a. mit unvorhergesehenen Mehr-
ausgaben bei den Projekten, aber auch dem hierdurch geschaffenen kinstleri-
schen Mehrwert begriindet, ohne dies im Einzelfall nachvollziehbar darzulegen.
Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Denn bei der Entscheidung tber die
Ruckforderung ist ein strenger MaBstab anzulegen und zu beachten, dass der
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als 6ffentliches Interesse an-
gemessen berlcksichtigt und nicht zu gering gegentber den Interessen der Zu-
wendungsempfénger gewichtet wird. Wird ausnahmsweise auf Ruckforderungen
verzichtet, ist jeder Einzelfall nachvollziehbar zu begriinden.
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10.3 Forderung fiir das ,,Tanzbiro Berlin“

Die Senatskanzlei férdert seit dem Jahr 2006 institutionell einen Verein mit jahrlich
90 000 € im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung. In inren Bewilligungsbescheiden
hat sie vorgegeben, die Zuwendungen zweckgebunden und u. a. fir eineinhalb
Stellen fir das ,, Tanzblro Berlin® zu verwenden. Die Vollzeitstelle fir die Leitung
des ,Tanzbulros Berlin® war ,angelehnt an die Verglitungsgruppe (VGr.) Il a* be-
wertet. Die Vergitung flr die Mitarbeit (halbe Stelle) erfolgte zun&chst ,,angelehnt
an die VGr. IV b* und wird nach Auskunft der Senatskanzlei inzwischen gleichfalls
angelehnt an die VGr. Il a vorgenommen.

Eine Eingruppierung nach VGr. Il a (jetzt: EG 13) setzt in der Regel eine abge-
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung und eine entsprechende Tétig-
keit mit einem zeitlichen AusmaB von mindestens 50 % voraus®.

Tats&chlich sind die Beschéftigten Uberwiegend mit

+ Beratungs- und Serviceleistungen, z. B. der Vorbereitung, Moderation und
Nachbereitung von Treffen von Akteuren der freien Tanzszene,

- Offentlichkeitsarbeit, z. B. der Pflege einer Website, und

+ Verwaltungstatigkeiten, z. B. dem Verfassen von Kostenplanen etc.,

betraut.

Téatigkeiten im Umfang von mindestens 50 %, die eine wissenschaftliche Hoch-
schulbildung erfordern, waren nicht feststellbar. Die ausgewiesenen Tatigkeiten
rechtfertigen keine Eingruppierung nach EG 13.

Der Rechnungshof hat die Eingruppierungen als nicht nachvollziehbar beanstandet.

10.4 Internationales Tanzfest ,,Tanz im August®

Die Senatskanzlei fordert seit Jahren das Internationale Tanzfest ,,Tanz im August®.
Ausrichter des Festivals war neben einer weiteren Einrichtung bis zum Jahr 2012
auch eine institutionell geférderte landeseigene GmbH. Diese hat hierzu regelméa-
Big eine Projektférderung im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung von ca. 422 000 €
erhalten. Fur die Durchfihrung dieser Aufgaben hat die GmbH eine eigene Orga-
nisationseinheit unter der Bezeichnung ,, Tanzwerkstatt* gebildet.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die GmbH in zwei aufeinanderfolgenden
Jahren bei der Projektférderung Ausgaben von insgesamt 27 000 € fir ,,Sup-
port“ — in eigener Sache — geltend gemacht hat. Sie hat diese Ausgaben mit
ihren Aufgaben im Rahmen der Tragerschaft ,,der Tanzwerkstatt“ begriindet und
hierzu diverse Stellen als ,involvierte personelle Schnittstellen” der GmbH, z. B.
die Geschéftsfihrung, die Finanzbuchhaltung und das Personalwesen, angeflhrt.

36 entsprechend Eingruppierung nach der Allgemeinen Vergiitungsordnung (Anlage 1 a zum BAT/BAT-0),
seit 1. Januar 2012 Inkrafttreten der Entgeltordnung zum TV-L (s. auch Anlage 5 zum Rundschreiben
SenFin Il H Nr. 13/2012 vom 20.02.2012)
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Zugleich weist die GmbH die benannten Stellen auch im Stellenplan zur instituti-
onellen Férderung der GmbH aus.

Der Rechnungshof hat dies beanstandet und darauf hingewiesen, dass die an-
teilige Finanzierung der Personalausgaben im Projektbereich bei gleichzeitiger
institutioneller Férderung eine unzuldssige Doppelfinanzierung von Stellen oder
Stellenanteilen bedeutet.

Die GmbH hat regelmaBig Ausgaben fir die Anmietung ihrer Veranstaltungs- 124
raume flr das Projekt ,Tanzwerkstatt” zulasten der hierfir bewilligten Mittel gel-
tend gemacht. Die GmbH hat sich diese mittels Eigenbelegen in Rechnung ge-
stellt, obwohl sie die Grundstiicks- und Gebaudeaufwendungen in beiden Jahren
vollstandig aus der institutionellen Férderung finanzieren konnte. Die von der Se-
natskanzlei bewilligten Ausgaben hierflir betrugen in zwei aufeinanderfolgenden
Jahren insgesamt 37 800 €. Die Senatskanzlei ist der Auffassung, dass

+ es sich insoweit um Einnahmen von Dritten, namlich der ,, Tanzwerkstatt®,
handele

+ und sich hierdurch der Bedarf an (6ffentlicher) institutioneller Férderung der
GmbH vermindere.

Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Die Ausfiihrungen der Senatskanzlei
andern nichts an der vom Rechnungshof festgestellten unzulassigen Doppelfi-
nanzierung. Sie verkennt zudem, dass es sich bei der ,Tanzwerkstatt” um ein ei-
genes Projekt der GmbH handelt und somit nicht um Einnahmen Dritter, sondern
um Ooffentliche Mittel, die die ,,Tanzwerkstatt“ im Rahmen ihrer Projektférderung
erhalten hat.

10.5 Forderung einer Spielstatte

Die Senatskanzlei hat an einen Verein regelmaBig eine Zuwendung als Projektfér- 125
derung im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung ,flir den Betrieb einer Spielstatte”

von jahrlich 125 000 € gewéahrt. Der Verein férdert satzungsgemal Bewegungs-,
Tanz- und Musikaktivitdten in Unterricht, Auffihrungen und Vortragen. Daflr un-
terhélt er angemietete Studios und ein Biiro in Kreuzberg sowie in Wedding. Der
Verein hat seine Tatigkeitsbereiche intern aufgeteilt und unterscheidet zwischen
einem geférderten Bereich sowie zwei nicht geférderten Bereichen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Verein bei der internen Aufteilung
seiner Tatigkeitsbereiche anteilig Ausgaben fir Miete sowie Betriebs- und Per-
sonalkosten zwischen dem geférderten Bereich und den nicht geférderten Be-
reichen anhand von Eigenbelegen abrechnet, ohne dass eine nachvollziehbare
und transparente Grundlage (z. B. mengen-, flichen- oder zeitbezogen) fur die
Abgrenzung der Tétigkeitsbereiche vorgelegt worden ist. Der gegenlber der Se-
natskanzlei abgerechnete Anteil betrug tber 78 600 €.
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Der Rechnungshof hat diese Verfahrensweise beanstandet, weil nicht ausge-
schlossen werden kann, dass der Verein auch Ausgaben fir die nicht forderfa-
higen Bereiche abrechnet, und die Senatskanzlei aufgefordert, einen nachvoll-
ziehbaren Schllssel fiur die Aufteilung der Ausgaben fir kinftige Bewilligungen
festlegen zu lassen.

10.6 Stellungnahme der Senatskanzlei

Die Senatskanzlei hat zugesichert, kiinftig ihre Einzelfallentscheidungen im Zu-
sammenhang mit der Anerkennung von Mehrausgaben und der Prifung von
Ruckforderungsanspriichen sorgfaltiger zu dokumentieren. Sie ist der Auffassung,
dass Eigenanteile in der Regel nicht anzurechnen seien, da die nichtkommerzielle
Theaterarbeit tendenziell defizitdr sei und nicht zu Uberschiissen filhren kénne.
Eine indirekte Verrechnung von héher erzielten Einnahmen mit Mehrausgaben sei
nur zugelassen worden, wenn die Abweichungen bei fristgerechter Beantragung
von Anderungen des Finanzierungsplans zugelassen worden wéren und die jewei-
ligen Ausgabepositionen auch im Zuge der Belegprifung als zuwendungsfahig
anzunehmen waren.

Die beiden Stellen des ,, Tanzbliros” seien inzwischen gleichermaBen nach EG 13
zu bewerten, da die zwei Beschaftigten Uberwiegend wissenschaftlich tatig seien.
Hingegen habe sie die Kritik des Rechnungshofs zum Anlass genommen, die
Férderung des Internationalen Tanzfestes ,, Tanz im August” unter die Tragerschaft
einer anderen Einrichtung zu stellen. Hinsichtlich der Férderung der Spielstatte
hat die Senatskanzlei mitgeteilt, dass inzwischen nur noch ein Studio in Kreuz-
berg bei der Projektférderung des Vereins berlcksichtigt werde. Sie verweist auf
einen nunmehr entwickelten Berechnungsschlissel, der kiinftig Anwendung finde,
ohne diesen allerdings vorzulegen.

Die Einlassungen der Senatskanzlei entkréften die Beanstandungen des Rech-
nungshofs nicht. Insbesondere der Hinweis, dass die kommerzielle Theaterarbeit
tendenziell defizitar sei und jeweilige Eigenanteile bzw. eigene Mittel nicht anzu-
rechnen seien, geht fehl. Vielmehr muss sich das erhebliche eigene Interesse der
jeweiligen Zuwendungsempfénger an der Durchflihrung ihrer Projekte auch darin
widerspiegeln, dass sie anteilig eigene Mittel und bei institutionellen Férderungen
alle Eigenmittel einsetzen.

Bei der Bewertung der Stellen des Tanzblros hat die Senatskanzlei nicht nachge-
wiesen, dass die Beschaftigten Uberwiegend wissenschaftlich tatig sind. Obwohl
die Senatskanzlei Anderungen bei der Férderung des Internationalen Tanzfestes
»1anz im August® vorgenommen hat, steht die Prifung von Rickforderungen zu
Unrecht gewéahrter Zuwendungen fir Miet- und Supportausgaben an die GmbH
noch aus.



Freie Tanzszene

10.7 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend, dass die Senatskanzlei bei
Foérderungen im Bereich der freien Tanzszene ihren Verpflichtungen als Bewilli-
gungsbehdérde nur unzureichend nachgekommen ist, weil sie

« wiederholt den Grundsatz der Teilfinanzierung nicht beachtet hat, indem sie
den mdglichen Eigenmitteleinsatz von Zuwendungsempfangern nicht hinrei-
chend geprtift,

+ von moglichen Rickforderungen von mehr als 100 000 € abgesehen und

+ zugelassen hat, dass ein Zuwendungsempfanger mehr als 78 600 € auf un-
klarer Grundlage im Verwendungsnachweis abgerechnet hat.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatskanzlei

+ kiinftig den Grundsatz der Teilfinanzierung beachtet und dafiir Sorge
tragt, dass Zuwendungsempfanger Eigenmittel in ihre Wirtschafts- oder
Finanzierungsplane einstellen,

+ bei der Priifung von Riickforderungsanspriichen dem Interesse der Of-
fentlichkeit an einer wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwendung
das gebotene Gewicht gegeniiber den Interessen der Zuwendungsemp-
fanger einrdumt sowie

+ bei der Bewilligung und Abrechnung von Zuwendungen die Berech-
nungsgrundlagen eingehend liberpriift.
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Bildung, Jugend und Wissenschaft

11. Unzureichende Steuerung der Aufgabenverlagerung an Trager
der freien Jugendhilfe im Bereich der Vollzeitpflege

Die fur Jugend zustdndige Senatsverwaltung ist ihrer gesamtstddtischen Verant-
wortung nicht nachgekommen. Sie hat es seit Jahren versdumt, bei der Aufga-
benverlagerung an Trager der freien Jugendhilfe die notwendigen Rahmenbedin-
gungen fir eine zielgerichtete Steuerung bei den Leistungen der Vollzeitpflege
nach §§ 33 ff. SGB VIl vorzugeben, um damit wirtschaftliches Verwaltungshan-
deln sicherzustellen.

11.1 Einleitung

Die Vollzeitpflege im Rahmen der §§ 33 ff. SGB VIII ist eine Hilfe zur Erziehung
durch den Tréger der 6ffentlichen Jugendhilfe und bedeutet die zeitweise oder
dauerhafte Unterbringung von Kindern in einer Pflegefamilie, weil die Erziehung
in der Herkunftsfamilie voribergehend oder dauerhaft nicht ausreichend gewéahr-
leistet ist. Die enge elterndhnliche Beziehung zwischen Kind und Pflegeperso-
nen auf privater Ebene unterscheidet die Vollzeitpflege von anderen Formen der
Fremdunterbringung und Betreuung durch padagogische Fachkrafte auf institu-
tioneller Ebene.

Ziel ist unter Beriicksichtigung des kindlichen Bedarfs die soziale Integration des
in seiner Entwicklung beeintrachtigten Kindes in einen familidren Rahmen, die
Foérderung der kindlichen Entwicklung sowie die Sicherung der Beziehungskon-
tinuitdt zu seiner Herkunftsfamilie. Die Hilfeleistung wird beendet bei Rickkehr
in die Herkunftsfamilie, beim Einsetzen anderer Jugendhilfeleistungen bzw. bei
Verselbststandigung des jungen Menschen.

Die Pflegepersonen haben vor der Aufnahme des Kindes und wéhrend der Dauer
des Pflegeverhaltnisses Anspruch auf Beratung und Unterstlitzung durch das
Jugendamt (vgl. § 37 Abs. 2 SGB VIII). Der notwendige Unterhalt fir das Kind
(vgl. § 39 SGB VIII) wird den Pflegepersonen in Pauschalen flir den Lebensunter-
halt, Beihilfen sowie den Kosten der Erziehung — nach Abschluss eines Pflegever-
trages — durch das zustédndige Jugendamt Gberwiesen.

Die Entwicklung der Ausgaben Berlins stellt sich hierbei wie folgt dar:



Vollzeitpflege

Ansicht 36: Ausgabenentwicklung Volizeitpflege

Haushaltsjahr Kapitel 4042 Titel 67142
2007 35,9 Mio. €
2008 36,9 Mio. €
2009 37,7 Mio. €
2010 37,9 Mio. €
2011 37,6 Mio. €
2012 38,3 Mio. €

Das Land Berlin hat als Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe die Gesamtverantwor-
tung fir die Verflgbarkeit dieser Hilfen einschlieBlich der Planungsverantwortung
und der Gewahrleistungsverpflichtung (vgl. § 79 SGB VIl i. V. m. § 45 AG KJHG).
FUr die Hilfegewahrung sind die bezirklichen Jugendamter zustandig. Mit Ausflih-
rungsvorschriften vom 21. Juni 2004 hat die fir Jugend zustandige Senatsver-
waltung geregelt, dass die Jugendamter anerkannte Trager der freien Jugendhilfe
bezogen auf Vermittlung, Prifung, Betreuung, Qualifizierung und Akquisition von
Pflegestellen beteiligen kénnen. Der Rechnungshof hat die Leistungen der Voll-
zeitpflege hinsichtlich der Aufgabenverlagerung an Trager der freien Jugendhilfe
erneut gepruft, nachdem er Beanstandungen gegenuber der fir Jugend zustan-
digen Senatsverwaltung bereits im Jahr 2008 erhoben hatte. Zum Zeitpunkt der
erneuten Erhebungen des Rechnungshofs hatten acht Bezirke Aufgaben im Be-
reich der Vollzeitpflege durch Vertrdge an Trager der freien Jugendhilfe verlagert,
vier Bezirke nahmen die Aufgaben mit einem Pflegekinderdienst voll umfanglich
in eigener Verantwortung wahr.

11.2 Fehlende Haushaltstransparenz

Aufgrund der Vorgaben der fir Jugend zustandigen Senatsverwaltung werden alle
Ausgaben der bezirklichen Jugendamter im Bereich der Vollzeitpflege nach wie vor
in einem Haushaltstitel (67142) veranschlagt und bewirtschaftet. Somit sind die
Ausgaben aufgrund unterschiedlicher Rechtsanspriiche, wie z. B. der Anspruch
auf Pflege- und Erziehungsgeld flr den Unterhalt des Pflegekindes (§ 39 SGB VIlI),
der Anspruch der Pflegepersonen auf Beratung (§ 37 Abs. 2 SGB VIII) und die
vertraglich vereinbarten Anspriiche der Trager der freien Jugendhilfe gegenlber
dem Jugendamt, nicht im Einzelnen erkennbar. Dadurch fehlt es an der gebote-
nen Haushaltstransparenz. Die Ausgaben fir die Trdger werden in Unterkonten
des Titels gebucht. Sie betrugen in den Jahren 2011 und 2012 ca. 2,6 Mio. €
jahrlich und sind in den unter Ansicht 36 dargestellten Gesamtausgaben fur die
Vollzeitpflege enthalten. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass der Grundsatz
der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit noch immer nicht gewahrleistet ist.

Der Rechnungshof hat erwartet, dass die fir Jugend zusténdige Senatsverwal-
tung darauf hinwirkt, dass die Ausgaben flir die Trager der freien Jugendhilfe ge-

Jahresbericht 2014

131

91



132

133

92

trennt veranschlagt und bewirtschaftet werden und so die gebotene Transparenz
— fiir den Haushaltsgesetzgeber ebenso wie fiir die Offentlichkeit — sichergestellt
ist.

11.3 Fehlende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

Die Senatsverwaltung hat geman § 45 Abs. 2 AG KJHG darauf hinzuwirken, ,dass
die der Jugendhilfe zur Verfligung gestellten Haushaltsmittel ein HochstmalB an
Wirksamkeit fUr die Erfillung der Aufgaben nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch und diesem Gesetz erzielen kénnen®“. Dazu ist nach dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit die glinstigste Relation zwischen dem verfolgten Zweck und
den einzusetzenden Mitteln anzustreben. Auch nach § 7 Abs. 2 LHO sind fir alle
finanzwirksamen MaBnahmen angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
zur Umsetzung der Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit durchzu-
fUhren. Dies hat die Senatsverwaltung nicht getan und auch den Bezirken keine
MaBgabe dazu erteilt.

Nach den aktuellen Feststellungen des Rechnungshofs hat lediglich ein Ju-
gendamt Prufungen durchgeflihrt, die sich an den haushaltsrechtlichen Vorgaben
orientieren. Kein Jugendamt hat die wirtschaftlichen Auswirkungen von Eigen-im
Gegensatz zu Fremdleistungen in Bezug auf die Vollzeitpflege untersucht.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die fur Jugend zustandige Senatsver-
waltung weder selbst Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchgefiihrt hat noch
den Jugendamtern unterstitzende Vorgaben zur Verfligung gestellt hat. Der Rech-
nungshof hat erwartet, dass die Senatsverwaltung ihrer rechtlichen Verpflichtung
aus § 45 Abs. 2 AG KJHG nachkommt und zlgig fur Entscheidungen Uber Aufga-
benverlagerungen an Trager der freien Jugendhilfe MaBgaben zu Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen gemaBi § 7 LHO erlasst.

11.4 Mangelnde Kostentransparenz

Die Jugenddmter haben Aufgaben der Vollzeitpflege an insgesamt 13 Trager der
freien Jugendhilfe Ubertragen. Die getroffenen Vereinbarungen sind dabei nicht
nur formal uneinheitlich, sondern unterscheiden sich auch hinsichtlich der Inhalte
und der Vergitungen fir einzelne Vertragsbestandteile.

Um die Unterschiedlichkeit der vereinbarten Trégerverglitungen zu verdeutlichen,
hat der Rechnungshof anhand von drei Fallkonstellationen Musterberechnungen
vorgenommen, in denen ausschlieBlich die Ausgaben fur die Trager der freien Ju-
gendhilfe enthalten sind, nicht jedoch die Leistungen fir die Erziehung und Pflege
an die Pflegepersonen:

+ Befristete Vollzeitpflege fir sechs Monate in einer neuen Pflegestelle
Bei dieser Fallkonstellation ergeben sich Ausgaben flir sechs Monate in einer
Bandbreite von 1 030,98 € bis 4 246,26 € je Pflegekind und Jugendamt.
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+ Vollzeitpflege im ersten Jahr in einer neuen Dauerpflegestelle
Bei dieser Fallkonstellation ergeben sich Jahresausgaben zwischen
2 061,96 € und 5 994,72 € je Pflegekind und Jugendamt.

+ Vollzeitpflege bei Vermittlung eines zweiten Kindes in eine bestehende Dau-
erpflegestelle, Ausgaben im ersten Jahr
Bei dieser Fallkonstellation ergeben sich Jahresausgaben von 1931,60 € bis
4745,82 € je Pflegekind und Jugendamt.

Im Ergebnis werden die Trager der freien Jugendhilfe im Land Berlin fir ihre Leis-
tungen sehr unterschiedlich vergutet. Die Grinde fur die unterschiedlichen Ver-
gutungen sind weder nachvollziehbar noch vergleichbar.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die fir Jugend zustandige Senatsver-
waltung es versaumt hat, Leistungen der Trager im Bereich der Vollzeitpflege zu
standardisieren und berlineinheitliche Vergitungen zu ermitteln und zu vereinba-
ren. Die Einhaltung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist
damit nicht gewahrleistet (§ 7 LHO). Der Rechnungshof hat erwartet, dass die fir
Jugend zusténdige Senatsverwaltung umgehend die Voraussetzungen fir kos-
tentransparente und wirtschaftliche Vergutungen fur vertragliche Leistungen in
Bezug auf die Vollzeitpflege schafft.

11.5 Fehlende Steuerungsvorgaben

Die Aufgabenverlagerung an Trager der freien Jugendhilfe war mit dem Ziel ver-
bunden, eine Erhdhung der Pflegestellen zu erreichen, auch vor dem Hintergrund
steigender Ausgaben im Bereich der Heimunterbringungen von Kindern und Ju-
gendlichen.

Nach dem Bericht der Senatsverwaltung fur Finanzen vom 28. August 2012 an
den Unterausschuss Bezirke des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses
haben sich die Fallzahlen der Unterbringungen im Rahmen der Vollzeitpflege der
Jahre 2008 bis 2011 (Mengendaten aus der Kosten- und Leistungsrechnung) wie
nachfolgend dargestellt entwickelt:
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Ansicht 37: Fallzahlentwicklung Vollzeitpflege (Stichtag: 31.12.)1

Bezirk 2008 2009 2010 2011 2012
Mitte 266 279 276 267 285
Friedrichshain-Kreuzberg 194 193 163 153 138
Pankow 231 240 223 206 215
Charlottenburg-Wilmersdorf 155 152 135 126 128
Spandau 229 232 238 233 257
Steglitz-Zehlendorf 168 159 157 158 144
Tempelhof-Schéneberg 227 234 227 224 199
Neukdlin 361 361 351 357 317
Treptow-Kdépenick 205 196 198 197 186
Marzahn-Hellersdorf 275 290 312 320 336
Lichtenberg 221 233 238 263 242
Reinickendorf 189 216 200 203 202
Berlin insgesamt 2721 2785 2718 2707 2649

1 Bezirke ohne Aufgabenverlagerung sind grau unterlegt. Der Rechnungshof hat die Zahlen fur das Jahr 2012
mit Daten der Kosten- und Leistungsrechnung aktualisiert.

Die Zahl der in Vollzeitpflege betreuten Kinder und Jugendlichen hat sich im
Vergleichszeitraum nicht wesentlich verandert. Insgesamt ist sogar ein leichter
Riuckgang zu verzeichnen. Auch die dem Rechnungshof durch die fir Jugend
zustandige Senatsverwaltung aus einer Hilfeplanstatistik zur Verfligung gestellten
Daten 2008 bis 2012, die wegen des Umfangs im Bericht nicht dargestellt werden,
weisen geringe Schwankungen mit sinkender Tendenz auf.

Die Zielstellung einer Erhéhung der Pflegestellenplatze konnte jedoch lber die
Aufgabenverlagerung nicht erreicht werden. Die Senatsverwaltung hat als Ver-
antwortliche der Verfahrensénderung keine konkrete Vorgabe flir zu erreichende
Steigerungen von Platzzahlen gemacht. Der Rechnungshof hat die fehlenden
Steuerungsvorgaben beanstandet.

11.6 Fehlende Erfolgs- und Qualitatskontrollen

Die Vereinbarungen der Jugendamter beinhalten unterschiedliche Festlegungen
hinsichtlich der Uberpriifung der Einhaltung der Vertragsbestandteile und zur Er-
folgskontrolle. Somit gibt es in Berlin fir die Vollzeitpflege keine einheitlich de-
finierten MaBstébe, an denen Erfolg und Qualitdt der Aufgabenibertragung an
Trager der freien Jugendhilfe zu messen ist.

Der Rechnungshof hat gegentber der fur Jugend zustdndigen Senatsverwaltung
beanstandet, dass sie die Kontrolle von Erfolg und Qualitat der Aufgabenlber-
tragung nicht durchgefiihrt hat und im Ergebnis somit auch hier die Wirtschaft-
lichkeit nicht nachgewiesen ist. Der Rechnungshof hat erwartet, dass die Se-
natsverwaltung Kriterien fur die Evaluation des Erfolgs und die Durchflihrung von
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Erfolgs- und Qualitatskontrollen bei Aufgabenverlagerungen an Tréger der freien
Jugendhilfe vorgibt.

11.7 Unnétiger Verwaltungsaufwand

Regelungen tber die drtliche Zustandigkeit im Bereich der Jugendhilfe finden sich 136
in den §§ 86 ff. SGB VIII. Danach ist im Grundsatz der drtliche Trager der Jugend-
hilfe fur die Leistungen zustandig, in dessen Bereich die Eltern ihren gewohnlichen
Aufenthalt haben (sog. ,Herkunftselternjugendamt®). Nach § 86 Abs. 6 SGB VIl
wechselt die Zustandigkeit zu dem Jugendamt, in dessen Bereich die Pflegeper-
son ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat (sog. ,,Pflegestellenjugendamt®), wenn ein
Kind oder ein Jugendlicher zwei Jahre bei einer Pflegeperson lebt und sein Ver-
bleib dort auf Dauer zu erwarten ist. Mit der 6rtlichen Zustandigkeit verbindet sich
die Pflicht zur Kostentragerschaft bzw. zur Kostenerstattung nach § 89a SGB VIII.

Die fir Jugend zusténdige Senatsverwaltung hat entgegen § 86 SGB VIII geregelt,
dass das ,,Herkunftselternjugendamt® auch nach zweijahrigem Aufenthalt in einer
Dauerpflegestelle zustandig bleibt, dabei aber die unterschiedlichen Vertragsge-
staltungen in Berlin nicht berticksichtigt. Sie hat die Ausfihrungsvorschriften der
Rechtslage nach den §§ 86 ff. SGB VIII nicht angepasst.

Zusténdigkeitswechsel innerhalb von Berlin fihren nach einem Wechsel des ge-
wohnlichen Aufenthalts der Eltern und aufgrund der unterschiedlichen Struk-
turen in den Jugendamtern zu einem unnétigen Verwaltungsaufwand. Die Ju-
gendamter missen zur ordnungsgemaBen Aufgabenerflllung Kenntnis tGber die
jeweiligen Vertragskonditionen der anderen Jugendamter haben. Auch ist nicht
ausgeschlossen, dass eine Pflegefamilie mit mehreren Pflegekindern durch ver-
schiedene Trager betreut wird.

Der Rechnungshof hat die mangelnde Verwaltungseffizienz beanstandet, die
durch die nicht der Rechtslage des § 86 SGB VIl entsprechenden Ausfiihrungs-
vorschriften sowie die Uneinheitlichkeit der Vertrage entstanden ist.

11.8 Fehlende Standards zur Personalausstattung und zur Kostener-
stattung

Da das Jugendamt vom Gesetzgeber den Auftrag hat, Gber das Wohl des Kindes 137
zu wachen (§ 37 Abs. 3 SGB VIIl) muss auch nach Aufgabenibertragung im Be-
reich der Vollzeitpflege Fachpersonal im Jugendamt vorgehalten werden.

Der Rechnungshof hat im Rahmen seiner Priifung zu ermitteln versucht, wie sich
Aufgaben und Umfang des bezirklichen Personals in den Jugendamtern nach
Aufgabenlibertragung darstellen.

Die Aufgabenstruktur und der Umfang des eingesetzten Personals fir den Be-
reich der Pflegekinder in den acht Bezirken sind sehr unterschiedlich und nicht
vergleichbar. Hier sind in Pflegekinderdiensten zwischen 1 Vollzeitaquivalent (VZA)
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bis 4,5 VZA vorzufinden. Zum Teil werden die Aufgaben von Koordinatoren fiir
die Hilfe zur Erziehung mit nur geringen Zeitanteilen fur den Vollzeitpflegebereich
wahrgenommen. In den vier Bezirken, die keine Aufgabenlbertragung vorge-
nommen haben, betrigt der Personaleinsatz nach eigenen Angaben 3 bis 4 VZA
je Pflegekinderdienst. Berlinweite Standards zur Ausstattung des Pflegekinder-
dienstes sind nicht vorhanden.

Mit § 37 Abs. 2 SGB VIII hat der Gesetzgeber ab 1. Januar 2012 den Grundsatz
der Erstattung von Verwaltungskosten fir die Beratung und Unterstitzung der
Pflegepersonen im Wege der Amtshilfe neu eingeftihrt. Die fir Jugend zustandige
Senatsverwaltung hat weder fur die Jugendamter, die die Aufgabe vollumfanglich
selbst durchflihren, noch fir die Jugendamter, die (Teil-)Aufgaben an Trager der
freien Jugendhilfe Ubertragen haben, MaBstabe fir die Berechnung und Bewer-
tung des Sach- und Personalaufwands im Bereich der Vollzeitpflege vorgegeben.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die fir Jugend zustandige Senatsver-
waltung keine Vorgaben gemacht hat.

11.9 Stellungnahme der Senatsverwaltung

Den erneuten Beanstandungen hat die fir Jugend zusténdige Senatsverwaltung
nicht widersprochen. Sie wies darauf hin, dass die Weiterentwicklung der Pflege-
kinderhilfe in Berlin mit dem Ziel der Schaffung von Rahmenbedingungen fir eine
zielgerichtete Steuerung, insbesondere durch eine Neufassung der Ausflhrungs-
vorschriften, die Schaffung einheitlicher Geschéaftsprozesse und die Vorgabe von
Eckwerten fiir die Ubertragung von Leistungen an freie Trager, weitere Zeit in An-
spruch nehmen und ein Zwischenbericht zum Sachstand erst im 3. Quartal 2014
vorliegen werde.

Der Rechnungshof hélt seine Beanstandungen aufrecht. Die fur Jugend zustén-
dige Senatsverwaltung hat trotz zweifacher Beanstandung durch den Rechnungs-
hof nach zehn Jahren der Mdéglichkeit zur Aufgabenverlagerung fur die Vollzeit-
pflege bisher keine gesamtstédtische Steuerung wahrgenommen, obwohl ihr die
Handlungserfordernisse bekannt sind und die Ausgaben weiter steigen.

11.10 Zusammenfassung und Erwartung
Der Rechnungshof beanstandet, dass die fur Jugend zustandige Senatsverwaltung

+ keine Vorgaben zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen fir die Prifung von
Aufgabenverlagerungen im Bereich der Vollzeitpflege gemacht hat,

« fOr Vertragsgestaltung, Aufgabenumfang und Vergitung der Trager der freien
Jugendhilfe keine berlinweit verbindlichen Standards getroffen hat,

+ keine Standards zur Personalausstattung fiir den Bereich der Vollzeitpflege
gesetzt hat,
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« sich keinen Uberblick iber die Entwicklung der Personal- und Sachausgaben
bei Eigen- oder Fremdleistung verschafft hat sowie

+ keine den Haushaltsgrundséatzen entsprechenden Vorgaben fir eine transpa-
rente Nachweisung im Haushalt gemacht hat.

Der Rechnungshof erwartet, dass die fiir Jugend zustidndige Senatsverwal-
tung fiir die Vollzeitpflege umgehend ihre gesamtstadtische Verantwortung
wahrnimmt und vor dem Hintergrund steigender Ausgaben der Hilfen zur Er-
ziehung unverziiglich den notwendigen Rahmen fiir eine zielgerichtete Steu-
erung der Vollzeitpflege vorgibt und die Ergebnisse regelméBig evaluiert.

12. Mindereinnahmen durch mangelhaftes Vertragsmanagement
bei einer Gesellschaft des Landes Berlin

Erhebliche vertragliche und gesellschaftsrechtliche Méngel sowie der Verzicht
auf mégliche Entgelte flhrten bei einer Gesellschaft des Landes Berlin zu jéhr-
lichen Mindereinnahmen von mehr als 120 000 €.

12.1 Einleitung

Die vom Land Berlin getragene Gesellschaft soll die Entwicklung und Erziehung 141
junger Menschen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Persén-
lichkeiten fordern. Dafir stellt das Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwal-
tung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft, ein Grundstick einschlieBlich der
darauf befindlichen Geb&aude zur Verfiigung. Nach dem entsprechenden Uber-
lassungsvertrag ist es der Gesellschaft gestattet, Flachen an Dritte gegen ein
ortstbliches Entgelt zur Nutzung zu Uberlassen.

Vertrdge zur Nutzung von Teilen ihrer Gebdude und Freiflichen hat die Gesell- 142
schaft sowohl mit gewerblichen als auch mit gemeinnttzigen Vertragspartnern
geschlossen. Der Rechnungshof hat stichprobenartig 24 Vertrage untersucht. Da-

von entfielen 17 Vertrage auf gewerbliche sowie sieben Vertrédge auf gemeinnit-

zige Vertragspartner (Trager der freien Jugendhilfe, Initiativen und Vereine). Von
diesen 24 Vertragen hat die Gesellschaft 23 Vertrdge fehlerhaft bearbeitet, aus-
gestaltet oder es fehlten Unterlagen in den Vertragsakten.

12.2 Vertrage mit gewerblichen Vertragspartnern

Seit dem Jahr 2003 hat die Gesellschaft Teile ihrer Schwimmbhalle einem gewerb- 143
lichen Vertragspartner zur Durchflihrung von Schwimmkursen unentgeltlich Gber-
lassen.
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Nach § 5 des Vertrages darf eine Uberlassung nur gegen ortsiibliches Entgelt
erfolgen. Eine unentgeltliche Uberlassung wére auch nach § 14 Sportférderungs-
gesetz (SportFG) nicht gerechtfertigt. Zwar handelt es sich bei der Schwimmbhalle
um eine &ffentliche Sportanlage im Sinne des SportFG. Gemal § 14 SportFG
dirfen jedoch lediglich anerkannte Sportorganisationen und Einzelpersonen, die
dabei keine auf Erwerb gerichtete Betatigung austben, derartige Sportanlagen
unentgeltlich nutzen. Als gewerbliche Einrichtung erflllte der Vertragspartner
diese Voraussetzung nicht, weshalb die entgeltfreie Uberlassung nicht zuléssig
war. Darliber hinaus hat die Gesellschaft fir ihn noch weitere Leistungen entgelt-
frei erbracht. Fir die Uberlassung der Schwimmhalle und die weiteren Leistungen
hatte die Gesellschaft ein ortslibliches Entgelt vereinbaren miissen.

Auf die Beanstandung des Rechnungshofs hat die fur Bildung zustédndige Se-
natsverwaltung ausgefihrt, dass die Gesellschaft durch den Schwimmunterricht
zusétzliches Eintrittsgeld erhalten habe und dadurch die Wirtschaftlichkeit des
Schwimmbetriebs unterstitzt werde.

Die Senatsverwaltung verkennt, dass zusétzliche Einnahmen es nicht rechtferti-
gen, dem gewerblich tatigen Nutzer die Einrichtung der Gesellschaft unentgeltlich
zu Uberlassen.

Seit dem Jahr 2008 Uberlasst die Gesellschaft einer gewerblichen Vertragspartne-
rin ein unbebautes Grundstlick mit einer Flache von 11 220 m? zum Betrieb eines
Kletterwalds. Die hieraus erzielten Mieteinnahmen der Gesellschaft betrugen in
den Jahren 2010 und 2011 jeweils 0,78 €/m? bzw. 0,88 €/m?2. Ein in der Nahe
befindliches Grundstlick mit einer Flache von 34 267 m? hatte das zusténdige
Bezirksamt im Jahr 2010 an einen Verein vermietet und dafir ein Nutzungsentgelt
fur AuBenflachen, die der Sportnutzung dienen, in Héhe von 3,58 €/m? pro Jahr
vereinbart.

Auf die Beanstandungen des Rechnungshofs erklarte die fir Bildung zustandige
Senatsverwaltung, dass die Miethdéhe auf der Grundlage eines Mustervertrages
der Senatsverwaltung flr Stadtentwicklung festgelegt worden sei. Wegen der nur
halbjéhrlich méglichen Nutzung seien nur 50 % des Ublichen Mietzinses zugrunde
gelegt worden.

Der Rechnungshof stellt fest, dass die Gesellschaft also das vertraglich vorgese-
hene ortsubliche Entgelt nicht erhoben und damit auf Einnahmen von jahrlich Gber
30 000 € verzichtet hat.

Vier der 13 Ubrigen gepriften Vertrdge wurden im Zeitraum 2004 bis 2006 ge-
schlossen. Obwohl die Betriebskosten, die Bestandteil der vertraglich vereinbarten
Nutzungsentgelte sind, seitdem gestiegen sind, hat die Gesellschaft das jeweilige
Nutzungsentgelt nicht angepasst. In einem Fall verzichtete sie sogar auf eine
ausdricklich vereinbarte Entgeltanpassung, die eine jahrliche Erhdhung des Nut-
zungsentgelts entsprechend dem Preisindex des Vorjahres vorsah.
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Die fUr Bildung zustandige Senatsverwaltung hat zugesichert, dass aufgrund der
Hinweise und Beanstandungen des Rechnungshofs die Regularien des Vertrags-
managements bei der Gesellschaft sowie die Dokumentation der Entscheidungen
grundlegend Uberarbeitet werden.

Nach Auffassung des Rechnungshofs hat die Gesellschaft dariiber hinaus sicher-
zustellen, dass die jeweiligen einzelfallbezogenen Méangel bei Abschlissen neuer
Vertrage bzw. bei Vertragsverlangerungen bestehender Vertrage bereinigt werden.

12.3 Vertrage mit gemeinnitzigen Vertragspartnern

Die Gesellschaft hat mit verschiedenen gemeinnitzigen Partnern Vertrage Uber
die Uberlassung von Rdumen geschlossen. Nur in drei von sieben gepriiften Fal-
len hat die Gesellschaft Entgelte vereinbart. Zwei der Vertragspartner entrichten
Pacht bzw. Miete, der Dritte zahlt lediglich eine Betriebskostenpauschale von
1,00 €/m? pro Monat. Insgesamt verzichtet die Gesellschaft im Vergleich zu ei-
nem ortsublichen Entgelt — Orientierungsrahmen fir Gewerbemieten der Indust-
rie- und Handelskammer Berlin — auf jahrliche Pachteinnahmen von Gberschlégig
21 000 <. Dariber hinaus wurden weder die Pachten noch die Betriebskosten-
pauschale seit dem Jahr 2002 bzw. 2004 erhéht.

Vier weiteren Vertragspartnern Uberlasst die Gesellschaft mehrere Rdume - teil-
weise schon seit dem Jahr 1995 — entgeltfrei. Damit verzichtet sie auf weitere
maogliche jahrliche Einnahmen fiir Pacht von 63 900 € und fir Betriebskosten von
12 600 €. Als Begriindung wird geltend gemacht, dass es sich bei den Vertrags-
partnern um 6ffentlich anerkannte Trager der freien Jugendhilfe handele.

Der Uberlassungsvertrag sieht aber keine entsprechende Bevorzugung von Ver-
tragspartnern vor, sondern schreibt ausnahmslos die Vereinbarung eines ortsib-
lichen Entgelts vor.

Im Jahr 2009 hat der Aufsichtsrat der Gesellschaft einer Vorlage der Geschéfts-
fihrung einstimmig zugestimmt, die gemeinnitzige Vertragspartner in finf Kate-
gorien einteilt und abweichend von der Regelung des Uberlassungsvertrages fiir
jede dieser Kategorien besondere Entgeltbestimmungen flir Raumnutzungen vor-
sieht, die zu verringerten Entgelten fihren. Der Aufsichtsrat hat somit Regelungen
zugelassen, die nicht mit dem Uberlassungsvertrag tibereinstimmen.

Auf die Beanstandungen des Rechnungshofs macht die flir Bildung zustandige
Senatsverwaltung geltend, dass die Gesellschaft mit Blick auf den Gesellschafts-
zweck einen Ermessensspielraum bei der Erhebung von Entgelten habe. Flr die
Entscheidungen im Einzelnen sei zu berlcksichtigen, dass die Gesellschaft ein
eigenes inhaltliches Interesse an den Vertragspartnern habe. Die Geschaftsflih-
rung habe sich bei der Preisgestaltung an ortsiiblichen Nutzungsentgelten orien-
tiert. Ein VerstoB gegen den Uberlassungsvertrag l4ge deshalb nach rechtlicher
Wirdigung nicht vor. Dessen ungeachtet erklarte die Senatsverwaltung, dass der
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Uberlassungsvertrag entsprechend angepasst werden solle, um die Handlungs-
sicherheit fur Aufsichtsrat und Geschéftsfihrung zu erhéhen.

Die Senatsverwaltung Ubersieht, dass der Gesellschaftszweck nicht zur Abwei-
chung von den Vorgaben des Uberlassungsvertrages fiihren kann.

Nach der o. a. Ausnahmeregelung sind anerkannte Tréger der freien Jugendhilfe
von Miet- und Betriebskostenzahlungen befreit, soweit sie hierfir keine Zuwen-
dungsmittel erhalten. Die Aufgabe, diese Voraussetzung regelmaBig zu prifen
und zu dokumentieren, obliegt der Gesellschaft. So sollen Doppelférderungen
vermieden werden, die entstehen, wenn die Trager der freien Jugendhilfe Zuwen-
dungsmittel fir Raumkosten erhalten, aber gleichzeitig von Miet- und Betriebs-
kostenzahlungen befreit sind. Die Gesellschaft hat diese Prifungen jedoch nicht
vorgenommen.

Aus Anlass der Prifung durch den Rechnungshof haben die Senatsverwaltung
und die Gesellschaft einen Nachtrag zum Uberlassungsvertrag vereinbart. GemaB
diesem Nachtrag kann die Gesellschaft ehrenamtlich tatigen Vereinen und Initia-
tiven, die die Arbeit der Gesellschaft unterstiitzen und ergénzen und ,Uber keine
ausreichenden finanziellen Ressourcen verfligen“, Rdume entgelt- und betriebs-
kostenfrei Uberlassen.

Hierdurch werden die Beanstandungen des Rechnungshofs nicht vollstandig aus-
gerdaumt. Insbesondere schafft die gewéhlte Formulierung Uber die wirtschaft-
lichen Verhaltnisse der Vereine und Initiativen keine objektive und einheitliche
Entscheidungsgrundlage. Darliber hinaus ist nicht geregelt, ob und ggf. in welcher
Weise die Gesellschaft die wirtschaftlichen Verhéltnisse der betreffenden Vereine
und Initiativen prift und wer die Entscheidung Uber eine entgelt- und betriebskos-
tenfreie Raumnutzung trifft. Der Rechnungshof hélt eine entsprechende Konkreti-
sierung und Ergénzung des Uberlassungsvertrages fiir erforderlich.

Die Gesellschaft hat gemeinnltzige Raumnutzer u. a. von der Zahlung der Be-
triebskosten befreit. Reinigungskosten sind nicht Bestandteil der Betriebskosten.
Demzufolge kann sich eine Befreiung von den Betriebskosten nicht auf die Reini-
gungskosten erstrecken. Dennoch hat die Gesellschaft in keinem dieser Falle den
Vertragspartnern die Reinigungskosten in Rechnung gestellt.

Die fur Bildung zusténdige Senatsverwaltung hat auf die Beanstandungen des
Rechnungshofs entgegnet, dass im Rahmen der Uberarbeitung des Vertragsma-
nagements kinftig sichergestellt sein werde, dass Reinigungskosten gesondert
ausgewiesen und erhoben werden.
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12.4 Haftungsrisiko

Nach dem Uberlassungsvertrag haftet die Gesellschaft gegeniiber dem Land Ber-
lin fUr alle Schaden, die im Zusammenhang mit der Nutzung entstehen. Folglich
tragt die Gesellschaft ein Haftungsrisiko gegenliber dem Land Berlin fir Schéden,
die im Zusammenhang mit der Fremdnutzung entstehen. Dieses Risiko kann sie
nur ausschlieBen, wenn sie ihre Vertragspartner zur Risikollbernahme und zum
Abschluss einer Haftpflichtversicherung verpflichtet. Bei insgesamt sieben der
gepriften Vertrage fehlte die Vereinbarung Uber die Haftpflichtversicherung.

Bei den Ubrigen Vertrdgen hat die Gesellschaft zwar verlangt, dass Haftpflichtver-
sicherungen nachgewiesen werden, jedoch ist aus den Unterlagen ein entspre-
chender Nachweis nicht ersichtlich.

Nach Aussage der fur Bildung zustdndigen Senatsverwaltung sei generell der
Nachweis einer Haftpflichtversicherung vorgesehen. Die Gesellschaft habe die
Versicherungsnachweise auch kontrolliert, aber versaumt, diese Kontrolle akten-
kundig zu machen. Zukinftig werde die Dokumentation der Kontrolle sicherge-
stellt.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass die Gesellschaft darliber hinaus sicher-
zustellen hat, dass kinftig samtliche Vertrage eine entsprechende Verpflichtung
des Nutzers zum Abschluss und zum Nachweis einer Haftpflichtversicherung ent-
halten.

12.5 Gesellschaftsrechtliche Versaumnisse

Im Gesellschaftsvertrag ist vorgesehen, dass entweder zwei Geschéftsflihrer ge-
meinsam oder ein Geschéaftsfihrer und ein Prokurist derartige Vertrage unter-
zeichnen. Nur einer der 24 gepriiften Vertrdge war von beiden Geschaftsfihrern
unterschrieben. Alle anderen Vertrage waren nur von einem Geschéaftsfiihrer un-
terzeichnet. Damit hat die Geschéftsfiihrung laufend gegen den Gesellschafts-
vertrag verstoBen.

Die fur Bildung zustandige Senatsverwaltung fuhrt an, dass sich die Geschéfts-
fihrer im Vorfeld eines Vertragsabschlusses mundlich abgestimmt hatten. Daru-
ber hinaus tragt sie vor, dass der Aufsichtsrat nunmehr beschlossen habe, dass
Vertrdge unter Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips zu unterzeichnen sind.

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass eine Abstimmung im Innenverhéltnis
nicht die Regelungen fir die AuBenvertretung ersetzen kann. Fir einen Beschluss
des Aufsichtsrats besteht kein Raum, da die Regelung bereits im Gesellschafts-
vertrag niedergelegt ist.

Bei zwei Vertragen hat die Geschaftsfiihrung versdaumt, die Zustimmung des Auf-
sichtsrats vor Vertragsabschluss einzuholen. Auch damit verstieB sie gegen den
Gesellschaftsvertrag, wonach vor Abschluss von Vertrdgen zur An- und Vermie-
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tung mit einer ein Jahr Ubersteigenden Mietdauer die Zustimmung des Aufsichts-
rats einzuholen ist.

Die fur Bildung zustandige Senatsverwaltung hat erklart, dass die Geschéaftsfih-
rung regelmaBig die Zustimmung des Aufsichtsrats bei zustimmungspflichtigen
Vertragen einholen wirde. In einem der beanstandeten Falle sei eine Zustimmung
nicht erforderlich gewesen, in dem anderen Fall handele es sich um einen Ein-
zelfall, bei dem dies aus nicht mehr nachvollziehbaren Griinden unterblieben sei.

Die Senatsverwaltung verkennt, dass in beiden Fallen eine Zustimmung des Auf-
sichtsrats erforderlich war.

12.6 Zusammenfassung und Erwartung

155 Der Rechnungshof stellt zusammenfassend fest, dass nach seinen Berechnungen
der Gesellschaft fir die Jahre 2010 und 2011 Einnahmen von jeweils mehr als
120 000 € entgangen sind.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend
und Wissenschaft entsprechend ihrer Ankiindigung darauf hinwirkt, dass
die Gesellschaft im Rahmen eines ordnungsgemaBen, rechtssicheren und
wirtschaftlichen Vertragsmanagements

+ ortslibliche Entgelte erhebt,

+ anfallende Reinigungskosten von den Nutzern erhebt,

« von allen Nutzern Haftpflichtversicherungsnachweise verlangt und die
Vorlage aktenkundig macht,

- die Regelungen des Uberlassungsvertrages und des Gesellschaftsver-
trages vollumfanglich beachtet sowie

+ einzelfallbezogene Méngel in der Vertragsgestaltung umgehend korri-
giert.

Dariiber hinaus erwartet der Rechnungshof, dass die Senatsverwaltung auf
die ordnungsgemaiBe Einhaltung des Uberlassungsvertrages achtet und die-
sen so liberarbeitet, dass er eine eindeutige Grundlage fiir ein ordnungsge-
méaBes Handeln der Geschaftsfiihrung bietet.

102
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Gesundheit und Soziales

13. Fortdauernde VerstéBe gegen das Haushaltsrecht und
finanzielle Nachteile fir den Landeshaushalt bei der Umsetzung
des SGB Il

Die far Soziales und fiir Finanzen zustdndigen Senatsverwaltungen sind ihnen
obliegenden Handlungs- und Steuerungspflichten nicht in ausreichendem MaBe
nachgekommen. Sie haben es versdumt, fur die Einhaltung des Bruttoprinzips
und fir Haushaltstransparenz im Bereich der Leistungen des kommunalen Tréa-
gers nach dem SGB Il zu sorgen und die gesetzlich vorgesehenen haushalts-
rechtlichen Kontrollen sicherzustellen.

13.1 Einleitung

Der Rechnungshof hatte seit Inkrafttreten des SGB Il im Jahr 2005 bereits mehr- 156
fach Anlass zur Berichterstattung in Bezug auf VerstdBe gegen das Haushalts-
recht. Zuletzt beanstandete er im Jahresbericht 2010 (T 119 bis 128) Fehlbuchun-

gen in Millionenhdhe, weil von den Dienstkraften in den Jobcentern angeordnete
Umbuchungen wegen eines |T-Verfahrensfehlers zum Nachteil des Landeshaus-
halts nicht wirksam geworden waren.

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung flr
Arbeitsuchende vom 3. August 2010% wurde das SGB Il mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2011 geéndert. Der Bundesgesetzgeber hat nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 20. Dezember 2007 die Aufgabenwahrnehmung durch
Arbeitsagentur und Kommunen neu geregelt. Die Aufgaben werden nunmehr in
den ,Gemeinsamen Einrichtungen“ — Jobcentern — erledigt.

Trager der Grundsicherung fir Arbeitsuchende nach dem SGB Il sind auch nach
den Neuregelungen die Bundesagentur fur Arbeit und die kommunalen Trager,
wobei jede Seite fir gesetzlich festgelegte Leistungsbereiche Kostentrager ist (§ 6
Abs. 1, § 46 SGB Il). Das Land Berlin als kommunaler Trager erbringt vor allem die
Leistungen fir Unterkunft und Heizung (§ 22 SGB Il). Im Jahr 2012 hat das Land
Berlin hierfur Uber 1,4 Mrd. € verausgabt.

Noch immer leisten die Jobcenter alle Ausgaben — auch die des kommunalen
Tragers — zundchst aus dem Haushalt der Bundesagentur fur Arbeit vor. Mittels
Lastschrifteinzugsermachtigungen ruft die Bundesagentur fur Arbeit die zu er-
stattenden Betrage taggleich von den Konten Berlins ab. Die Erstattungsforde-

37 BGBI. 20101S. 1112
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rungen der Bundesagentur flir Arbeit werden hierbei regelmaBig um die fir Ber-
lin erzielten Einnahmen aus Forderungen der Jobcenter gemindert und in den
Bezirksédmtern bei den durch die Senatsverwaltung flir Finanzen vorgegebenen
Ausgabetiteln nachtréglich gebucht. Infolge dieses Aufrechnungsverfahrens wies
der Landeshaushalt im Bereich der Leistungen nach dem SGB Il (Kapitel 3960)
bislang keine Einnahmen aus. Vom Haushaltsjahr 2011 an hat die fir Soziales
zustandige Senatsverwaltung den Bezirksdmtern zur Buchung von Erstattungen
aus Darlehenstilgungen im Kapitel 3960 einen Einnahmetitel (23607) vorgegeben.

Die erneute Prifung des Rechnungshofs hat ergeben, dass in frilheren Jahres-
berichten aufgezeigte VerstdBe gegen das Haushaltsrecht — verbunden mit finan-
ziellen Nachteilen fir den Landeshaushalt — trotz gesetzlicher Anderungen und
neuer IT-Verfahren in den Jobcentern weiterhin bestehen bzw. noch immer nicht
behoben wurden.

13.2 VerstoB gegen das Bruttoprinzip - fehlende Haushalts-
transparenz

Aus Grinden der Haushaltsklarheit sieht das Haushaltsrecht des Bundes und der
Lander das Bruttoprinzip vor. Nach § 35 Abs. 1 BHO/LHO sind grundsétzlich alle
Einnahmen und Ausgaben getrennt voneinander mit ihnrem vollen Betrag bei dem
hierflir vorgesehenen Titel zu buchen. Mit dem friheren IT-Verfahren FINAS der
Bundesagentur fur Arbeit war dies fir den Bereich der Leistungen des kommu-
nalen Tragers nicht vorgesehen.

Nach § 50 Abs. 3 SGB Il (in der Fassung ab 01.01.2011) sind die Jobcenter bei
der Erfullung ihrer Aufgaben zur Nutzung der durch die Bundesagentur fir Arbeit
zentral verwalteten Verfahren der Informationstechnik verpflichtet. Daher besteht
seit dem 1. Januar 2011 eine Nutzungspflicht auch in Bezug auf das Verfahren
ERP (Einheitliches Ressourcenplanungssystem), das das bisher in den Jobcen-
tern angewandte Haushaltsprogramm FINAS abléste und in dem die Ausgaben
und Einnahmen im Bereich des SGB Il in sog. Finanzpositionen gebucht werden.

Mit der Einfuhrung des IT-Verfahrens ERP in den Jobcentern hat die Bundes-
agentur fur Arbeit im Bereich der Einnahmen flr den kommunalen Tréger aus
Darlehensforderungen Einnahme-Finanzpositionen geschaffen. Bei allen anderen
Einnahmearten des kommunalen Tragers (z. B. aus Ruckforderungen, Ersatzan-
sprichen, Unterhaltsforderungen) verbleibt es bei der Buchung der Einnahmen
auf Ausgabe-Finanzpositionen. Damit ist nach wie vor das in Bund und Landern
gleichermalBen geltende Bruttoprinzip nach § 35 Abs. 1 BHO/LHO im Bereich des
SGB Il (Kapitel 3960) nicht vollstandig umgesetzt.

DemgemaRB spiegeln die im Landeshaushalt bei den Bezirksdmtern nachgewie-
senen Haushaltsergebnisse des kommunalen Tragers (Kapitel 3960) nach wie vor
nicht die tatsachlich geleisteten Ausgaben wider, weil erzielte Einnahmen die Aus-
gaben mindern:
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Ansicht 38: Ausgaben fiir Unterkunft und Heizung nach SGB Il als laufende Leis-
tung (Kapitel 3960 Titel 68144)

Haushalts- Haushalts- Tilgungen It. Forderungseinzug der tatséchliche
jahr ergebnis Bundesagentur fir Arbeit Ausgaben

2011 1422 Mio. € 36 Mio. € 1 458 Mio. €
2012 1404 Mio. € 40 Mio. € 1444 Mio. €

Ansicht 39: Ausgaben fir Unterkunft und Heizung nach SGB Il als einmalige Leis-
tung (Kapitel 3960 Titel 68152)

Haushalts- Haushalts- Tilgungen It. Forderungseinzug der tatséchliche
jahr ergebnis Bundesagentur fir Arbeit Ausgaben

2011 10,1 Mio. € 5,5 Mio. € 15,6 Mio. €
2012 4,9 Mio. € 4,9 Mio. € 9,8 Mio. €

Wegen dieser saldierten Darstellung weisen einige Bezirke sogar negative Be-
trdge im Haushaltsergebnis aus, deren Ursache der Rechnungshof ebenfalls in
der Nichteinhaltung des Bruttoprinzips sieht. Der Rechnungshof hat gegenlber
den fur Soziales und fur Finanzen zustandigen Senatsverwaltungen die nachhal-
tige Verletzung des Bruttoprinzips beanstandet.

Die fur Soziales zustdndige Senatsverwaltung hat trotz Aufforderung durch den
Rechnungshof keine Stellungnahme abgegeben, weil sie sich fachlich nicht zu-
sténdig sieht. Die fUr Finanzen zustandige Senatsverwaltung hat den Vorwurf zu-
rickgewiesen. Zur Rechtfertigung verweist sie darauf, dass das Bruttoprinzip bun-
desweit nicht vollstdndig umgesetzt werde sowie auf die aus § 50 Abs. 3 SGB |l
erwachsene Nutzungspflicht der IT-Verfahren der Bundesagentur fir Arbeit. Ferner
sei es den zwolf Bezirksdmtern nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand mdglich,
die Einnahmebuchungen von den Ausgabebuchungen aus den bereitgestellten
Datensatzen der Bundesagentur fur Arbeit zu trennen, um Haushaltstransparenz
herzustellen.

Die flr Finanzen zustandige Senatsverwaltung lasst dabei die rechtlichen Pflich-
ten geméaB § 35 Abs. 1 LHO auBer Acht. Auf die konsequente Einhaltung des
Bruttoprinzips gerichtete Bemihungen der Senatsverwaltung fir Finanzen sind
nicht erkennbar. Die Ausfihrungen der fir Soziales zustandigen Senatsverwal-
tung zu ihrer Zustandigkeit gehen fehl, da sie die nach den landesrechtlichen
Regelungen® zusténdige Stelle fur die Grundsatzangelegenheiten der Leistungen
des kommunalen Tragers ist.

38 vgl. §4 Abs. 1 Satz 1 AZG i. V. m. Nr. 14 Aligemeiner Zusténdigkeitskatalog
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13.3 VerstoBe gegen den Grundsatz der sachlichen Bindung

158 Nach den haushaltsrechtlichen Bestimmungen (vgl. § 45 Abs. 1 BHO/LHO) dirfen
Ausgaben nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten Zweck geleistet werden.
Die Dienstkrafte in den Jobcentern sind verpflichtet, die Richtigkeit der Buchun-
gen zu bescheinigen. Durch die vom Gesetzgeber vorgegebene geteilte Kosten-
tragerschaft von Bundesagentur fur Arbeit und kommunalem Trager kommt dieser
Bescheinigung eine besondere Bedeutung zu, damit keiner der beiden Kostentra-
ger durch eine fehlerhafte Zuordnung finanzielle Nachteile erleidet.

Nach den Prufungserkenntnissen des Rechnungshofs erfolgten zahlreiche Bu-
chungen durch die Dienstkrafte in den funf gepriften Jobcentern unter Versto3
gegen den Grundsatz der sachlichen Bindung, ohne dass diese in jedem Fall zu
finanziellen Nachteilen flr den Landeshaushalt flihrten. Die nachfolgenden An-
sichten verdeutlichen das AusmaB der VerstdBe:

Ansicht 40: Darlehen an Leistungsberechtigte nach SGB Il (Kapitel 3960 Titel 86319)

Erlauterung Haushalts- Haushalts- Gepriift Fehlerquote
ergebnis 2011 | ergebnis 2012 (VerstoB
gegen § 45
Abs. 1 BHO/
LHO)

darlehensweise Ubernahme der

0,
Kosten der Unterkunft 932600€ 849400€ 82315€ 30%

darlehensweise Ubernahme der
Wohnungsbeschaffungskosten, 8033400€ 8387400€ 367413€ 11%
Mietkautionen, Umzugskosten

darlehensweise Ubernahme der

. 4332400€ 5052800€ 395524€ 13%
Mietschulden
darlehensweise Ubernahme der
Erstausstattung fur Wohnung 1064100€ 944900<€ 249429€ 81%
einschl. Haushaltsgerate
Insgesamt 14362500€ | 15234500€ 1094681€

Ansicht 41: Ausgaben fiir Unterkunft und Heizung nach SGB Il als einmalige Leis-
tung (Kapitel 3960 Titel 68152)

Erlauterung Haushalts- Haushalts- Gepruft Fehlerquote
ergebnis 2011 | ergebnis 2012 (VerstoB
gegen § 45
Abs. 1 BHO/
LHO)
Beihilfen fir Wohnungs- 8431100€ 2841800€ 142808<€ 53 %

beschaffungskosten, Miet-
kautionen, Umzugskosten

Beihilfen fiir die Ubernahme von 1690700€ 2070200€ 340832€ 84 %
Mietschulden
Insgesamt 10121800€ 4912000€ 483640€
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13.4 Prifungsverzicht

Die von den Dienstkraften bescheinigten Einzelbuchungen werden in Buchungs-
listen der Bundesagentur fur Arbeit zusammengefihrt und bilden die Grundlage
der Bezirksamter fir die nachtrégliche Erfassung im Landeshaushalt sowie fir die
Erstattung der vorgeleisteten Betrdge an die Bundesagentur fir Arbeit. Nach den
Vorgaben der Senatsverwaltung fir Finanzen vom 9. Mérz 20112 ist eine Priifung
dieser Buchungen, bevor sie in den Bezirksdmtern im Landeshaushalt erfasst
werden, nicht notwendig.

Der Rechnungshof hat den Prifungsverzicht beanstandet, da er nach seinen Er-
kenntnissen auch zu finanziellen Nachteilen fir den Landeshaushalt fuhrte. Die
Beanstandungen des Rechnungshofs waren Anlass flr Korrekturbuchungen zu-
gunsten des Landeshaushalts in H6he von Uber 195 000 €.

Die fur Finanzen zustandige Senatsverwaltung hélt an ihrer Auffassung fest. Flr
die Weiternutzung der durch die Bundesagentur fur Arbeit bereitgestellten Listen
zur Erfassung im Landeshaushalt oder zur Anmeldung der Bundesbeteiligung sei
eine weitere Prufung der Daten nicht notwendig, da fur die damit verbundene
Feststellung der sachlichen Richtigkeit durch Dienstkrafte in den Bezirksamtern
Nr. 8.1.4 AV § 70 LHO einschlagig sei. Nach dieser Bestimmung bestehe fiir die
bescheinigenden Dienstkrafte in den Bezirksdmtern nur eine eingeschrankte Ver-
antwortung insoweit, dass keine Bedenken gegen die Richtigkeit der Angaben
bestehen, weil eine Iickenlose Nachprifung tatsdchlich nicht mdglich sei. Im
Ubrigen entbehre der Vorwurf finanzieller Nachteile fiir den Landeshaushalt jegli-
cher Grundlage. Grundsétzlich kdnnten fehlerhafte Buchungen in den Jobcentern
korrigiert werden. Dabei werde im Nachgang die richtige Finanzposition belastet
und die falsche Finanzposition entlastet. Dies misse in jedem Einzelfall geprift
und gebucht werden.

Die Prufungserkenntnisse des Rechnungshofs belegen allerdings, dass grund-
sétzliche Bedenken im Hinblick auf ordnungsgeméBe Bescheinigungen der
Dienstkréafte in den Jobcentern angebracht sind. Mit dem Hinweis auf Nr. 8.1.4 AV
§ 70 LHO verkennt die Senatsverwaltung flir Finanzen, dass es sich hierbei le-
diglich um eine Einzelfallregelung zur Beschrankung der Verantwortung der mit
der Prifung befassten Dienstkraft handelt. Damit ist die Senatsverwaltung jedoch
nicht von ihrer Steuerungsverantwortung fir das Prifungsverfahren insgesamt
befreit.

39 SenFinll D 23 - HB 1601-8/2010
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13.5 Grundsatz der rechtzeitigen und vollstandigen Einnahme-
erhebung

Die Dienstkrafte in den Jobcentern sind verpflichtet, geltend zu machende For-
derungen mittels Sollstellungen in ERP fir jede Forderung der Bundesagentur fiir
Arbeit und des kommunalen Trégers in der sachlich richtigen Finanzposition zu
erfassen. Die Einziehung der Forderungen, auch der des kommunalen Tragers,
erfolgt grundsatzlich durch den zentralen Forderungseinzug der Bundesagentur
fur Arbeit. Die Jobcenter haben diese Aufgabe durch gesonderte Vereinbarungen
an den zentralen Forderungseinzug der Bundesagentur fir Arbeit Gbertragen.

Auf Initiative der flr Finanzen zustandigen Senatsverwaltung sind den Bezirksdm-
tern im Februar 2012 Daten der Forderungsbestédnde der beim zentralen For-
derungseinzug der Bundesagentur fir Arbeit fir die Jahre 2005 bis 2010 und
fur 2011 zum Soll gestellten offenen Forderungen des Landes Berlin Ubermittelt
worden.

Danach ergibt sich zum 31. Dezember 2011 ein Gesamtbestand an zum Soll ge-
stellten offenen Forderungen in Héhe von Uber 178 Mio. €. Im Méarz 2013 wurde
den Bezirksdmtern ein Gesamtbestand zum 31. Dezember 2012 in Hohe von Uber
183 Mio. € Ubermittelt.

Die Zustandigkeit fur Prifungen im Bereich der Bundesagentur fur Arbeit — hier
dem zentralen Forderungseinzug - liegt beim Bundesrechnungshof.

Der Rechnungshof von Berlin hat im Rahmen seiner Zustéandigkeit stichproben-
weise in funf Jobcentern geprtft, inwieweit gewéahrte Darlehen des kommuna-
len Tragers von den Dienstkréften in den Jobcentern Gberhaupt zum Soll gestellt
worden sind. Bei Uberpriiften Darlehen von Uber 1,3 Mio. € — das entspricht einer
Stichprobe von ca. 10 % — waren im Ergebnis ca. 2 % (ca. 24 000 €) nicht bzw.
ca. 3 % (ca. 38 000 €) fehlerhaft zum Soll gestellt worden. Ferner hat der Rech-
nungshof geprift, ob in den Féllen, in denen Sollstellungen erfolgt sind, der zen-
trale Forderungseinzug nach Beendigung des Leistungsbezuges zur Einziehung
beauftragt wurde. Bei Uberpriften Sollstellungen von tber 1 Mio. € — das ent-
spricht einer Stichprobe von ca. 0,5 % aller offenen Forderungen (vgl. Absatz 3) —
waren im Ergebnis bei insgesamt 6 % (ca. 65 000 €) der Sollstellungen trotz be-
endigtem Leistungsbezug keine EinziehungsmaBnahmen durch die Dienstkréafte
in den Jobcentern beauftragt worden.

13.6 Finanzielles Ergebnis

In der Folge der Beanstandungen des Rechnungshofs ist es allein in flinf ge-
pruften Jobcentern zu Korrekturbuchungen bzw. Rickforderungen gegentiber der
Bundesagentur fur Arbeit und nachtraglichen Einnahmen von ca. 322 000 € zu-
gunsten des Landeshaushalts gekommen. Fir Berlin insgesamt muss von einem
deutlich gréBeren Schadensrisiko ausgegangen werden.
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13.7 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet, dass 162

+ bei der Umsetzung der Grundsicherung fir Arbeitsuchende nach wie vor das
Bruttoprinzip nach § 35 Abs. 1 BHO/LHO nicht vollstdndig umgesetzt wird
und daher Haushaltstransparenz nicht gegeben ist,

+ in erheblichem MaBe gegen den Haushaltsgrundsatz der sachlichen Bin-
dung (§ 45 Abs. 1 BHO/LHO) verstoBen wurde,

+ der Grundsatz der rechtzeitigen und vollstédndigen Erhebung von Einnahmen
des kommunalen Trégers in den Jobcentern keine ausreichende Beachtung
fand

und dadurch finanzielle Nachteile fir den Landeshaushalt entstanden sind.

Der Rechnungshof erwartet, dass die fiir Soziales und fiir Finanzen zustan-
digen Senatsverwaltungen ihnen obliegende Handlungs- und Steuerungs-
pflichten wahrnehmen und dafiir Sorge tragen, dass HaushaltsverstoBe
abgestellt und weitere finanzielle Nachteile fiir den Landeshaushalt abge-
wendet werden.
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Stadtentwicklung und Umwelt

14. Ungenutzte Wirtschaftlichkeitspotenziale und
Verfahrensmangel bei der Vergabe von Bauleistungen fir
Investitionen aus dem Konjunkturpaket Il

Zur Umsetzung geférderter Bauvorhaben im Rahmen des Konjunkturpakets Il ha-
ben die projektausfiihrenden Stellen Berlins in den Jahren 2009 und 2010 meh-
rere Tausend Vergabeverfahren durchgefihrt. Der Rechnungshof hat 788 Verga-
beverfahren gepriift, in denen die projektausfihrenden Stellen von zugelassenen
wettbewerbsbeschrénkenden Verfahrensvereinfachungen Gebrauch gemacht
haben. Die Priifung hat ergeben, dass die damit beabsichtigten Beschleuni-
gungseffekte in 212 Féllen nicht fir die zligige Umsetzung der Bauinvestitionen
genutzt wurden. Zudem hétten die projektausfihrenden Stellen in 82 Féllen Be-
schrénkter Ausschreibung nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zur Be-
schaffung der benétigten Bauleistungen Offentliche Ausschreibungen durch-
fiihren kénnen, ohne ihre Zeitplanung flr die Bauausfihrung zu gefdhrden. Sie
hétten dadurch die Chance gehabt, im Wettbewerb mdgliche Preisvorteile von
ca. 2,2 Mio. € zu erzielen.

14.1 Einleitung

In den Jahren 2009 bis 2011 sind Berlin im Rahmen des Pakts flr Beschéfti-
gung und Stabilitat in Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplatze, Starkung der
Wachstumskréfte und Modernisierung des Landes — Konjunkturpaket Il — Finanz-
hilfen des Bundes von insgesamt 474 Mio. € auf der Grundlage des Gesetzes zur
Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kommunen und Lénder (Zukunftsin-
vestitionsgesetz — ZulnvG)*° bereitgestellt worden. Mit diesen Finanzmitteln hat
sich der Bund zu 75 % an den férderfédhigen Kosten der ZukunftsinvestitionsmaB-
nahmen Berlins beteiligt. Berlin hat sich im Rahmen des Konjunkturpakets Il mit
weiteren 158 Mio. € — das sind 25 % der férderféhigen Investitionskosten — betei-
ligt. Von den in Berlin insgesamt flr Zukunftsinvestitionen bereitgestellten Finanz-
mitteln von 632 Mio. € standen 411 Mio. € (65 %) zur Férderung der Bildungsin-
frastruktur (insbesondere fir Kindertagesstatten, Schulen und Hochschulen) und
221 Mio. € (35 %) zur Férderung der sonstigen Infrastruktur (insbesondere fir
Krankenh&user und StraBen) zur Verfigung (vgl. § 3 Abs. 2 ZulnvG).

40 Zukunftsinvestitionsgesetz vom 2. Mérz 2009 (BGBI. | S. 416, 428), zuletzt geéndert durch Artikel 3b des
Gesetzes vom 27. Mai 2010 (BGBI. | S. 671)



Konjunkturpaket Il

Die BaumaBnahmen zur Umsetzung des Konjunkturpakets Il in Berlin hat der
Senat auf insgesamt neun Portfolios verteilt.*! Die ordnungsgeméaBe und wirt-
schaftliche Umsetzung der Investitionen je Portfolio hatten vom Senat beauf-
tragte projektfiihrende Stellen zu steuern. Die Vorbereitung und Durchflihrung der
einzelnen BaumaBnahmen lag bei den hierflir bestimmten projektausflihrenden
Stellen: Bezirksdmter, fir Bauen zustdndige Senatsverwaltung, Universitaten und
Hochschulen sowie Zuwendungsempfanger. In den Jahren 2009 bis 2011 sind in
Berlin 795 Bauvorhaben in den Portfolios 1 bis 8 mit Finanzmitteln des Konjunk-
turpakets Il durchgefiihrt worden.*2

Nach dem ZulnvG sollten die Lander und Kommunen zur Abwehr einer Sto-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zuséatzliche Investitionen in
den festgelegten Férderbereichen zigig innerhalb eines am 27. Januar 2009 be-
ginnenden und spatestens am 31. Dezember 2011 endenden Foérderzeitraums
durchfihren (vgl. §§ 3 und 5 ZulnvG). In der zwischen dem Bund und den Bun-
desléandern zur Durchflihrung des ZulnvG geschlossenen Verwaltungsvereinba-
rung (VV ZulnvG)* ist zudem festgelegt worden, dass die Bundesmittel nach dem
jeweiligen Landeshaushaltsrecht zu bewirtschaften und bei der Mittelbewilligung
und -verwendung die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einzu-
halten sind (§ 6 VV ZulnvG).

Zur Durchfihrung der nach dem ZulnvG geférderten BaumaBnahmen haben die
Bezirkséamter, die fur Bauen zustédndige Senatsverwaltung, die Universitaten und
Hochschulen und die Zuwendungsempféanger in den Jahren 2009 und 2010 meh-
rere Tausend Vergabeverfahren durchgefiihrt.

Das Vergabeverfahren dient bei BaumaBnahmen der ordnungsgeméaBen und
wirtschaftlichen Beschaffung der hierfir notwendigen Bauleistungen. Seine Ge-
staltung und Durchflihrung beeinflusst entscheidend die Wirtschaftlichkeit der zu
beschaffenden Leistungen. Das Vergabeverfahren hat damit auch einen erhebli-
chen Einfluss darauf, ob eine BaumaBnahme insgesamt wirtschaftlich ist. In den
Vorschriften flir das Vergabeverfahren sind verschiedene Regelungen verankert,
die insbesondere zu einem wirtschaftlichen Verfahrensergebnis beitragen sollen.
Hierzu gehdren u. a. solche Bestimmungen, die einem weitgehenden Wettbewerb
zwischen den Bietern und der Transparenz des Verfahrens dienen, insbesondere
der Grundsatz der Offentlichen Ausschreibung nach § 55 Abs. 1 LHO. AuBerdem
gehdren hierzu die Vorschriften zur Prifung der Eignung von Bietern, die gewéhr-
leisten sollen, dass 6ffentliche Bauauftrage nur an fachkundige, leistungsfahige
und zuverlassige Bieter erteilt werden (vgl. Nr. 8.1 AV § 55 LHO). Die Beachtung
insbesondere dieser Verfahrensvorschriften ist somit fir den wirtschaftlichen Er-
folg eines Vergabeverfahrens und der sich anschlieBenden Bauausfiihrung von
41 Senatsbeschluss Nr. S-1816/2009 vom 20. Januar 2009

42 Bericht der Senatsverwaltung flr Finanzen an den Hauptausschuss vom 16. September 2011 (rote

Nr. 1410 O)

43 Verwaltungsvereinbarung zur Durchfihrung des Gesetzes zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der
Kommunen und Lander vom 2. April 2009
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erheblicher Bedeutung. Dies gilt auch und gerade dann, wenn im Rahmen von
besonderen Investitionsprogrammen eine Vielzahl von Bauleistungen in einem
relativ kurzen Zeitraum vergeben wird.

Zur Vergabe von Bauleistungen fur aus dem Konjunkturpaket Il geférderte Bau-
vorhaben haben die damaligen Senatsverwaltungen fir Stadtentwicklung und fir
Wirtschaft, Technologie und Frauen in einem Gemeinsamen Rundschreiben vom
23. Februar 2009 (Gem. RS) sog. Vergabevereinfachungen befristet bis zum
31. Dezember 2010 geregelt.** Mit Rundschreiben vom 8. November 2010 haben
die Senatsverwaltungen die Regelung bis zum 31. Dezember 2011 verlangert.*
Sie haben damit eine beschleunigte Umsetzung der nach dem ZulnvG geférder-
ten Bauinvestitionen bezweckt. Um das Beschleunigungsziel zu erreichen, sieht
das Gem. RS durch Erhéhung bestehender Auftragswertgrenzen eine Ausweitung
der Méglichkeiten vor, den 6ffentlichen Wettbewerb bei der Auftragsvergabe auf-
wandsparend einzuschréanken. Mit Blick auf die mit der Wertgrenzenerhéhung
verbundenen Einschrédnkungen des Wettbewerbs und der Transparenz sieht das
Gem. RS u. a. vor, die erteilten Auftrége ab einem bestimmten Auftragswert nach-
traglich zu veréffentlichen, die vorgeschriebenen Abfragen beim Korruptionsre-
gister konsequent durchzuflihren und den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz bei der
Auftragsvergabe uneingeschrénkt zu beachten.

14.2 Prifungsgegenstand — Angaben zur Priifung

Der Rechnungshof hat die Einflihrung der Vergabevereinfachungen zur Um-
setzung des Konjunkturpakets Il zum Anlass fur eine Querschnittprifung ge-
nommen. Bei 21 projektausfiihrenden Stellen (T 164) hat der Rechnungshof aus
1 473 Vergaben von Bauleistungen mit einem Gesamtauftragswert (Schatzkosten)
von 254,5 Mio. € die 788 Vergaben (Gesamtauftragswert: 157,2 Mio. €) ausge-
wahlt, in denen die Vergabevereinfachungen angewendet wurden. Er hat geprtft,
ob dadurch eine beschleunigte Bauausflihrung bewirkt wurde. Er hat in diesem
Zusammenhang auch untersucht, ob die gepruften Stellen bei der Vorbereitung
und Durchfuhrung der Vergabeverfahren den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit be-
achtet haben.

Bei neun projektausflinrenden Stellen hat der Rechnungshof auBerdem 139 Ver-
gabeverfahren mit einem Gesamtauftragswert (Schatzkosten) von 36,5 Mio. €
vertieft darauf geprift, ob bei der Vergabe der Bauleistungen jeweils die erhdhten
Wertgrenzen beachtet, die vorgeschriebene Vergabeart gewahlt, ordnungsge-
maBe Bietereignungsprifungen durchgeflihrt und die im Hinblick auf die Wett-

44 Gemeinsames Rundschreiben SenStadt VI A/WiTechFrau Il F Nr. 1/2009 - Konjunkturpaket Il — Beschleu-
nigung von Investitionen durch Vereinfachung von Vergabeverfahren und Verfahren zur Aufstellung und
Priifung von Planungsunterlagen vom 23. Februar 2009

45 Gemeinsames Rundschreiben SenStadt VI A/SenWiTechFrau Il F Nr. 07/2010 — Verlangerung der Rege-
lungen zur Vereinfachung von Vergabeverfahren und zu Verfahren zur Aufstellung und Prifung von Pla-
nungsunterlagen vom 8. November 2010
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bewerbseinschrankungen getroffenen Regelungen ordnungsgemal angewendet
wurden.

14.3 Anwendung der Vergabevereinfachungen

Offentliche Ausschreibungen ermdglichen einen weitgehenden Wettbewerb
und flhren nach den Prifungserfahrungen des Rechnungshofs regelmaBig zu
den wirtschaftlichsten Ergebnissen. Eine vom Rechnungshof zuletzt durchge-
fihrte Auswertung von 25 000 Vergaben aus den Jahren 2002 bis 2011 mit einem
Gesamtauftragsvolumen von 2,1 Mrd. €, bei der die erzielten Auftragssummen
jeweils zu den vorab auf der Grundlage der Leistungsverzeichnisse ermittelten
geschatzten Kosten (vgl. DIN 276-1)% ins Verhaltnis gesetzt wurden, hat Folgen-
des ergeben: Die glinstigsten Auftragssummen im Verhaltnis zu den Schatzkosten
sind bei den Offentlichen Ausschreibungen erreicht worden; gegeniiber der Ge-
samtsumme der Schéatzkosten von 1 092 Mio. € wurde nach 6ffentlichem Wett-
bewerb eine Gesamtauftragssumme von 846 Mio. € erzielt. Im Vergleich dazu
sind bei den Beschrankten Ausschreibungen um 11,7 % und bei den Freihandi-
gen Vergaben um 27,3 % schlechtere Ergebnisse erzielt worden. Die Auswertung
zeigt, dass sich durch Offentliche Ausschreibungen erheblich wirtschaftlichere
Ergebnisse als durch nicht6ffentliche Vergabeverfahren erzielen lassen. Zu ver-
gleichbaren Ergebnissen kommt auch eine vom Bundesbauministerium durch-
gefuhrte Evaluierung von Uber 4 000 Hochbauvergaben aus den Jahren 2009
und 2010. Danach ergeben sich fiir Offentliche Ausschreibungen im Vergleich
zu Beschréankten Ausschreibungen um 9,9 % und im Vergleich zu Freihdndigen
Vergaben um 22,2 % glnstigere Ergebnisse.*” Eine vom Bundesrechnungshof
durchgefuhrte Untersuchung von nahezu 7 000 Vergaben der Jahre 2007 bis 2010
im Hochbaubereich hat ergeben, dass die dffentlichen Vergaben im Verhéltnis
zu Beschrankten Ausschreibungen um 5,6 % und im Verhéltnis zu Freihdndigen
Vergaben um 9,6 % vorteilhafter waren.*® In der Gesamtschau dieser Auswertun-
gen und Untersuchungen von weit tber 30 000 Vergabeverfahren ergibt sich im
Mittel eine Vorteilhaftigkeit der Offentlichen Ausschreibung von Bauleistungen im
Vergleich zur Beschrankten Ausschreibung von 9 % und im Vergleich zur Freihan-
digen Vergabe von 19 %.

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit gebietet es daher, zur Beschaffung von Bau-
leistungen nach Méglichkeit Offentliche Ausschreibungen durchzufiihren. Dies gilt
auch dann, wenn Abweichungen vom Grundsatz der Offentlichen Ausschreibung
ausnahmsweise zuldssig sind.

46 DIN 276-1 Kosten im Bauwesen - Teil 1: Hochbau (Fassung Dezember 2008)

47 Evaluierungsbericht des Bundesministeriums fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Evaluation der Ver-
gabeerleichterungen im Rahmen des Konjunkturpaketes Il, http://www.bmvbs.de/DE/BauenUndWohnen/
Bauwesen/Bauauftragsvergabe/bauauftragsvergabe_node.html

48 Bericht des Bundesrechnungshofs nach § 99 BHO Uber die Auswirkungen der Vergabeerleichterungen
des Konjunkturpakets Il auf die Beschaffung von Bauleistungen und freiberuflichen Leistungen bei den
Bauvorhaben des Bundes vom 9. Februar 2012 (Bundestags-Drs 17/8671)

Jahresbericht 2014

169

113



170

171

114

Mit dem Gem. RS (T 167) wurden die Auftragswertgrenzen, unterhalb derer
zur Vergabe von Bauleistungen in Abweichung vom Grundsatz der Offentlichen
Ausschreibung ausnahmsweise Beschrankte Ausschreibungen oder Freihandige
Vergaben zuldssig sind, mit Wirkung vom 23. Februar 2009 erheblich angehoben.
Die bis dahin fir Beschrankte Ausschreibungen von Bauleistungen maBgebli-
che Auftragswertgrenze von 100 000 € (einschlieBlich Umsatzsteuer) wurde auf
1 Mio. € (ohne Umsatzsteuer) angehoben und damit mehr als verzehnfacht. Die
Wertgrenze im Bereich der Freihdndigen Vergaben wurde sogar um das Zwan-
zigfache von 5 000 € (mit Umsatzsteuer) auf 100 000 € (ohne Umsatzsteuer)
angehoben. Der Anwendungsbereich der nichtéffentlichen Verfahren wurde damit
zulasten der Offentlichen Ausschreibung erheblich erweitert.

Zweck dieser Regelungen ist eine Beschleunigung der Bauinvestitionen
(vgl. T 167). Der Rechnungshof hat deshalb untersucht, ob die gepriiften Stellen
auf der Grundlage des Gem. RS in Anspruch genommene Verfahrensvereinfa-
chungen zur zeitlichen Verkiirzung des Vergabeverfahrens auch fir eine beschleu-
nigte Durchflihrung der BaumaBnahmen, insbesondere flr einen mdglichst frih-
zeitigen Beginn der Bauausfihrung, genutzt haben. Denn der Baubeginn ist ein
wesentlicher Indikator fir den Start des vom Konjunkturprogramm bezweckten
konjunkturbelebenden, ressourcenverbrauchenden Leistungserstellungsprozes-
ses.

Far die Prifung ist der Rechnungshof davon ausgegangen, dass zwischen dem
in den Vergabeunterlagen festgelegten Angebotserdffnungstermin und dem ver-
tragsgeméBen Beginn der Bauausfiihrung nicht mehr als 60 Kalendertage liegen
sollten, um im vereinfachten Vergabeverfahren ggf. erzielte Beschleunigungswir-
kungen bis zum Baubeginn nicht wieder zu verlieren. Diesem Zeitrahmen liegt
eine Zuschlagsfrist von 30 Tagen zuzliglich einer Frist von weiteren 30 Tagen fir
den Baubeginn zugrunde. Dabei hat der Rechnungshof insbesondere beriicksich-
tigt, dass die mit dem Er6ffnungstermin beginnende Zuschlags- und Bindefrist
nach § 19 Nr. 2 VOB/A (Ausgabe 2006)*° so kurz wie mdglich bemessen und nicht
mehr als 30 Tage betragen soll. Die weitere Frist von 30 Tagen bis zum Baubeginn
ist grundsatzlich ausreichend, um auch komplexere Bauaufgaben vorzubereiten.

Der Rechnungshof hat bei der Prifung der 788 Vergabeverfahren, in denen die
Vergabevereinfachungen angewendet wurden (T 168), festgestellt, dass in
212 Fallen (27 %) von 16 gepruften Stellen zwischen dem in den Vergabeunterla-
gen angegebenen Angebotseréffnungstermin und dem angegebenen Baubeginn
Zeitraume von mehr als 60 Kalendertagen, bis zu 360 Kalendertagen, lagen. Bei
181 Vergabeverfahren (23 %) betrug dieser Zeitraum sogar mehr als 100 Kalen-
dertage. Die gepriften Stellen haben in diesen Fallen nicht fir einen friihzeitigen
Baubeginn zur zlgigen Umsetzung der aus dem Konjunkturpaket Il geférderten
Bauvorhaben gesorgt.

49 \Vergabe- und Vertragsordnung fur Bauleistungen (Ausgabe 2006)



Konjunkturpaket Il

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die gepriften Stellen die mit einer Ein-
schréankung des Wettbewerbs verbundenen Vergabevereinfachungen zwar in An-
spruch genommen, jedoch die damit ermdéglichten Beschleunigungseffekte nicht
fur eine zligige Umsetzung der Bauinvestitionen genutzt haben.

Der Rechnungshof hat auBerdem festgestellt, dass 13 gepriifte Stellen in 82 Fallen
Bauleistungen von jeweils mehr als 100 000 € (ohne Umsatzsteuer) beschrankt
ausgeschrieben haben, obwohl zwischen dem in den Vergabeunterlagen ange-
gebenen Angebotseréffnungstermin und dem angegebenen Baubeginn jeweils
Zeitraume von mehr als 100 Kalendertagen, bis zu 325 Kalendertagen, lagen.
In diesen Fallen hatten die gepriiften Stellen auch Offentliche Ausschreibungen
durchfihren kbénnen, ohne den von ihnen geplanten Baubeginn zu gefahrden. Aus
Grinden der Wirtschaftlichkeit hatten sie in diesen Fallen in Anbetracht der Auf-
tragswerte auch so verfahren missen.

Der Gesamtauftragswert der 82 Beschrankten Ausschreibungen betréagt mehr als
25 Mio. €. Bei Ubertragung der Ergebnisse der Vergabeauswertung (T 169) auf
diese Vergabefélle ergibt sich ein moglicher Preisvorteil von ca. 2,2 Mio. € (9 %
des Auftragswerts), der von den gepriiften Stellen bei Durchfiihrung Offentlicher
Ausschreibungen ggf. hatte erzielt werden kénnen. Die gepriften Stellen haben in
diesen Fallen jedoch weder flir eine zligige Umsetzung der aus dem Konjunktur-
paket Il geférderten Bauvorhaben gesorgt noch die aufgrund des spéten Baube-
ginns erdffnete Chance, im uneingeschrankten Wettbewerb erhebliche Preisvor-
teile zu erzielen, genutzt. Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

14.4 Beachtung von Verfahrensvorgaben

Wegen der mit den Verfahrensvereinfachungen flr die Vergabe von Bauleistungen
verbundenen Einschrankungen des Wettbewerbs und der Transparenz (T 167)
kommt es bei der Vergabe insbesondere auf die strikte Einhaltung der Verfahrens-
vorgaben zur Anwendung der Wertgrenzen, zur Vergabeart, zur Eignungsprifung
und zur Dokumentation von Vergabeentscheidungen an. Der Rechnungshof hat
dieses Prifungsfeld bei neun ausgewahlten Stellen anhand von 139 Vergabever-
fahren vertieft geprift (T 168).

Nach den Vergaberegelungen zum Konjunkturpaket Il durften die gepriften Stel-
len unterhalb der Wertgrenze von 100 000 € (ohne Umsatzsteuer; 119 000 € ein-
schlieBlich Umsatzsteuer) Freihdndige Vergaben ohne Nachweis eines Ausnah-
metatbestands durchfihren (Nr. 1.1 Gem. RS).

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass zwei gepriifte Stellen bei drei Verga-
beverfahren selbst die erheblich erhéhte Wertgrenze fur Freihdndige Vergaben
nicht beachtet haben. In diesen Féllen lagen die geschatzten Auftragswerte mit
176 000 <€, 233 000 € und 479 000 € jeweils Uber der hierfir maBgeblichen Wert-
grenze von 119 000 €, sodass zumindest Beschréankte Ausschreibungen hatten
durchgefiihrt werden muissen. Die gepriften Stellen haben in diesen Féllen den
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Wettbewerb unzuléssig eingeschréankt und damit unwirtschaftlich gehandelt. Der
Rechnungshof hat dies beanstandet.

Die zu vergebenden Leistungen diirfen nicht aufgeteilt werden, um eine Offent-
liche oder Beschrankte Ausschreibung zu umgehen (Nr. 7.2 AV § 55 LHO).

In 13 Fallen haben vier projektausfiihrende Stellen einheitliche Bauleistungen mit
einem Gesamtauftragswert von mehr als 7,2 Mio. € ohne nachvollziehbaren Grund
derart in 47 Einzelauftrage aufgeteilt, dass deren Auftragswerte jeweils unterhalb
der nach dem Gem. RS flir Beschrénkte Ausschreibungen bzw. Freihdndige Ver-
gaben maBgeblichen Wertgrenzen liegen (T 170). Dementsprechend haben sie
die Bauleistungen insoweit freihandig bzw. aufgrund Beschrankter Ausschreibung
vergeben. In den genannten 13 Fallen h&tten zur Beauftragung der Bauleistungen
jedoch drei Offentliche Ausschreibungen und zumindest zehn Beschrankte Aus-
schreibungen durchgefuihrt werden mussen. Der Rechnungshof hat beanstandet,
dass die gepriiften Stellen durch die unzulassige Aufteilung einheitlicher Bauleis-
tungen Wettbewerbsbeschrankungen bewirkt und dadurch Mehrkosten bei der
Leistungsbeschaffung in Kauf genommen haben.

Vertrége Uber Lieferungen und Leistungen dirfen nur mit leistungsfahigen, zuver-
I&ssigen und fachkundigen, d. h. mit geeigneten Bewerbern geschlossen werden
(Nr. 8.1 AV § 55 LHO). Der Eignungsnachweis kann auftragsunabhangig auf der
Grundlage einer Eintragung in das Unternehmer- und Lieferantenverzeichnis fur
Bauauftrage der flr Bauwesen zustandigen Senatsverwaltung (ULV), durch Ein-
tragung in die bundesweit einheitliche Liste des ,Vereins fur die Praqualifikation
von Bauunternehmen e. V.“ (Nr. 8.1 AV § 55 LHO) oder auftragsbezogen aufgrund
von Einzelnachweisen gefihrt werden (Nr. 8.2 AV § 55 LHO).

GemaB Nr. 1.4 Gem. RS ist bei Beschrénkten Ausschreibungen und Freihdndigen
Vergaben die Eignung der Bewerber vor der Aufforderung zur Angebotsabgabe
zu prifen. Zur Beschleunigung der Eignungspriifung sind insbesondere im ULV
oder in der Liste fur Préqualifikation eingetragene Bauunternehmen aufzufordern.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die gepriften Stellen bei 39 der 139
gepriften Vergabeverfahren (28 %) die vorgeschriebenen Eignungsprifungen bei
Beschrankten Ausschreibungen/Freihdndigen Vergaben nicht durchgefuhrt ha-
ben. Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

Die gepriften Stellen sind nach § 6 Abs. 1 Korruptionsregistergesetz®® und
Nr. 1.4 Gem. RS als Auftraggeber verpflichtet, vor Entscheidungen Gber die Ver-
gabe von Auftrédgen ab einem Auftragswert von 15 000 € brutto bei dem Berliner
Korruptionsregister nachzufragen, ob dort Eintragungen zu Bietern vorliegen.

50 Gesetz zur Einrichtung und Fiihrung eines Registers Uber korruptionsauffallige Unternehmen in Berlin
(Korruptionsregistergesetz — KRG) vom 19. April 2006 (GVBI. S. 358), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom
1. Dezember 2010 (GVBI. S. 535)
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Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die gepriften Stellen in 32 der 139 ge-
priften Vergabefélle (23 %) die vorgeschriebene Nachfrage bei dem Berliner Kor-
ruptionsregister nicht vor der Auftragsvergabe durchgefiihrt haben. Der Rech-
nungshof hat dies beanstandet.

Angesichts der mit den Vergabevereinfachungen einhergehenden Einschran-
kungen des Wettbewerbs und der Verfahrenstransparenz (vgl. T 167) kommt der
nachvollziehbaren Entscheidungsfindung und ordnungsgemaBen Dokumenta-
tion der wesentlichen Verfahrensentscheidungen des Bauherrn nicht zuletzt im
Interesse der Korruptionspravention eine hohe Bedeutung zu. Insbesondere der
nach § 30 Nr. 1 VOB/A (Ausgabe 2006) vorgeschriebene Vermerk, der die einzel-
nen Stufen des Verfahrens, die maBgebenden Feststellungen sowie die Begrin-
dung der einzelnen Entscheidungen enthalten muss, ist deshalb mit Sorgfalt zu
erstellen.

Die gepriften Stellen haben in 48 der 139 Vergabeverfahren (35 %) bedeutsame
Vergabeentscheidungen — vielfach die Festlegung der Vergabeart und die Geneh-
migung des Firmenvorschlags — nicht ordnungsgemaB getroffen und dokumen-
tiert. Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

14.5 Stellungnahmen der gepriiften Stellen

Zu den im Jahresbericht enthaltenen Feststellungen haben sich sechs gepriifte
Stellen, darunter die fir Bauen zustandige Senatsverwaltung, geduBert. Im We-
sentlichen wurde Folgendes vorgetragen:

Vier geprtifte Stellen haben darauf verwiesen, dass im Rahmen des Konjunkturpa-
kets Il mit hohem Engagement in kurzer Zeit eine groBe Zahl von BaumaBnahmen
zusétzlich geplant und durchgeflhrt worden sei.

FUnf gepriifte Stellen haben geltend gemacht, dass sie durch Vorgaben des vom
Senat eingesetzten Steuerungsgremiums zum Konjunkturpaket II°' angehalten
waren, die Bauleistungen bis zu bestimmten Terminen zu vergeben. In dem Be-
schluss des Steuerungsgremiums vom 13. Marz 2009 war vorgegeben, die Pro-
grammmittel bis zum 30. November 2009 zu 40 % und bis zum 30. April 2010 zu
100 % zu binden. Diese Vorgaben hatten nur bei Anwendung der Vergabeverein-
fachungen eingehalten werden kénnen.

Die fir Bauen zusténdige Senatsverwaltung hat ferner argumentiert, dass mit der
schnellen Beauftragung der Bauleistungen — auch von Gewerken, die nach dem
Bauablaufplan erst spéter mit ihren Leistungen beginnen - eine friihe Kostensi-
cherheit sowie eine frihzeitige Firmenbindung von Schliisselgewerken mit Blick
auf eine angespannte Marktlage erreicht werden sollte. Die schnelle Auftragser-
teilung habe es den projektausfiihrenden Stellen erst erméglicht, das jeweilige
Portfolio so zu steuern, dass das Gesamtbudget eingehalten und gleichzeitig eine

51 Senatsbeschluss Nr. S-1871/2009 vom 17. Februar 2009
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Ausschopfung der Mittel gewéhrleistet werden konnte. Ein frihzeitiger Baubeginn
sei demgegenuber kein entscheidendes Kriterium gewesen.

Die Senatsverwaltung hat schlieBlich ausgefiihrt, dass die in der VV ZulnvG ent-
haltenen Vorgaben des Bundes und der Lander auf eine rasche, effektive und
unkomplizierte Umsetzung des ZulnvG ausgerichtet gewesen seien.

Die Stellungnahmen der gepriiften Stellen entkréften die Feststellungen des
Rechnungshofs nicht; zum Teil gehen sie am Kern der Sache vorbei.

Der Rechnungshof erkennt an, dass die gepriften Stellen im Rahmen des Kon-
junkturpakets Il unter besonderen Rahmenbedingungen eine groBe Zahl von Bau-
maBnahmen mit hohem Engagement zusatzlich geplant und ausgefliihrt haben,
was zur Starkung der Infrastruktur Berlins beigetragen hat. Der Rechnungshof
wurdigt insbesondere, dass die gepriften Stellen hierfir eine Vielzahl von Ver-
gabeverfahren durchgefihrt haben (vgl. T 166). Gleichwohl haben die geprtiften
Stellen dabei bestehende Wirtschaftlichkeitspotenziale zu einem erheblichen Teil
nicht genutzt, was im Jahresbericht mit Blick auf die Umsetzung kinftiger Inves-
titionsprogramme durch den Rechnungshof aufgezeigt wird.

Die von dem Steuerungsgremium vorgegebenen Fristen zur Vergabe von Bauleis-
tungen dienten der Verfahrensbeschleunigung. Sie haben die gepriften Stellen
jedoch nicht davon entbunden, auch im Rahmen des Konjunkturpakets Il die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit bei der Auftragsvergabe (vgl. Nr. 1.6 Gem. RS)
und bei der Mittelverwendung (vgl. § 6 Abs. 2 VV ZulnvG) einzuhalten (vgl. T 165).

Zudem hat der Rechnungshof eine zlgige Vergabe von Bauleistungen unter An-
wendung der Vergabeerleichterungen durch die gepruften Stellen nicht beanstan-
det und die hierfir angegebenen Begriindungen — Einhaltung der Vergabestich-
tage und Erzielung friiher Kostensicherheit — nicht kritisiert. Die gepriften Stellen
hatten in diesen Fallen aus Grinden der Wirtschaftlichkeit allerdings daflr zu
sorgen, dass der Vergabe auch ein zlgiger Baubeginn folgt, um die mit dem
Konjunkturpaket Il beabsichtigte konjunkturelle Wirkung durch eine beschleunigte
Bauausfiihrung zu erzielen (T 170). Zudem hétten die gepruften Stellen Bauleis-
tungen, die erst in einer spateren Phase der Baudurchflihrung zu erbringen waren
und fiir die sie einen spateren Baubeginn geplant hatten, im Wege Offentlicher
Ausschreibungen vergeben kénnen, ohne die von dem Steuerungsgremium ge-
setzten terminlichen Vorgaben flir die Auftragsvergabe zu verfehlen. Fir solche
Bauleistungen hatte der spétere Vergabestichtag (30.04.2010) zur Anwendung
kommen kénnen. Im Ubrigen héngt die Einhaltung des finanziellen Gesamtbud-
gets fir das jeweilige Portfolio (vgl. T 164) nicht davon ab, dass flr alle darin
geplanten BaumaBnahmen bereits sdmtliche Bauleistungen zu einem sehr friilhen
Zeitpunkt beauftragt sind. Die Budgetsicherheit wird maBgeblich durch die Qua-
litdt der Planung und die dadurch bedingte Ausflihrungssicherheit der einzelnen
BaumaBnahme bestimmt.
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Der Rechnungshof stimmt mit der fir Bauen zustandigen Senatsverwaltung darin
Uberein, dass das ZulnvG im Interesse der kurzfristigen Abwehr einer Stérung
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (vgl. § 1 ZulnvG) rasch und effek-
tiv umgesetzt werden sollte. Die Senatsverwaltung verkennt allerdings, dass es
hierflr nach der Konzeption des ZulnvG (vgl. hierzu T 165) nicht lediglich darauf
ankam, durch die schnelle Vergabe von Bauleistungen die Programmmittel még-
lichst friihzeitig zu binden, sondern auch darauf, die so beschafften Bauleistungen
zugig auszufuhren und einen schnellen Mittelabfluss zu gewéhrleisten. Dies ergibt
sich insbesondere aus Folgendem: Nach § 6 Abs. 2 ZulnvG sind die zustandigen
Stellen der Lander erméchtigt gewesen, die Auszahlung der zur Bewirtschaftung
zur Verfligung gestellten Bundesmittel anzuordnen, sobald sie zur anteiligen Be-
gleichung erforderlicher Zahlungen benétigt wurden. Die L&nder sollten die Fi-
nanzhilfen des Bundes unverztiglich an die Letztempféanger weiterleiten. Die Mittel
sollten mindestens zur Hélfte des bereitgestellten Betrages (vgl. T 163) bis zum
31. Dezember 2009 abgerufen werden (§ 1 Abs. 2 ZulnvG). Nach dem 31. Dezem-
ber 2011 durften Bundesmittel nicht mehr zur Auszahlung angeordnet werden (§ 7
Abs. 2 Satz 1 ZulnvG). Diese Regelungen bezweckten insbesondere einen frih-
zeitigen Baubeginn und eine zeitnahe Leistungserbringung als Voraussetzung fir
die zligige Auszahlung der Programmmittel und die damit verbundene Entfaltung
der konjunkturellen Impulswirkung.

14.6 Zusammenfassung und Erwartung

Die mit der Erhéhung der Wertgrenzen durch das Gem. RS bezweckte Beschleu- 181
nigung der Beschaffungsvorgénge fir Bauleistungen hat nach Auffassung des
Rechnungshofs die damit einhergehenden EinbuBen an Wettbewerb, Transparenz

und Wirtschaftlichkeit nicht gerechtfertigt.

Von 1 473 betrachteten Bauvergaben aus dem Konjunkturpaket Il gelangten
die Vergabevereinfachungen des Gem. RS in 788 Fallen (54 %) zur Anwendung
(vgl. T 168). Bei 212 dieser 788 Vergaben (27 %), auf die das Gem. RS ange-
wendet wurde, haben die gepriften Stellen die mit den Vergabevereinfachungen
beabsichtigte beschleunigte Ausfihrung der geférderten Bauleistungen nicht er-
reicht (T 171). Zudem hétten die gepriiften Stellen in 82 Fallen Offentliche Aus-
schreibungen zur Erhéhung der Wirtschaftlichkeit durchfihren kénnen, ohne bei
sachgerechter Steuerung die terminlichen Vorgaben des Steuerungsgremiums zu
verfehlen und ihre Zeitplanung fur die Bauausfihrung zu gefdhrden. Die Chancen
zur Erzielung von Preisvorteilen in Millionenh6he haben sie durch den Verzicht auf
unbeschrankten Wettbewerb in diesen Fallen nicht genutzt (T 172). Die gepriften
Stellen haben schlieBlich auch die Regelungen, die im Hinblick auf die mit den
Vergabeerleichterungen verbundenen Wettbewerbs- und Transparenzeinschrén-
kungen geschaffen worden sind, vielfach nicht ordnungsgemaB umgesetzt (T 174
bis 178).
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Der Rechnungshof erachtet es deshalb fir sachgerecht, dass die am 23. Feb-
ruar 2009 durch das Gem. RS eingeflhrten Vergabevereinfachungen nicht tber
den 31. Dezember 2011 hinaus allgemein firr die Vergabe von Bauleistungen ver-
langert wurden.

182 Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatsverwaltung fiir Stadtentwick-
lung und Umwelt kiinftig méglichst davon absieht, aus Anlass von Investi-
tionsprogrammen im Baubereich den Anwendungsbereich fiir Freihandige
Vergaben und Beschrankte Ausschreibungen von Bauleistungen zulasten
offentlicher Ausschreibungsverfahren auszuweiten.

Der Rechnungshof erwartet zudem, dass projektausfiihrende Stellen Berlins
kiinftig zur Vergabe von Bauleistungen

+ bestehende Auftragswertgrenzen strikt beachten, die Vergabeart ord-
nungsgemaB festlegen, vorgeschriebene Eignungspriifungen und Re-
gisterabfragen durchfiihren und die wesentlichen Verfahrensentschei-
dungen nachvollziehbar dokumentieren sowie

- aus Griinden der Wirtschaftlichkeit Offentliche Ausschreibungen auch
dann durchfiihren, wenn ein nichtéffentliches Vergabeverfahren recht-
lich zwar zulissig, eine Offentliche Ausschreibung aber zeitlich méglich
und sachgerecht ist.
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Zentral- und Landesbibliothek

15. Fehlender Nachweis der Wirtschaftlichkeit fiir den Neubau der
Zentral- und Landesbibliothek Berlin sowie gravierende
Versaumnisse bei der Planung und haushaltsméaBigen
Vorbereitung der BaumaBnahme

Der Regierende Blrgermeister von Berlin — Senatskanzlei — Kulturelle Angele-
genheiten sowie die Senatsverwaltungen fir Stadtentwicklung und fir Finanzen
haben veranlasst, dass ein Neubau fiir die Stiftung Zentral- und Landesbibliothek
Berlin auf dem Tempelhofer Feld mit Gesamtkosten von 270 Mio. € in die Finanz-
und Investitionsplanung 2009 bis 2013 sowie in den Haushaltsplan 2012/2013
aufgenommen wurde, obwohl der Fldchenbedarf und die Wirtschaftlichkeit dieser
BaumaBnahme zu keinem Zeitpunkt mit der vorgeschriebenen systematischen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachgewiesen worden sind. AuBerdem sind die
Kosten und Folgekosten nicht bzw. nicht nachvollziehbar angegeben worden.
Zudem haben die Senatsverwaltungen die NeubaumaBnahme im Haushaltsplan
ohne Planungsunterlagen als dringlich veranschlagt, obwohl die haushaltsrecht-
lichen Voraussetzungen hierfiir nicht vorlagen. Dem Abgeordnetenhaus fehlten
daher zu den Haushaltsberatungen wesentliche planerische Informationen fr die
Entscheidung tber dieses GroBvorhaben. Auch mit dem nachtréglich durch die
Senatskanzlei aufgestellten und durch die Senatsverwaltung fiir Stadtentwick-
lung genehmigten Bedarfsprogramm wurde die fehlende systematische Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung nicht nachgeholt. AuBerdem bildet das Bedarfspro-
gramm wesentliche Kostenpositionen in Millionenhéhe nicht ab.

15.1 Einleitung

Die Zentral- und Landesbibliothek Berlin (ZLB) ist eine rechtsfahige Stiftung des
offentlichen Rechts (§ 1 ZLBG). Sie beteiligt sich als Landes- und Universalbib-
liothek mit ihren Sammlungen an der Bewahrung des kulturellen Erbes in Berlin
und macht dieses der Offentlichkeit zuganglich. Sie wirkt zudem als bezirksiiber-
greifendes Medien- und bibliothekarisches Innovationszentrum. Darlber hinaus
hat sie zentrale Dienstleistungen fir das Bibliothekswesen in Berlin zu erbringen
und die bibliothekarische Informationsversorgung der Berliner Verwaltung sicher-
zustellen (§ 2 ZLBG). Zur ZLB gehdéren derzeit die Amerika-Gedenkbibliothek am
Bliicherplatz und die Berliner Stadtbibliothek Breite StraBe. Im Jahr 2008 hatte
die ZLB angabegemaB ca. 5 000 Besucher pro Tag und eine Nutzflache von ins-
gesamt 41 350 m? (einschlieBlich AuBenmagazin).

Im Dezember 2008 hat der Regierende Birgermeister von Berlin — Senatskanzlei —
Kulturelle Angelegenheiten (Senatskanzlei) einen ,,Neubau flr die Stiftung Zen-
tral- und Landesbibliothek (ZLB), Umsetzung des Masterplans® mit einem Kos-
tenrahmen von 270 Mio. € Uber die fir Bauen und Stadtentwicklung zustandige
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Senatsverwaltung (Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung)®? bei der Senatsver-
waltung fir Finanzen zur erstmaligen Aufnahme in die Finanz- und Investiti-
onsplanung 2009 bis 2013 angemeldet. Die Senatsverwaltung fir Finanzen hat
die BaumaBnahme in den Entwurf der Finanzplanung aufgenommen und dem
Senat zur Beschlussfassung vorgelegt.®® Der Senat hat die Finanzplanung 2009
bis 2013 am 25. August 2009 beschlossen.5* Danach ,soll auf dem Gelande des
ehemaligen Flughafens Tempelhof ein Neubau fir die bisher auf mehrere Stand-
orte verteilte ZLB errichtet werden. Ab 2012 sind in der Planung Anfangsraten
beriicksichtigt; die Gesamtkosten werden auf 270 Mio Euro geschétzt.“® In der
auf dieser Grundlage am 26. August 2009 aufgestellten Investitionsplanung 2009
bis 2013 ist das Vorhaben als EinzelmaBnahme unter Kapitel 1250 Titel 70117 mit
Gesamtkosten von 270 Mio. € ausgewiesen.

Im Januar 2011 hat die Senatskanzlei den Neubau fiir die ZLB als ,unabweisbares*
Investitionsvorhaben lber die Senatsverwaltung flr Stadtentwicklung zur erstma-
ligen Aufnahme in den Haushaltsplan 2012/2013 angemeldet. Die Senatsverwal-
tung fur Finanzen hat die BaumaBnahme unter Bezugnahme auf § 24 Abs. 3 LHO
ohne Planungsunterlagen in den Entwurf des Haushaltsplans 2012/2013 aufge-
nommen. Der Senat hat dem Abgeordnetenhaus den Entwurf des Haushaltsplans
im Januar 2012 zur Beschlussfassung vorgelegt.®® Darin ist die BaumaBnahme
-Neubau flr die Stiftung Zentral- und Landesbibliothek (ZLB), Umsetzung des
Masterplans® in Kapitel 1250 Titel 70117 mit Gesamtkosten von 270 Mio. € aus-
gewiesen. Fur das Jahr 2012 sind Ausgaben von 1 Mio. € und fur das Jahr 2013
Ausgaben von 2 Mio. € veranschlagt. Weitere Ausgaben von 267 Mio. € sind
vom Jahr 2014 an vorgesehen. In den Erlauterungen hierzu ist angegeben: ,Eine
Prifung verschiedener Standortvarianten hat ergeben, dass die Errichtung des
Neubaus auf dem Gelande des ehemaligen Flughafens Tempelhof am ehesten
dem nutzerspezifischen Raum- und Bedarfsprogramm entspricht ... Die Aus-
gaben und Verpflichtungserméachtigungen sind im Hinblick auf den dringenden
Handlungsbedarf nach § 24 Abs. 3 LHO veranschlagt.“ Das Abgeordnetenhaus
hat den Haushaltsplan 2012/2013 insoweit unverandert als Bestandteil des Haus-
haltsgesetzes 2012/2013 am 19. Juni 2012 beschlossen.*’

Erst nachtraglich, im Dezember 2012/Juni 2013, hat die Senatskanzlei das Be-
darfsprogramm fiir den Neubau der ZLB auf dem Tempelhofer Feld aufgestellt
und der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung zur Prifung vorgelegt, die hierzu
im Juni/August 2013 ihre Genehmigung erteilt hat.

52 seit Ende 2011 Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt
53 Senatsvorlage Nr. 2285/2009

54 Senatsbeschluss S-2285/2009 vom 25. August 2009

55 a.a.0.S.41

56 Drs 17/0150 vom 27. Januar 2012

57 Gesetz Uber die Feststellung des Haushaltsplans von Berlin fiir die Haushaltsjahre 2012 und 2013 (Haus-
haltsgesetz 2012/2013) vom 19. Juni 2012 (GVBI. S. 172); Haushaltsplan von Berlin fir die Haushalts-
jahre 2012/2013, Band 9, Einzelplan 12, S. 219
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15.2 Priufungsgegenstand

Der Rechnungshof hat geprift, ob die Senatskanzlei sowie die Senatsverwal-
tungen fur Stadtentwicklung und fir Finanzen bei der Aufnahme der Neubau-
maBnahme in die Investitionsplanung 2009 bis 2013 und in den Entwurf des
Haushaltsplans 2012/2013 ordnungsgemaB und wirtschaftlich gehandelt haben.
Der Rechnungshof hat auBerdem das Verwaltungshandeln der Senatskanzlei und
der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung bei der Aufstellung und Prifung des
Bedarfsprogramms bezogen auf den Flachenbedarf und die Wirtschaftlichkeit
der gewahlten Neubauvariante untersucht.

Der Rechnungshof hat im Schwerpunkt gepriift, ob flir die NeubaumaBnahme

+ die geforderten Anmeldeunterlagen vollsténdig vorlagen,

« der Flachenbedarf nachvollziehbar ermittelt und festgestellt wurde,

+ die Wirtschaftlichkeit — insbesondere im Vergleich zu anderen in Betracht
kommenden Ldsungsalternativen — durch systematische Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen (einschlieBlich Wirtschaftlichkeitsberechnung) nachgewie-
sen wurde,

+ die Kosten und Folgekosten in den Unterlagen nachvollziehbar angegeben
wurden und

+ die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zur haushaltsmé&Bigen Veran-
schlagung ohne Planungsunterlagen vorgelegen haben.

15.3 Finanz- und Investitionsplanung 2009 bis 2013

Die Senatsverwaltung flr Finanzen stellt die finfjahrige Finanzplanung auf. Sie
bestimmt, welche Unterlagen ihr dazu einzureichen sind (§ 31 Abs. 1 LHO). Die
in der Finanzplanung nach Ausgabearten und Einzelplanen zusammengefassten
Investitionsausgaben werden in einer besonderen Investitionsplanung nach Ein-
zelmaBnahmen ausgewiesen und erldutert (Nr. 1.4 AV § 31 LHO). Die Termine
zum zeitlichen Ablauf und das Verfahren der Finanzplanungsaufstellung gibt die
Senatsverwaltung fir Finanzen jeweils durch Rundschreiben bekannt (Nr. 3 AV
§ 31 LHO). Die Senatsverwaltungen reichen der Senatsverwaltung flr Finan-
zen die Anmeldungen fir die Finanz- und Investitionsplanung jeweils fir ihren
Bereich ein (Nr. 1.6 AV § 31 LHO). Die eingereichten Anmeldungen werden von
der Senatsverwaltung flr Finanzen gepruft, angemeldete BaumaBnahmen unter
Beteiligung der fir Stadtentwicklung zusténdigen Senatsverwaltung (Nr. 4.10 AV
§ 31 LHO). Seit November 2008 sind HochbaumaBnahmen der Hauptverwaltung
durch die Senatsfachverwaltungen zundchst bei der Senatsverwaltung fir Stad-
tentwicklung anzumelden, welche die MaBnahmen vor der Weiterleitung an die
Senatsverwaltung fur Finanzen prift (vgl. Rundschreiben vom 12.11.2008%).

58 Rundschreiben der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung fiir das Verfahren bei der Aufstellung des
Doppelhaushaltsplans 2010/2011 sowie der Finanz- und Investitionsplanung 2009 bis 2013 fir die Hoch-
baumaBnahmen des Baukapitels 1250 vom 12. November 2008 - ZF B 3 -
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FiUr die Anmeldung von BaumaBnahmen der Hauptverwaltung zur Investitions-
planung sind der Senatsverwaltung flr Finanzen von der fachlich zustédndigen
Senatsverwaltung folgende formalisierte Unterlagen einzureichen: Anmeldungen,
Erlauterungen, Erlauterungsberichte und die Dringlichkeitsliste fir neue Vorhaben
(Nrn. 4.1 und 4.8 i. V. m. Anlage 2 AV § 31 LHO). Diese Unterlagen sind erforder-
lich, um sachlich beurteilen zu kénnen, ob die Voraussetzungen fir die Aufnahme
einer BaumaBnahme in die Finanz- und Investitionsplanung des Senats vorliegen.
In ihrem Aufstellungsrundschreiben vom Dezember 2008% hat die Senatsverwal-
tung fUr Finanzen ausdricklich darauf hingewiesen, dass unvollstdndige Anmel-
dungen keine Beriicksichtigung finden.

Mit Schreiben vom Dezember 2008 hat die Senatskanzlei eine NeubaumaBnahme
fur die ZLB zur Aufnahme in die Finanz- und Investitionsplanung angemeldet
(T 183). In den dem Rechnungshof zur Prifung vorgelegten Anmeldeunterlagen
der Senatskanzlei, der Senatsverwaltung fiur Stadtentwicklung und der Senats-
verwaltung flir Finanzen ist zwar ein Erlauterungsbericht enthalten, die zusatzlich
geforderten Erlauterungen zum Bauvorhaben jedoch nicht. Uberdies ist der Er-
lauterungsbericht unvollstandig. So fehlen die geforderten Angaben insbesondere
zum Preisindex, zu Vergleichsbauten und zur Einhaltung von Kostenrichtwerten
sowie die Ergebnisse einer zuvor durchzufiihrenden Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung. Es mangelte somit schon in formeller Hinsicht an den notwendigen Anga-
ben fur die Beurteilung der Investition.

Die Senatsverwaltungen fir Stadtentwicklung und fir Finanzen haben die An-
meldung der Senatskanzlei nicht als unvollstédndig zuriickgewiesen. Trotz Unvoll-
standigkeit der Anmeldeunterlagen hat die Senatsverwaltung fir Finanzen die
NeubaumaBnahme in den Entwurf der Finanz- und Investitionsplanung 2009 bis
2013 aufgenommen und diesen dem Senat zur Beschlussfassung vorgelegt. Der
Rechnungshof hat diese Mangel beanstandet.

Zur Aufnahme neuer BaumaBnahmen in die Investitionsplanung sind Erlaute-
rungsberichte unter Beteiligung der Baudienststellen zu fertigen. Die Ergebnisse
der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach Nr. 2.1 AV § 7 LHO sind den Erldute-
rungsberichten als Bestandteil beizufligen (Nr. 4.4 AV § 31 LHO). Die Notwendig-
keit neuer MaBnahmen ist ausfiihrlich zu begriinden (Aufstellungsrundschreiben
vom Dezember 2008). In der im Zuge der Investitionsplanung nach § 7 Abs. 2 LHO
durchzufuihrenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung sind hierzu insbesondere die
Ausgangslage zu analysieren und der Handlungsbedarf unter Berilicksichtigung
von § 6 LHO (Notwendigkeit) festzustellen (vgl. Nr. 2.1 AV § 7 LHO). Bei BaumaB-
nahmen ist der zu deckende Flachenbedarf eine entscheidende kostenrelevante
BedarfsgroBe.

59 Rundschreiben der Senatsverwaltung fiir Finanzen zur Aufstellung von Unterlagen fiir den Doppelhaus-
haltsplan 2010/2011 sowie die Finanz- und Investitionsplanung 2009 bis 2013 (Aufstellungsrundschrei-
ben 2010/2011) vom 17. Dezember 2008 - 11 B - H 1105 - 1/2008 -
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Die Senatskanzlei hat im Erlauterungsbericht vom Dezember 2008 unter Bezug-
nahme auf einen von der ZLB erarbeiteten ,Ldsungsvorschlag fir die konzepti-
onelle und rdaumliche Zukunft der Stiftung (Masterplan)“ einen ,Raumbedarf von
rd. 67 000 m? Nutzflache” angegeben. Der angegebene Flachenbedarf wird weder
im Erlduterungsbericht noch im Masterplan nachvollziehbar hergeleitet, ausftihr-
lich begriindet und als notwendig festgestellt. Eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung mit belastbarer Bedarfsanalyse — auch zu der angestrebten Verdoppelung
der Besucherzahlen auf 10 000 Besucher pro Tag (vgl. T 183) — und Bedarfs-
feststellung ist dem Erlauterungsbericht nicht beigefiigt. Die Senatskanzlei hat
in einem Vermerk vom Marz 2009 zur Bedarfsthematik ausgefuhrt: ,,Der von der
ZLB formulierte idealtypische Flachenbedarf wird ... nicht grundsatzlich in Frage
gestellt.“ Die Senatskanzlei hat den von der ZLB angegebenen idealtypischen
Flachenbedarf weder aktenkundig auf Notwendigkeit geprift noch nachvollzieh-
bar begriindet anerkannt. Die Senatsverwaltungen fur Stadtentwicklung und fir
Finanzen haben die unzureichenden, nicht durch eine Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung untersetzten Bedarfsangaben der Senatskanzlei im Erlduterungsbericht
nicht moniert und die Aufnahme der NeubaumaBnahme in die Finanz- und Inves-
titionsplanung veranlasst. Der Rechnungshof hat das fehlerhafte Verwaltungshan-
deln beanstandet.

Nach dem Leitfaden fir Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (Ausgabe 2007)%
sind in der im Zuge der Investitionsplanung durchzufihrenden Wirtschaftlichkeits-
untersuchung zwingend auch alternative Handlungsmoglichkeiten (Bedarfsde-
ckungsvarianten) festzustellen und zu bewerten (Nr. 4.1 Leitfaden WU). Fir die
Deckung eines Raumbedarfs ist zundchst zwischen rein organisatorischen Ver-
anderungen, Gebdudebeschaffungen ohne eigene BaumaBnahme (z. B. mieten,
kaufen, leasen) und EigenbaumaBnahmen zu entscheiden. Bei einer Eigenbau-
maBnahme ist eine Entscheidung zwischen Neubau, Umbau oder Erweiterung
unter Abwagung der Vor- und Nachteile herbeizufiihren (Nr. 4.1 Leitfaden WU).
Hierzu sind die Kosten (Investitions- und Betriebskosten) und der Nutzen der in
Betracht kommenden Bedarfsdeckungsvarianten vergleichend zu untersuchen
(monetéare und nichtmonetare Untersuchung; vgl. Nr. 2.1 AV § 7 LHO). Hierfur wird
bei BaumaBnahmen — soweit wegen erheblicher Auswirkungen der MaBnahme
kein gesamtwirtschaftlich orientiertes Verfahren angezeigt ist — grundsétzlich die
Kosten-Nutzen-Untersuchung als einzelwirtschaftliches Verfahren angewandt.
Dabei werden die monetéren Verfahren (Wirtschaftlichkeitsberechnung aufgrund
der Kapitalwertmethode oder Kostenvergleichsmethode) und die nichtmoneta-
ren Verfahren (Nutzwertanalyse) miteinander verkntpft (Nrn. 3.1 und 3.5 Leitfa-
den WU). Bei dem im Rahmen der Kosten-Nutzen-Untersuchung anzustellenden
Variantenvergleich ist insbesondere darauf zu achten, dass ausgehend von dem
ermittelten und festgestellten Bedarf und den Projektzielen alle naheliegenden
Bedarfsdeckungsvarianten erfasst und anhand gewichteter Bewertungskriterien

60 Leitfaden fur Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei der Vorbereitung, Planung und Durchfiihrung von
BaumaBnahmen (Ausgabe 2007) — Anhang 2 ABau - (Leitfaden WU)
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beurteilt werden (vgl. Nr. 3.5 Leitfaden WU). Hat die Untersuchung insgesamt er-
geben, dass eine Bauinvestition notwendig und wirtschaftlich ist, bestehen inso-
weit die Voraussetzungen flr eine Investitionsanmeldung nach den AV § 31 LHO.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Senatskanzlei im Zuge der erst-
maligen Anmeldung eines Neubaus fir die ZLB zur Finanz- und Investitionspla-
nung 2009 bis 2013 den Nachweis der Wirtschaftlichkeit des von ihr geplanten
Neubaus auf dem Tempelhofer Feld nicht erbracht hat, da eine systematische
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung — insbesondere mit monetérer Betrachtung im
Rahmen einer Kosten-Nutzen-Untersuchung — nicht durchgefiihrt wurde.

Zwar wurden in einem von der ZLB erarbeiteten Masterplan (vgl. T 188) im Rahmen
sog. Standortuntersuchungen (Phasen 1 und 2) verschiedene Standortvarianten
betrachtet; diese Betrachtungen geniigen aber bei Weitem nicht den an eine sys-
tematische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit Wirtschaftlichkeitsberechnung zu
stellenden Anforderungen.

So wurden in der Standortuntersuchung Phase 1 (Stand: Oktober 2008) zu-
nachst zehn ,Neubaustandorte® betrachtet. Darunter befanden sich der Anhalter
Bahnhof, der Postbahnhof, ein Grundstiick an der YorckstraBe, der Nordbahn-
hof, die Abflughalle des Flughafens Tempelhof und die Amerika-Gedenkbibliothek
(AGB). Ein Neubau auf dem Tempelhofer Feld ist hingegen nicht vergleichend
untersucht worden. Fir die in die Betrachtung einbezogenen Standorte wurden
Angaben zu verschiedenen Kriterien, u. a. zum Kriterium ,Wirtschaftlichkeit”, in
Standortpésse aufgenommen und bewertet. Fir dieses Kriterium wurden die ,Ei-
gentumsverhéltnisse® und die ,,Baukosten” als relevante GréBen angesehen. Die
Grunderwerbs- und Baukosten sind fir die betrachteten Standorte jedoch nicht
betragsmaBig angegeben worden. Eine Kosten-Nutzen-Untersuchung mit stand-
ortbezogenen Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurde nicht durchgefihrt.

Die Abflughalle des Flughafens Tempelhof und die AGB haben zum Kriterium
~Wirtschaftlichkeit® zusammen mit einem weiteren Standort die héchsten Bewer-
tungen erhalten. Das Bestandsgebdude auf dem Flughafen Tempelhof wurde je-
doch in der Standortuntersuchung nicht weiterverfolgt.

Die Standortuntersuchung Phase 1 genigt den Anforderungen an eine syste-
matische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht. Sie hat nicht alle naheliegenden
Bedarfsdeckungsvarianten zum Gegenstand. Neben reinen Neubauvarianten
werden zwar auch Bestandsgebaude betrachtet. Die naheliegende Variante einer
Ertichtigung der Bestandsgebaude der ZLB am Standort Breite StraBe wurde
jedoch in diesen Vergleich nicht einbezogen. Der schlieBlich in die Investitionspla-
nung aufgenommene Neubau auf dem Tempelhofer Feld wurde weder auf seine
Wirtschaftlichkeit untersucht noch im Hinblick darauf mit anderen relevanten L6-
sungsmdglichkeiten verglichen. Zudem ist das in der Untersuchung verwendete
Wirtschaftlichkeitskriterium mit den VergleichsgréBen ,Eigentumsverhéltnisse”
und , Baukosten” flir den im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vor-
geschriebenen monetéaren Variantenvergleich nicht ausreichend. So fehlen die
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Folgekosten als BezugsgréBe. Uberdies sind fiir die in die Untersuchung einge-
stellten Varianten weder die standortbezogenen Baukosten noch die Grunder-
werbskosten ermittelt und nachvollziehbar ausgewiesen worden. Es fehlt somit
bereits an entscheidenden BezugsgrdBen, die in einen monetaren Vergleich hatten
eingestellt werden kénnen. Wirtschaftlichkeitsberechnungen wurden zu den ein-
zelnen Varianten demgemé&B auch nicht durchgefiihrt. SchlieBlich ist nicht nach-
vollziehbar, warum das Bestandsgebaude auf dem Flughafen Tempelhof trotz sehr
guter Bewertung der Wirtschaftlichkeit im Masterplan nicht weiterverfolgt wurde.

Im Rahmen einer Standortuntersuchung Phase 2 (Stand: November 2008) sind
im Masterplan flr den Standort AGB verschiedene Varianten isoliert betrachtet
worden. Zwei sog. Minimalvarianten haben den Ausbau der AGB in Kombination
mit dem Bibliotheksstandort Breite StraBe zum Gegenstand. Die sog. Maximalva-
riante konzentriert sich allein auf den Ausbau des Standorts AGB.

Auch diese Untersuchung gentigt den Anforderungen an eine systematische
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht. Wiederum sind die Folgekosten nicht Ge-
genstand der Betrachtung. Die Angaben zu den Bau- und ErschlieBungskosten
sind luckenhaft. So fehlen die Umbaukosten, obwohl sdmtliche Varianten einen
Umbau der AGB vorsehen. Soweit sie vorliegen, sind Kostenangaben nicht nach-
vollziehbar und belastbar hergeleitet worden. Wirtschaftlichkeitsberechnungen
haben nicht stattgefunden. Ein Vergleich mit den in der Phase 1 betrachteten
Varianten (T 191) wurde nicht durchgefiihrt.

SchlieBlich gentgt auch die in der Zusammenfassung des Masterplans (Ab-
schnitt D. S. 6) enthaltene vergleichende Betrachtung eines Neubaus ,auf noch
zu bestimmender Flache” (geschatzte Baukosten 270 Mio. €), eines Vollausbaus
der AGB (geschatzte Baukosten 257 bis 288 Mio. €) sowie eines Ausbaus der
AGB und des Bestandsgeb&udes Breite StraBe als Doppelstandort (geschétzte
Baukosten 215 bis 223 Mio. €) nicht den Anforderungen an eine systematische
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Wiederum wurden nicht alle relevanten Bedarfs-
deckungsvarianten in die Untersuchung einbezogen (vgl. T 191). Auch hier sind
die Folgekosten kein Gegenstand der Betrachtung gewesen. Wirtschaftlichkeits-
berechnungen sind nicht durchgefliihrt worden.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Senatskanzlei im Zuge der Inves-
titionsplanung keine ordnungsgemaBe Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, insbe-
sondere mit systematischem monetéaren Vergleich der in Betracht kommenden
Bedarfsdeckungsvarianten, durchgefihrt und dem Erlduterungsbericht beigefligt
hat. Er hat ferner beanstandet, dass die Senatsverwaltungen fir Stadtentwick-
lung und fur Finanzen die fehlende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht moniert
und die Aufnahme eines Neubaus fir die ZLB am Standort Tempelhofer Feld in
die Finanz- und Investitionsplanung veranlasst haben, obwohl der Nachweis der
Wirtschaftlichkeit hierfur nicht erbracht war.
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Im November 2008 hat der Senat ein Verfahren zur Erhéhung der Kostensicher-
heit bei HochbaumaBnahmen im Land Berlin beschlossen. Die hierzu festgeleg-
ten MaBgaben wurden in das Rundschreiben der Senatsverwaltung fir Stadtent-
wicklung vom Mai 2009¢" aufgenommen. Danach sind vor der Aufnahme einer
Bauinvestition in die Investitionsplanung folgende zwei Phasen zu durchlaufen:
zum einen die nutzungsspezifische Bedarfsformulierung durch die fachlich zu-
standige Senats- bzw. Bezirksverwaltung mit eigensténdiger Beschlussfassung
zur Notwendigkeit der MaBnahme und zum anderen die erste Kosteneinschét-
zung durch die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung. Grundlage hierfirr sind in
der Regel Richtwerte, Referenzobjekte und Erfahrungswerte sowie die Ergebnisse
von Einzeluntersuchungen, da zu dieser frilhen Planungsphase noch keine kon-
kreten Gebaudeplanungen gehdren. Die erste Kosteneinschatzung ist deshalb
noch mit Risiken verbunden. Soweit diese mit unwagbaren Kostenauswirkungen
verbunden sind, sollen sie in die Kosteneinschétzung einbezogen werden. Die von
der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung testierte erste Kosteneinschatzung
bildet eine wesentliche Grundlage fur die Erlauterungsberichte zur Finanz- und
Investitionsplanung.

Die Senatskanzlei hat vor der Aufnahme des Neubauvorhabens in die Finanz- und
Investitionsplanung 2009 bis 2013 eine eigenstandige Senatsvorlage, in der die
Notwendigkeit der BaumaBnahme begriindet und die Aufnahme in die Priorita-
tenliste der Investitionen beantragt wird, nicht erstellt. Auch eine von der Senats-
verwaltung flr Stadtentwicklung testierte Kosteneinschatzung hat nicht vorgele-
gen. Obwohl die Senatskanzlei von der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung mit
Schreiben vom Marz 2009 auf das vom Senat beschlossene Verfahren zur Erhéhung
der Kostensicherheit hingewiesen worden war, hat sie im Antwortschreiben vom
April 2009 mit kulturpolitischen Erwagungen darauf gedréngt, u. a. den Neubau
der ZLB auf der Grundlage der bis dahin zur Verfigung gestellten Daten in die
Finanz- und Investitionsplanung aufzunehmen, ohne das vorgegebene Verfahren
durchlaufen zu haben. Die Senatskanzlei wollte damit flr die BaumaBnahme ei-
nen ,Merkposten“ schaffen. Die Senatsverwaltungen fir Stadtentwicklung und
fur Finanzen haben dies hingenommen. Der Neubau fir die ZLB wurde in die
Finanz- und Investitionsplanung aufgenommen, ohne dass in dem hierflr vor-
geschriebenen Verfahren fur die erforderliche Kostensicherheit gesorgt war. Der
Rechnungshof hat das unzureichende Verwaltungshandeln beanstandet.

Fir die Aufnahme neuer BaumaBnahmen in die Investitionsplanung sind Erl&du-
terungsberichte unter Beteiligung der Baudienststellen zu fertigen (Nr. 4.4 AV
§ 31 LHO). Darin sind insbesondere die geschatzten Kosten der BaumaBnahme
anzugeben. Die eingereichten Anmeldungen flir BaumaBnahmen werden von der
Senatsverwaltung flr Finanzen unter Beteiligung der Senatsverwaltung fir Stad-
tentwicklung geprtft (Nr. 4.10 AV § 31 LHO).

61 Rundschreiben SenStadt VI B Nr. 01/2009 vom 25. Mai 2009 - Verfahren zur Ermittlung des Kostenrah-
mens von HochbaumaBnahmen im Land Berlin -
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Die Senatskanzlei hat im Erlauterungsbericht vom Dezember 2008 fir den
ZLB-Neubau einerseits Gesamtkosten von 248 Mio. € (S. 1) und andererseits Ge-
samtkosten von 250 Mio. € (S. 4) angegeben. Im Masterplan der ZLB sind fir ei-
nen Neubau hingegen Gesamtkosten von 270 Mio. € enthalten (T 193). Prifungs-
handlungen und Priifungsergebnisse der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung
zu den in der Investitionsanmeldung der Senatskanzlei enthaltenen Gesamtkos-
tenangaben sind jedoch nicht aktenkundig. Die Senatsverwaltung hatte im Rah-
men der ihr obliegenden Prifung der Investitionsplanung und in Wahrnehmung
ihrer Verantwortung als fir den Einzelplan 12 zustandige Stelle die differierenden
Gesamtkostenangaben in der Investitionsanmeldung monieren und als Baudi-
enststelle die Hohe der Kosten bezogen auf die tatsachlich bendtigte Nutzflache
aktenkundig klaren mussen. Der Rechnungshof hat das unzureichende Verwal-
tungshandeln beanstandet.

Im Rahmen der Investitionsanmeldung sind in den Erlauterungen die durch die 197
BaumaBnahme entstehenden Folgekosten (einschlieBlich der zuséatzlichen Per-
sonalausgaben) mit dem Hinweis anzugeben, wie diese nach Inbetriecbnahme
des Vorhabens finanziert werden (Nr. IV Aufstellungsrundschreiben 2010/2011).
Den Folgekosten (Nutzungskosten) ist nach den Prifungserfahrungen des Rech-
nungshofs frihzeitig besondere Aufmerksamkeit zu widmen, denn sie entste-
hen fortlaufend Uber die gesamte Nutzungsphase eines Gebdudes und kénnen
zusammengenommen die Investitionskosten Ubersteigen (Jahresbericht 2012,
T 180). Deshalb kommt den Folgekosten flir die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit
einer BaumaBnahme bereits bei der Finanz- und Investitionsplanung eine ent-
scheidende Bedeutung zu.

In der Investitionsanmeldung der Senatskanzlei vom Dezember 2008 sind Erl&du-
terungen mit Angaben zu den Folgekosten nicht enthalten. Die Senatsverwaltun-
gen fir Stadtentwicklung und fir Finanzen hatten die Investitionsanmeldung der
Senatskanzlei wegen fehlender Folgekostenangaben zurlickweisen missen. Sie
hatten die Aufnahme der NeubaumaBnahme in die Finanz- und Investitionspla-
nung deshalb nicht veranlassen dirfen. Der Rechnungshof hat diese Versdum-
nisse beanstandet.

15.4 Veranschlagung im Haushaltsplan 2012/2013

Zur Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs sind die Voranschlage fur die Ein- 198
zelplane 01 bis 29 von der fir den Einzelplan zustandigen Stelle der Senatsver-
waltung fir Finanzen zu dem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt zu Gbersenden
(§ 27 Abs. 1 LHO). Nach dem Rundschreiben vom November 2008 sind die Hoch-
baumaBnahmen der Hauptverwaltung zentral im Einzelplan 12 im Kapitel 1250
zu veranschlagen (vgl. T 186). Fir diesen Einzelplan ist die Senatsverwaltung fir
Stadtentwicklung zusténdig. Sie prift im Rahmen dieser Zustéandigkeit die Vor-
anschlage der Fachverwaltungen und trifft auf dieser Grundlage — ungeachtet der
inhaltlichen Verantwortung der jeweiligen Fachverwaltung fir die Rechtfertigung
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der Anmeldung — eine eigenstandige fachliche Entscheidung Gber die Anmeldung
einer HochbaumaBnahme zum Entwurf des Haushaltsplans bei der Senatsverwal-
tung fir Finanzen. In dieser Funktion sowie als Baudienststelle und Prifbehérde
fur BaumaBnahmen der Hauptverwaltung hat die Senatsverwaltung fur Stadtent-
wicklung daflr zu sorgen, dass BaumaBnahmen nur unter den Voraussetzungen
des § 24 LHO in den Entwurf des Haushaltsplans aufgenommen werden, dass die
vorgeschriebenen Verfahren zur Planung von BaumaBnahmen ordnungsgeman
durchlaufen und Ausnahmen hiervon nur zugelassen werden, wenn ein Ausnah-
metatbestand festgestellt ist. Die Senatsverwaltung fir Finanzen prift die bei ihr
eingereichten Voranschldge und stellt den Entwurf des Haushaltsplans auf (§ 28
Abs. 1 LHO).

Im Haushaltsplan dirfen Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen fir Bau-
maBnahmen erst veranschlagt werden, wenn Plane, Kostenermittlungen und Er-
lauterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausfihrung, die Kosten der Bau-
maBnahme, des Grunderwerbs und der Einrichtungen sowie die vorgesehene
Finanzierung und ein Zeitplan ersichtlich sind (§ 24 Abs. 1 LHO). Ausnahmever-
anschlagungen nach § 24 Abs. 3 LHO sind nur zuldssig, wenn es im Einzelfall
nicht méglich ist, die Unterlagen rechtzeitig fertigzustellen und aus einer spéteren
Veranschlagung Berlin ein Nachteil erwachsen wirde. Die Notwendigkeit einer
Ausnahme ist in den Erlauterungen zu begrinden. Zudem ist der wirtschaftli-
che Schaden, der Berlin aus einer spateren Veranschlagung entstehen wirde,
maBnahmebezogen im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu berech-
nen und anzugeben (Nr. 6.2 Haushaltstechnische Richtlinien — HtR). Hinweise
auf Willenserklarungen von Entscheidungstragern oder Prioritdtensetzungen und
auch entsprechende Beschlusslagen der Verwaltung kénnen die gesetzliche Not-
wendigkeit einer haushaltsrechtskonformen Begriindung nicht auBer Kraft setzen
(Nr. 15.8 HtR).

Im Haushaltsplan 2012/2013 ist in den Erlauterungen zu der in Kapitel 1250 Ti-
tel 70117 mit Gesamtkosten von 270 Mio. € veranschlagten NeubaumaBnahme
fur die ZLB (vgl. T 184) u. a. angegeben, dass die Ausgaben und Verpflichtungs-
ermachtigungen im Hinblick auf einen dringenden Handlungsbedarf nach § 24
Abs. 3 LHO veranschlagt sind. Begrindungen, aus denen sich ergibt, warum es
nicht méglich gewesen sein soll, die Planungsunterlagen rechtzeitig zur Veran-
schlagung fertigzustellen, sind weder in den Erlauterungen zum Haushaltsplan
noch in den Anmeldeunterlagen der Senatskanzlei und der Senatsverwaltungen
fur Stadtentwicklung und fir Finanzen enthalten. Nach der Haushaltsanmeldung
der Senatskanzlei vom Januar 2011 hat die ZLB seit dem Jahr 2007 in einem
~Knapp zweijahrigen Prozess ... unter Moderation der Senatskanzlei einen Master-
plan fUr ihre Entwicklung in den n&chsten drei Jahrzehnten erarbeitet und dabei in
Form eines ersten umfangreichen Raum- und Funktionsprogramms ihren idealty-
pischen rdumlichen Bedarf formuliert“. In Anbetracht dieses Planungsvorlaufs ist
der behauptete dringende Handlungsbedarf nicht nachvollziehbar. Insbesondere
ist nicht nachzuvollziehen, dass es nicht méglich gewesen sein soll, die Planungs-
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unterlagen rechtzeitig fertigzustellen. Zudem ist ein durch eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung belegter konkreter Schaden, der Berlin im Falle einer spateren Ver-
anschlagung erwachsen ware, entgegen den Vorgaben zu § 24 Abs. 3 LHO weder
in der Erlduterung zum Haushaltsplan noch in den Anmeldeunterlagen dargelegt
worden. Die Senatsverwaltungen flr Stadtentwicklung und fir Finanzen hatten
die von der Senatskanzlei vorgelegte Haushaltsanmeldung deshalb zuriickwei-
sen mussen und die BaumaBnahme nicht flr eine Veranschlagung im Haushalts-
plan 2012/2013 zulassen durfen. Der Rechnungshof hat das unzureichende Ver-
waltungshandeln beanstandet.

Zur Veranschlagung von BaumaBnahmen im Haushaltsplan sind — da es sich 200
hierbei um finanzwirksame MaBnahmen handelt — angemessene Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen durchzufihren (§ 7 Abs. 2 LHO), deren Kerninhalte in

Nr. 2.1 AV § 7 LHO verbindlich geregelt sind (zum Inhalt vgl. T 188 und 189). Das

gilt insbesondere fir BaumaBnahmen, die ohne Planungsunterlagen nach § 24

Abs. 3 LHO (vgl. T 199) veranschlagt werden.

Die Senatskanzlei hat nach der Aufnahme der NeubaumaBnahme in die Finanz-
planung 2009 bis 2013 mit geplantem Beginn im Jahr 2012 (T 183) die ersten
unzureichenden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (T 191 bis 194) im Verfahren
zur erstmaligen Veranschlagung der BaumaBnahme im Haushaltsplan 2012/2013
nicht qualifiziert und fortgeschrieben. Eine aktualisierte, belastbare, mit fachli-
cher Unterstitzung der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung erstellte, syste-
matische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit Aussagen zum Flachenbedarf und
zur Wirtschaftlichkeit — insbesondere monetare und nichtmonetére vergleichende
Betrachtung und Bewertung — der geplanten Realisierungsvariante im Verhéltnis
zu alternativ in Betracht kommenden Bedarfsdeckungsvarianten hat die Senats-
kanzlei im Zuge der Haushaltsplanaufstellung nicht vorgelegt.

Dennoch hat die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung als fiir den Einzelplan 12
— Kapitel 1250 - zustandige Stelle gegenliber der Senatskanzlei nicht moniert,
dass diese mit der Anmeldung zum Haushaltsplan 2012/2013 keinen Nachweis
der Wirtschaftlichkeit eines Neubaus fir die ZLB auf dem Geldnde des ehemali-
gen Flughafens Tempelhof durch eine ordnungsgemaBe Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung erbracht hat. Sie hat vielmehr zugelassen, dass die BaumaBnahme trotz
dieses erheblichen Versdumnisses von der Senatsverwaltung fir Finanzen in den
Entwurf des Haushaltsplans 2012/2013 aufgenommen wurde. Die Senatsverwal-
tung fUr Finanzen hat ihrerseits versdumt, die Anmeldung der Senatskanzlei we-
gen fehlender Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zuriickzuweisen. Der Rechnungs-
hof hat das gravierende Fehlverhalten der beteiligten Verwaltungen beanstandet.

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans sind nur die Ausgaben und Verpflich- 201
tungserméchtigungen zu bertcksichtigen, die zur Erflillung der Aufgaben Berlins
notwendig sind (§ 6 LHO). Der Grundsatz der Notwendigkeit hat insbesondere
bei der haushaltsmaBigen Veranschlagung von BaumaBnahmen, die regelmaBig
mit hohen Investitionsausgaben verbunden sind, fundamentale Bedeutung. Denn
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nicht erforderliche Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen belasten den
Haushalt unnétig.

Im Haushaltsplan 2012/2013 sind fur die NeubaumaBnahme auf dem Tempelhofer
Feld Gesamtkosten von 270 Mio. € — nunmehr bezogen auf einen Raumbedarf
von 63 000 m? Nutzflache und damit abweichend von dem im Zuge der Investi-
tionsanmeldung angegebenen Raumbedarf von 67 000 m? Nutzflache (T 188) -
ausgewiesen. Die Nutzflachenreduzierung hatte die Senatskanzlei gegentber der
Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung im Januar 2012 mit der geplanten Nutzung
einer Flache von 4 000 m?2 durch die ZLB im kiinftigen Humboldtforum begriindet.
Die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung hat daraufhin die Senatsverwaltung
fur Finanzen im Januar 2012 gebeten, die Nutzflichenangabe zwar entsprechend
abzuéndern, jedoch die ausgewiesenen Gesamtkosten von 270 Mio. € im Entwurf
des Haushaltsplans unverandert zu lassen. Die Senatsverwaltung flr Finanzen ist
dem Vorschlag gefolgt. Ob und mit welchem Ergebnis die Senatsverwaltungen
fur Stadtentwicklung und fir Finanzen die Gesamtkostenangabe insbesondere im
Hinblick auf die vorgenommene deutliche Flachenreduzierung geprift haben, ist
in den Akten nicht dokumentiert. Unter Beriicksichtigung der Flachenreduzierung
wirden sich rechnerisch Gesamtkosten von 253,8 Mio. € ergeben.

Weil die BaumaBnahme nach § 24 Abs. 3 LHO zur Aufnahme in den Haushaltsplan
angemeldet wurde und somit keine gepriften Bauplanungsunterlagen mit einer
belastbaren Kostenberechnung vorlagen, war es in besonderem MafBe geboten,
den notwendigen Flachenbedarf und die daraus resultierenden Gesamtkosten
im Zuge der durchzufihrenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung (T 200) mdg-
lichst fundiert und belastbar zu ermitteln, um nur die notwendigen Ausgaben im
Haushaltsplan zu veranschlagen. Aufgrund der erkennbaren Unplausibilitat der
Gesamtkostenangabe - Beibehaltung des Kostenrahmens trotz reduzierter Nutz-
flache - kam die Aufnahme der BaumaBnahme mit Gesamtkosten von 270 Mio. €
in den Haushaltsplanentwurf nicht ohne Prifung dieser Angabe in Betracht. Die
Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung hatte die BaumaBnahme deshalb nicht
ohne dokumentierte fachliche Ermittlungen und Prifungen zur Aufnahme in den
Haushaltsplan 2012/2013 zulassen durfen. Die Senatsverwaltung fir Finanzen
héatte die Haushaltsanmeldung wegen der erkennbar unplausiblen Gesamtkosten-
angabe zuriickweisen mussen. Dennoch hat sie die BaumaBnahme mit Gesamt-
kosten von 270 Mio. € in den Entwurf des Haushaltsplans aufgenommen. Der
Rechnungshof hat das unzureichende Verwaltungshandeln beanstandet.

In den Erlduterungen zum Haushaltsplan sind die mit dem Bauvorhaben nach
Inbetriebnahme verbundenen Folgekosten darzustellen (Nr. 6.2 HtR). Die Erlau-
terungen dienen neben der Begriindung des Ansatzes auch der Ausflllung der
Zweckbestimmung. Sie missen flr die sachgemaBe Prifung und die parlamenta-
rischen Beratungen geeignet sein. Insbesondere den Angaben zu den Folgekos-
ten kommt fir die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit einer BaumaBnahme erheb-
liche Bedeutung zu (vgl. T 197).
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Bei der erstmaligen Veranschlagung der Ausgaben fliir die BaumaBnahme im
Haushaltsplan 2012/2013 (vgl. T 184) sind die Folgekosten in den Erlduterungen
nicht angegeben worden. Die Senatsverwaltungen fir Stadtentwicklung und fir
Finanzen hétten im Rahmen der ihnen jeweils zugewiesenen Verantwortung im
Haushaltsaufstellungsverfahren (T 198) fir ordnungsgeméaBe Folgekostenanga-
ben im Entwurf des Haushaltsplans sorgen missen. Der Rechnungshof hat diese
Versdumnisse beanstandet.

15.5 Bedarfsprogramm

Ein Bedarfsprogramm dient bei einer HochbaumaBnahme dem Uberblick iber
die Grundlagen des Vorhabens, die Notwendigkeit und Zweckbestimmung sowie
Uber die voraussichtlichen Kosten (Nr. 2.1.1.1 ErgAV § 24 LHO®?). Ein wichtiger
Bestandteil des Bedarfsprogramms ist der Nachweis der Wirtschaftlichkeit nach
den AV § 7 LHO, insbesondere zur Notwendigkeit und zu alternativen Lésungen
zur Standortwahl (Nr. 2.1.1.2 ErgAV § 24 LHO). Bedarfsprogramme werden grund-
satzlich vom Bedarfstrager unter Mitwirkung der Baudienststelle aufgestellt. Der
Bedarfstrager erarbeitet die allgemeinen Planungsgrundlagen sowie das Raum-,
Funktions- und Ausstattungsprogramm. Die Baudienststelle erarbeitet auf dieser
Grundlage die entsprechenden baufachlichen Angaben und ermittelt den Pla-
nungs- und Kostenrahmen (Nr. 2.1.1.1 ErgAV § 24 LHO). Das vom Bedarfstrager
aufgestellte und von der fachlich zustédndigen Senatsverwaltung anerkannte Be-
darfsprogramm wird durch die flir Bauen zustandige Senatsverwaltung insbeson-
dere auf Notwendigkeit, Wirtschaftlichkeit, Schlissigkeit des Planungsrahmens
und Angemessenheit der Kosten geprft. Das genehmigte Bedarfsprogramm ist
bei Hochbauten die verbindliche Vorgabe fur die Aufstellung der weiteren Pla-
nungsunterlagen (vgl. Nr. 2.1.1.3 ErgAV § 24 LHO).

Das von der Senatskanzlei als Bedarfstrager unter Mitwirkung der Baudienststelle
aufgestellte Bedarfsprogramm vom Dezember 2012/Juni 2013 ist der Senatsver-
waltung flr Stadtentwicklung zur Prifung vorgelegt worden. Die Senatsverwal-
tung hat das Bedarfsprogramm fir einen Neubau auf dem Tempelhofer Feld im
Juni/August 2013 mit Gesamtkosten von 270 Mio. € bezogen auf eine Nutzflache
von nunmehr lediglich 50 765 m? genehmigt.

Bei Anderungen der Ausgangslage, der allgemeinen Planungsgrundlagen oder
des Planungsrahmens ist der Bedarf (vgl. T 188) unverzuglich zu tUberprifen und
zu entscheiden, ob und wie die MaBnahme weitergeflihrt werden soll (Nr. 4 Leitfa-
den WU). Aufgrund der erheblichen Reduzierung der Nutzflache von rd. 67 000 m?
(Angabe zur Investitionsplanung, T 188) um 16 000 m? (dies Ubersteigt die Flache
von zwei FuBballfeldern) auf rd. 51 000 m? (Angabe im Bedarfsprogramm, T 203)
war es daher wegen veranderter Planungsgrundlage geboten, den zugrunde lie-
genden Bedarf in der Planungsphase Bedarfsprogramm im Zuge der durchzufih-

62 Ergénzende Ausfiihrungsvorschriften zu den AV § 24 LHO vom 14. Dezember 2011 (ErgAV § 24 LHO)
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renden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung systematisch zu Gberprifen. Die Senats-
kanzlei und die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung haben dies versdumt. Der
Rechnungshof hat dies beanstandet.

In der Planungsphase Bedarfsprogramm sind in der durchzufihrenden Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung — aufbauend auf den Untersuchungen in der voran-
gegangenen Phase der Investitionsplanung — die alternativen L6sungsmadglichkei-
ten (insbesondere zu Investitions- und Betriebskosten sowie zum Funktions- und
Raumprogramm) festzustellen und zu bewerten (Nr. 4.2 Leitfaden WU). Da die
Planungsphasen aufeinander aufbauen (vgl. Nr. 1.1 ErgAV § 24 LHO, Nr. 4 Leit-
faden WU) sind bis dahin versdumte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach-
zuholen. Die Beurteilung, ob der Bedarfstrdger mit dem Bedarfsprogramm den
Nachweis der Wirtschaftlichkeit im Rahmen einer systematischen Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung erbracht hat (Nr. 2.1.1.2 ErgAV § 24 LHO), ist eine Kernaufgabe
der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung bei der Prifung von Bedarfsprogram-
men bei HochbaumaBnahmen (Nr. 2.1.1.3 ErgAV § 24 LHO). Fehlende, unvollstan-
dige bzw. methodisch unzureichende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen kénnen
zu unwirtschaftlichen Realisierungsentscheidungen fuhren, die den Haushalt des
Landes Berlin — insbesondere durch die Folgekosten — zuséatzlich belasten.

Die Senatskanzlei hat im Zuge der Aufstellung des Bedarfsprogramms nicht dafir
gesorgt, dass die bis dahin versdumte (vgl. T 190 bis 194, 200) systematische
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung aktuell nachgeholt und dabei insbesondere die
erheblich veranderte Nutzflachenangabe (T 204) und die naheliegenden Bedarfs-
deckungsalternativen berlcksichtigt werden. Die Senatsverwaltung fir Stadtent-
wicklung hat die fehlende systematische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und
den nicht erbrachten Nachweis der Wirtschaftlichkeit fur einen Neubau auf dem
Tempelhofer Feld auch im Rahmen der Prifung des Bedarfsprogramms nicht mo-
niert. Sie hatte das Bedarfsprogramm nicht genehmigen dirfen. Der Rechnungs-
hof hat diese grundlegenden Fehler beanstandet.

FUr den mit dem Bedarfsprogramm zu erbringenden Nachweis der Wirtschaft-
lichkeit fur die gewéahlte Bedarfsdeckungsvariante ist es notwendig, dass insbe-
sondere die durch die BaumaBnahme ausgelésten Kosten mdglichst vollstandig
ermittelt, dargestellt und in die durchzufiihrende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
einbezogen werden.

Wesentliche Kosten der NeubaumaBnahme auf dem Tempelhofer Feld, die fir die
Wirtschaftlichkeit dieser Bedarfsdeckungsvariante und daher fur den Varianten-
vergleich im Zuge der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erheblich sind, werden im
Bedarfsprogramm jedoch nicht dargestellt. Es handelt sich dabei um die Kosten
fur die Deckung des durch das Vorhaben ausgeldsten Bedarfs an ca. 800 Stell-
platzen sowie um die Kosten fiir die vorhabenbezogene Ertiichtigung der OPNV-
Anbindung. Fir diese TeilmaBnahmen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem Bauvorhaben stehen und die deshalb Inhalt des Bedarfsprogramms sind
(Bedarfsprogramm, Abschnitt Designguide, Nr. 2.1.3 — Strukturdaten Verkehr),
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schétzt der Rechnungshof die Kosten auf mehrere Millionen Euro. Obwohl diese
Kosten im Bedarfsprogramm nicht dargestellt sind, hat die Senatsverwaltung fur
Stadtentwicklung das Bedarfsprogramm genehmigt. Der Rechnungshof hat dies
beanstandet.

FUr den auf dem Tempelhofer Feld geplanten Neubau fur die ZLB ist der Nachweis
der Wirtschaftlichkeit auf der Grundlage einer systematischen Wirtschaftlichkeits-
untersuchung nach AV § 7 LHO weder im Zuge der Finanz- und Haushaltsplanung
(vgl. T 190 bis 194, 200) noch im Rahmen des Bedarfsprogrammes (T 204 bis 206)
erbracht worden. Die versdumte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist daher vor
weiteren Planungsstufen, welche die Neubauvariante des Bedarfsprogramms kon-
kretisieren, aktuell nachzuholen. Dabei missen naheliegende Bedarfsdeckungs-
varianten einbezogen und insbesondere im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Unter-
suchung monetar und nichtmonetér untersucht werden (vgl. T 189). Nach dem
aktuellen Sach- und Planungsstand kommen neben bereits im Masterplan der
ZLB benannten Bedarfsdeckungsalternativen (vgl. hierzu die Standortuntersu-
chungen im Masterplan, T 191 bis 194) insbesondere folgende Alternativen als
Gegenstéande fir die nachzuholende systematische Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung in Betracht:

+ das Bestandsgebaude auf dem Flughafen Tempelhof

Eine vom Abgeordnetenhaus im Jahr 2009 hierzu initiierte®®, im Auftrag der
Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung erstellte Untersuchung vom Ap-
ril 2010 gelangte zu dem Fazit, dass die Unterbringung der ZLB im Flugha-
fengebaude unter der Voraussetzung von Bestandsanpassungen méglich sei
und dort die Chance fiir eine Neuordnung bieten kénne. Bei dieser Variante
ware insbesondere zu untersuchen, ob das Interesse der ZLB an einer be-
darfsgerechten Unterbringung, Verwaltung und Prasentation ihrer Besténde
auf eine wirtschaftliche und zweckmaBige Weise mit dem Interesse Berlins
an einer Sanierung und dauerhaften funktionalen Nutzung (von Teilen) des
Flughafengebaudes verbunden werden kann.

- das Bestandsgebaude Internationales Congress Centrum Berlin (ICC)
Das ICC soll nach einem Bericht der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Tech-
nologie und Forschung vom September 20135 auf der Basis eines schlis-
sigen Nutzungs- und Betreiberkonzepts saniert werden. Aufgrund des Fl&-
chenangebots im ICC, der verkehrlichen ErschlieBung des Areals und des
Bekanntheitsgrads des Standorts bietet es sich an, im Rahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung zu ermitteln, ob sich eine bedarfsgerechte bau-
liche Lésung fUr die ZLB (als ein Ankernutzer) an diesem Standort auf wirt-
schaftliche Weise mit der avisierten Nachnutzung des ICC verbinden l&asst

63 vgl. Beschluss des Abgeordnetenhauses vom 10. Dezember 2009 (Plenarprotokoll 16/56, S. 5427 f.)

64 vgl. Bericht der Senatsverwaltung fur Wirtschaft, Technologie und Forschung vom 3. September 2013 an
den Ausschuss fir Wirtschaft, Forschung und Technologie (vgl. rote Nr. 1216)
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und dabei insbesondere im Hinblick auf die anfallenden Sanierungskosten
Synergien erzielt werden kdénnen.

+ die Bestandsgebaude am Standort Berliner Stadtbibliothek Breite StraBe
Aufgrund der im Zuge der bisherigen Planung umféanglich reduzierten Nutz-
flachen liegt es nahe, auch diesen Standort in die aktuell nachzuholende
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung einzubeziehen. Denn bei Ertlichtigung und
mdglicher Erweiterung des Geb&dudebestands sowie Berlcksichtigung der
im kinftigen Humboldtforum fir eine Bibliotheksnutzung geplanten Flache
von 4 000 m? wirden der ZLB an diesem Standort 56 000 m? Nutzflache bei
einem im Bedarfsprogramm angegebenen Flachenbedarf von 51 322 m2 zur
Verfigung stehen. Der Rechnungshof hat auf der Grundlage der mit dem
Baupreisindex fur das Jahr 2013 fortgeschriebenen Kostenangaben der Se-
natsverwaltung fur Stadtentwicklung fir diesen Standort grob Uberschlagig
Gesamtkosten von 222 Mio. € ermittelt. Im Vergleich dazu sind im Bedarfs-
programm flir den Neubau der ZLB auf dem Tempelhofer Feld Gesamtkosten
von 270 Mio. € ausgewiesen. Auch die erhebliche Kostendifferenz legt es
nahe, diesen Standort zum Gegenstand der nachzuholenden Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung zu machen.

15.6 Stellungnahmen der Verwaltungen

Die Senatskanzlei hat zu den Beanstandungen des Rechnungshofs im Wesentli-
chen Folgendes ausgeflihrt:

Es sei grundsatzlich zu betonen, dass die Errichtung eines Neubaus fir die ZLB
auf dem Tempelhofer Feld mehrfach Gegenstand zentraler politischer Willensbil-
dungsprozesse gewesen sei. So hatten ,Senat und Parlament etwa in den Richt-
linien der Regierungspolitik vom 20.12.2011 die Zusammenfihrung der ZLB in
einen Neubau“ auf dem Tempelhofer Feld festgeschrieben. Aus dieser ,lberge-
ordneten Beschlusslage® leite die Senatskanzlei den Auftrag zur zligigen Umset-
zung eines ,investiven Schlisselprojekis” ab.

Mit der Entwicklung von Flachen u. a. am westlichen und stdlichen Rand des ehe-
maligen Flugfeldes Tempelhof verfolge der Senat Uibergeordnete stéadtebauliche
und entwicklungspolitische Zielsetzungen. Neben der Schaffung von preisglins-
tigem Wohnraum und Méglichkeiten der Gewerbeansiedlung bilde ,,der Neubau
fur die ZLB - insbesondere in direkter Verbindung zur zentralen Grinflache — den
wichtigsten Baustein fUr ein neues, attraktives Quartier mit gesamtstadtischer Be-
deutung und Ausstrahlung®.

Die Dringlichkeit der NeubaumaBnahme ergebe sich nach Ansicht der Senats-
kanzlei ,aus den zeitlichen Erfordernissen im Kontext der gesamten Quartier-
sentwicklungen rund um das ehemalige Flugfeld“ und resultiere auch aus einem
,hochst ineffizienten und nutzerunfreundlichen Bibliotheksbetrieb an drei beste-
henden Standorten”.
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Der Rechnungshof habe grundsétzlich zu Recht beanstandet, dass der ,,als ideal-
typisch qualifizierte Flachenbedarf“ von der Senatskanzlei vor Aufnahme der Bau-
maBnahme in die Finanzplanung nicht hinreichend Uberpriift worden sei. Es sei
jedoch von Anfang an klar gewesen, dass der Flachenbedarf in weiteren Pla-
nungsschritten habe Uberprift und konkretisiert werden missen. So sei im Zuge
der Vorbereitung der MaBnahme durch schrittweise Verringerung der ,,als notwen-
dig anzusehende Flachenbedarf* ermittelt worden. Die angemeldeten Finanzmit-
tel seien dabei als Kostenobergrenze verstanden worden.

Die im Zuge der Bauvorbereitung angestellten Untersuchungen seien — auch
wenn formale Unzuldnglichkeiten zu Recht beanstandet werden kénnten — unter
Beachtung der Ziele der jeweiligen Vorschriften durchgeflinrt worden. Die Bean-
standung des fehlenden ausfiihrlichen monetéaren Vergleichs alternativer Stand-
orte sei grundsétzlich berechtigt.

Die Senatskanzlei stelle zudem das haushaltsrechtliche Erfordernis zur vorhe-
rigen Durchfuhrung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht in Abrede. Aus
ihrer Sicht sei der Nutzen einer nachtraglichen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
fr die Entscheidungstrager in Verwaltung, Senat und Parlament in Anbetracht der
sparlamentarischen Beschlusslage (Koalitionsvereinbarung, Richtlinien der Regie-
rungspolitik, Beschlussfassungen im Haupt- und im Kulturausschuss) zugunsten
eines Neubaus fur die ZLB am Rand des Tempelhofer Feldes® aber nicht erkenn-
bar. AuBerdem sei die Betrachtung von Alternativstandorten mit unterschiedlichen
bautechnischen, planerischen und wirtschaftlichen Problempunkten behaftet. So
werde bei dem bestehenden Flughafengebdude in Tempelhof ein Nutzungsmix
angestrebt aus ,,Eventlocation fur innovative Veranstaltungsformate® und ,,dauer-
haften Vermietungen an Bestandsnutzer (u. a. Polizeiprasidium, Verkehrslenkung,
Zentrales Fundbiro) sowie Unternehmen der Kreativwirtschaft (geplante Entwick-
lung zu einem kreativen Inkubator)®. Die fir die ZLB infrage kommenden Flachen
kénnten ggf. wirtschaftlicher fur die ,Generierung von Einnahmen® aus der Kre-
ativwirtschaft genutzt werden. Ein Umbau des Standorts Breite StraBe wéare mit
bautechnischen Risiken, denkmalschutzbedingten Vorgaben und mit dem Ruck-
bau von Rdumen verbunden, die aufwendig fir andere Zwecke hergerichtet wor-
den seien. Fur die Nutzung des ICC wirden derzeit Interessenten gesucht. Eine
Erweiterung des Standorts der AGB sei insbesondere aus stadtplanerischen und
denkmalschutzrechtlichen Griinden erschwert. SchlieBlich wiirde eine Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung auch erhebliche Kosten verursachen.

Die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt hat sich zu den Feststel-
lungen des Rechnungshofs im Wesentlichen wie folgt geduBert:

Bei der Beurteilung des Verwaltungshandelns seien die ,politisch gesetzten Rah-
menbedingungen® zu berlcksichtigen. Das Tempelhofer Feld sei als Gebiet von
auBergewdhnlicher stadtpolitischer Bedeutung im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 AGBauGB festgestellt worden. Die ZLB sei fur das zu entwickelnde Quartier
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als Ankernutzung prédestiniert. Die Neubaul6sung lasse flr das Areal stadtebau-
liche Impulse sowie kultur- und baufachliche Vorteile erwarten.

Die Beanstandung, dass wesentliche Kosten der NeubaumaBnahme auf dem
Tempelhofer Feld im Bedarfsprogramm nicht dargestellt wéaren, sei nicht nach-
vollziehbar. Bauordnungsrechtlich seien lediglich 50 Stellplatze gefordert. Die Er-
tiichtigung der OPNV-Anbindung diene der besseren Anbindung des gesamten
Tempelhofer Feldes.

AbschlieBend vertritt die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt die
Auffassung, dass es sich bei der BaumaBnahme aufgrund der ,zu einem frilhen
Zeitpunkt politisch gesetzten Rahmenbedingungen“ um einen ,Sonderfall“ han-
dele, der nicht mit anderen BaumaBnahmen vergleichbar sei.

210 Die Senatsverwaltung flr Finanzen hat zu den Beanstandungen des Rechnungs-
hofs im Wesentlichen Folgendes ausgefuhrt:

Die Entwicklung des Tempelhofer Feldes sei eines der zentralen stadtpolitischen
Vorhaben und habe bei den Entscheidungen des Senats eine entsprechend hohe
Prioritat gehabt. Der ZLB komme die Bedeutung und Funktion einer Ankerinvesti-
tion flr das gesamte Areal zu. Der Neubau der ZLB kdnne nicht isoliert betrachtet
werden. Er sei als elementarer Bestandteil der ErschlieBung des Gesamtgeldndes
gedacht und von weitreichender stadtplanerischer und entwicklungspolitischer
Bedeutung fur den Stadtteil und Berlin insgesamt. Die BaumaBnahme weise da-
her Ausnahmecharakter auf.

Den Beanstandungen zur Aufnahme der BaumaBnahme in die Finanzplanung 2009
bis 2013 und in den Entwurf des Haushaltsplans 2012/2013 werde nicht wider-
sprochen. Die BaumaBnahme sei jedoch im Hinblick auf die vom Parlament
zumindest mehrheitlich betonte Bedeutung des Vorhabens in den Entwurf des
Haushaltsplans eingestellt worden, um es dem Parlament zu ermdéglichen, selbst
und in Kenntnis des teilweisen Fehlens der formalen Voraussetzungen tber das
Neubauvorhaben zu entscheiden.

211 Die Ausfuhrungen der Senatskanzlei sowie der Senatsverwaltungen fir Stadtent-
wicklung und Umwelt sowie fir Finanzen entkréften die Beanstandungen des
Rechnungshofs nicht:

Soweit die Senatskanzlei und die Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und
Umwelt sich zur Rechtfertigung des rechts- und vorschriftswidrigen Verwaltungs-
handelns auf die Richtlinien der Regierungspolitik (vgl. Artikel 58 Abs. 2 VvB) bzw.
politisch gesetzte Rahmenbedingungen berufen, verkennen sie, dass es sich da-
bei um strategische politische Ziele handelt, deren konkrete Umsetzung in Verwal-
tungshandeln im Rechtsstaat den rechtlichen Grenzen und Vorgaben unterliegt
(Artikel 20 Abs. 3 GG) und innerhalb der vorgeschriebenen Verfahren stattzufinden
hat. Es handelt sich bei den Regelungen zur Vorbereitung von BaumaBnahmen
nicht um bloBe Formalien, deren Beachtung etwa in das Ermessen der gepriften
Verwaltungen gestellt ist, sondern um verbindliche Vorgaben, die — nicht zuletzt
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im Interesse der Steuern zahlenden Allgemeinheit — darauf gerichtet sind, sach-
gerechte, wirtschaftliche und finanzierbare Investitionsentscheidungen zu treffen.

Der Rechnungshof verkennt die besondere stadtplanerische und stadtentwick-
lungspolitische Bedeutung des Tempelhofer Feldes und seiner Entwicklung nicht.
Die von der Senatskanzlei und den Senatsverwaltungen fur Stadtentwicklung
und Umwelt sowie fiir Finanzen vorgetragenen Gebietseinstufungen, stadtplane-
rischen Rahmenbedingungen und stadtebaulichen Aspekte schreiben die Errich-
tung eines Neubaus fiur die ZLB auf dem Tempelhofer Feld aber weder rechts-
verbindlich vor noch entbinden sie die gepriften Verwaltungen davon, die fir die
planerische Vorbereitung und haushaltsméBige Behandlung von BaumaBnahmen
maBgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften — auch im Kontext Uber-
greifender Planungen — einzuhalten. Die stadtplanerischen und stadtebaulichen
Aspekte kénnen im Rahmen der durchzuflihrenden systematischen Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung in die nichtmonetare Betrachtung einflieBen. Soweit die
Verwaltungen der ZLB eine stadtplanerische und entwicklungspolitische Bedeu-
tung fur Berlin insgesamt beimessen, bietet sich die Anwendung eines gesamt-
wirtschaftlichen Verfahrens an (vgl. Nr. 2.3.3 AV § 7 LHO).

Des Weiteren liefern die Ausflinrungen der Senatskanzlei zur avisierten Entwick-
lung des Flugfeldes und zur Situation des Bibliotheksbetriebs keine Rechtferti-
gung flr eine dringliche Ausnahmeveranschlagung der BaumaBnahme im Haus-
haltsplan nach § 24 Abs. 3 LHO. Insbesondere beantworten sie die Frage nicht,
warum es im Zuge der sich Uber mehrere Jahre erstreckenden Konzeptionsphase
nicht mdglich gewesen sein soll, ordnungsgemaBe Planungsunterlagen im Regel-
verfahren zu erstellen, und welcher konkrete wirtschaftliche Schaden Berlin bei
einer spateren Veranschlagung erwachsen wére (T 199).

Bei den vom Rechnungshof bezogen auf die sog. Standortuntersuchungen kriti-
sierten VerstéBen (vgl. T 190 bis 194) handelt es sich entgegen der Darstellung der
Senatskanzlei nicht um unbedeutende Formalien, sondern um eklatante Fehler
und Versdumnisse - z. B. fehlende monetare Betrachtung von Standortvarianten —,
die dazu geflhrt haben, dass diese Untersuchungen zum Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit des geplanten Neubaus auf dem Tempelhofer Feld nicht geeignet
sind.

Mit ihren Ausfilhrungen zum Bedarf und zur Finanzierung des Bauvorhabens ver-
kennt die Senatskanzlei die Struktur des Verfahrens zur Vorbereitung von Bau-
maBnahmen in Berlin grundlegend. Der Bedarf fir ein Bauvorhaben ist nicht erst
nach Veranschlagung der Bauinvestition als ,,Merkposten“ im Haushaltsplan in-
nerhalb eines nachtraglich durchgefiihrten Planungsverfahrens zu ermitteln. Der
nachvollziehbar ermittelte Bedarf ist vielmehr der Ausgangspunkt und Rahmen
flr die Vorbereitung staatlicher BaumaBnahmen (vgl. Jahresbericht 2011, T 281).
Erst im Anschluss an die friihzeitige Bedarfsermittlung folgen die weiteren Stufen
der Bauvorbereitung, insbesondere das Regelverfahren zur Aufstellung von Pla-
nungsunterlagen flr Hochbauten (vgl. hierzu ErgAV § 24 LHO). Die Veranschla-
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gung einer BaumaBnahme nach § 24 Abs. 1 LHO im Haushaltsplan auf der Basis
vollstandiger Bauplanungsunterlagen bildet den regelmaBigen haushaltsméaBigen
Abschluss des Verfahrens und steht nicht an dessen Beginn. Erst die in den Bau-
planungsunterlagen enthaltene Kostenberechnung bietet eine belastbare Grund-
lage fUr die Angabe der Gesamtkosten und fiir die Veranschlagung der Ausgaben
im Haushaltsplan. Fir die Aufnahme von ,Merkposten” in den Haushaltsplan als
Kostenobergrenze fir erst noch zu planende BaumaBnahmen ist haushaltsrecht-
lich kein Raum.

Das von der Senatskanzlei gegen die Nachholung der versaumten Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung angefihrte Argument, dass die damit erlangten Informati-
onen aufgrund der ,Beschlusslage” fur die Entscheidungstrédger keinen Nutzen
hatten, greift nicht. Die Entscheidungstrager in Verwaltung und Parlament sind
namlich nicht gehindert, entsprechend dem Ergebnis einer aktuell nachgeholten
systematischen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bestehende Beschlusslagen ggf.
zu modifizieren, wenn dies dem Wohle der Allgemeinheit dient, zumal sich das
Planungsverfahren mit dem vorgelegten Bedarfsprogramm noch in einem frilhen
Stadium befindet.

Die von der Senatskanzlei bezogen auf einzelne Standortalternativen angeftihr-
ten bautechnischen, planerischen und wirtschaftlichen Bedenken, rechtfertigten
es nicht, Varianten von der anzustellenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung von
vornherein auszunehmen. Denn erst im Zuge dieser Untersuchung werden die
Varianten — insbesondere im Hinblick auf die jeweils dafiir und dagegen spre-
chenden monetaren und nichtmonetaren Aspekte — systematisch und methoden-
gerecht betrachtet und bewertet. Erst im Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung liegen belastbare Aussagen zur Vorteilhaftigkeit der einzelnen Varianten
als Grundlage fiir die weiteren Investitionsentscheidungen vor. SchlieBlich ist in
diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass die Kosten von angemessenen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu den notwendigen Planungsaufwendungen
gehdren. Die Kosten unwirtschaftlicher Bauinvestitionen infolge unterlassener
oder mangelhafter Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen dirften — insbesondere mit
Blick auf die Folgekosten — weitaus héher sein, als der zur Vermeidung einer Un-
wirtschaftlichkeit betriebene Untersuchungsaufwand.

In ihrer AuBerung zu den auf das Bedarfsprogramm bezogenen Beanstandungen
verkennt die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung und Umwelt, dass der durch
das Vorhaben ausgeldste Bedarf an ca. 800 Stellplatzen und die vorhabenbezo-
gene Ertiichtigung der OPNV-Anbindung bereits Inhalt des Bedarfsprogramms
sind (vgl. T 206). Die darauf bezogenen Kosten hatten daher im Bedarfsprogramm
ausgewiesen sein missen. Im Ubrigen ist im Zuge der Planung der von dem
Bauvorhaben funktional ausgeldste Bedarf an Stellpldtzen vollstandig abzubil-
den; bauordnungsrechtliche Vorgaben sind hierflr lediglich die verbindliche Un-
tergrenze.
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Die Senatsverwaltungen fiir Stadtentwicklung und Umwelt sowie fir Finanzen ver-
suchen schlieBlich, die NeubaumaBnahme mit Hinweis auf die politischen ,Rah-
menbedingungen® als ,,Sonderfall“ zu kategorisieren, um damit — auch im Hinblick
auf kinftige Bauvorhaben - eine systematische Abkehr von den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften zur Bauvorbereitung zu rechtfertigen. Dabei verkennen
sie, dass diese Vorgaben gerade mit Blick auf groBe BaumaBnahmen geschaffen
wurden und hierflr — insbesondere wegen der damit einhergehenden Risiken flr
den Landeshaushalt — ungeachtet der Umsetzung politischer Zielsetzungen un-
eingeschrénkt Geltung beanspruchen.

15.7 Zusammenfassung und Erwartung

Die bisherige Vorbereitung der NeubaumaBnahme mit angegebenen Gesamtkos-
ten von 270 Mio. € durch die Senatskanzlei sowie die Senatsverwaltungen fir
Stadtentwicklung und Umwelt sowie fir Finanzen ist durch gravierende Man-
gel und Versaumnisse gekennzeichnet. Fir den Neubau der ZLB auf dem Tem-
pelhofer Feld sind bisher weder der Flachenbedarf noch die Wirtschaftlichkeit
durch eine systematische Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachgewiesen wor-
den. AuBerdem waren die Unterlagen zur Veranschlagung der MaBnahme in der
Finanz- und Investitionsplanung formell und inhaltlich in erheblichem MaBe unzu-
reichend. Kosten und Folgekosten wurden nicht bzw. nicht nachvollziehbar ange-
geben. Die BaumaBnahme wurde im Haushaltsplan ohne Planungsunterlagen als
dringlich veranschlagt, obwohl die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen hier-
fur nicht vorlagen. Belastbare Angaben zu den Kosten und Folgekosten wurden
nicht aufgenommen. Dem Abgeordnetenhaus fehlten daher im Zuge der Haus-
haltsberatungen entscheidende planerische Informationen fir die sachgerechte
Entscheidung Uber dieses GroBvorhaben. Auch mit dem nachtréaglich erstellten
Bedarfsprogramm wurde eine aktuelle Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nicht vor-
gelegt. AuBerdem bildet das Bedarfsprogramm wesentliche Kostenpositionen in
Millionenhéhe nicht ab.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatskanzlei sowie die Senatsverwal-
tungen fiir Stadtentwicklung und Umwelt und fiir Finanzen im Rahmen ihrer
jeweiligen Zustandigkeiten dafiir sorgen, dass die fehlende systematische
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung umgehend aktuell nachgeholt wird. Hierzu
erwartet der Rechnungshof, dass

+ der notwendige Flachenbedarf fiir die ZLB auf der Grundlage einer sys-
tematischen Bedarfsanalyse aktuell festgestellt wird,

+ mogliche Varianten zur Deckung des festgestellten Bedarfs unter Be-
teiligung der Baudienststelle monetar und nichtmonetar mindestens im
Rahmen einer Kosten-Nutzen-Untersuchung mit Kapitalwertberech-
nung und Nutzwertanalyse vergleichend untersucht werden und

+ in den aktuell nachzuholenden systematischen Variantenvergleich auch
das Flughafengebaude in Tempelhof, das Internationale Congress Cen-
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trum Berlin und die Bestandsgebdude am Standort der Berliner Stadtbi-
bliothek Breite StraBBe einbezogen werden.

Der Rechnungshof erwartet ferner, dass die Senatskanzlei sowie die Senats-
verwaltung fiir Stadtentwicklung und Umwelt dafiir Sorge tragen, dass fiir
den praferierten Neubau der ZLB auf dem Tempelhofer Feld solange keine
weiteren Planungsleistungen - insbesondere fiir die Vorplanungs- und Bau-
planungsunterlagen - durchgefiihrt oder beauftragt werden, bis die fehlende
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachgeholt und der Nachweis der Wirt-
schaftlichkeit fir diese Variante erbracht worden ist.

Fir die kiinftige Vorbereitung und haushaltsmaBige Veranschlagung von
BaumaBnahmen erwartet der Rechnungshof, dass die Senatskanzlei sowie
die Senatsverwaltungen fiir Stadtentwicklung und Umwelt und fiir Finanzen
im Rahmen ihrer jeweiligen Zustédndigkeiten dafiir sorgen, dass

+ geforderte Unterlagen vollstdndig vorgelegt,

+ in der jeweiligen Planungsphase vorgeschriebene Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit durchgefiihrt und
fortgeschrieben,

+ die Kosten und Folgekosten ordnungsgemaB ermittelt und in den Unter-
lagen nachvollziehbar angegeben sowie

+ die haushaltsrechtlichen Veranschlagungsvorgaben beachtet werden.



Heinrich-Lassen-Park

16. Versaumnisse und Mangel bei der Vorbereitung und Durch-
fiihrung einer LandschaftsbaumaBnahme im Heinrich-Lassen-
Park

Das Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg hat in den Jahren 2006 bis 2013 einen
Umbau des Heinrich-Lassen-Parks vorbereitet und durchgefihrt. Das Bezirksamt
hat das Bauvorhaben mit geschétzten Gesamtkosten von 600 000 € unter Ver-
letzung haushaltsrechtlicher Vorschriften nicht als BaumalBnahme, sondern als
UnterhaltungsmaBnahme eingestuft und versdumt, die fir Landschaftsbaumal-
nahmen vorgesehenen Verfahrensregelungen und Instrumente vorschriftsgeman
anzuwenden. Zudem hat das Bezirksamt das Bauvorhaben nicht ordnungsge-
méB auf Grundlage der vorgeschriebenen Planungsunterlagen im Entwurf des
Bezirkshaushaltsplans 2010/2011 veranschlagt und damit der Entscheidung der
Bezirksverordnetenversammlung zur Aufstellung des Haushaltsplans entzogen.
Die nicht ordnungsgeméaBe Vorbereitung der BaumalBnahme durch das Bezirk-
samt hat nach Baubeginn Interventionen der Bezirksverordnetenversammlung
ausgelést, die einen Baustopp sowie Vorhabendnderungen bewirkt und zu ver-
meidbaren Ausgaben von ca. 56 000 € gefiihrt haben. AuBerdem war der Park
far die Allgemeinheit mehr als zwei Jahre nur eingeschrénkt nutzbar.

16.1 Einleitung

Das Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg hat in den Jahren 2006 bis 2013 einen 214
Umbau des Heinrich-Lassen-Parks vorbereitet und durchgefiihrt. Die nach ei-
nem Berliner Stadtbaurat benannte 6ffentliche Grin- und Erholungsanlage be-
findet sich im Ortsteil Schéneberg des Bezirks Tempelhof-Schéneberg. Auf einer
Flache von ca. 2,3 ha bietet der Park seinen Nutzern Rasenflachen, Bdume und
Geholze sowie Wege, Sitzgelegenheiten und zwei Spielplatze. Der Park wird auch

von FuBgéangern und Radfahrern als Verbindung zwischen der Belziger Straf3e und

der HauptstraBe genutzt.

Der Rechnungshof hat geprift, ob das Bezirksamt bei der Vorbereitung und
Durchfiihrung der Bauaufgabe ordnungsgemaB und wirtschaftlich gehandelt hat.

16.2 Einstufung der MaBnahme und Investitionsanmeldung

Die haushaltsrechtlich zutreffende Einstufung von baulichen MaBnahmen als 215
BaumaBnahme oder UnterhaltungsmaBnahme ist von zentraler Bedeutung fir die
haushalts- und verfahrensméaBige Behandlung und Steuerung dieser Vorhaben
(vgl. Vorjahresbericht, T 246 sowie Jahresbericht 2011, T 145). BaumaBnahmen
sind zur Investitionsplanung anzumelden (Nr. 4 AV § 31 LHO) und im Haushalts-
plan auf der Grundlage von Planungen zu veranschlagen (§ 24 LHO). Die Pla-
nungsunterlagen sind in einem strikt geregelten Verfahren nach den ergédnzenden
Ausfihrungsvorschriften zu den AV § 24 LHO aufzustellen (Regelverfahren). Au-
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Berdem unterliegen BaumaBnahmen den Vorgaben der Aligemeinen Anweisung
fur die Vorbereitung und Durchfiihrung von Bauaufgaben Berlins (ABau). Diese
Vorschriften enthalten die zur ordnungsgemaBen, fachgerechten und wirtschaft-
lichen Vorbereitung und Durchfiihrung von BaumaBnahmen notwendigen Instru-
mente und Verfahren.

216 Im Jahr 2006 hat die fur Grinflachen zustandige Abteilung des Bezirksamts dem
Finanzservice neben neun weiteren BaumaBnahmen den ,Umbau des Hein-
rich-Lassen-Parks“ mit geschéatzten Kosten von 600 000 € fur die Fortschreibung
der Investitionsplanung 2007 bis 2011 vorgeschlagen. Mit dem Bauvorhaben
sollten im Wesentlichen die Spielbereiche ausgeweitet und das Wegesystem ver-
andert werden. Das Bezirksamt hat das Vorhaben jedoch wegen zu geringer Pri-
oritat nicht in die bezirkliche Anmeldung zur Investitionsplanung aufgenommen.
Weitere Aktivititen des Bezirksamts, die BaumaBnahme in die Investitionspla-
nung aufzunehmen, sind nicht aktenkundig.

217 Vom Jahr 2008 an wurde der Heinrich-Lassen-Park vom Bezirksamt in eine Pri-
oritatenliste fir bauliche MaBnahmen aufgenommen. Handlungsbedarf sah das
Bezirksamt insbesondere fur den Einbau unterirdischer Anlagen (Rigolen) zur Ent-
wasserung der nach Niederschlagen aufgeweichten Wege und flir die Herstellung
wasserabfuhrender Wegeoberflachen, ferner fir eine Anpassung der Wegefih-
rung an die tatsachliche Nutzung und flir die Zusammenflihrung der dezentral
gelegenen Logistik-Container an einem Standort. Diese MaBnahmen sollten in
mehreren Bauabschnitten in den Folgejahren umgesetzt werden.

218 Daraufhin hat das Bezirksamt im Juli 2010 ein Grundkonzept flir die Neuordnung
der Parkstrukturen erstellt. Dieses sieht u. a. die Neuordnung und Anpassung der
Wegestruktur, die Umgestaltung der Spielbereiche, die Schaffung eines neuen
Eingangsbereichs an der Belziger StraBe und die Zusammenfassung der Cont-
ainerstellplatze zu einem Stellplatz vor. Die MaBnahme sollte aus Mitteln der bau-
lichen Unterhaltung fur Grinanlagen finanziert werden. Fur den ersten von drei
Bauabschnitten wurden die Gesamtkosten auf 135 000 € geschatzt.

219 Im September 2010 hat das Bezirksamt den Ausschuss flir Umwelt, Natur und
Verkehr der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schdneberg (BVV) wie
folgt informiert: ,,lm Heinrich-Lassen-Park besteht Wegebaubedarf. So gilt es, das
Wegesystem der tats&chlichen Nutzung anzupassen, wie sie sich durch einen
Trampelpfad und Radfahrverkehr praktisch darstellt. Die Arbeiten beschrianken
sich in diesem Jahr auf den Bereich nahe der Belziger Str. Das Auftragsvolumen
wird auf ca. 75 000 € geschéatzt. Eine Fortsetzung der Wegebauarbeiten im 6stli-
chen Parkabschnitt ist fir 2011 beabsichtigt.“

220 Zur Umsetzung von Teilen des Grundkonzepts in einem 1. Bauabschnitt hat das
Bezirksamt im Oktober 2010 aus Mitteln der baulichen Unterhaltung ein Bau-
unternehmen mit der Ausfihrung des Bauvorhabens ,Rekonstruktion des Hein-
rich-Lassen-Parks, 1. BA: Neubau des Eingangsbereichs Belziger StraBe 59 - 61
... hier: Landschaftsbauarbeiten“ zunachst fir 78 029,89 € beauftragt. Im Novem-
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ber 2010 hat das Bezirksamt die Auftragssumme durch Nachtragsvereinbarung
auf 132 332,48 € erhoht.

Bei dem vom Bezirksamt im Jahr 2006 im Zuge der gescheiterten Investitionsan- 221
meldung (T 216) und spéter im Grundkonzept vom Juli 2010 (T 218) vorgesehenen
~Umbau des Heinrich-Lassen-Parks“ handelt es sich um eine BaumaBnahme
im Sinne des Haushaltsrechts. Die mit nicht unerheblichen Kosten verbundene
Zusammenlegung der vorhandenen Eingénge an der Belziger StraBBe, die Zusam-
menflhrung der verschiedenen Containerplatze an einem Standort, die Umgestal-
tung und Erneuerung des Wegesystems, einschlielich des Einbaus von Rigolen
(T 217), sowie die Umgestaltung der Spielbereiche sind als Erweiterung und Um-
bau der vorhandenen baulichen Anlage mit wesentlicher Substanzmehrung und
-veranderung einzustufen (vgl. Nr. 1 AV § 24 LHO). Bereits die im 1. Bauabschnitt
geplanten baulichen MaBnahmen, wie die Neuordnung der Wegeflihrung im Be-
reich Belziger StraBe, die Schaffung eines neuen Hauptzugangs, die Erneuerung
vorhandener Wegeteile, die Herstellung asphaltierter Wege und die Herrichtung
eines Containerstandorts sind schon flir sich genommen als BaumaBnahme ein-
zuordnen, da die vorhandene bauliche Anlage umgebaut sowie erweitert und da-
durch in ihrer Substanz wesentlich verandert wird.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass das Bezirksamt die BaumaBnahme
nicht zur Investitionsplanung angemeldet und unzutreffend als konsumtive Un-
terhaltungsmaBnahme eingestuft hat. Die einer BaumaBnahme ad&quaten Instru-
mente der Planung und Bauvorbereitung wurden vom Bezirksamt nicht geschaf-
fen und angewendet.

16.3 Planung des Bauvorhabens

Fir jede BaumaBnahme sind Planungsunterlagen aufzustellen (vgl. § 24 222
Abs. 1 LHO). Bei BaumaBnahmen des Landschaftsbaus mit geschatzten Gesamt-
kosten von weniger als 1 Mio. € ist fur die Aufstellung der Planungsunterlagen
das Regelverfahren entsprechend anzuwenden (Verfahren fir kleine BaumaBnah-
men)®. Fir diese BaumaBnahmen sind danach Bedarfsanmeldungen, Vorpla-
nungsunterlagen und Bauplanungsunterlagen aufzustellen. Im Verfahren fiir kleine
BaumaBnahmen kénnen entsprechend der Art der MaBnahme Planungsinhalte,
Vorplanungs- und Bauplanungsunterlagen reduziert bzw. zusammengefasst wer-
den. Die Verantwortung fir die OrdnungsméaBigkeit der Planungsunterlagen, die
Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit liegt bei diesen BaumaBnahmen beim
Bedarfstrager und Aufsteller. Die Senatsverwaltung fur Finanzen, die fir Bauen
zusténdige Senatsverwaltung und der Rechnungshof sind zu unterrichten.

Das Bezirksamt hat flir die LandschaftsbaumaBnahme das vorgesehene Regel-
verfahren nicht durchgefihrt, die vorgeschriebenen Planungsunterlagen mit den

65 Verfahren fir kleine BaumaBnahmen nach Nr. 11 Teil Il Ziffer 2.1 ABau, nunmehr Verfahren nach Nr. 3.2.1
der Ergénzenden Ausflhrungsvorschriften zu den AV § 24 LHO (ErgAV § 24 LHO)
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vorgegebenen Inhalten nicht erstellt und auch den Rechnungshof vorschrifts-
widrig Uber die BaumaBnahme nicht unterrichtet. Das vom Bezirksamt erstellte
Grundkonzept (T 218) genligt den Planungsvorgaben des Regelverfahrens nicht.
Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

Fur jede finanzwirksame MaBnahme sind angemessene Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen durchzuflihren (§ 7 Abs. 2 LHO). Systematische Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen sind als Instrument der Umsetzung des Wirtschaftlichkeits-
grundsatzes insbesondere bei der Planung neuer MaBnahmen vorzunehmen
(Nr. 2 AV § 7 LHO). Durch Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind in der Phase
der Bedarfsanmeldung und Investitionsplanung der Bedarf festzustellen und ver-
schiedene Lésungsansatze zur Bedarfsdeckung zu untersuchen (vgl. Nr. 4.1 Leit-
faden WU)®%. In der Phase der Vorplanung sind konkrete Planungsteile der Bau-
maBnahme Gegenstand der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Insbesondere sind
Variantenentscheidungen aus wirtschaftlicher Sicht zu treffen; dabei werden mo-
netdre und nicht monetére Faktoren, Aspekte der Nachhaltigkeit sowie die Be-
triebskosten berticksichtigt (Nr. 4.3 Leitfaden WU). In der Phase der Aufstellung der
Bauplanungsunterlagen sind die Festlegungen aus den Vorphasen auf optimierte
Lésungsmaoglichkeiten zu untersuchen. Fir die anschlieBende Durchfihrung der
BaumaBnahme sind Kriterien und Verfahren fir die Erfolgskontrollen wahrend und
nach Abschluss der BaumaBnahme festzulegen (Nr. 4.4 Leitfaden WU). In jeder
Planungsphase einer BaumaBnahme ist jeweils der Nachweis der Wirtschaftlich-
keit als Teil der Planungsunterlagen durch Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu
erbringen.®’

Das Bezirksamt hat in der Planungsphase flir die von ihm vorbereitete und ausge-
fihrte LandschaftsbaumaBnahme (T 217) systematische Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen nicht durchgefiihrt und die vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsnach-
weise nicht erbracht. Der Rechnungshof hat dies beanstandet.

FUr LandschaftsbaumaBnahmen werden die in der ABau vorgeschriebenen ge-
stuften und aufeinander aufbauenden Kostenermittlungen® in Anlehnung an
die DIN 276 — Kosten im Hochbau - erstellt. Die mit den Vorplanungsunterlagen
aufzustellende Kostenschatzung und die in der Phase der Bauplanungsunterla-
gen anzustellende Kostenberechnung sind die Grundlage zur Gewéhrleistung der
notwendigen Kostensicherheit bei der haushaltsméaBigen Veranschlagung und fir
die Durchfihrung der BaumaBnahme.

Das Bezirksamt hat die vorgeschriebenen Kostenermittlungen nicht aufgestellt
und daher nicht fir die notwendige Kostensicherheit zur haushaltsméaBigen Veran-

66 Leitfaden fUr Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei der Vorbereitung, Planung und Durchfiihrung von
BaumaBnahmen (Ausgabe 2007) — Anhang 2 ABau -

67 vgl. Nr. 11 Teil Il Ziffern 1.1, 1.2.2 und 1.3.2 ABau, nunmehr Nr. 3.1.1, Nr. 3.1.2.2 und Nr. 3.1.3.2
ErgAv § 24 LHO

68 vgl. Nr. 11 Teil Il Ziffer 1.2.2 ABau, nunmehr Nr. 3.1.2.2 ErgAV § 24 LHO (Kostensché&tzung), sowie Nr. 11
Teil Il Ziffer 1.3.2 ABau, nunmehr Nr. 3.1.3.2 ErgAV § 24 LHO (Kostenberechnung)
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schlagung und zur Durchflihrung der BaumaBnahme gesorgt. Der Rechnungshof
hat dies beanstandet.

Bei der Planung von kleineren BaumaBnahmen ist darauf zu achten, dass zur
Ausflihrung der MaBnahmen Bauabschnitte nur gebildet werden, wenn dies
sachlich notwendig und wirtschaftlich ist. Denn die Bildung mehrerer kleinerer
Bauabschnitte behindert nach den Priifungserfahrungen des Rechnungshofs den
Baufortschritt und flhrt in der Regel zu langeren Bauzeiten sowie héheren Kosten
durch

+ einen erhdhten Steuerungsaufwand,

+ einen eingeschrankten Vergabe-Wettbewerb aufgrund verminderter Bau-
summen,

+ ungUnstige Ausschreibungsergebnisse (aufgrund der Kalkulation von kleinen
Mengen im Verhéltnis zu hohen Allgemeinkosten) und

+ hohere Vorhaltekosten (Baustelleneinrichtung).

Das Bezirksamt hat die Durchfihrung der BaumaBnahme in drei kleinen Bau-
abschnitten Uber mehrere Jahre vorgesehen, anstatt die LandschaftsbaumaB-
nahme in inrer Gesamtheit einheitlich zu planen, auszuschreiben und auszuftihren.
Gerade wegen der Begrenztheit der finanziellen Mittel ist es aus Grinden der
Wirtschaftlichkeit (§ 7 Abs. 1 LHO) geboten, Prioritdten zu setzen und auf eine
effiziente Planung und Durchfiihrung von BaumaBnahmen mdglichst als Einheit
zu achten. Der Rechnungshof hat die auf mehrere Jahre verteilte Bauausfiihrung
in drei Bauabschnitten als unwirtschaftlich beanstandet.

16.4 HaushaltsmaBige Behandlung

BaumaBnahmen mit Gesamtkosten unter 1 Mio. € im Einzelfall sind im Haus-
haltsplan in der Regel in Sammeltiteln innerhalb der Hauptgruppe 7 investiv zu
veranschlagen, sofern nicht eine Einzelveranschlagung erfolgt (Nr. 15.7 HtR).
Ausgaben fur BaumaBnahmen diirfen erst veranschlagt werden, wenn Pléane und
Kostenermittlungen vorliegen, aus denen insbesondere die Art der Ausfihrung,
die Kosten der BaumaBnahme sowie die vorgesehene Finanzierung und ein Zeit-
plan ersichtlich sind. Den Unterlagen ist eine Schatzung der nach Fertigstellung
der MaBnahme entstehenden jéhrlichen Haushaltsbelastungen beizufiigen (§ 24
Abs. 1 LHO). Uber den Bezirkshaushaltsplan entscheidet die BVV (§ 12 Abs. 2
Nr. 1 Bezirksverwaltungsgesetz).

Das Bezirksamt hat im Oktober 2010 mit der BaumaBnahme im 1. Bauabschnitt
begonnen (vgl. T 220) und die Arbeiten aus Mitteln der baulichen Unterhaltung
finanziert. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans fur die Jahre 2010/2011 hat
das Bezirksamt die BaumaBnahme im Haushaltsplanentwurf nicht investiv in
der Hauptgruppe 7 auf der Grundlage ordnungsgeméaBer Planungsunterlagen
veranschlagt. Dadurch hat das Bezirksamt die BaumaBnahme der Prifung und
Entscheidung durch die BVV im Zuge der Beschlussfassung tber den Bezirks-
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haushaltsplan entzogen. Das Bezirksamt hat hierdurch bewirkt, dass die BVV zu
Baubeginn weder Uber Art, Umfang und Kosten (Gesamtkosten und Folgekosten)
der BaumaBnahme auf der Grundlage ordnungsgemaBer Planungsunterlagen in-
formiert war noch Uber die Finanzierung der BaumaBnahme entschieden hatte.

Im November 2010 hat die BVV das Bezirksamt ersucht®, einen Baustopp der
UmbaumaBnahme anzuordnen. Zur Begrindung hat die BVV insbesondere
ausgeflhrt, dass die ,,Planung flr die umfangreichen BaumaBnahmen im Hein-
rich-Lassen-Park ... dem zustandigen Ausschuss ... nicht vorgestellt worden® sei.
Das Bezirksamt ist dem Ersuchen gefolgt und hat die Bauarbeiten im Novem-
ber 2010 gestoppt. In der Folgezeit hat die BVV ihre bisher nicht berlcksich-
tigten planerischen Vorstellungen zum Heinrich-Lassen-Park in entsprechende
Beschliisse umgesetzt und nachtraglich eine — von der Senatsverwaltung flr In-
neres und Sport als Bezirksaufsicht im Mai 2012 bestitigte — Anderung des
Bauvorhabens durchgesetzt.” Das Bezirksamt hat daraufhin die Bauarbeiten
im Heinrich-Lassen-Park fortgesetzt und entsprechend der Beschlussfassung
der BVV den 6stlichen Wegebogen zurtickgebaut, die Rasenfldche wiederherge-
stellt, den Zentralen Eingangsbereich verkleinert sowie eine Wegeverbindung vom
Zentralen Eingangsbereich zum erneut hergestellten dstlichen Weg entlang des
Spielplatzes geschaffen. Im September 2012 hat das Bezirksamt den 1. Bauab-
schnitt abgenommen und dabei zahlreiche Mangel festgestellt. Im Februar 2013
hat das Bezirksamt der BVV mitgeteilt, dass die Arbeiten im Heinrich-Lassen-Park
im Wesentlichen abgeschlossen sind. Die Gesamtkosten fir die Herstellung des
1. Bauabschnitts nach der aufgrund der Intervention der BVV gednderten Planung
betragen nach Angaben des Bezirksamts 257 002,47 € (Stand: 14.01.2013).

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass das Bezirksamt die von ihm vom
Jahr 2010 an durchgefiihrte BaumaBnahme im Heinrich-Lassen-Park nicht zuvor
ordnungsgemaB auf der Grundlage der vorgeschriebenen Planungsunterlagen
im Entwurf des Bezirkshaushaltsplans fir die Haushaltsjahre 2010/2011 veran-
schlagt und dadurch der Entscheidung durch die BVV im Zuge der Beschlussfas-
sung Uber den Bezirkshaushaltsplan entzogen hat. Damit hat das Bezirksamt
eine entscheidende Ursache daflir gesetzt, dass die BVV das Bezirksamt nach
Baubeginn um einen Baustopp ersucht und erst ab diesem Zeitpunkt ihre Vorstel-
lungen zur BaumaBnahme in das Verfahren eingebracht hat.

16.5 Folgen und finanzielle Auswirkungen

Die nicht ordnungsgemé&Be und nicht wirtschaftliche Vorbereitung der BaumaB-

nahme durch das Bezirksamt hat nach den Ermittlungen des Rechnungshofs zu

Ausgaben von ca. 56 000 € gefihrt, die bei ordnungsgemaBem Verwaltungshan-

deln vermeidbar gewesen waren. Darin enthalten sind ca. 33 000 € fir die Siche-

69 BVV-Drs Nr. 1638/XVIIl

70 vgl. BVV-Beschluss vom 16. Marz 2011 (BVV-Drs Nr. 1751/XVIll) und BVV-Beschluss vom 22. Juni 2011
(BVV-Drs Nr. 1860/XVIII)
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rung der Baustelle, insbesondere wahrend des Baustopps, und ca. 23 000 € an
verlorenen Baukosten infolge der nachtréaglichen Anderung des Vorhabens durch
die BVV. Zudem stand die Grlinanlage der Allgemeinheit insbesondere wegen
des durch den Baustopp verursachten Stillstands der Bauarbeiten fir mehr als
zwei Jahre von Oktober 2010 bis Februar 2013 nur eingeschrankt zur Verfigung.

16.6 Stellungnahme des Bezirksamts

Das Bezirksamt hat in seiner Stellungnahme vom 4. Dezember 2013 zu den Be-
anstandungen im Wesentlichen Folgendes ausgefihrt:

Fir die Anmeldung des Vorhabens als InvestitionsmaBnahme im Jahr 2006 sei
wesentlich gewesen, mindestens einen der vorhandenen Spielplatze aufzuwerten
und fur eine altersgerechte Nutzung herzustellen. Die Umsetzung des Vorhabens
vom Jahr 2010 an sei aus Grinden der Verkehrssicherheit als Unterhaltungs-
maBnahme erfolgt, ,weil ein wesentlicher Inhalt der urspriinglichen Investitions-
anmeldung (Kinderspielplatz) nicht mehr Bestandteil der MaBnahme war”. Eine
wesentliche Veranderung der baulichen Anlage sei mit den ausgefihrten Bau-
arbeiten nicht verbunden gewesen. Insbesondere seien der Umbau der vorhan-
denen Eingénge in der Belziger StraBe zu einem neuen zentralen Eingang, das
Zusammenfihren der Containerstandorte an einem Standort und die Anpassung
der Wegeflhrung und des Wegebelags jeweils flr sich allein betrachtet keine
InvestitionsmaBnahme. Bei den MaBnahmen an den Wegen habe es sich um
notwendige und ,,auf die Zukunft ausgerichtete verkehrssicherungspflichtige Ar-
beiten“ gehandelt. Bereits in der Vergangenheit seien vergleichbare Arbeiten als
UnterhaltungsmaBnahmen durchgefiihrt worden.

Eine Aufnahme in die Investitionsplanung habe nicht erfolgen kénnen, weil die Fi-
nanzzuweisung fur Investitionen unter dem Bedarf liege und die BVV die Priorita-
ten fUr InvestitionsmaBnahmen seit Jahren bei der Hochbauinfrastruktur setze. In-
vestive MaBnahmen im Bereich Grin- und Freiflichen seien seit der Bezirksfusion
nicht in das Investitionsprogramm aufgenommen worden, obwohl ein dringender
Bedarf vorliege. Mit der Durchfihrung der MaBnahme sei auf die finanzielle Situ-
ation des Bezirks reagiert worden.

Die vom Rechnungshof beanstandeten Mehrausgaben beruhten wesentlich auch
darauf, dass die BVV ohne Wirtschaftlichkeitsbetrachtung von ihrem Aufhebungs-
und Selbstentscheidungsrecht Gebrauch gemacht und die Bezirksaufsicht erst
nach fast zehn Monaten entschieden habe.

Die Ausfihrungen des Bezirksamts entkréften die Beanstandungen des Rech-
nungshofs nicht.

Zunachst Ubersieht das Bezirksamt, dass nicht nur die Investitionsanmeldung
aus dem Jahr 2006, sondern auch das Grundkonzept vom Juli 2010 (T 218) die
Umgestaltung der Spielbereiche zum Inhalt hatte. Die in dem Grundkonzept vor-
gesehene Neuordnung der Parkstrukturen in drei Bauabschnitten geht mit einer
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wesentlichen Substanzmehrung und -verdnderung der baulichen Anlage einher
und ist daher als BaumaBnahme einzustufen (T 221). Dass die Umgestaltung der
Spielbereiche nicht Gegenstand des 1. Bauabschnitts zur Umsetzung von Teilen
des Grundkonzepts war, lasst die mit dem Grundkonzept geplante GesamtmaB-
nahme deshalb nicht zur UnterhaltungsmaBnahme werden. Zudem kommt es flr
die zutreffende haushaltsrechtliche Einstufung eines Bauvorhabens auf eine Ge-
samtwrdigung der geplanten TeilmaBnahmen an. Eine aus dem Zusammenhang
gerissene isolierte Betrachtung und Einstufung einzelner MaBnahmeteile verbietet
sich. Auch sind Anlass und Beweggrund fiir eine bauliche MaBnahme keine fir
die haushaltsrechtliche Einstufung bedeutsamen Entscheidungskriterien; maB-
geblich ist der Inhalt der jeweiligen MaBnahme. Davon abgesehen, sind bereits
die im 1. Bauabschnitt ausgefiihrten MaBnahmeteile schon fur sich genommen
als Umbau- und ErweiterungsmaBnahme einzuordnen (T 221).

Das Bezirksamt verkennt ferner, dass weder die Begrenztheit der Investitionsmittel
noch die bezirksinterne Prioritdtensetzung bei den Investitionen ein hinreichender
Grund sind, eine BaumaBnahme unter Missachtung des Haushaltsrechts durch-
zufuihren und aus Mitteln der baulichen Unterhaltung zu finanzieren. Auch ein drin-
gender MaBnahmebedarf rechtfertigt kein vorschriftswidriges Verwaltungshan-
deln. Der Bedarf fir eine BaumaBnahme ist vielmehr ordnungsgeman darzustellen
und den bezirklichen Entscheidungstragern in den vorgeschriebenen Verfahren
zur Entscheidung zu unterbreiten. Die Entscheidung der BVV Uber die bezirkliche
Anmeldung zur Investitionsplanung (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Bezirksverwaltungsgesetz)
und die darin enthaltene Prioritatensetzung hat das Bezirksamt grundsétzlich hin-
zunehmen (vgl. § 18 Bezirksverwaltungsgesetz). Dem Bezirksamt ist es unbenom-
men, insbesondere flr dringende, nicht investive InstandhaltungsmaBnahmen in
Griinanlagen Mittel der baulichen Unterhaltung einzusetzen.

Das Bezirksamt verkennt schlieBlich, dass es durch die unzuldssige Behandlung
des Bauvorhabens im Heinrich-Lassen-Park als UnterhaltungsmaBnahme bewirkt
hat, dass die BVV nicht in den flir BaumaBnahmen vorgeschriebenen haushalts-
rechtlichen Entscheidungsprozess zur Vorbereitung der BaumaBnahme einge-
bunden war. Das Bezirksamt hat damit die entscheidende Ursache fir die nach-
tragliche Einflussnahme der BVV auf das Bauvorhaben gesetzt. Dass dies mit
Verzdgerungen bei der Baudurchfihrung verbunden ist, liegt auf der Hand. Der
Rechnungshof verkennt in diesem Zusammenhang nicht, dass weitere Umstande
Einfluss auf die Kostenentwicklung hatten. Hatte das Bezirksamt die BVV jedoch
auf der Basis der vorgeschriebenen Planungsunterlagen im Zuge der Haushalts-
planung Uber die BaumaBnahme entscheiden lassen, hitte es eine — auch gegen-
Uber der BVV wirkende — verbindliche Haushalts- und Planungsgrundlage hierfir
gehabt (vgl. § 54 LHO).
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16.7 Zusammenfassung und Erwartung

Nach dem gescheiterten Versuch, das Bauvorhaben zum Umbau des Hein-
rich-Lassen-Parks zur Investitionsplanung anzumelden (T 216), hat das Bezirk-
samt die BaumaBnahme unzutreffend als UnterhaltungsmaBnahme eingestuft
und zulasten der baulichen Unterhaltungsmittel finanziert (T 220). Das Bezirksamt
hat bei der Vorbereitung der Bauaufgabe die einer BaumaBnahme adaquaten
Instrumente der Planung und haushaltsméaBigen Veranschlagung nicht geschaf-
fen und angewendet. Insbesondere hat das Bezirksamt die BaumaBnahme der
Entscheidung durch die BVV im Zuge des Haushaltsplanaufstellungsverfahrens
entzogen (T 227). Es hat damit eine entscheidende Ursache fir die Intervention
der BVV nach Baubeginn und fiir die damit im Zusammenhang stehenden Ande-
rungen und Kostensteigerungen des Bauvorhabens gesetzt.

Der Rechnungshof erwartet, dass das Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg
LandschaftsbaumaBnahmen kiinftig

+ zur Investitionsplanung anmeldet,

+ im vorgeschriebenen Regelverfahren ordnungsgemaB und wirtschaft-
lich plant und hierzu erforderliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
und Kostenermittlungen durchfiihrt sowie

« nach § 24 LHO im Bezirkshaushaltsplan investiv veranschlagt.

Fiir den Fall, dass das Bezirksamt die BaumaBnahme fortzusetzen beabsich-
tigt, erwartet der Rechnungshof, dass weitere Bauabschnitte im Regelver-
fahren vorbereitet und die haushaltsrechtlichen Vorgaben beachtet werden.
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Finanzen

17. UngleichmaBige steuerliche Erfassung der Rentenberechtigten
bei der Einkommensteuer

Der Rechnungshof hat bei zwei Berliner Finanzdmtern das Verfahren der geén-
derten Rentenbesteuerung gepriift und dabei festgestellt, dass der Grundsatz
der GleichméBigkeit der Besteuerung erheblich verletzt worden ist. Trotz gesetz-
licher Verpflichtung haben die beiden Finanzdmter nicht in allen in Betracht kom-
menden Féllen Steuerfestsetzungen vorgenommen. Flr die bundesweit abge-
stimmte Entscheidung, Steuerfélle mit einer voraussichtlichen Nachzahlung bis
200 € nicht aufzugreifen, mangelt es an einer gesetzlichen Grundlage.

17.1 Einleitung

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 6. Méarz 2002"" ent-
schieden, dass die unterschiedliche Besteuerung von Pensionen und Renten mit
dem Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 GG unvereinbar ist. So gehoérten
Pensionen bis auf einen Versorgungsfreibetrag vollstdndig zu den steuerpflich-
tigen EinklUnften aus nichtselbstandiger Arbeit, wdhrend Renten grundsétzlich
nur mit einem altersabhangigen Anteil als sonstige Einklinfte besteuert wurden
(Ertragsanteil). Dieser Anteil betrug z. B. bei einem bei Rentenbeginn 65-jahrigen
Rentenberechtigten 27 %. Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber
verpflichtet, spatestens ab Beginn des Jahres 2005 diese Ungleichheit zu besei-
tigen und eine Neuregelung zu treffen. Dem folgend hat der Gesetzgeber durch
das mit Wirkung zum 1. Januar 2005 in Kraft getretene Alterseinkinftegesetz
u. a. die Rentenbesteuerung neu geregelt. Seitdem steigt der einkommensteuer-
pflichtige Anteil der Rente — abhangig vom Zeitpunkt des Rentenbeginns — von
anfangs 50 % in einem Ubergangszeitraum bis zum Jahr 2040 auf dann 100 %
der jahrlichen Rente an. Gleichzeitig wird bei der Besteuerung der Pensionen der
Versorgungsfreibetrag sukzessive abgebaut.

Um die steuerliche Erfassung der Rentenberechtigten zu gewahrleisten, wurde
mit dem Alterseinkinftegesetz auch ein allgemeines Meldeverfahren — das sog.
Rentenbezugsmitteilungsverfahren — eingeflihrt. Danach haben die Rentenversi-
cherungstrager und alle anderen Anbieter von Altersvorsorgevertrdgen der Deut-
schen Rentenversicherung Bund Datensétze Uber die von ihnen ausgezahlten
Leistungen elektronisch zu Ubermitteln. Diese Datensatze werden — ebenfalls
elektronisch — Gber das Bundeszentralamt fiir Steuern an die Lander weiterge-

71 BGBI. 12002 S. 1305
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leitet. AnschlieBend kénnen die Dienstkrafte in den Finanzdmtern den Inhalt der
jeweiligen Rentenbezugsmitteilungen an ihrem Bildschirmarbeitsplatz aufrufen.

Aufgrund technischer Schwierigkeiten bei der Realisierung der erforderlichen
Datenverbundsysteme sowie der verspateten Einfihrung der neuen steuerlichen
Identifikationsnummer, die fir Zuordnungszwecke auch im Rentenbezugsmittei-
lungsverfahren unentbehrlich war, verzégerte sich die Umsetzung des Altersein-
kinftegesetzes. So konnten die Rentenversicherungstrager erstmals im 4. Quar-
tal 2009 die Rentenbezugsmitteilungen fur die Veranlagungszeitrdume ab 2005
Ubermitteln. Letztlich standen sie den Finanzadmtern erst im Jahr 2012 zur wei-
teren Bearbeitung zur Verfiigung. Die reguldre Festsetzungsfrist flir den Veranla-
gungszeitraum 2005 endete mit Ablauf des 31. Dezember 2012. Somit verblieb
den Dienstkraften nur ein kurzer Bearbeitungszeitraum.

17.2 Nichtaufgriff von Steuerféllen

Bundesweit liegen allein fir die Veranlagungszeitraume von 2005 bis 2010
ca. 180 Mio. Rentenbezugsmitteilungen vor, von denen fast 6,7 Mio. auf Berlin
entfallen. 70 % der Rentenbezugsmitteilungen betreffen die groBe Mehrheit der
bis dahin steuerlich noch nicht geflihrten Rentenberechtigten.

Aufgrund der hohen Fallzahlen, der vorhandenen Personalkapazitaten und der
zeitlichen Rahmenbedingungen (vgl. T 235) bestimmte das Bundesministerium
der Finanzen in einem mit den obersten Finanzbehdrden der Lander abgestimm-
ten Verfahren (§ 21a Abs. 1 Finanzverwaltungsgesetz — FVG) bei Féllen mit einer
voraussichtlichen Steuernachzahlungspflicht von bis zu 200 € von einer Steuer-
festsetzung abzusehen. Dies kommt einer Nichtaufgriffsgrenze gleich, fir die es
aber an einer gesetzlichen Grundlage fehlt. Die hierflir zur Begriindung herange-
zogene Vorschrift des § 156 Abs. 2 Abgabenordnung (AO) ist insoweit unzutref-
fend, als diese es nur im Einzelfall erlaubt, von einer Steuerfestsetzung abzusehen,
wenn die Kosten der Einziehung und Festsetzung unverhéltnisméaBig hoch sind.

Die Senatsverwaltung fur Finanzen hatte von dem fur Bund-L&nder-Regelungen
nach § 21a Abs. 1 Satz 2 FVG vorgesehenen Widerspruchsrecht keinen Gebrauch
gemacht. Damit galt die Regelung auch fir Berlin und es wurden 30 558 Ber-
liner Féalle den Finanzamtern nicht elektronisch zur weiteren Bearbeitung tber-
mittelt.

Eine generelle Regelung zum Absehen von Steuerfestsetzungen zur Verwaltungs-
vereinfachung hat der Bundesgesetzgeber mit § 156 Abs. 1 AO getroffen. Danach
bedarf es aber einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen
mit Zustimmung des Bundesrates und es darf ein Betrag von 10 € pro Festset-
zungsfall nicht Uberschritten werden. Diese Voraussetzungen sind nicht gegeben.

Der Rechnungshof kann zwar die oben erwahnte Einschatzung nachvollziehen,
dass eine vollstdndige Auswertung der Rentenbezugsmitteilungen mit den vor-
handenen personellen Ressourcen in den verbliebenen Festsetzungsfristen zeit-
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lich nicht moéglich gewesen wére. Die hier getroffene Regelung ist jedoch allein
Sache des Gesetzgebers und nicht der Verwaltung.

17.3 Beanstandungsquote rund 40 %

237 Der Rechnungshof hat bei zwei Berliner Finanzdmtern (Tempelhof und Neukdlin)
gepruft, ob und inwieweit die von der geanderten Rentenbesteuerung betroffenen
Personen steuerlich erfasst und zutreffend besteuert worden sind. Grundlage da-
flr war eine von der Senatsverwaltung fur Finanzen erstellte Liste mit allen flir den
Veranlagungszeitraum 2010 bisher steuerlich nicht gefihrten Rentenberechtigten,
bei denen sich aufgrund fiktiver Berechnung eine Steuernachzahlungspflicht von
mehr als 200 € oder eine Steuererstattung in beliebiger Hohe ergeben hat. In
diesen Fallen hatten die Dienstkrafte sdmtliche vorhandenen Rentenbezugsmit-
teilungen auszuwerten und ggf. ab dem Veranlagungszeitraum 2005 Steuerfest-
setzungen vorzunehmen.

Aufgrund technischer Schwierigkeiten (vgl. T 235) wurden die Rentenbezugsmit-
teilungen ab dem Jahr 2005 den Berliner Finanzdmtern jedoch erst mehr als sie-
ben Jahre nach Inkrafttreten des Alterseinkiinftegesetzes Ubermittelt. Dadurch
stand den Dienstkréaften fur die Steuerfestsetzung des bis Ende des Jahres 2012
von der Festsetzungsverjahrung bedrohten Veranlagungszeitraums 2005 nur eine
Bearbeitungszeit von knapp drei Monaten zur Verfigung.

Der Rechnungshof hat durch gezielte Stichproben 782 Falle ausgewéhlt und alle
von den Dienstkraften zu bearbeitenden Veranlagungszeitrdume einzeln gepruft
und gewertet. Da pro Fall ganz Uberwiegend flr mehrere Jahre Rentenbezugs-
mitteilungen vorlagen, hatten die Dienstkrafte in diesen 782 Fallen insgesamt
4 022 Veranlagungszeitraume zu bearbeiten. Hierbei wies die Bearbeitung von
1 629 Veranlagungszeitrdumen (rd. 40 %) Méangel auf, davon die Halfte mit még-
lichen finanziellen Auswirkungen sowohl zugunsten als auch zuungunsten des
Fiskus.

Bei 481 von den 782 Féllen lagen bereits fir den Veranlagungszeitraum 2005 Ren-
teneinkinfte und damit auch Rentenbezugsmitteilungen vor. Wegen fehlender Be-
arbeitung durch die Dienstkréafte war in 81 dieser 481 Falle die Festsetzungsfrist
abgelaufen und dadurch eine Steuerfestsetzung nicht mehr méglich. Im Ubrigen
lagen formale Unzulanglichkeiten vor.

17.4 Keine GleichmaBigkeit der Besteuerung

238 Jeder Rentenberechtigte mit Wohnsitz im Inland ist unbeschrankt einkommen-
steuerpflichtig (§ 1 EStG) und grundsatzlich nach § 25 Abs. 3 EStG verpflichtet, flr
den abgelaufenen Veranlagungszeitraum eine Einkommensteuererklarung abzu-
geben. § 56 EStDV beschrankt dies aber auf die Falle, in denen der Gesamtbetrag
der Einklinfte den — bei Ehegatten doppelten — Grundfreibetrag Ubersteigt oder
wenn beispielsweise im Einkommen neben Renteneinkiinften auch noch solche
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aus nichtselbstandiger Arbeit enthalten sind (§ 46 Abs. 2 Nr. 1 bis 7 EStG). In
diesen Féllen handelt es sich um sog. Pflichtveranlagungen.

Bei den meisten der vom Rechnungshof gepriften Falle von bisher steuerlich
nicht gefihrten Rentenberechtigten handelt es sich um derartige Pflichtveranla-
gungen. Fir diese besteht fir die Steuerverwaltung ein Veranlagungsgebot, d. h.
der Steuerpflichtige hat einen Rechtsanspruch auf Veranlagung. Dies gilt unab-
héngig davon, ob die Steuerfestsetzung zu einer Nachzahlung oder einer Erstat-
tung fUhrt. Ein Ermessensspielraum fiir die Finanzamter, eine Steuerfestsetzung
durchzufUhren oder nicht, besteht nicht.

Mit bundesweit abgestimmten Schreiben haben die Finanzadmter die bisher steu-
erlich noch nicht gefiihrten Rentenberechtigten, bei denen die fiktive Steuerbe-
rechnung fur den Veranlagungszeitraum 2010 zu einem Nachzahlungsbetrag von
mehr als 200 € oder einem beliebig hohen Erstattungsbetrag gefuhrt hatte, aufge-
fordert, inre Einkommensteuererklarung flr diesen Veranlagungszeitraum abzuge-
ben. In diesem Zusammenhang waren die Rentenberechtigten weiterhin gehalten
zu prifen, ob sich auch fir Jahre ab 2005 eine Steuerpflicht ergibt; bejahenden-
falls hatten sie auch firr diese Zeitraume eine Steuererklarung einzureichen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass bei den gepruften Féllen der Umfang
der steuerlichen Erfassung von der individuellen Vorgehensweise des einzelnen
Finanzamts und der jeweils zusténdigen Dienstkraft abhing. So kam es in einem
der gepriiften Finanzamter vor, dass ein Rentenberechtigter steuerlich unerfasst
blieb, wenn er lediglich seine einkommensrelevanten Unterlagen (ohne Einkom-
mensteuererklarung) vorlegte und sich daraus nur eine geringe Nachzahlungs-
pflicht von bis zu 200 € ergeben hat. Hatte der gleiche Rentenberechtigte eine
formelle Steuererklarung abgegeben, wére er dagegen ergebnisunabhangig steu-
erlich aufgenommen worden und hétte individuell jedwede Nachzahlung — auch
bis zu 200 € - leisten mUssen.

Zudem hing der Beginn der steuerlichen Aufnahme in beiden geprtiften Finanz-
amtern oftmals davon ab, flr welche Veranlagungszeitrdume die Rentenberech-
tigten ihre Steuererkldrungen abgegeben hatten. Wéhrend einige Dienstkréafte
samtliche ausstehenden Steuererkldrungen angefordert hatten, fir die aufgrund
der Einkommenssituation des Rentenberechtigten eine Abgabeverpflichtung an-
zunehmen war, hatten andere dies nur fir einige der in Betracht kommenden
Veranlagungszeitrdume getan und wiederum andere Dienstkrafte hatten dies
génzlich unterlassen. Die Vorgehensweise war sogar innerhalb eines Finanzamts
uneinheitlich. Dies hatte zur Folge, dass nicht alle Rentenberechtigten zum jeweils
frihestmoglichen in Betracht kommenden Veranlagungszeitraum erfasst wurden,
sondern erst zu einem spéateren.

Eine Ursache dirften die insoweit zumindest auslegungsbedurftigen Weisun-
gen der Senatsverwaltung fur Finanzen im Runderlass vom 24. Januar 2012 zur
Abarbeitung der Rentenbezugsmitteilung gewesen sein. So bestimmt sie dort
zunachst, dass eine Neuaufnahme (erst) ,ab dem friihesten Veranlagungszeit-
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raum, flr den eine Steuererklarung eingereicht wurde“ zu erfolgen hat, um an
nachfolgender Stelle anzuweisen, dass im Falle der Abgabe einer Steuererklarung
nur fir den Veranlagungszeitraum 2010 ,nach dem Grundsatz der Gesamtfall-
bearbeitung eine Uberpriifung und Bearbeitung der vorangegangenen Veranla-
gungszeitrdume zu erfolgen® hat.

239 Nach § 85 AO haben die Finanzbehdrden die Steuern nach MaBgabe der Gesetze
gleichmaBig festzusetzen und zu erheben (Legalitatsprinzip). Insbesondere haben
sie sicherzustellen, dass Steuern nicht verkirzt, zu Unrecht erhoben oder Steu-
ererstattungen nicht zu Unrecht gewéhrt oder versagt werden. Die Finanz&mter
haben diesen Grundsatz im Zusammenhang mit der Uberpriifung der Renten-
bezugsmitteilungen im Falle steuerlich nicht gefiihrter Rentenberechtigter ver-
letzt, indem sie es unterlassen haben, in allen gesetzlich vorgeschriebenen Fallen
(Pflichtveranlagungen) die Rentenberechtigten zunéchst zur Abgabe einer Ein-
kommensteuererklarung aufzufordern, um dann die Steuerfestsetzung — erforder-
lichenfalls im Wege der Schatzung — vorzunehmen. Aufgrund der unvollstdndigen
Bearbeitung haben die Dienstkrafte das Ziel solcher Pflichtveranlagungen — die
Herstellung steuerlicher Gleichheit zwischen allen Steuerpflichtigen durch Fest-
setzung der materiell richtigen Einkommensteuer — verfehlt.

17.5 Kinftiges Vorgehen

240 Die Finanzverwaltung hat angekindigt, kiinftig im Rahmen eines jahrlichen Ab-
gleichs die jeweils noch unbearbeiteten Rentenbezugsmitteilungen hinsichtlich
ihrer steuerlichen Auswirkung Uberprifen zu lassen. In diesen erst flr Ende Sep-
tember 2014 geplanten Abgleich sollen diesmal alle Nachzahlungsfélle ohne
jedwede betragsméaBige Einschrankung einbezogen werden. Fir den dann ver-
jahrungsbedrohten Veranlagungszeitraum 2007 stiinde wiederum nur eine drei-
monatige Bearbeitungszeit zur Verfligung.

Die Absicht, in den Abgleich diesmal keine Erstattungsfélle einbeziehen zu wollen,
ist ebenfalls mit dem Grundsatz der GleichmaBigkeit der Besteuerung (§ 85 AO)
nicht zu vereinbaren.

17.6 Stellungnahme der Senatsverwaltung

241 Die Senatsverwaltung fir Finanzen stimmt der Auffassung des Rechnungshofs zu,
dass die Finanzbehérden den Grundsatz der GleichmaBigkeit der Besteuerung
(§ 85 AO) zu beachten haben. Diese Verpflichtung korrespondiere ihren Ausfiih-
rungen nach mit dem in § 88 AO normierten Untersuchungsgrundsatz, wonach
die Finanzbehdérde den Sachverhalt von Amts wegen ermittle und sich der Um-
fang dieser Ermittlungen nach den Umsténden des Einzelfalls richte (§ 88 Abs. 1
Satz 3 AO). Die an die Aufklarungspflicht zu stellenden Anforderungen kénnten
dabei von dem Verhéltnis zwischen voraussichtlichem Arbeitsaufwand und steu-
erlichem Erfolg abhangig gemacht werden. Daraus resultiere ungeachtet des bis-

156



Einkommensteuer

her zur Begriindung herangezogenen § 156 Abs. 2 AO die Zulassigkeit eines
Aufgriffsverzichts in Fallen mit einer voraussichtlichen Steuernachzahlungspflicht
von bis zu 200 €. Nach Auffassung der Senatsverwaltung handele es sich hierbei
nicht um eine allgemeine Nichtaufgriffsgrenze.

Bezlglich des beim kinftig jahrlichen Abgleich vorgesehenen Nichtaufgriffs der
Erstattungsfélle verweist die Senatsverwaltung auf den entsprechenden Be-
schluss der Vertreter der obersten Landesfinanzbehdrden. Folglich liege grund-
sétzlich eine bundeseinheitliche Billigung vor.

Die Stellungnahme der Senatsverwaltung entkraftet die Beanstandungen des
Rechnungshofs nicht. Sowohl § 156 Abs. 2 AO als auch § 88 Abs. 1 AO stellen
auf die Umstande des Einzelfalls ab. Die Entscheidung, generell alle Falle mit einer
voraussichtlichen Steuernachzahlungspflicht von bis zu 200 € nicht aufzugreifen,
fuBt jedoch nicht auf den Umstanden des Einzelfalls. Sie ist vielmehr ohne Ein-
zelfallprifung vorab und ausschlieBlich betragsabhangig getroffen worden. Die-
ser Aufgriffsverzicht in Abhéngigkeit von der betragsméBigen Eingrenzung ist mit
einer Nichtaufgriffsgrenze gleichzusetzen. Hierflr fehlt es aber an einer gesetzli-
chen Grundlage.

17.7 Erwartung

Um eine gleichmaBige Besteuerung der Rentenberechtigten zu erreichen,
erwartet der Rechnungshof, dass die Finanzamter jeden Pflichtveranla-
gungsfall

+ unabhéangig vom fiskalischen Ergebnis und
« fir alle in Betracht kommenden Veranlagungszeitraume
zutreffend bearbeiten.

Ferner erwartet der Rechnungshof, dass die Senatsverwaltung fiir Finanzen
eindeutig formulierte Handlungsanweisungen erstellt und dafiir Sorge tragt,
dass den Dienstkraften die Daten der zu bearbeitenden Falle der steuer-
pflichtigen Rentenberechtigten rechtzeitig zur Verfligung gestellt werden.
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18. Vermeidbare Risiken aus der Vereinbarung zur Neuordnung der
Rechtsbeziehungen zwischen dem Land Berlin und der
Berlinovo-Gruppe

Die Senatsverwaltung fur Finanzen hat in der ,,Vereinbarung zur Neuordnung
der Rechtsbeziehungen zwischen dem Land Berlin und der BIH-Gruppe* eine
nicht hinreichend begrenzte Insolvenzabsicherung erklért. AuBerdem hat sie das
Management der Vertragspartnerinnen unangemessen weit von der Haftung frei-
gestellt.

18.1 Einleitung

244 Im April 2002 Ubernahm das Land Berlin auf der Grundlage des Risikoabschir-
mungsgesetzes eine vertragliche Garantie (Detailvereinbarung) Gber maximal
21,6 Mrd. € zugunsten der Bankgesellschaft Berlin AG und einiger ihrer Tochter-
gesellschaften fur Risiken aus deren Immobiliendienstleistungsgeschaft. Diese
Risiken ergaben sich aus verschiedenen Garantien, die Gesellschaften des Bank-
konzerns ihrerseits gegentiber Fondsgesellschaften und Anlegern abgegeben
hatten, um Anteile an Immobilienfonds zu vertreiben.

Im Dezember 2005 erwarb das Land Berlin das nunmehr unter dem Dach der BIH
Berliner Immobilien Holding GmbH (BIH GmbH) zusammengefasste Immobilien-
dienstleistungsgeschéaft des Bankkonzerns. Der Unternehmensgegenstand der
BIH GmbH beschrankte sich auf das Halten und die Verwaltung der Anteile an
den Ubernommenen Gesellschaften; die BIH GmbH durfte nicht Gber die Holding-
funktion hinaus im Immobiliendienstleistungsbereich oder in anderen Geschafts-
bereichen tatig werden.

Die in der Detailvereinbarung Ubernommenen Garantieverpflichtungen finan-
zierte das Land Berlin seitdem weitestgehend aus dem Verkauf der Bankgesell-
schaft Berlin AG (seit 2006 Landesbank Berlin Holding AG) an den Deutschen
Sparkassen- und Giroverband im Jahr 2007. Der hierfir vorgesehene Teil von
rd. 4,6 Mrd. € des Erléses war Ende 2012 nahezu aufgebraucht.

245 |Im Oktober 2012 hat das Abgeordnetenhaus der Vorlage des Senats zur ,,Neu-
ordnung der Rechtsbeziehungen zwischen dem Land Berlin und der BIH-Gruppe*
(vgl. Drs 17/0580) zugestimmt. Diese Zustimmung erstreckt sich im Wesentlichen
auf

+ die Erteilung einer neuen gesetzlichen Ermé&chtigung anstelle des Risiko-
abschirmungsgesetzes zur Aufnahme einer vertraglichen Garantie fir die
verbliebenen Risiken aus dem Immobiliendienstleistungsgeschéft der Bank-
gesellschaft Berlin AG sowie zum Ausgleich von Insolvenzrisiken bei der
BIH-Gruppe in H6he von 3,8 Mrd. €,

158



Berlinovo-Gruppe .

+ den Abschluss der ,Vereinbarung zur Neuordnung der Rechtsbeziehungen
zwischen dem Land Berlin und der BIH-Gruppe“ (Neuordnungsvereinbarung)
und

+ die Abtretung der Ausschuttungsanspriche des Landes Berlin aus der Be-
teiligung an den von der Detailvereinbarung umfassten Immobilienfonds an
die LPFV Finanzbeteiligungs- und Verwaltungs GmbH (LPFV GmbH), eine
Tochtergesellschaft im Immobilienkonzern.

18.2 Gegenstand der Neuordnungsvereinbarung

Ziel der Neuordnung war und ist, die BIH GmbH — nunmehr firmierend als Berli- 246
novo Immobilien Gesellschaft mbH (Berlinovo GmbH) — und ihre Tochtergesell-
schaften in die Lage zu versetzen, zukinftig Garantieverpflichtungen aus dem
Immobiliendienstleistungsgeschéft des ehemaligen Bankgesellschaft-Konzerns
eigenstandig erflllen zu kédnnen. Die von der Berlinovo-Gruppe hierfir bendétigte
Liquiditat ergibt sich dabei aus einer Planungsrechnung, welche die Zahlungs-
stréme innerhalb der Berlinovo-Gruppe und den 24 unter die Garantieverpflich-
tungen fallenden Fonds bis zum Jahr 2026 abbildet, dem sog. Liquiditdtsmodell.

Die dem Liquiditatsmodell zugrunde liegende Planungsrechnung und -fortschrei-
bung ist der Neuordnungsvereinbarung zufolge auf das Altgeschéft beschrankt;
sie darf kein Neugeschaft berlcksichtigen. Als Neugeschéft definiert ist jede ei-
genstandige geschaftliche Tatigkeit, die nach Abschluss der Neuordnungsverein-
barung aufgenommen wird und die sich nicht auf die Objekte aus den Garantie-
fonds bezieht. Das Neugeschéft soll durch Einrichtung separater Buchungskreise
und, ,soweit mdglich und sinnvoll“, durch die Schaffung separater rechtlicher
Strukturen vom Altgeschaft getrennt werden.

Um die Umsetzung des Liquiditdtsmodells zu ermdglichen, hat das Land Berlin
der LPFV GmbH - aufgrund von Freistellungsvertrdgen mit anderen Tochterge-
sellschaften der Berlinovo GmbH materielle Schuldnerin der Garantieverpflich-
tungen gegeniber Fondsgesellschaften und Anlegern — entsprechend der Neu-
ordnungsvereinbarung einen Abldsebetrag von 419,3 Mio. € gezahlt und ihr die
Ausschittungsanspriiche aus den vom Land erworbenen Anteilen an Garantie-
fonds abgetreten. Zudem hat das Land Berlin erklért, die LPFV GmbH gegen
Insolvenzrisiken abzusichern. Im Gegenzug hat die LPFV GmbH auf die in der
Detailvereinbarung vom Land Berlin zu ihren Gunsten erklarte Risikotbernahme
(ErfUllungsiibernahme) verzichtet. Die Insolvenzabsicherung soll die LPFV GmbH
nach dem Wortlaut der Neuordnungsvereinbarung nur gegen solche Insolvenzri-
siken schitzen, die gerade von dem Wegfall der Erfullungstibernahme herrihren.

Die Insolvenzabsicherung ist in der Neuordnungsvereinbarung primar als Liquidi-
tatsabsicherung ausgestaltet: ,,Droht nach einer bestétigten Planfortschreibung
eine Unterschreitung der Liquiditatsuntergrenzen®, hat die LPFV GmbH das Land
Berlin zu unterrichten und ihm eine Frist zur Abwendung zu setzen. Das Land Ber-
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lin hat die zur Erreichung der Liquiditdtsuntergrenzen erforderlichen Zahlungen
spatestens mit Ablauf der Abwendungsfrist an die LPFV GmbH zu leisten.

247 Bereits mehrere Monate vor der Befassung des Abgeordnetenhauses mit dem
Neuordnungsprozess haben Aufsichtsrat und Geschéftsfiihrung die BIH GmbH
umstrukturiert. Im Zuge dessen hat der Gesellschafter Land Berlin, vertreten durch
die Senatsverwaltung fir Finanzen, in seiner Versammlung am 26. Juni 2012 den
Gesellschaftsvertrag neu gefasst, die Gesellschaft umfirmiert (T 246) und den
Unternehmensgegenstand grundlegend erweitert. Die Beschréankung auf die Ab-
wicklung der Immobilienaltrisiken ist vollstandig entfallen, die Geschéaftsfelder
entsprechen denen eines normalen immobilienwirtschaftlich tatigen Unterneh-
mens. Jedes Neugeschéaft ist in diesem Rahmen zuldssig, ggf. mit Zustimmung
des Aufsichtsrats. Uber die Satzungsénderung hat die Senatsverwaltung das Ab-
geordnetenhaus erst nach Intervention des Rechnungshofs informiert, wobei sie
nicht auf die Ausweitung des Unternehmensgegenstandes eingegangen ist.

Die Senatsverwaltung hat dazu gegeniiber dem Rechnungshof ausgefiihrt, sie sei
nicht verpflichtet gewesen, das Abgeordnetenhaus Uber die grundlegende Erwei-
terung des Unternehmensgegenstandes zu informieren. Diese Satzungsanderung
unterliege allein ihrer Regelungskompetenz. Die Senatsverwaltung Ubersieht bei
dieser Einschdtzung, dass eine grundlegende Erweiterung des Unternehmens-
gegenstandes im Zusammenhang mit der Neuordnungsvereinbarung ein ganz
anderes Gewicht erhalt und dem Abgeordnetenhaus damit zur Beurteilung des
Gesamtsachverhaltes hatte mitgeteilt werden missen.

18.3 Nicht hinreichend begrenzte Insolvenzabsicherung

248 Die Neuordnungsvereinbarung enthalt keine Regelungen, die eine Haftung fir Ri-
siken aus dem Neugeschaft hinreichend ausschlieBen. Das Liquiditdtsmodell be-
trachtet die Gesamtliquiditat der Berlinovo-Gruppe und der 24 Garantiefonds. Zur
Umsetzung des Liquiditatsmodells haben die Berlinovo GmbH, die LPFV GmbH
und weitere Gesellschaften der Berlinovo-Gruppe im April 2013 eine ,Verein-
barung zur zentralen Liquiditatssteuerung” geschlossen, wonach bei der Berli-
novo GmbH ein sog. Cash-Pool eingerichtet wird.

Die Liquiditat der LPFV GmbH ist somit weder im Modell noch tatsachlich von
der Ubrigen Liquiditat in der Berlinovo-Gruppe getrennt, vielmehr existiert mit
Ausnahme der Kassenmittel der einzelnen Gesellschaften (nur) eine einheitliche
Liquiditat der Berlinovo-Gruppe. Zwar sind im (Liquiditats-)Modell keine Neuge-
schéfte zu beriicksichtigen; fir die tatséchliche Mittelverwendung gibt es jedoch
keine entsprechende Beschrénkung: Vielmehr ist die Berlinovo GmbH nach ih-
rer Satzung uneingeschrankt berechtigt, Neugeschéaft zu tatigen (T 247). Zudem
hat die Berlinovo GmbH nach der Cash-Pooling-Vereinbarung vom April 2013
ausdricklich die Méglichkeit, die in den Cash-Pool eingebrachten Mittel fir ei-
gene Zwecke zu verwenden. Separate rechtliche Strukturen fir das Neugeschaft
existieren nicht. Auch wenn etwaiges Neugeschéaft zunachst aus Kassenmitteln
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der Berlinovo GmbH getétigt wird, Iasst sich nicht ausschlieBen, dass — insbe-
sondere bei Fehlschlagen von Neugeschéft — auch der Cash-Pool in Anspruch
genommen und im Extremfall die in der Neuordnungsvereinbarung festgelegte
Mindestliquiditat unterschritten wiirde. Der Formulierung in der Neuordnungsver-
einbarung: ,wenn nach einer bestatigten Planfortschreibung eine Unterschreitung
der Liquiditatsuntergrenzen ... droht®, ist nicht mit hinreichender Deutlichkeit zu
entnehmen, dass das Land Berlin eine Absicherung der Mindestliquiditat mit dem
Argument verweigern kdnnte, die Unterschreitung der Mindestliquiditét rihre von
Neugeschéft her. Der Rechnungshof hat daher gegeniiber der Senatsverwaltung
far Finanzen beanstandet, dass die vom Land Berlin zugunsten der LPFV GmbH
erklarte Insolvenzabsicherung zu Zahlungen in Zusammenhang mit etwaigem
Neugeschéft insbesondere der Berlinovo GmbH flihren kann.

Die Senatsverwaltung hat dem entgegengehalten, aus der Insolvenzabsicherung 249
kénnten sich keine Zahlungsverpflichtungen des Landes im Zusammenhang mit
Neugeschéft ergeben. Grundlage der Liquiditdtsabsicherung (der LPFV GmbH)
sei die in der Fortschreibung des Liquiditdtsmodells ausgewiesene Liquiditat. Da-
bei sei ein Neugeschéft nicht zu berticksichtigen. Ein etwaiger Liquiditatsabfluss
fir ein Neugeschéaft habe also keine Auswirkungen auf den in der Fortschreibung
des Liquiditdtsmodells ausgewiesenen Liquiditatsstand. Sollte es dennoch ver-
tragswidrig zu einem Liquiditatsabfluss fir Neugeschéft mit Auswirkung auf das
Liquiditdtsmodell kommen und hierdurch die Liquiditdtsuntergrenze unterschrit-
ten werden, kdnnte dies keine Leistungspflicht im Rahmen des Liquiditatsmodells
begriinden. AuBerdem hat die Senatsverwaltung erklart, eine gesellschaftsrechtli-
che Trennung des Altgeschéfts vom Neugeschéft sei sinnvoll, die Berlinovo GmbH
plane aber auf absehbare Zeit kein Neugeschéft.

Die Antwort der Senatsverwaltung Uberzeugt nicht. Neugeschéft ist nach dem 250
Gesellschaftsvertrag der Berlinovo GmbH zuldssig und kann nur aus der einheit-
lichen Liquiditat des Konzerns getatigt werden. Die Senatsverwaltung hat nicht
erklart, wie mit einem Liquiditatsabfluss fir Neugeschaft umzugehen ware, ins-
besondere wenn dieser die in der Neuordnungsvereinbarung genannte Mindest-
liquiditat gefahrdet.

Die Senatsverwaltung ignoriert auch die Einsch&tzung eines von ihr wahrend der
Verhandlungen Uber die Neuordnungsvereinbarung zeitweise eingeschalteten, mit
der Materie aufgrund langjéhriger Tatigkeit fir die Senatsverwaltung vertrauten
Rechtsberaters. Dieser hatte bereits im Februar 2012 in einer Stellungnahme zum
Entwurf der Neuordnungsvereinbarung darauf hingewiesen, dass das Land nun-
mehr ,eine Art genereller Insolvenzvermeidungsgarantie” Gbernehme, wie sie sich
aus der Detailvereinbarung gerade nicht ergebe. Insgesamt, so der Rechtsbera-
ter, sei festzustellen, ,dass der Regelungsvorschlag nicht danach differenziert,
worauf das Insolvenzrisiko zurtickzufiihren ist (ob es also gerade auf der Aufhe-
bung der Erflllungsiibernahme beruht). Méglicherweise lasst sich eine solche
Differenzierung auch gar nicht konsequent vornehmen. Dann muss ... aber si-
chergestellt werden, dass die Gesamtbelastung gegentiber dem jetzigen Zustand
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(mit Erfallungsiibernahme und ohne Neuordnungsvereinbarung) nicht steigt®. Die
Senatsverwaltung hat hierzu dargelegt, die Anmerkungen des Beraters bezégen
sich auf eine friihe Entwurfsfassung der Neuordnungsvereinbarung und seien in
der Endfassung bericksichtigt worden. Aus Sicht des Rechnungshofs enthélt die
Endfassung der Neuordnungsvereinbarung weiterhin die von dem Berater gese-
hene generelle Insolvenzgarantie.

Insgesamt sprechen Uberwiegende Griinde dafir, dass die in der Neuordnungs-
vereinbarung seitens des Landes erklérte Insolvenzabsicherung der LPFV GmbH
entgegen dem Wortlaut der Vereinbarung nicht nur solche Insolvenzrisiken ab-
deckt, die gerade aus dem Verzicht auf die Erflllungstibernahme resultieren. Dazu
passt, dass anders als noch in dem auf konkrete Verbindlichkeiten Bezug neh-
menden Risikoabschirmungsgesetz vom April 2002 das der Neuordnungsverein-
barung zugrunde liegende Gesetz vom Oktober 2012 die haushaltsrechtliche Er-
machtigung zur Insolvenzabsicherung der LPFV GmbH nicht mehr auf bestimmte
Risiken begrenzt. Der Rechnungshof bleibt daher bei seiner Auffassung, dass die
vom Land zugunsten der LPFV GmbH erklarte Insolvenzabsicherung Uber das
Liquiditatsmodell auch etwaiges Neugeschéft insbesondere der Berlinovo GmbH
absichert.

Zu der Aussage der Senatsverwaltung, es sei kein Neugeschaft geplant, ist an-
zumerken, dass der Geschéaftsfiihrer der Berlinovo GmbH in einem Artikel des
»lagesspiegel“ vom 16. Mai 2013 mit der Anklindigung zitiert wird, es kénnten
Wohnungsbestéande in Berlin hinzugekauft werden.

Die Einschatzung der Senatsverwaltung, eine gesellschaftsrechtliche Trennung
des Neugeschéfts vom Altgeschéft sei sinnvoll, tragt den dargestellten Risiken
nicht Rechnung. Es ist vielmehr erforderlich, fir das Neugeschéft eine neue Ge-
sellschaft zu grinden. Sofern zwischen dieser Gesellschaft und den Ubrigen Ge-
sellschaften der Berlinovo-Gruppe keine Ausgleichsverpflichtungen bestehen,
also sie auch nicht in das zur Liquiditdtssteuerung eingerichtete Cash-Pooling
einbezogen wird, kdnnte das auch aus Sicht des Rechnungshofs eine geeignete
MaBnahme sein, um eventuelle Neugeschéfte von Altgeschéaften zu trennen. Je-
doch hat die Senatsverwaltung wahrend der Verhandlungen Uber die Neuord-
nungsvereinbarung eine gesellschaftsrechtliche Trennung des Neugeschéfts nicht
durchgesetzt, und scheint es auch jetzt — entgegen friherer Aussagen — nicht
mehr zu beabsichtigen.

251 Der Rechnungshof hat ferner die Ausweitung des gesellschaftsvertraglichen Un-
ternehmensgegenstandes vor dem Hintergrund der nicht hinreichend eingegrenz-
ten Insolvenzabsicherung der LPFV GmbH beanstandet. Er hat auf die Gefahr ver-
wiesen, dass das Land Uber den Zeitraum der Vertragslaufzeit bis zum Jahr 2026
auch Zahlungen fir Geschéfte leisten muss, die nicht unter die Altgeschéfte zu
subsumieren sind. Die Senatsverwaltung hat darauf nicht reagiert.
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18.4 Unangemessen weite Haftungsfreistellung

Bereits wahrend der Verhandlungen zur Neuordnungsvereinbarung galten eine
Weisung des Landes Berlin an die damalige BIH GmbH zum Abschluss der Ver-
einbarung sowie eine separate Haftungsfreistellung fir das Management der an
der VertragsschlieBung beteiligten Gesellschaften als Voraussetzung zum Vertrag-
sabschluss. Die Haftungsfreistellung sollte vom Land Berlin ,im Hinblick auf den
Abschluss und die Durchfuhrung® der Neuordnungsvereinbarung erklart werden.
Die Senatsverwaltung hat das Abgeordnetenhaus davon erst in Kenntnis gesetzt,
nachdem der Rechnungshof sie dazu aufgefordert hatte.

Der Rechnungshof hat bereits im Vorfeld der Haftungsfreistellung beanstandet,
dass eine unspezifisch auf die Durchfihrung der Neuordnungsvereinbarung be-
zogene Freistellung kaum eingrenzbar sei. Es lasse sich nicht erkennen, in wel-
chen Fallen das beginstigte Management der Berlinovo-Gruppe wéhrend der
Umsetzung der Neuordnungsvereinbarung tUberhaupt noch haftbar sein kénnte.
Der Rechnungshof hat die Erwartung geduBert, dass die Haftungsfreistellung auf
Nachteile beschréankt wird, die durch den Verzicht auf die Anspriiche aus der Er-
fullungstbernahme entstehen. Hierzu héatte ein Gesellschafterbeschluss mit der
Weisung zum Abschluss und zur Durchflihrung der Neuordnungsvereinbarung
ausgereicht.

Die Senatsverwaltung ist der Aufforderung des Rechnungshofs nicht gefolgt. Ne-
ben der Gesellschafterweisung hat sie sich im Dezember 2012 in einem sog. Si-
deletter zur Neuordnungsvereinbarung verpflichtet, die Geschéftsflihrung der Ber-
linovo GmbH und weiterer flinf Tochtergesellschaften ,,von jeglicher persénlicher
Haftung im Zusammenhang mit dem Abschluss und der vertragsgeméBen Durch-
fihrung der Neuordnungsvereinbarung” freizustellen. Die Freistellung bezieht sich
auf etwaige Félle, ,,in denen die Verpflichtung zur Umsetzung der Neuordnungs-
vereinbarung und des darin vorgesehenen Liquiditatsmodells im Widerspruch zu
anderweitigen rechtlichen Verpflichtungen der betroffenen Gesellschaften stehen
kénnte®.

Gegenlber dem Rechnungshof hat die Senatsverwaltung erklart, die Haftungs-
freistellung sei ,,fir derartige Unternehmensvertrage absolut typisch® und ,,eng
begrenzt®.

Der Rechnungshof teilt diese Auffassung nicht. Die Enthaftung des Managements
der Berlinovo GmbH und ihrer Tochtergesellschaften ist zu weit gefasst. Die im
Sideletter gewahlte Formulierung ist unklar und nicht geeignet, die Freistellung
auf Nachteile zu beschranken, die durch den Verzicht auf die Anspriiche aus der
Erflllungsibernahme entstehen. Die im Sideletter gewahlte Formulierung ,,an-
derweitige rechtliche Verpflichtungen® lasst nicht erkennen, wie diese Verpflich-
tungen entstehen und wie sie sich auf die Neuordnungsvereinbarung auswirken.

Der Rechnungshof hélt an der geforderten Begrenzung der Haftungsfreistellung
fest. Sie sollte auf etwaige Risiken, die sich aus der Beendigung der Erflillungs-
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Ubernahme ergeben, begrenzt werden und sich nicht auf sdmtliche Aufgaben des
betreffenden Personenkreises erstrecken.

18.5 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend, dass die Senatsverwaltung
fir Finanzen in der Neuordnungsvereinbarung eine nicht hinreichend begrenzte
Insolvenzabsicherung erklart hat. Daraus ergeben sich Uber den Geltungszeit-
raum der Neuordnungsvereinbarung bis zum Jahr 2026 unbestimmbare Risiken,
die zu Zahlungsverpflichtungen des Landes Berlin fihren kénnen. AuBerdem hat
die Senatsverwaltung die Geschéftsflihrung der Berlinovo GmbH und finf ihrer
Tochtergesellschaften unangemessen weit von der Haftung freigestellt.

Der Rechnungshof erwartet, dass die Senatsverwaltung fiir Finanzen darauf
hinwirkt, dass

+ ein Neugeschift der Berlinovo GmbH fiir den Geltungszeitraum der
Neuordnungsvereinbarung entweder gesellschaftsvertraglich ausge-
schlossen oder rechtlich und wirtschaftlich vollstéandig von der librigen
Geschaftstatigkeit getrennt wird und

+ die zugunsten der Geschiftsfiihrung der Berlinovo GmbH und fiinf ih-
rer Tochtergesellschaften erklarte Haftungsfreistellung im Wege von
Nachverhandlungen auf hochstens die Anspriiche begrenzt wird, die im
Zusammenhang mit dem Verzicht auf die Anspriiche aus der Erfiillungs-
tibernahme entstehen kdénnen.

19. Unzulissige Anderung von Erbbaurechtsvertrigen durch das
Bezirksamt Spandau zum finanziellen Nachteil des Landes
Berlin

Das Bezirksamt Spandau hat zwei Erbbaurechtsvertrdge fiir ehemalige Reichs-
heimstéatten-Grundstiicke, die zu marktiblichen Konditionen geschlossen wor-
den waren, riickwirkend geédndert, obwohl die rechtlichen Voraussetzungen daftr
nicht vorlagen. Der Erbbauzins wurde deutlich verringert. Dadurch ist ein erheb-
licher finanzieller Nachteil fiir das Land Berlin entstanden.

19.1 Einleitung

Der Rechnungshof hat den Abschluss und die Verwaltung von Erbbaurechtsver-
trdgen durch das Bezirksamt Spandau stichprobenweise geprift. Ein Schwer-
punkt der Prifung waren die Erbbaurechtsvertrage flir ehemalige Reichsheim-
statten. Das Bezirksamt Spandau hat eigenen Angaben zufolge im Jahr 2013
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ca. 480 Erbbaurechtsvertrage ehemaliger Reichsheimstatten verwaltet, von de-
nen der Rechnungshof 31 gepruft hat.

19.2 Das Reichsheimstattengesetz und das Verfahren bei der Verlan-
gerung von Vertrdagen nach dessen Aufhebung

In den 20er-dahren des letzten Jahrhunderts wurde zur Linderung der Woh- 258
nungsnot vornehmlich von Kriegsveteranen, -beschéadigten, Kriegerwitwen und
vergleichbaren Personengruppen das Institut der sog. Reichsheimstatten ge-
schaffen. Es gewédhrte dem sog. Heimstatter durch den Erwerb eines gesetzlich
besonders beschrankten Eigentums oder Erbbaurechts an Einfamilienhausgrund-
stiicken oder Kleinsthéfen einen weitgehenden Glaubigerschutz und umfangrei-
che Gebihren- und Steuerbefreiungen. Andererseits war das Grundstick nicht
frei verkauflich und vererbbar. Damit sollten Zwecke des sozialen Wohnungsbaus
ebenso erreicht, wie eine spekulative Verwertung der Grundstlicke verhindert und
die urspringlich im Eigentum von Reich, Ldndern, Gemeinden oder Gemeinde-
verbanden stehenden Grundstlicke dauerhaft fir Wohnzwecke gesichert werden.

Das Reichsheimstattengesetz vom 10. Mai 1920 wurde nachfolgend mehrfach
geandert und schlieBlich im Zuge der generellen Deregulierung des Wohnungs-
wesens mit dem Gesetz zur Aufhebung des Reichsheimstattengesetzes vom
17. Juni 1993 mit Wirkung zum 1. Oktober 1993 aufgehoben.

Die Senatsverwaltung flr Finanzen hat seit dem Jahr 1988 ,Richtlinien Uber die 259
Verlangerung der kurzfristig auslaufenden ehemaligen Erbbau-Heimstattenver-
trdge und die Bemessung des Erbbauzinses” (Verlangerungsrichtlinien) erlassen.

Die letzte Fassung dieser Vorschrift trat am 1. Oktober 1993 in Kraft und endete

mit Ablauf des 31. Mérz 2000. Sie regelte das Verfahren und die Bedingungen fir

die vorzeitige Verlangerung der in den Jahren 1996 bis 2002 auslaufenden ehe-
maligen Erbbau-Heimstéattenvertrage, an denen das Land Berlin als Grundsticks-
eigentimer beteiligt war. Diese entsprachen in ihren wesentlichen Grundzigen

der seinerzeitigen Erwartungshaltung des Abgeordnetenhauses.”

Neben den Voraussetzungen flir die Verlangerung der Erbbaurechte wurden dort
auch die Grundlagen zur Bemessung des neu zu vereinbarenden Erbbauzinses
vorgegeben. Danach war die Gesamtflache des jeweiligen Grundstlicks in eine
fiktive ,,Baulandflache” mit einer festgeschriebenen GréBe von 330 m? und in eine
»Gartenlandflache®, die die Restflache des Erbbaugrundstlicks darstellte, zu teilen.

72 Beschluss des Abgeordnetenhauses vom 22. Juni 1989 zur Drs 11/215
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Zur Ermittlung des Erbbauzinses war

« flr die ,Baulandflache” ein Bodenwert von umgerechnet 77 €/m? und ein
Erbbauzins von 4 % sowie

+ flur die ,Gartenlandflache” ein Bodenwert von umgerechnet 26 €/m? und ein
Erbbauzins von 1 %

zugrunde zu legen.

Erbbaurechte, die nach diesen Richtlinien nicht verlangert wurden und die somit
ausliefen, waren grundsatzlich zu den in Berlin Ublichen Konditionen neu zu ver-
geben, d. h. die gesamte Grundstlcksflache war mit ihrem vollen Bodenwert und
dem festgelegten Erbbauzinssatz von 4,5 % zu berlcksichtigen. Die Senatsver-
waltung fur Finanzen hat dies auch dem Bezirksamt Spandau mit Schreiben vom
14. Januar 1999 ausdrucklich vorgegeben.

Mit Schreiben vom 13. September 2004 hat die Senatsverwaltung fir Finanzen
eine Abweichung von diesem Grundsatz zugelassen. Urs&chlich fir dieses Schrei-
ben war die Anfrage eines anderen Bezirks zur Zuldssigkeit von Anderungen der
Vergabekonditionen. Die Senatsverwaltung fir Finanzen hat es in das Ermessen
dieses Bezirks gestellt, auch fir auBerhalb der Verlangerungsrichtlinien neu zu

vergebende Erbbaurechte unterschiedliche Bewertungen des Bodenwerts fir die
»Baulandflache” (330 m?) und die ,Gartenlandflache“ (Restgrundstlick) vorzuneh-
men. Der Regelerbbauzins in Héhe von 4,5 % war dabei weiterhin anzuwenden.

Die Senatsverwaltung flr Finanzen hat allen Bezirksdmtern, die Erbbaurechte
fur ehemalige Reichsheimstatten verwalteten, darunter auch dem Bezirksamt
Spandau, eine Kopie des o. g. Schreibens zur Kenntnisnahme Ubersandt. Eine
Aufforderung, entsprechend zu verfahren, war damit nicht verbunden.

19.3 Unzulassige riickwirkende Anderung von Erbbaurechtsvertra-
gen durch das Bezirksamt Spandau

Die frlhere Stadtverwaltung Berlin, vertreten durch das Bezirksamt Spandau, hat
als Grundstlickseigentimerin in den 30er- und 40er-Jahren des letzten Jahrhun-
derts eine Vielzahl von Erbbaurechten als Reichsheimstatte zu Wohnzwecken
ausgegeben.

Das Bezirksamt Spandau hat die Erbbauberechtigten rechtzeitig Gber die Aufhe-
bung des Reichsheimstattengesetzes in Kenntnis gesetzt und auf die Méglichkeit
hingewiesen, das Erbbaurecht auf Antrag nach den Konditionen der Verlange-
rungsrichtlinien zu verlangern.

Zwei Erbbaurechte, deren Vertrdge ausgelaufen waren, weil die Erbbauberech-
tigten bis zum Stichtag keinen Antrag auf Verlangerung gestellt hatten, wurden
in den Jahren 2001 bzw. 2002 zu marktiblichen Konditionen neu vergeben. Sie
enden erst in den Jahren 2071 bzw. 2076.
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Nach Erhalt der Kopie des Schreibens vom 13. September 2004 (T 260) hat das 262

Bezirksamt Spandau den Erbbaurechtsnehmern fir die beiden o. g. Vertrage auf
dieser Grundlage eigeninitiativ eine Anderung ihrer Erbbaurechtsvertrage mit ei-
nem deutlich niedrigeren Erbbauzins angeboten. Ein entsprechendes Begehren
der Vertragspartner ging dem nicht voraus.

Im Einvernehmen mit den beiden Erbbaurechtsnehmern hat das Bezirksamt
Spandau beide o. g. Vertradge im Jahr 2005 in der Weise gedndert, dass der Erb-
bauzins ab Vertragsschluss gemindert wurde. Der auf die bereits abgelaufene
Vertragszeit entfallende Differenzbetrag wurde zurlickgezahlt und der jahrliche
Erbbauzins erméaBigte sich danach von 5 844 € auf 3 205 € (A) bzw. von 4 797 €
auf 2 813 € (B).

Daraus ergibt sich flr das Land Berlin nach derzeitigem Stand ein finanzieller
Nachteil fur die jeweilige Gesamtlaufzeit der Vertrdge von mehr als 210 000 € (A)
bzw. von mehr als 170 000 € (B).

Das Bezirksamt Spandau hat die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen des § 58
Abs. 1 Nr. 1 LHO nicht beachtet und Vertrdge zum Nachteil des Landes Berlin
geandert, ohne dass hier ein besonders begriindeter Ausnahmefall vorlag. Ein
solcher Ausnahmefall ist dann anzunehmen, wenn ein Festhalten am Vertrag den
Vertragspartner nach Lage des Einzelfalls unbillig benachteiligt, weil sich seine
wirtschaftlichen Verhaltnisse bei Vertragserfiullung infolge ihm nicht zuzurechnen-
der Umstande erheblich verschlechtern wirden (Nr. 1.3 AV § 58 LHO). Beide
Erbbaurechtsnehmer hatten keinen entsprechenden Antrag auf Anderung ihrer je-
weiligen, nach markttblichen Konditionen geschlossenen Erbbaurechtsvertrége
gestellt. Das Bezirksamt Spandau hat eigeninitiativ und — wie es selbst in einer
Vertragspassage feststellt —, ohne dass es dazu verpflichtet war, gehandelt. Es
hat nicht aktenkundig geprtift, ob in dem jeweiligen Einzelfall die Voraussetzung
fir einen besonders begriindeten Ausnahmefall vorlag. Der Rechnungshof hat
das Vorgehen des Bezirksamts beanstandet und die Erwartung geduBert, dass
Schadenersatzanspriiche gepriift werden.

19.4 Stellungnahme des Bezirksamts

Das Bezirksamt Spandau hat zugestanden, dass zu markttblichen Konditionen
geschlossene Erbbaurechtsvertrage nachtraglich mit der Folge einer Erbbauzin-
sermaBigung geandert wurden. Es beruft sich zur Begriindung auf den Beschluss
des Abgeordnetenhauses vom 22. Juni 1989 (vgl. T 259) und vertritt die Auf-
fassung, mit der riickwirkenden Anderung der Vertrdge dem parlamentarischen
Willen entsprochen zu haben.

Das Bezirksamt hat weiterhin darauf hingewiesen, dass eine Ungleichbehand-
lung zwischen den Spandauer Erbbaurechtsnehmern und denen anderer Berliner
Bezirke vermieden werden sollte. Es hebt eine - allerdings nicht aktenkundige —
individuelle soziale und persoénliche Problematik der beiden Erbbaurechtsnehmer
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hervor. Ein Festhalten an den urspriinglichen Vertrdgen hétte auch vor dem Hin-
tergrund, dass die beiden Vertragspartner ohnehin die héchsten Erbbauzinsen in
ihrer jeweiligen Wohnsiedlung zu zahlen haben, einen Versto3 gegen den Gleich-
behandlungsgrundsatz (Artikel 3 GG) und den Grundsatz von Treu und Glauben
(§ 242 BGB) dargestellt. Das Bezirksamt Spandau leitet daraus ab, dass eine
rechtliche Verpflichtung zur Anderung der Vertrage bestanden habe.

Das Bezirksamt macht ferner geltend, dass das Schreiben der Senatsverwaltung
fur Finanzen vom 13. September 2004 aufgrund der unklaren Vorgaben unter-
schiedlich ausgelegt werden konnte. Es habe die Senatsverwaltung aus diesem
Grunde mehrfach um Zustimmung zu den beabsichtigten, auf diesem Schreiben
basierenden Vertragsédnderungen gebeten, jedoch keine Antwort erhalten.

Im Ubrigen verweist das Bezirksamt Spandau darauf, die Klausel Uiber eine nicht
bestehende rechtliche Verpflichtung zum Vertragsschluss nur formelhaft verwen-
det zu haben.

Die Einwendungen des Bezirksamts sind insgesamt nicht geeignet, den vom
Rechnungshof gertigten VerstoB3 gegen § 58 Abs. 1 Nr. 1 LHO zu entkréaften.

Die Erbbauberechtigten hatten sich fiir den Abschluss neuer Erbbaurechtsver-
trdge zu marktiblichen Konditionen entschieden und entsprechende privatrecht-
liche Vertradge geschlossen. Der vom Bezirksamt herangezogene Beschluss des
Abgeordnetenhauses vom 22. Juni 1989 ist vom Senat durch die o. a. Verlan-
gerungsrichtlinien (vgl. T 259) umgesetzt worden. Die letzte trat mit Ablauf des
31. Mérz 2000 auBer Kraft. Weder diese noch der Ende der 80er-Jahre des vori-
gen Jahrhunderts geduBerte Wille des Parlaments vermdgen das Vorgehen des
Bezirksamts zu rechtfertigen. Die Beginstigten hatten keine Verschlechterung
ihrer wirtschaftlichen Verhéltnisse angezeigt und keine Uberpriifung ihres Erb-
bauzinses beantragt.

Die Ausfuihrungen des Bezirksamts zur Vertragsklausel, die seine fehlende recht-
liche Verpflichtung zum Vertragsabschluss darstellt, liberzeugen nicht, da sie im
Widerspruch zum Vertragsabschluss selbst stehen.

Eine vom Bezirksamt geltend gemachte Gleichstellungspflicht aus § 242 BGB
(Treu und Glauben) i. V. m. Artikel 3 GG liegt schon deshalb nicht vor, weil unglei-
che Sachverhalte gegeben sind.

Mit dem von der Senatsverwaltung fir Finanzen zur Kenntnisnahme tGbermittelten
Schreiben vom 13. September 2004 ist keine neue Rechtslage entstanden, aus
der sich die Notwendigkeit initiativen Handelns durch das Bezirksamt oder die
Anderung von Bestandsvertragen ableiten lieB. Das Bezirksamt Spandau kann
sein Vorgehen auch nicht dadurch rechtfertigen, dass die Senatsverwaltung fir
Finanzen auf seine Ankliindigung hin, bestehende Vertrage zulasten des Landes
Berlin auf der Grundlage des o. g. Schreibens nachtraglich &ndern zu wollen, nicht
reagiert hat. Auch wenn eine Antwort auf die Fragen des Bezirksamts Spandau
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geboten gewesen ware, bleibt es bei der alleinigen Handlungsverantwortung des
Bezirks.

19.5 Erwartung

Der Rechnungshof erwartet, dass das Bezirksamt Spandau Vertrdge zum
finanziellen Nachteil des Landes Berlin nur in den in § 58 LHO vorgesehenen
Féllen dndert. Dabei ist unter Abwagung der Umsténde des Einzelfalls ein
strenger MaBstab anzulegen.
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Juristische Personen des offentlichen Rechts

20. Mangel bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von
Grundstiicksverkaufen durch die Freie Universitat Berlin

Die Berliner Universitdten sind berechtigt, ihnen vom Land zur Nutzung (berlas-
sene Grundstiicke, die sie perspektivisch nicht mehr bendtigen, zu verduBern.
Bei zwei gepriiften Grundsticksverkdufen der Freien Universitat Berlin (FU) hat
der Rechnungshof organisatorische Méngel bei deren Vorbereitung, fehlende
interne Regelungen und die Missachtung von Rechtsvorschriften festgestellt. Die
FU hat nicht ordnungsgeméB und nicht wirtschaftlich gehandelt und insbeson-
dere finanzielle Potenziale nicht ausgeschépft.

20.1 Einleitung

Die staatlichen Hochschulen des Landes Berlin sind Korperschaften des 6ffent-
lichen Rechts. Sie sind nach § 2 Abs. 1 Berliner Hochschulgesetz (BerlHG) zur
Selbstverwaltung berechtigt. Die flir Hochschulen zustandige Senatsverwaltung
schlieBt ,regelmaBig mehrjahrige Vertrage mit den Hochschulen tGber die Grund-
zige ihrer weiteren Entwicklung und Uber die Hohe des Staatszuschusses fir
ihre Aufgaben® (§ 2a BerlHG). Die Einfihrung dieses ,,Hochschulvertragssystems*
Ende der 1990er-Jahre mit den drei groBen staatlichen Universitdten Freie Univer-
sitat Berlin (FU), Humboldt-Universitat zu Berlin (HU) und Technische Universitat
Berlin (TU) sollte diesen eine weitgehende Finanzautonomie verschaffen. Wahrend
der nunmehr regelmaBig vierjahrigen Vertragszeitrdume war ihnen die Chance
erdffnet worden, in einem gréBeren Planungszeitraum als einem Haushaltsjahr
fur die Erfullung ihrer Aufgaben und die Umsetzung ihrer finanziellen und struk-
turellen Zielsetzungen zu sorgen. Die Universitdten sind nach § 4 Abs. 1 Haus-
haltsstrukturgesetz 1997 berechtigt, 50 % (seit 2003 100 %) des Erléses aus dem
Verkauf der ihnen vom Land Berlin Gberlassenen Grundstiicke ohne Anrechnung
auf die jahrlichen staatlichen Zuschusse zu behalten und fir sich — vorrangig fur
Investitionen — (vgl. § 4 Abs. 3 Hochschulvertrag der FU fir die Jahre 2010 bis
2013) zu verwenden.

Fur diese Aufgabe werden hochschulinterne Standort- und bauliche Entwick-
lungsplanungen erstellt. Diese setzen das in den Hochschulvertragen in unter-
schiedlicher Detaillierung vorgegebene Gebot des kostensparenden Umgangs
mit Flachen- und Gebduderessourcen um (vgl. § 10 bzw. § 9 der Hochschulver-
trdge 2003 bis 2013 sowie Jahresbericht 2006, T 292 bis 305 und Ergebnisbe-
richt 2008, S. 46 f.). In § 9 Abs. 4 und 5 der Vertrage mit der FU, HU und TU flr die
Jahre 2010 bis 2013 wird die Optimierung des Facility-Managements u. a. durch
die universitédtslbergreifende Planung der drei Universitdten vereinbart.
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20.2 Standort- und bauliche Entwicklungsplanung der Universitaten

Seit dem Jahr 2005 werden die Planungen der FU, HU und TU in einem gestuf- 268
ten Verfahren zunachst innerhalb einer, dann aller Hochschulen, dann hinsichtlich

der planungsrechtlichen Belange mit den Bezirksdmtern und schlieBlich mit der

fir Hochschulen zustandigen Senatsverwaltung abgestimmt. Der Gesamtprozess

wird von einer gemeinsamen standigen Arbeitsgruppe ,,Standortentwicklungspla-
nung“ der drei groBen Universitaten gesteuert. Im Ergebnis wird eine gemeinsame
~Standort- und bauliche Entwicklungsplanung® aller drei Universitédten vorgelegt.

Diese gemeinsame Standort- und bauliche Entwicklungsplanung sieht u. a. vor,
dass Grundstlicke, die eine Hochschule nicht mehr benétigt, zunachst auf ihre
Eignung fur andere Hochschulen gepruft werden, bevor die Hochschule sie zum
Verkauf ausschreibt.

Die FU bewirtschaftet angabegemaB 210 landeseigene und angemietete Gebdude.
Nach ihrer aktuellen internen Standort- und baulichen Entwicklungsplanung soll-
ten Nutzflachen reduziert und dezentrale Fachbereiche am Campusstandort zu-
sammengefihrt werden. AuBenstandorte sowie der FU-typische Bestand an Alt-
bau-Villen sollten aufgegeben werden, um aus dem Erlés der Grundstlicke groBe
Investitions- und Standort-KonzentrationsmaBnahmen anteilig zu finanzieren.

20.3 Gegenstand der Priifung

Far die FU als landesunmittelbare juristische Person des 6ffentlichen Rechts gel- 269
ten gemaB § 105 Abs. 1 Nr. 2 LHO die §§ 1 bis 87 LHO einschlieBlich der dazu
erlassenen Verwaltungsvorschriften entsprechend.

Der Rechnungshof hat geprift, ob die FU bei den Verkaufen von Grundstlicken
ordnungsgemaB gehandelt und die Grundséatze der Wirtschaftlichkeit entspre-
chend § 7 Abs. 1 Satz 1 LHO beachtet hat. Die Priifung umfasste die Entscheidung
zum Grundstlcksverkauf sowie die organisatorischen Grundlagen zur Vorberei-
tung der Vermarktung bis hin zur VerauBerung. Die FU hat in den Jahren 2010 bis
2011 auf der Grundlage der o. g. Standort- und baulichen Entwicklungsplanung
zwei Grundstiicke verkauft. Diese beiden GrundstlicksverduBerungen waren Ge-
genstand der Prufung durch den Rechnungshof.

20.4 Auswahl der zu vermarktenden Grundstiicke

Sowohl in der FU-internen als auch in der gemeinsamen hochschullbergreifen- 270
den Standort- und baulichen Entwicklungsplanung sind Gberwiegend Parameter

zum Flachenbedarf der Fachbereiche bzw. Fakultaten auf der Grundlage der fach-
spezifischen Anforderungen des Universitatsbetriebes dargestellt. Sie bilden die
Basis fur die Auswahl der zu verduBernden Grundsticke.
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Entsprechend § 7 Abs. 2 Satz 1 LHO sind fir alle finanzwirksamen MaBnahmen
angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzufiihren. Somit ist vor ei-
ner Entscheidung zum Verkauf einer Liegenschaft eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung unter Einbeziehung des gesamten durch die FU genutzten landeseigenen
und angemieteten Flachenbestands durchzuflihren. Dieser Untersuchung sollten
auch quantifizierbare immobilienwirtschaftliche Kriterien zum Verkauf einzelner
Liegenschaften, wie Instandhaltungsstau, Betriebskosten, Lagebesonderheiten,
Marktgangigkeit, Teilbarkeit, vorhandene Dienstbarkeiten, Raumstrukturen oder
Altlasten der Grundstlicke, zugrunde gelegt werden. Im Ergebnis einer solchen
Portfolioanalyse ist eine Rangfolge der zu vermarktenden Grundstiicke zu erar-
beiten.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU ihrer Entscheidungsfindung zu
Grundsticksverkaufen lediglich eine Standort- und bauliche Entwicklungspla-
nung mit allgemeinen Zielen und Angaben zum Flachenbedarf zugrunde gelegt
und keine konkreten immobilienwirtschaftlichen Kriterien zur Objektauswahl ent-
wickelt, dokumentiert und angewendet hat.

20.5 Aufbau- und Ablauforganisation des Vermarktungsprozesses

Die VerduBerung von Liegenschaften wird von der Technischen Abteilung der FU
selbsttétig organisiert und durchgefiihrt. AngabegemaB wird diese in Besprechun-
gen mundlich durch den Kanzler mit Grundsticksverkdufen beauftragt. Kurzfris-
tige Anderungen geplanter Verkiufe sind von dem jeweils aktuellen Raumbedarf
der Hochschule abhangig.

Zur Konkretisierung allgemeiner Grundséatze einer ordnungsgeméBen und wirt-
schaftlichen Verwaltung u. a. bei Grundstlicksverkaufen und in Ergdnzung der
LHO und ihrer Ausflihrungsvorschriften hat die flr Finanzen zustandige Senats-
verwaltung im Jahr 1980 gemaB § 6 AZG eine Grundstiicksordnung (GrO) erlas-
sen. Die GrO ist gemaB § 105 Abs. 1 Nr. 2 LHO auch von der FU zu beachten. lhre
Regelungen sind gemaB § 1 GrO bei allen Verkdufen landeseigener Grundsticke
zugrunde zu legen. Die gepriften landeseigenen Grundstiicke befanden sich im
Fachvermdgen der flir Hochschulen zustandigen Senatsverwaltung, die diese der
FU zur Nutzung Uberlassen hatte.

Die GrO ist durch Zeitablauf am 31. Dezember 1989 auBer Kraft getreten. Ge-
maB dem Rundschreiben der flr Finanzen zustédndigen Senatsverwaltung vom
18. Dezember 1989 ist sie aber in den hier relevanten Teilen entsprechend dem
Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung bis zum Inkrafttreten einer neuen
Grundstticksordnung weiterhin zu beachten.

Entsprechend § 23 Abs. 1 GrO sind Verhandlungen Uber Grundstiicksverkdufe
mdglichst in den Dienstrdumen und in Gegenwart einer weiteren Dienstkraft zu
fihren (Vier-Augen-Prinzip). Das Ergebnis und wesentliche Erdrterungen sind
schriftlich festzuhalten (Transparenzprinzip). Darlber hinaus muss die FU alle
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MaBnahmen und Unterlagen vertraulich behandeln (§ 23 Abs. 4 GrO). Um ein
transparentes Verkaufsverfahren sicherzustellen, missen daher im Rahmen der
Aufbau- und Ablauforganisation Aufgaben, Zustandigkeiten und Verantwortung
klar geregelt sein.

Eindeutige Aufgaben- und Funktionsbeschreibungen fir die bei VerauBerungsvor-
gangen beteiligten Dienstkrafte hat die FU nicht vorgelegt. Eigene interne Rege-
lungen fur Verkaufsverfahren, insbesondere zu Bieterverfahren, zur Wahrung der
Vertraulichkeit oder Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips wéhrend dieser Verfahren,
hat die FU nicht erlassen.

Es war teilweise nicht nachvollziehbar, welche Dienstkraft bei den gepriften Ver-
kaufsverfahren wesentliche Entscheidungen getroffen und Kontrollfunktionen
wahrgenommen hat, da zahlreiche Ergebnisse aus den Verhandlungen, getroffene
Entscheidungen oder die Zustimmung Verantwortlicher nicht dokumentiert waren.

Der Rechnungshof hat die Intransparenz bei der Zuordnung von Aufgaben und
Verantwortlichkeiten sowie fehlende Regelungen zur Dokumentation von Ent-
scheidungen und Einwilligungen bei Grundstiicksverkdufen der FU beanstandet.

20.6 Beschreibung der Verkaufsobjekte

Die beiden benachbarten Grundstlicke (T 269) liegen in einem begehrten Wohn-
gebiet im Bezirk Steglitz-Zehlendorf und haben eine GrundstlicksgréBe von
2 100 m2 bzw. 1 800 m2. Ein Objekt war mit einer zweigeschossigen Villa aus den
1920er-dahren bebaut, die sich in einem durchschnittlichen baulichen Zustand
befand. Auf dem zweiten Grundstlck steht ein zweigeschossiges Blrogebaude
aus den 1970er-Jahren. Dieses wies einen befriedigenden bis maBigen baulichen
Zustand auf. Beide Gebaude wurden in der Vergangenheit von der FU als Insti-
tutsgebdude genutzt und standen zum Zeitpunkt der Verkaufsverhandlungen leer.

Entsprechend dem Flachennutzungsplan von Berlin waren beide Liegenschaf-
ten planungsrechtlich als Wohnbauflache (Art der Nutzung) mit einer Geschoss-
flachenzahl von jeweils 0,8 (MaB der Nutzung) festgesetzt. Die tatsichliche
gebietstypische Bebauungsdichte lag gemaB dem Bodenrichtwertatlas des
Gutachterausschusses flr Grundstlickswerte in Berlin jedoch nur bei einer Ge-
schossflachenzahl von 0,4. Eine kinftige Nutzung als Wohnbauflache und eine
eventuelle Teilung der beiden groBen Grundstlicke einschlieBlich einer héheren
Neubebauung bestimmen sich daher planungsrechtlich nach § 34 Baugesetz-
buch und waren nach Aktenlage nicht ausgeschlossen. Sie waren von der FU
durch die Einholung einer stadtebaulichen Stellungnahme beim zustandigen Be-
zirksamt abschlieBend zu kldren gewesen. Denn die Art und das MaB3 der Nut-
zung eines Grundstlicks haben einen maBgeblichen Einfluss auf den Wert eines
Grundstlicks.
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20.7 Ablauf der gepriiften Grundstiicksverkaufe

273  Zur VerduBerung der Liegenschaften hat die FU den Verkehrswert beider Grund-
stlicke von einem Sachverstandigen ermitteln lassen. Die FU hatte entschieden,
die beiden nebeneinanderliegenden Grundstlcke zusammengefasst im Rahmen
eines Bieterverfahrens zum Hoéchstgebot zu verkaufen. Die FU war der Auffas-
sung, dass das mit dem Blirogebdude bebaute Grundstiick nicht selbststandig
vermarktungsfahig, d. h. ,unattraktiv” sei. Es sollte daher zusammen mit dem ,,Vil-
len“-Objekt verauBert werden. Nach Verdffentlichung des Angebots haben zwei
Bieter, darunter eine Bietergemeinschaft, Gebote abgegeben. Die FU hat dann mit
der Bietergemeinschaft, die das héhere Angebot abgegeben hatte, Verhandlun-
gen gefuhrt. Nachdem sie die Verhandlungen u. a. aufgrund ausstehender Unter-
lagen mit der Bietergemeinschaft als Ganzes abgebrochen hatte, verhandelte sie
mit einzelnen Mitgliedern der Bietergemeinschaft und weiteren Kaufinteressenten.

Letztendlich verkaufte sie zeitgleich beide Grundstlicke getrennt mit zwei
Kaufvertragen zum jeweils ermittelten Verkehrswert. Der Gesamtkaufpreis lag
ca. 300 000 € unterhalb des urspriinglichen Gebots der Bietergemeinschaft. Die
jeweils fur Hochschulen und fir Finanzen zustdndigen Senatsverwaltungen hat-
ten vor Vertragsschluss den Grundstiicksverkdufen zugestimmt.

20.8 Vergabe, Beauftragung und Abrechnung der Verkehrswert-
gutachten

274 FUr die Vergabe von Gutachten zur Ermittlung von Verkehrswerten als frei-
berufliche Leistungen sind von der FU die Ausfiihrungsvorschriften zu § 55 LHO
zu beachten. Nach Nr. 7.4 AV § 55 LHO sind hierzu mindestens drei Angebote
einzuholen. Um die Verkehrswerte der beiden Grundstlicke ermitteln zu lassen,
hat die FU jedoch alle Auftrage fur die Erstellung der Gutachten freihdndig und
ohne Einholung von weiteren Angeboten an einen Gutachter vergeben. Griinde,
die den Verzicht auf die Einholung von weiteren Angeboten rechtfertigen, hat die
FU nicht dokumentiert.

Dartber hinaus hat die FU die Vereinbarungen mit dem Sachverstandigen zur
Anfertigung der Gutachten nicht entsprechend Nr. 10 AV § 55 LHO schriftlich
getroffen. Somit waren Aufgabenstellungen, z. B. zu den Entwicklungspotenzi-
alen der Vermarktungsobjekte, nicht nachvollziehbar formuliert, Termine, Hono-
rarvereinbarungen und Ubergebene Unterlagen nicht schriftlich festgelegt sowie
Haftungsvereinbarungen nicht dokumentiert. Dies kann im Streitfall zu Beweis-
schwierigkeiten flhren.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU Leistungen fir Verkehrswert-
gutachten nicht im Leistungswettbewerb vergeben und Vereinbarungen nicht
vollstandig schriftlich festgehalten hat. Insofern hat die FU nicht ordnungsgeman
gehandelt.
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20.9 Plausibilitatskontrolle der Verkehrswertgutachten

Die Verkehrswerte im Sinne von § 194 Baugesetzbuch der beiden landes-
eigenen Grundstlicke waren seinerzeit unter Berilcksichtigung der Wert-
ermittlungsverordnung zu ermitteln. Danach mussen diese nachvollziehbar und
begriindet sein und alle wertbeeinflussenden Merkmale des Grundstlicks erkannt
und berticksichtigt werden. Als Auftraggeberin hat die FU Anspruch auf ein man-
gelfreies Gutachten bzw. auf Beseitigung etwaiger Méngel (§ 633 Abs. 1 BGB).
Um Mangel zu erkennen, sind Gutachten Uber die Ermittlung des Verkehrswertes
auf Plausibilitat zu prifen. Dieser Prifung wére bei der spéateren Entscheidung
der FU, die beiden Grundstiicke zum ermittelten Verkehrswert zu verkaufen, eine
besondere Bedeutung zugekommen, da entsprechend § 20 Abs. 1 GrO die giins-
tigste Regelung fir das Land Berlin anzustreben ist.

Der Wert eines Grundsticks wird auch durch Art und MaB der Nutzung bestimmt
(vgl. T 272). Das eine Grundstiick wurde als hochwertige Wohnbauflache mit ei-
nem entsprechenden Bodenrichtwert beurteilt. Das zweite, daneben liegende
Grundstlick hatte der Sachverstandige als Bauland mit mischgebietstypischer
Bebauung (Wohn- und Gewerbenutzung) klassifiziert und daher einen niedrigeren
Bodenwert angenommen. Gleichzeitig berlicksichtigte er die Kosten flr einen
Abriss des vorhandenen Gebaudes. Bei einer Plausibilitdtsprifung hatte der FU
diese unterschiedliche Bewertung der benachbarten Grundstiicke auffallen und
eine Riucksprache mit dem Sachversténdigen erfolgen mussen.

Das zweite Grundstick wurde von der FU zum ermittelten Verkehrswert auf der
Grundlage der minderwertigeren Nutzung verkauft. Die Bewertung auch dieser
Liegenschaft als Wohnbauflache hatte eine Werterhéhung von mehr als 100 000 €
bedeutet und damit zu einem entsprechend héheren Preis als bei der VerduBe-
rung zum ermittelten Verkehrswert fihren kénnen.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU keine Plausibilitdtsprifung
durchgeflihrt hat. Infolge ihrer Entscheidung, die Grundstlicke zum ermittelten
Verkehrswert zu verduBern, hat die FU mogliche wirtschaftliche Vorteile bei der
Vergabe eines der beiden Grundstlicke zu einem héheren Wert nicht ausgeschopft.

20.10 Bieterverfahren

Die FU hatte sich zundchst daflr entschieden, beide Grundstlicke zusammen-
gefasst im Rahmen eines Bieterverfahrens zum Héchstgebot zu vermarkten. Das
allgemeine, transparente und bedingungsfreie Bieterverfahren stellt bei ausrei-
chender Publizitat ein wettbewerbliches und damit wirtschaftliches Verfahren
insbesondere bei Grundsticken in gefragten Lagen sicher. Um die Verfahren
bei Grundstlicksgeschaften zu verbessern, hatte das Abgeordnetenhaus im
Jahr 1993 (Plenarprotokoll 12/50, S. 4261) beschlossen, dass die Verkehrswer-
termittlungen bei Grundstlicksgeschéften des Landes Berlin nicht l&anger als drei
Monate zurlckliegen dirfen. Die EU-Kommission hat im Rahmen ihrer Prifung
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von Verkaufen der 6ffentlichen Hand im Hinblick auf unzuldssige staatliche Beihil-
fen einen Leitfaden’® verdffentlicht, der u. a. ein ordnungsgemaéaBes bedingungs-
freies Bieterverfahren zum Verkauf von Grundsticken durch die 6ffentliche Hand
beschreibt. Sie sieht in diesem Verfahren ein Angebot als hinreichend publiziert
an, wenn es Uber einen ldngeren Zeitraum (zwei Monate und mehr) mehrfach in
der nationalen Presse, Immobilienanzeigern oder sonstigen geeigneten Verdffent-
lichungen und durch Makler, die flr eine groBe Anzahl potenzieller Kaufer tatig
sind, bekannt gemacht wurde und so allen potenziellen Kaufern zur Kenntnis
gelangen konnte.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU ohne Begriindung erst sechs
Monate nachdem ihr die aktualisierten Verkehrswertermittlungen fur beide Grund-
stiicke vorlagen das Bieterverfahren erdffnet hat. Das Grundstiicksangebot hat
die FU dann einen Monat lang auf ihrer Internetseite und einem Internet-Markt-
platz fur Immobilien verdffentlicht. Die Angebote einschlieBlich einer Bonitatser-
klarung sollten noch wéahrend der Verdffentlichungsfrist bei der FU eingereicht
werden. Der kurze Ver6ffentlichungszeitraum sowie die Aufforderung, noch vor
Ende der einmonatigen Ver6ffentlichungsfrist ein Angebot abzugeben, schrank-
ten den Wettbewerb erheblich ein, da Interessenten nur wenig Zeit hatten, flr sie
wichtige Informationen einzuholen oder Bietergemeinschaften zu bilden.

Durch einen groBen Bieterkreis kénnen sich fir den Verkdufer bessere Ertrags-
perspektiven ergeben. Neben dem Einrdumen angemessener Fristen bendtigen
Interessenten fir ihre Entscheidung Uber eine Teilnahme am Wettbewerb und als
Grundlage fur die Angebotskalkulation wesentliche wertrelevante Daten. Dazu
waren von der FU wirtschaftliche Uberlegungen (iber die giinstigste Verwertung
eines Grundstiicks anzustellen, um maéglichst viele potenzielle Kaufinteressenten
zu informieren und damit Bieter zu generieren.

Die FU hat Informationen Uber die Grundsticke einschlielich der ermittelten Ver-
kehrswerte neben dem veréffentlichten Anzeigentext auch in Verkaufsexposés
zusammengestellt, die sie Interessierten auf Anfrage gegen eine Schutzgeblhr
Ubersandt hat. Sie hat darin mitgeteilt, dass die beiden eigenstandigen Grundsti-
cke nur zusammenhangend verkauft werden. Fir die Interessenten wesentliche
Angaben, z. B. Uber Art und MaB einer genehmigungsféahigen Nutzung, die Még-
lichkeit einer Grundstlicksteilung oder Gber die Lastenfreiheit, wurden fir beide
Grundstlicke jedoch nicht bekannt gemacht. Dementsprechend haben nur zwei
Bewerber ein Angebot abgegeben.

Aufgrund der Probleme der verbliebenen Bietergemeinschaft, mit der verhandelt
wurde, ausreichend viele Mitglieder mit entsprechender Bonitat fir den Kauf bei-
der Grundstiicke innerhalb einer kurzen Zeit zu finden, sah die FU die Verhand-
lungen mit dieser wegen fehlender formaler Voraussetzungen als gescheitert an.
Obwohl auch in weiteren Verhandlungen ein groBes Interesse an Teilflachen der

73 Mitteilung der Kommission (97/C 209/03), Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften vom 10. Juli 1997
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Grundstlicke erkennbar war, hat die FU sich dann Angebote zum bekannten Ver-
kehrswert unterbreiten lassen. Diese lagen erheblich unter dem urspriinglichen
Angebot der Bietergemeinschaft. Griinde fir diese Entscheidung waren nicht do-
kumentiert. Letztendlich hat sie beide Grundstlicke zu den jeweils ermittelten
Verkehrswerten verkauft (T 273).

Der Rechnungshof hat die Entscheidung der FU beanstandet, im Bieterverfahren
beide Grundstiicke nur zusammengefasst zu verkaufen und wesentliche wertre-
levante Daten nicht bekannt gegeben zu haben. Im Zusammenhang mit dem
kurzen Veroéffentlichungszeitraum (vgl. T 276) hat dies den Wettbewerb erheb-
lich eingeschrankt. Darliber hinaus hat der Rechnungshof beanstandet, dass die
FU die Grundstiicke zum ermittelten Verkehrswert verkauft und wirtschaftliche
Potenziale, die sich aus dem Wettbewerb des Bieterverfahrens ergeben haben,
nicht genutzt hat. Er hat die Erwartung geaduBert, dass die FU Verkaufsentschei-
dungen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten vorbereitet und Verkaufsobjekte
bildet, die eine moéglichst vorteilhafte Verwertung von Grundstlicken gewahrleis-
ten (§ 7 LHO).

20.11 Kaufpreisanpassungen

Die FU hat fiur die beiden Grundstlicke jeweils einen Preis in H6he der gutachter-
lich ermittelten Verkehrswerte erzielt. Der Sachverstandige hat zur Bewertung der
beiden Grundstlicke jeweils die gebietstypische Geschossflachenzahl herange-
zogen. Die geltende planungsrechtliche Situation (vgl. T 272) lieB aber erhebliche
Steigerungen im MaB der baulichen Nutzung des Grundstlicks gegenlber den
Annahmen im Verkehrswertgutachten zu, ohne dass dies bei der Berechnung der
Verkehrswerte Berlcksichtigung fand.

Entsprechend § 7 LHO ist die FU verpflichtet, die Grundsatze der Wirtschaft-
lichkeit zu beachten und hierbei das bestmdgliche Ergebnis zu erzielen. Fir die
VerduBerung von Grundstiicken bedeutet dies, mogliche Wertsteigerungen fir
das Land Berlin bei der Kaufpreisbildung abzuschépfen oder eine entsprechende
Anpassungsklausel im Kaufvertrag zu vereinbaren.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU finanzielle Entwicklungsmd&g-
lichkeiten der Grundstiicke nicht genutzt und entsprechende Anpassungsklau-
seln nicht vertraglich vereinbart hat, obwohl aus dem Bieterverfahren erkennbar
war, dass fur Teile der Grundstiicke eine héhere Bebauung nicht nur mdglich,
sondern auch nachgefragt war.
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20.12 Einwilligungen in den Verkauf landeseigener Grundstiicke

Rechtsgeschafte der FU, die den Landeshaushalt Berlins beriihren, bedirfen der
vorherigen Zustimmung der fir die Hochschulen und der flir Finanzen zustandigen
Senatsverwaltungen (§ 4 Abs. 6 Hochschulvertrag). Nach § 64 Abs. 1 LHOi. V. m.
§ 26 Abs. 2 GrO sind dem Antrag auf Einwilligung der flr Finanzen zustandigen
Senatsverwaltung Unterlagen entsprechend § 23 Abs. 1 GrO beizuflgen (Lage-
plan, Stellungnahme des zustandigen Bezirksamts, aktueller Grundbuchauszug,
Verkehrswertgutachten usw.).

Da sich die den Hochschulen zur Nutzung tberlassenen Grundstiicke im Fach-
vermoégen der flir Hochschulen zustidndigen Senatsverwaltung befinden, sollten
dieser fur die Erteilung der Zustimmung die gleichen Unterlagen wie der fir Finan-
zen zusténdigen Senatsverwaltung vorgelegt werden. Nur so kann sie feststellen,
ob ein Grundstiicksverkauf auch auf einen Bedarf durch andere Hochschulen hin
Uberprift worden und unter Berlcksichtigung wirtschaftlicher Belange unbedenk-
lich ist, bevor die FU diese Grundstlicke zum Verkauf ausschreibt und ver&duBert.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die FU fur beide Grundsticke die Antrag-
stellung auf Einwilligung beider Senatsverwaltungen mit entsprechenden Unterla-
gen nicht dokumentiert hat. Der Rechnungshof hat hierzu auch die Senatsverwal-
tungen um Stellungnahme gebeten.

Die fur Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung ist der Auffassung, dass
Zustimmungen zum Verkauf der geprtiften Liegenschaften vorldgen. Sie verweist
hierzu auf eine entsprechende Senatsvorlage vom 2. Marz 1998, in der eines
der beiden gepriften Grundstiicke aufgelistet und damit dessen Verkauf gestat-
tet gewesen sei. Diese Genehmigung habe ,auch nicht durch Zeitablauf oder
Rucknahme ihre Wirkung verloren.” Fir das zweite Grundstick habe sie ca. drei
Wochen vor Abschluss des Kaufvertrages auf elektronischem Weg die Zustim-
mungserklarung gegenuber der flr Finanzen zustandigen Verwaltung abgegeben.
Sie hat ausgeflihrt, dass das Zustimmungsverfahren mit ihr nicht in Vorschriften
geregelt und somit formlos zuldssig sei. Weiterhin habe sie einen Abgleich hin-
sichtlich der hochschullibergreifenden Standortplanung und anderer Nutzungs-
interessenten vorgenommen.

Die fiir Finanzen zustandige Senatsverwaltung hat angegeben, sie sei im Vor-
feld der Geschéfte Uber die Erteilung von Verkaufsvollmachten fir den Kanzler
der FU hinaus eingebunden gewesen und habe der FU ihr Einverstandnis erklart.
Die zur Zustimmung maBgeblichen Unterlagen seien ihr fir beide Grundstiicke
Ubermittelt worden. Die flr Finanzen zustdndige Senatsverwaltung nehme aber
die vom Rechnungshof Ubermittelten Prifungsergebnisse zum Anlass, die Ver-
fahrensweise bei Grundstiicksverkdufen mit allen Universitaten abzustimmen und
neu zu regeln.

Der Rechnungshof stellt fest, dass weder eine Senatsvorlage aus dem Jahr 1998
noch die den Grundstlicksverkaufen zugrunde liegende Standort- und bauliche
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Entwicklungsplanung nachweist, dass die sich im Fachvermégen der fir Hoch-
schulen zustandigen Senatsverwaltung befindenden Grundstiicke zeitnah zur
Vermarktung im Jahr 2010 auf ihre Eignung fir die Bedarfe anderer Hochschulen
hin gepruft wurden (vgl. T 268). Gleiches gilt fur die Berticksichtigung wirtschaft-
licher Auswahlkriterien oder alternativ zu verduBernder Grundstlcke.

20.13 Stellungnahmen der Universitat

Die FU fihrt aus, dass aus ihrer internen Standort- und baulichen Entwicklungs- 280
planung eindeutig ersichtlich sei, welche Grundstiicke verduBert werden sollen.
VerauBert werde nur, ,wenn kein ausdriicklicher Bedarf sowohl lang- als auch
kurzfristig erkennbar ist®.

Die FU hat zudem zugesagt, ihre Aufbau- und Ablauforganisation zu prifen, die
Rahmenbedingungen bezliglich der Dokumentation anzupassen sowie erforder-
liche ,Strukturempfehlungen® in Abstimmung mit der fir Finanzen zustandigen
Senatsverwaltung festzulegen. Im Nachgang hat sie das aktuelle Organigramm
ihrer Technischen Abteilung mit ergdnzenden Kurzerlauterungen zum Ablaufpro-
zess bei Grundsticksverkaufen Ubersandt, aus dem jedoch eine konkrete Aufga-
benbeschreibung der Stelleninhaber nicht hervorgeht. Im Hinblick auf die Vergabe,
Beauftragung und Abrechnung der Auftrage fir Verkehrswertgutachten hat die
FU mitgeteilt, im Rahmen anderer Liegenschaftsverkaufe durchaus , Kostenver-
gleichsverfahren® durchgefihrt zu haben. Sie habe auch teilweise dokumentiert,
welche Unterlagen der Sachversténdige erhalten habe.

Die Ausfuhrungen der FU entkréften die Beanstandungen des Rechnungshofs
nicht. Sie verkennt, dass die o. g. Planung nur auf der Zielstruktur der Hochschule
und ihrem Flachenbedarf, nicht jedoch auf weiteren immobilienwirtschaftlichen
Kriterien basiert (T 270). AuBerdem ist die Aufbau- und Ablauforganisation wei-
terhin nicht hinreichend genau geregelt. Die angefihrten ,Kostenvergleichsver-
fahren® betrafen nicht die beiden gepriften Grundsticksverkaufe. Ebenso ist die
Dokumentation der erbrachten Leistungen nicht ordnungsgemas.

Die Plausibilitdt des vom Rechnungshof beanstandeten Gutachtens zur Werter- 281
mittlung sieht die FU weiterhin als gegeben an. Sie begrindet dies damit, dass

der Sachverstandige sich an der aktuell vorhandenen Bebauung orientiert habe,

die eine weitere Nutzung in der bisherigeren Weise zulassen wurde.

Die Ausfihrungen der FU treffen nicht zu. Der Sachverstéandige hatte den Ver-
kehrswert aus den niedrigeren Bodenrichtwerten fir eine Mischnutzung (Wohn-
und Gewerbenutzung) unter Berlcksichtigung der Freilegungskosten firr einen
Abriss abgeleitet. Somit ist die Nutzbarkeit der vorhandenen Bebauung nicht in
die Ermittlung des Verkehrswertes eingeflossen.

Die FU hat zugesagt, den Hinweis des Rechnungshofs zur Durchfihrung einer
Plausibilitatsprifung kinftig aufzunehmen. Ebenso werde sie in weiteren Punkten
den Empfehlungen des Rechnungshofs folgen und die Vorbereitung und Durch-
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flhrung des Bieterverfahrens lberdenken sowie das Verfahren mit der fir Finan-
zen zustandigen Senatsverwaltung nochmals abstimmen.

Fir eine zusammengefasste Vergabe beider Grundstiicke habe sich die FU ent-
schieden, um das ,,unattraktivere” der beiden Grundstiicke in jedem Fall aus dem
universitaren Grundstlcksbestand Berlins herauszulésen und mdégliche Kosten
u. a. fur eine Sicherung zu vermeiden.

Der Rechnungshof weist hierzu darauf hin, dass im Verlauf des Verfahrens er-
kennbar war, dass die Bietergemeinschaft gerade an dem vermeintlich ,,unattrak-
tiveren” Grundstiick reges Interesse hatte, weil sie dieses in Teilflachen zerlegen
wollte. Dadurch ware ein weit hdherer Erlés als der ermittelte Verkehrswert zu
erzielen gewesen.

20.14 Zusammenfassung und Erwartung

Zusammenfassend beanstandet der Rechnungshof, dass die fir Hochschulen zu-
standige Senatsverwaltung Grundstiicksverkdufen aus ihrem Fachvermdgen zu-
gestimmt hat, denen nur eine Standort- und bauliche Entwicklungsplanung ohne
konkrete immobilienwirtschaftliche Kriterien zur Objektauswahl zugrunde lag.

Er beanstandet insbesondere, dass die FU

+ ihrer Entscheidungsfindung zu Grundsticksverkédufen eine Planung mit un-
zureichenden Angaben zugrunde gelegt hat,

+ aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen zum Verkauf von Grundstu-
cken nicht geschaffen sowie

+ bestehende Rechtsvorschriften nicht beachtet und damit

+ wirtschaftliche Potenziale nicht ausgeschépft hat.

Der Rechnungshof erwartet, dass die fiir Hochschulen und fiir Finanzen zu-
standigen Senatsverwaltungen vor ihrer Zustimmung zum Verkauf von lan-
deseigenen Grundstiicken den Vermarktungsvorgang sachgerecht priifen
und das dazu angekiindigte gemeinsame Abstimmungsverfahren zeitnah
entwickeln und implementieren.

Er erwartet auch, dass die FU in Zusammenarbeit mit den vorgenannten
Senatsverwaltungen bei geplanten Grundstiicksverkaufen

+ im Rahmen ihrer Standort- und baulichen Entwicklungsplanung kon-
krete grundstiicksbezogene immobilienwirtschaftliche Kriterien entwi-
ckelt und diese der Objektauswahl zugrunde legt,

« aufbau- und ablauforganisatorische MaBnahmen ergreift sowie Rege-
lungen und Kontrollen zum Verkauf von Grundstiicken einfiihrt, die dem
Transparenz- und Kontroll-Prinzip entsprechen,

+ bestehende Rechtsvorschriften beachtet und alle wirtschaftlichen Vor-
teile und finanziellen Entwicklungsméglichkeiten beim Verkauf von lan-
deseigenen Grundstiicken ausschopft.
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21. Erhebliche RechtsverstoBe bei der Mittelbewirtschaftung durch
die Freie Universitat Berlin

Die Freie Universitdt Berlin fahrt erhebliche Mittel in haushaltsrechtlich unzu-
ldssiger Weise als Verwahrungen. Sie legt diese teilweise zinsbringend an. Am
Jahresende 2011 haben sich auf den Verwahrfonds 108 Mio. € befunden, von
denen annédhernd 40 Mio. € dem Universitatshaushalt zustehen.

21.1 Einleitung

Die Freie Universitat Berlin (FU) hat zum 31. Dezember 2011 in der Nachweisung 284
der nicht abgewickelten Verwahrungen zur Haushaltsrechnung 87 Verwahrfonds

mit einem Geldbestand von insgesamt 108 Mio. € (saldiert) erfasst. Bei 62 die-

ser Verwahrfonds wies die FU Geldbestédnde (Reste) von nahezu 120 Mio. € aus,

14 Fonds befanden sich hingegen mit insgesamt mehr als 11 Mio. € im Minus,

auf elf Fonds war der Bestand gleich Null. Uber diese Verwahrfonds rechnet die

FU u. a. Einnahmen, wie GebUlhren, Entgelte, Spenden und Kostenerstattungen,

ab. DarlUber hinaus bewirtschaftet sie auf Verwahrfonds auBerhalb des Universi-
tatshaushalts in erheblichem Umfang Einnahmen und Ausgaben flir MaBnahmen

und Projekte, die ihre originaren Aufgaben betreffen.

Die FU unterliegt als landesunmittelbare juristische Person des 6ffentlichen Rechts 285
den Vorschriften der LHO. Fir sie gelten nach § 105 Abs. 1 LHO insbesondere
die §§ 1 bis 87 LHO sowie die sonstigen fur die Berliner Verwaltung geltenden
Vorschriften Uber die Zulédssigkeit oder Héhe von Ausgaben entsprechend, soweit
nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist.
§ 60 Abs. 2 LHO erméachtigt die Verwaltung, Einzahlungen lediglich ausnahms-
weise in Verwahrung zu nehmen, solange sie nicht endgtltig gebucht werden
kénnen. Aus den Verwahrgeldern dirfen nur die mit ihnen im Zusammenhang
stehenden Auszahlungen geleistet werden, um eine missbrauchliche Verwendung
zu verhindern. Die flr Zahlungen zusténdige Stelle hat innerhalb von sechs Mo-
naten die in Verwahrung genommenen Einzahlungen aufzuklédren und — wenn eine
Klarung nicht méglich und der Einzahler nicht zu ermitteln ist — die Zahlung (im
Haushalt) als Einnahme zu buchen (Nr. 7.3.4 AV § 71 LHO).

Diesen Verpflichtungen ist die FU in einer Vielzahl von Féllen nicht nachgekom-
men. Vielmehr hat sie zum Jahresende 2011 einen Geldbestand von 108 Mio. €
auf Verwahrfonds erfasst, von denen anndhernd 40 Mio. €, wie z. B. Erldse aus
Grundstlicksverkaufen und Programm- und Projektpauschalen aus Drittmitteln,
im Universitatshaushalt nachzuweisen gewesen wéren.
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21.2 Erlose aus Grundstiicksverkaufen

Die FU hat in den Jahren 2000 bis 2012 aus Grundsticksverkaufen Erlése von
nahezu 40 Mio. € erzielt. Diese verbleiben nach den Hochschulvertragen seit
dem Jahr 2003 in vollem Umfang bei der FU und werden nicht auf die jeweiligen
Zuschusse des Landes fur die Universitat angerechnet. Die Erldse sind vorran-
gig fur investive MaBnahmen einzusetzen. AuBer den im Haushalt vereinnahmten
Verkaufserlésen der Jahre 2000 und 2001 von 5,5 Mio. € hat die Universitat die
von 2002 an realisierten Erlése sowie aus diesen Mitteln finanzierten Ausgaben
durchgéangig auf einem Verwahrfonds ,,Grundstlcksverkdufe“ auBerhalb des
Universitatshaushalts erfasst. Die mit den Haushaltsrechnungen ausgewiese-
nen Geldbesténde aus den Verkaufserldsen haben zum Jahresende 2011 bereits
19,1 Mio. € betragen und sind im Jahr 2012 auf 27,5 Mio. € angewachsen. Zum
Stichtag 25. Méarz 2013 hatte die FU fast 22 Mio. € der Verkaufserldse fest an-
gelegt. Lediglich 6,2 Mio. € hat sie bislang flr investive MaBnahmen eingesetzt.
Nach einer im Jahr 2011 vorgelegten mittelfristigen Investitionsplanung sollten in
den Jahren 2013 bis 2015 etwa 21 Mio. € fir vier InvestitionsmaBnahmen ver-
wendet werden.

Der Rechnungshof hat die seit Jahren andauernde Verwahrung der Erlése aus
Grundstlcksverkdufen beanstandet und weiterhin moniert, dass die FU die fir
investive MaBnahmen zur Verfigung stehenden Mittel Gber Jahre nicht eingesetzt,
sondern ohne entsprechende Investitionsplanung angesammelt und in Geldanla-
gen gebunden hat.

21.3 Drittmittel

Im Rahmen der Durchflihrung von Forschungsvorhaben, die aus Mitteln Dritter
finanziert werden, hat die FU im Jahr 2011 107 Mio. € Drittmittel vereinnahmt.
Aus der Anlage von fir eine zeitnahe Finanzierung nicht benétigten Drittmitteln
hat die FU bei Kreditinstituten Zinsertrége von 530 000 € erzielt.

Die FU erhalt von den Drittmittelgebern zu den in den Finanzierungsplanen ausge-
wiesenen direkten und indirekten Ausgaben auch Erstattungen, sog. Overheads,
die auch als Programm- und Projektpauschalen bezeichnet werden. Diese Mit-
tel sind fur die anteilige Refinanzierung der von der Universitat bereitgestellten
Grundausstattung, wie Raumlichkeiten, Personal und Sachmittel, bestimmt. Teil-
weise kdnnen sie auch flr die Starkung der Forschung an der Universitat einge-
setzt werden.

Nach dem vom Prasidium der FU beschlossenen und im Jahr 2011 modifizierten
Verfahren sollen 100 % der Overheadmittel zunadchst dem zentralen Haushalt
zugefuhrt werden. 12,5 % dieser Mittel sollen zweckgebunden fir Bauinvestitio-
nen der Universitat zur VerflUgung stehen und 25 % wieder fUr Drittmittelprojekte
eingesetzt werden. Die fur das Projekt zustédndigen Fachbereiche sollen 12,5 %
der Mittel erhalten. Tatsachlich bucht die FU unterjahrig zunachst die flr die jewei-
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ligen Drittmittelprojekte gewéahrten Overheads auf Verwahrfonds (sog. Overhead-
fonds). Erst zum Jahresende flihrt sie Mittel dem Haushalt der Universitat zu. Bei
einem Bestand von 22,3 Mio. € hat sie im Jahr 2011 nur 6,8 Mio. € und damit le-
diglich ein Drittel der als Verwahrung ausgewiesenen Overheadmittel im Haushalt
vereinnahmt. Die auf den Verwahrfonds verbliebenen Mittel von 15,5 Mio. € hat
sie zinsbringend angelegt und damit der Sicherung der Liquiditat der Universitat
entzogen.

Nach Abschluss der Drittmittelprojekte verbleiben nicht verwendete Mittel auf 290
den Fonds, soweit sie nicht von Drittmittelgebern nach der Schlussabrechnung
zurlUckverlangt werden. Diese Mittel Ubertragt die FU weit Uberwiegend auf ei-

nen als Verwahrung gefuhrten Restefonds ,,Allgemeine Einnahmen®, statt sie dem
Haushalt zuzuflhren oder eine Entscheidung Uber deren Verwendung zu treffen.

Am Jahresende 2011 befanden sich auf diesem Fonds 2,4 Mio. €. DarlUber hi-
naus hat die FU nicht verbrauchte Mittel aus abgeschlossenen Projekten von

fast 320 000 € weiter auf den einzelnen Projektfonds sowie nicht zuzuordnende
Einnahmen von 132 000 € auf einem weiteren Verwahrfonds belassen und nicht

an den Haushalt abgeftihrt.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU unter Missachtung der Verpflich- 291
tung nach § 60 Abs. 2 LHO und der Vorgaben ihres Prasidiums die als Overheads

von den Drittmittelgebern bereitgestellten Mittel nicht zeithah und vollstandig dem
Universitatshaushalt der FU zufuhrt, sondern Uberwiegend zinsbringend anlegt.
Indem die FU diese Mittel als Verwahrung fuhrt und anlegt, entzieht sie regelma-

Big erhebliche Liquiditatsreserven einer planmaBigen Bewirtschaftung.

21.4 Semestergebiihren

Die FU weist die von den Studierenden zu erhebenden ,Semestergeblihren und 292
-beitrage” auf verschiedenen Verwahrfonds getrennt nach Jahren sowie Winter-

und Sommersemester nach. Auf diesen Fonds erfasst sie auch Sdumnisgebuhren,
Gebihren fir die Erstausstellung eines Studentenausweises und Studierenden-
bescheinigungen.

Die fur das Studentenwerk und die Studierendenschaft eingezogenen Beitréage
und Geblhren hat die FU regelméBig vereinbarungsgeman (mittel- oder unmit-
telbar) an das Studentenwerk oder den Allgemeinen Studierendenausschuss
weitergeleitet. Dagegen hat sie auf den Verwahrfonds vereinnahmte Immatrikula-
tions- und Rickmeldegeblhren sowie flr Dienstleistungen erhobene Geblhren
nur unvollstdndig dem Universitatshaushalt zugefuhrt. Die am 31. Dezember 2011
als Reste ausgewiesenen 12,9 Mio. € umfassen auch im Zeitraum Wintersemes-
ter 2007/2008 bis Wintersemester 2010/2011 eingezogene Gebihren und Bei-
trédge von 700 000 €.

Die FU hat die auf Verwahrfonds gebuchten, nicht zurlickgeforderten Semes- 293
tergebihren und Beitrage teilweise flir zweckfremde Ausgaben verwendet. Statt
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Mittel fir die Férderung behinderter Studierender — eine origindre Aufgabe der
Hochschule nach § 9 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 4 Berl[HG - ordnungsgemaB im
Haushalt zu veranschlagen, weist sie die Ausgaben auBerhalb des Haushalts in
einem daflir eingerichteten Verwahrfonds nach. Diesem Verwahrfonds hat sie in
den Jahren 2006 bis 2010 insgesamt 196 792,86 € sowie in den Jahren 2012
und 2013 weitere 195 324,23 € aus nicht verwendeten Semestergebihren und
Beitrdgen zugeflhrt.

Des Weiteren hat die FU aus diesen Mitteln einen Fonds ,Zweckfreie Zuwendung*
gespeist, auf dem sie auch eingegangene Spenden erfasst hat. Die Einnahmen
auf dem Fonds haben seit dem Jahr 2005 fast 100 000 € betragen. Davon ent-
fallen nahezu 45 000 € auf nicht zurtickgeforderte und an diesen Fonds umge-
buchte Semestergebihren und Beitrdge. Im August 2012 wies die FU auf dem
Fonds noch einen Geldbestand von 4 000 € aus. Sie hat aus diesen Mitteln
weit Uberwiegend Aufwendungen fir Veranstaltungen, wie Sektempfénge, Richt-,
Sommer-, Hof- und Abschiedsfeste, und dabei insbesondere Bewirtungen finan-
ziert. Auch hat sie einen ,Draisinenausflug” von Beschéftigten Uber diesen Ver-
wahrfonds abgerechnet.

Der Einsatz von dem Haushalt zustehenden Gebihren und Beitrdgen, die von
Studierenden nicht zuriickgefordert wurden, ist fir die vorgenannten Zwecke un-
ter keinem Gesichtspunkt zu rechtfertigen. Im Ubrigen stellt sich die Frage, ob
die Verwendung der Mittel dem Grundsatz einer sparsamen Mittelverwendung im
Sinne des § 7 LHO entspricht. Der Rechnungshof hat die festgestellten Versté8e
gegen eine ordnungsgemaBe und wirtschaftliche Haushaltsfliihrung beanstandet.

21.5 Aufgaben der Hochschulen

Die FU wickelt auch Einnahmen und Ausgaben im Zusammenhang mit ihren ori-
ginaren Aufgaben statt Uber den Haushalt teilweise Uber Verwahrfonds ab. So
hat sie

« die von einem Bankinstitut in den Jahren 2011 und 2012 erhaltene Spende
von nahezu 270 000 € fir die Férderung von Unternehmensgriindungen auf
einem Verwahrfonds vereinnahmt. Fir die u. a. aus diesen Mitteln zu finan-
zierende Ausstattung einer Professur hat sie dann jedoch Haushaltsmittel
der FU eingesetzt, sodass sich auf dem Verwahrfonds zum Jahresende 2011
noch fast 190 000 € nicht verwendete Mittel befunden haben.

+ Einnahmen und Ausgaben fir die sog. KinderUni, die SchiilerUni sowie die
vom Familienblro der FU in Kooperation mit Partnereinrichtungen organi-
sierte Kinderbetreuung fir wissenschaftliches Personal Uber Verwahrfonds
abgerechnet.

Durch die Bewirtschaftung von Einnahmen und Ausgaben fir Aufgaben, die die
FU im Haushalt abzuwickeln hat, sind auf Verwahrkonten Geldbestande von etwa
200 000 € verblieben, die dem Haushalt der FU zuzufiihren gewesen waren.
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Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU fir origindre Aufgaben keine
Mittel im Haushalt veranschlagt, sondern Einnahmen und Ausgaben auf Verwahr-
konten erfasst. Damit werden erhebliche Liquiditatsreserven auBerhalb des Haus-
halts geflihrt und stehen nicht zur Finanzierung von Aufgaben der Universitat zur
Verfligung.

21.6 Kooperation mit einem Unternehmen

Die FU kooperiert seit dem Jahr 2003 mit einem Unternehmen in privater Rechts-
form, das mit dem Ziel gegriindet wurde, das Dienstleistungsangebot der FU
gewinn- und serviceorientiert auszubauen. So ist das Unternehmen mit der Or-
ganisation und Durchflihrung von kostenpflichtigen Bildungsprogrammen beauf-
tragt. Das Unternehmen erhebt Entgelte und leistet Ausgaben flir die einzelnen
Programme, die kostendeckend zu finanzieren sind. Zur Sicherung der Liquidi-
tat des Unternehmens zahlt die FU fir die Organisation und Durchfiihrung der
einzelnen Programme einen Vorschuss als sog. Organisationspauschale. Diesen
Vorschuss hat das Unternehmen bei Abrechnung eines Programms zu erstatten.
Der FU steht vereinbarungsgeméB die Hélfte eines verbleibenden Uberschusses
aus jedem Programm zu.

Zur finanziellen Abwicklung der Kooperation hat die FU fur die einzelnen Pro-
gramme Verwahrfonds eingerichtet. Mit der Haushaltsrechnung 2011 weist sie auf
den Verwahrfonds fir das Programm Sommeruniversitat/FUBIS Geldbestande
von mehr als 445 000 € aus, die am Jahresende 2012 auf Gber 600 000 € ange-
wachsen sind. Es handelt sich dabei um (iber Jahre angesammelte Uberschus-
santeile der FU aus einem Programm, mit dem Deutschkurse auf verschiedenen
Niveaustufen sowie Fachkurse zu den Themen Kunstgeschichte, Geschichte,
Literatur, Kunst, Philosophie sowie Politik- und Rechtswissenschaft angeboten
werden.

Auch auf dem flir das Programm Vorsemesterkurse in Deutsch als Fremdspra-
che gefiuhrten Verwahrfonds hat sich am 31. Dezember 2011 ein Guthaben von
fast 80 000 € befunden, das am Jahresende 2012 bereits auf Uber 105 000 €
angewachsen ist.

Ein Minus von fast 230 000 € weist die FU mit der Haushaltsrechnung 2011 auf
dem fUr das Programm FUBEST gefuhrten Verwahrfonds aus. Das Programm
richtet sich an nordamerikanische Studierende und bietet diesen die Mdglichkeit,
auch ohne die erforderlichen Sprachkenntnisse gegen ein Entgelt an der FU zu
studieren. Das Defizit ist auf ausstehende Erstattungen von Organisationspau-
schalen aus den Jahren 2010 und 2011 zurlckzufihren.

In den Abrechnungen 2005 bis 2010 fir das Programm FUBEST hat das Unter-
nehmen Uberschiisse von 404 000 € ausgewiesen, von denen 202 000 € der
FU zustehen. Uberschussanteile sind jedoch bis zum Jahr 2009 nicht an die FU
ausgeschuittet worden. Sie sind mit ihrer Zustimmung zunédchst auf den Kon-

295

296

297

185



Rechnungshof von Berlin

298

299

300

186

ten des Unternehmens verblieben und wurden thesauriert. Mit den Mitteln sollte
die Weiterfiihrung des Programms nach Auslaufen der Drittmittelférderung im
Jahr 2007 sichergestellt werden. Die Gewinnanteile flr die Jahre 2005 bis 2007
und 2010 sind zwischenzeitlich an die Universitat Uberwiesen worden. Bei dem
Unternehmen — und damit auBerhalb des Haushalts der FU — verblieben sind je-
doch die Gewinnanteile der FU fiir die Jahre 2008 und 2009 von 94 000 €. Dies
gilt auch fir die der FU fir die Jahre 2011 und 2012 zustehenden Uberschiisse
von 200 000 €.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU

+ die aus der Kooperation mit dem Unternehmen resultierenden und seit Jah-
ren auf Verwahrfonds vereinnahmten Uberschussanteile von nunmehr fast
820 000 € nicht dem Haushalt zugeftihrt und

« der Thesaurierung der Gewinnanteile der FU im Rahmen des FUBEST-Pro-
gramms beim Unternehmen zugestimmt hat.

21.7 Angemietete Wohnheimplatze fiir Studierende

Die FU hat im Jahr 2007 in einem nahe gelegenen Studentendorf 48 Wohnein-
heiten angemietet und sich gegeniber dem Betreiber verpflichtet, bereits im
Jahr 2007 die Miete von 700 000 € fur einen Mietzeitraum von 51 Monaten vorab
zu Uberweisen. Die FU Uberwies die Miete am 29. Januar 2008 auf ein Notaran-
derkonto. Die Vertragsparteien vereinbarten, dass der Mietvorauszahlungsbetrag
bis zur Eintragung einer beschrénkten persénlichen Dienstbarkeit zugunsten der
FU im Grundbuch auf diesem Notaranderkonto verbleibt und nach dessen Aufl6-
sung und Uberweisung der Mietvorauszahlung auf das Konto des Betreibers die
in dieser Zeit ,,erwirkten“ Zinsen der FU gutgeschrieben werden. Der Eintrag der
Dienstbarkeit im Grundbuch datiert vom 16. Juli 2008.

Nach einem zwischen der FU und dem Betreiber geschlossenen Verwaltervertrag
hat der Betreiber Mietvertrage zu schlieBen und Mieten einzuziehen. Die Mietab-
rechnung sollte halbjahrlich zum 1. April und zum 1. Oktober eines Jahres an die
FU Ubermittelt werden, die Mietertrdge waren nach erfolgter Abrechnung an die
FU zu tberweisen.

Die vom Betreiber Gberwiesenen Mieteinnahmen hat die FU wéhrend der gesam-
ten Mietzeit auf einem Verwahrfonds auBerhalb des Universitdtshaushalts erfasst.
Im Jahr 2010 sind keine Mieteinnahmen auf den Verwahrfonds gebucht, weil die
FU diese erst im Jahr 2011 vom Betreiber angefordert hat.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die FU Mietvorauszahlungen von
700 000 € fur mehr als vier Jahre an den Betreiber des Studentendorfs geleistet
und ihm faktisch ein zinsloses Darlehen gewahrt hat. Dartiber hinaus hat er be-
anstandet, dass Erstattungsbetrdge aus Mieteinnahmen auf einem Verwahrkonto
erfasst und nicht dem Haushalt der FU zugeflhrt wurden, aus dem die Voraus-
zahlung zu Beginn des Jahres 2008 geleistet worden war.
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21.8 Stellungnahme der Universitat

Die FU hat — im Einvernehmen mit der fir Hochschulen zustandigen Senatsver-
waltung — eingerdumt, dass als Verwahrungen geflihrte Geldbesténde teilweise
dem Universitatshaushalt zustehen. Sie habe zahlreiche Verwahrfonds zwischen-
zeitlich geschlossen bzw. geléscht und die Mittel dem Universitatshaushalt zu-
gefiihrt, so u. a. auch die Uberschussanteile aus der Kooperation mit einem Un-
ternehmen (vgl. T 295 bis 297). Das Mietverhéltnis mit dem Studentendorf sei
inzwischen beendet; das Verwahrkonto werde nach entsprechender Verbuchung
der Einnahmen aus der Schlusszahlung im Haushalt der FU geschlossen. Den
Vorwurf, durch die Verwendung nicht zurlickgeforderter Semestergebihren und
-beitrage fir zweckfremde Ausgaben gegen das Haushaltsrecht und den Grund-
satz der Sparsamkeit verstoBen zu haben, weist die FU zurlick. Diese Ausgaben
fur Représentationstermine und Veranstaltungen kénnten jederzeit auch aus dem
Grundhaushalt geleistet werden.

Der Rechnungshof kann diese Auffassung nicht nachvollziehen. Insbesondere
verkennt die FU, dass Ausgaben flr Reprasentationen und Bewirtungen strengen
MaBstaben unterliegen und nur im Rahmen der im Haushaltsplan veranschlagten
Mittel verausgabt werden dirfen.

Zum Umgang mit Drittmittel-Overheads vertritt die FU — wie auch die Senatsver-
waltung — die Auffassung, dass diese nicht dem Haushaltsgrundsatz der Ge-
samtdeckung unterladgen. Die Deckung sei nur auf Gemeinkosten begrenzt, die
in einem Zusammenhang mit den Forschungsaufgaben der Universitat stehen.
Ungeachtet dessen hat die FU zugesagt, die zum Jahresende 2012 noch ver-
fugbaren Geldbestdnde aus Programm- und Projektpauschalen von 12,2 Mio. €
nunmehr in den Universitdtshaushalt zu Uberfliihren und eine zweckgebundene
Rucklage fur forschungsinduzierte Investitionen zu bilden. Auch die Senatsver-
waltung halt es flir sachgerecht, dass Overheadmittel nicht dem Universitatshaus-
halt zugeflhrt werden, weil es ,,andernfalls der Hochschule an einem zentralen
Steuerungsmittel fehle, die Wirtschaftlichkeit ihrer Antragstellung kontrollieren zu
kénnen®.

Nach § 8 LHO dienen alle Einnahmen als Deckungsmittel fir alle Ausgaben, soweit
Beschrankungen fir bestimmte Zwecke nicht zugelassen sind. Der Rechnungshof
verkennt nicht, dass die von den Drittmittelgebern gewahrten Overheads zweck-
gebunden zur Deckung der mit der Férderung verbundenen indirekten Projektaus-
gaben einzusetzen sind und letztendlich auch wieder der Starkung der Forschung
dienen sollen. Eine grundsatzlich denkbare Begrenzung des Deckungsgrundsat-
zes auf die Gemeinkosten, die in einem Zusammenhang mit den Forschungsauf-
gaben der Universitat stehen, scheitert allerdings schon daran, dass die FU erst
mit Beginn des Jahres 2013 die daflr erforderliche Vollkostenrechnung eingeftihrt
hat. Die FU und auch die Senatsverwaltung lassen bei ihrer Bewertung auB3er
Acht, dass die von der Hochschule zur Verfiigung gestellte Grundausstattung
weitgehend aus Haushaltsmitteln finanziert worden ist und demzufolge die ent-
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sprechenden Mittelanteile Dritter auch wieder dem Universitatshaushalt zuzuflh-
ren sind. Dies gilt — unabh&ngig vom jeweiligen Zuwendungsgeber — grundsatzlich
fur alle Einnahmen aus Overheads. Dabei ist es der Hochschule aufgrund ihrer
Autonomie Uberlassen, darliber zu entscheiden, welchem Verwendungszweck sie
diese Einnahmen im Rahmen der Haushaltswirtschaft zuflihrt, solange die Mittel-
bewirtschaftung nicht auBerhalb des Haushalts erfolgt.

21.9 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend, dass die FU im Umfang von
annéhernd 40 Mio. e Einnahmen und Ausgaben, die im Haushalt der Universitat
zu veranschlagen und zu erfassen waren, als Verwahrungen nachgewiesen hat.
Da diese Mittel Uberwiegend zinsbringend angelegt wurden, standen sie nicht
dem Haushalt der FU zur Verfligung.

Der Rechnungshof erwartet von der FU, dass sie Mittel auf Verwahrfonds,
die dem Haushalt der Universitat zustehen, bei diesem unverziiglich ver-
einnahmt, Geldanlagen zu den nachstméglichen Terminen kiindigt, Erlose
aus Grundstiicksverkdufen im Haushalt nachweist und den Verwahrfonds
»Grundstiicksverkaufe* l6scht.

Der Rechnungshof erwartet auBerdem, dass die FU

+ notwendige Umbuchungen fiir vereinnahmte Overheadmittel aus Dritt-
mittelprojekten und Immatrikulations- und Riickmeldegebiihren sowie
nicht an Studierende erstattete Semestergebiihren und -beitrédge voll-
stdndig und zeitnah an den Haushalt vornimmt,

+ ihre originaren Aufgaben nicht liber Verwahrfonds finanziert und

+ nach dem Grundsatz der Haushaltsklarheit und -wahrheit alle eingegan-
genen Verpflichtungen, Geldforderungen und andere Bewirtschaftungs-
vorgadnge der Universitat im Haushalt abbildet und Verwahrfonds nur
fuhrt, wenn die rechtlichen Voraussetzungen dafiir vorliegen.
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22. Unzureichende Transparenz bei der Finanzierung der
Weiterbildungsangebote von Hochschulen

Die Weiterbildungsinstitute der Hochschulen haben ihre Angebote lber Teilneh-
merentgelte zu finanzieren. Diese werden Uberwiegend nicht auf der Basis einer
Vollkostenrechnung ermittelt. Gemeinkosten werden zumeist nur pauschal be-
riicksichtigt. Dies begriindet die Gefahr unzuldssiger Quersubventionierungen.

22.1 Einleitung

Die Weiterbildung ist neben Forschung und Lehre eine Priméraufgabe der Hoch-
schulen (§ 2 Hochschulrahmengesetz). Nach § 4 Ber[HG dienen die Hochschulen
auch dem weiterbildenden Studium und beteiligen sich an Veranstaltungen der
Weiterbildung. Sie sollen M&glichkeiten der Weiterbildung entwickeln und anbie-
ten (§ 26 BerlHG). Weiterbildungsangebote sind neben weiterbildenden Studien-
gangen, wie Masterstudiengédngen nach § 23 Abs. 3 Nr. 2 BerlHG, solche Ange-
bote, die auch Bewerbern offenstehen, die die fiir eine Teilnahme erforderliche
Eignung im Beruf oder auf andere Weise erworben haben (Zertifikatskurse u. a.).
Das BerlHG lasst die Erhebung von Studiengeblhren nicht zu. Jedoch dirfen die
Hochschulen nach § 2 Abs. 8 Berl[HG durch Satzung Entgelte oder Gebuhren fur
die Teilnahme an Weiterbildungsangeboten erheben.

Die staatlichen Hochschulen Berlins haben sich in den mit dem Land Berlin ge-
schlossenen Hochschulvertragen fir die Jahre 2010 bis 2013 und 2014 bis 2017
zum Ausbau der Weiterbildung verpflichtet. Mit ihren Weiterbildungsangeboten
stehen die Hochschulen lUberwiegend im Wettbewerb zu anderen Bildungsein-
richtungen. Dort, wo sich Angebote der Hochschulen in Konkurrenz zu Angeboten,
insbesondere von privaten Anbietern, befinden, liegt eine wirtschaftliche Tatigkeit
der Hochschulen vor. Wirtschaftliche Tatigkeiten von Hochschulen dirfen nur zu
marktiblichen Bedingungen wahrgenommen werden. Fir weiterbildende Studi-
engange und Zertifikatskurse sind daher von den Hochschulen kostendeckende
Entgelte zu kalkulieren und zu erheben. Eine Finanzierung aus Zuschissen des
Landes Berlin wirde zu einer unzuldssigen Quersubventionierung fuhren.

22.2 Organisation und Finanzierung der Weiterbildung

Der Rechnungshof hat bei der Hochschule fiir Wirtschaft und Recht Berlin (HWR),
der Hochschule fir Technik und Wirtschaft Berlin (HTW) sowie der Beuth Hoch-
schule fir Technik Berlin (Beuth Hochschule) die Organisation und Finanzierung
von Weiterbildungsangeboten geprift. Alle drei Hochschulen haben besondere
Struktureinheiten, wie Zentralinstitute bzw. Zentraleinrichtungen nach § 83 bzw.
§ 84 BerlHG, geschaffen, die Weiterbildung fiir Studierende mit Berufserfahrung
in Vollzeit oder berufsbegleitend als Prasenz- oder Fernstudien anbieten.

303

304

305

189



Rechnungshof von Berlin

306

307

190

Die HWR organisiert ihr Weiterbildungsangebot im Wesentlichen Uber zwei Zen-
tralinstitute. Wahrend das Institute of Management Berlin (IMB) vor allem im Pra-
senzstudium Managementqualifikationen fir Fihrungspositionen vermittelt und
dazu akkreditierte Masterstudiengénge, aber auch ein Zertifikatsprogramm an-
bietet, blindelt das Fernstudieninstitut (FSI) vor allem drei im Fernstudium zu ab-
solvierende Masterstudiengéange.

Die HTW organisiert ihre Weiterbildungsangebote lUber das Berliner Institut fir
Akademische Weiterbildung (BIfAW), ein Zentralinstitut der Hochschule. Das
BIfAW bietet vier Masterfernstudiengdnge und Prasenzstudienprogramme mit
sowie Weiterbildungsangebote ohne akademischen Abschluss an.

An der Beuth Hochschule ist das Fernstudieninstitut (FSI) — eine Zentraleinrich-
tung der Hochschule - fiir die Konzeption und Durchfiihrung von Lehrangeboten
sowie nachfrageorientiert marktgerechter Studienangebote in der Weiterbildung
verantwortlich. Das Angebot umfasst sechs weiterbildende Masterfernstudien-
gange sowie Seminare und Kurse zur wissenschaftlichen und beruflichen Weiter-
bildung. Die Studienschwerpunkte liegen in der fachiibergreifenden technischen
Weiterbildung im Fern- und Onlinestudium.

Die Hochschulen haben fir die Weiterbildungsinstitute Satzungen erlassen, in
denen der organisatorische Aufbau der einzelnen Institute sowie deren Aufgaben
und die Finanzierung der Weiterbildung geregelt sind. Danach sind die Angebote
aller Institute Uber Teilnehmerentgelte zu finanzieren. Entgelte flr die einzelnen
Weiterbildungsstudiengdnge und sonstigen Weiterbildungsangebote sind in Ent-
geltordnungen festzulegen, die in den Mitteilungsblattern der Hochschulen zu
verdffentlichen sind. Nach den Satzungsregelungen des BIfAW und des FSI der
Beuth Hochschule haben die Institute grundsétzlich Kostendeckung anzustreben.

Einnahmen und Ausgaben der Weiterbildungsinstitute an der HTW und HWR wer-
den auf gesonderten Buchungsstellen im Haushalt erfasst. Die HWR erlasst darU-
ber hinaus fur ihre Weiterbildungsinstitute regelmaBig Bewirtschaftungsrichtlinien.
Danach haben diese fir die einzelnen Studiengdnge Kostentrager einzurichten.
An der Beuth Hochschule wird das FSI nicht in einem gesonderten Kapitel im
Haushalt gefihrt, sondern ist weiterhin in den Hochschulhaushalt eingebunden.
Seit Einflhrung einer Kostenrechnung im Jahr 2010 kann das FSI an der Beuth
Hochschule Erldse aus Entgelten und Aufwendungen fur die einzelnen Angebote
sachgerecht nachweisen. Die (iber die Kostenrechnung ermittelten Uberschiisse
oder Fehlbetrage des Instituts werden jedoch zugunsten oder zulasten des allge-
meinen Hochschulhaushalts abgerechnet.
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22.3 Kalkulation von Weiterbildungsangeboten

Die Weiterbildungsinstitute der HWR verfligen Uber Kalkulationen fur die einzelnen 308
Weiterbildungsangebote, die pauschale Gemeinkostenzuschlage in unterschied-
licher Hohe berticksichtigen. Wéhrend das FSI der HWR kostendeckende Kalku-
lationen vorgelegt hat, weisen die des IMB weit Uberwiegend Deckungslicken auf.

Das BIfAW und das FSI an der Beuth Hochschule kalkulieren durchgéngig Auf-
wendungen fir die einzelnen Weiterbildungsangebote mit dem Ziel, Kostende-
ckung zu erzielen. Die verwendeten Musterkalkulationen bertcksichtigen Pro-
gramme unterschiedlicher Laufzeit und Ausstattungserfordernisse und sehen
auch Gemeinkosten flr die Inanspruchnahme der Infrastruktur und Verwaltung
der Hochschule vor. Wahrend beim BIfAW Gemeinkostenanteile pauschal beriick-
sichtigt werden, berechnet das FSI an der Beuth Hochschule Gemeinkosten fir
die Nutzung von Ressourcen der Hochschule nach jahrlich aktualisierten Umla-
geschlisseln, die Uber eine Vollkostenrechnung ermittelt werden.

Die Weiterbildungsinstitute sind nach hochschulinternen Regelungen verpflichtet, 309
mit den jahrlichen Abrechnungen Gemeinkosten fir die Inanspruchnahme der
Infrastruktur und Verwaltung der Hochschule zu ermitteln; die jeweiligen Betrdge
sind dem Grundhaushalt gutzuschreiben. Da die HWR und HTW bisher eine Voll-
kostenrechnung nicht eingeflihrt haben, werden die Gemeinkostenanteile nach
vorgegebenen Prozentsétzen in Anrechnung gebracht. Diese betragen seit dem
Jahr 2010 beim IMB 10 % und beim FSI 3 % der Gesamteinnahmen. Dem Grund-
haushalt der HWR wurden in den Jahren 2010 und 2011 jeweils ca. 170 000 €
zugefuhrt. Das BIfAW der HTW hat bis zum Jahr 2011 5 % und seitdem 15 %
der direkt zurechenbaren Aufwendungen als Gemeinkostenanteile auszuweisen.
Allerdings hat die HTW nicht nachweisen kénnen, dass die mit den Teilnehmerent-
gelten vom BIfAW erhobenen Gemeinkostenzuschlage tatséchlich dem Grund-
haushalt der Hochschule gutgeschrieben wurden. Sie hat nicht einmal den jahr-
lichen Betrag fur Gemeinkostenanteile beziffern kénnen. Das FSI an der Beuth
Hochschule ermittelt zwar seit dem Jahr 2010 mittels einer Vollkostenrechnung
die tatsachlichen Gemeinkosten. Diese sind aber im Hochschulhaushalt nicht zu
erkennen, weil die Hochschule fir das Institut keine gesonderten Buchungsstel-
len eingerichtet hat.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass das IMB fur Studiengange keine kos- 310
tendeckenden Kalkulationen erstellt hat. Er hat weiterhin beanstandet, dass an
den Weiterbildungsinstituten der HWR und HTW bisher keine Vollkostenrechnung
eingefihrt wurde, sodass Aufwendungen flr die einzelnen Angebote nicht sach-
gerecht kalkuliert und abgerechnet werden kdnnen. Die Hochschulen sind ins-
besondere nicht in der Lage, die den Weiterbildungsinstituten zuzurechnenden
infrastrukturellen Aufwendungen und Aufwendungen der Hochschulverwaltung in
tatsdchlichem Umfang zu ermitteln. Daher kann auch nicht nachgewiesen werden,
ob mit den pauschal angesetzten Gemeinkostenanteilen alle im Zusammenhang
mit den Weiterbildungsangeboten entstehenden Gemeinkosten gedeckt sind und
somit eine unzulassige Quersubventionierung ausgeschlossen ist.
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22.4 Finanzierung der Weiterbildungsangebote

Das IMB an der HWR und das FSI an der Beuth Hochschule konnten in den Jah-
ren 2010 und 2011 keine ausgeglichene Finanzierung erreichen. Beim IMB ist dies
auf die nicht kostendeckenden Kalkulationen fur Studiengénge zurtickzufiihren:

Ansicht 42: Hohe der Defizite am IMB der HWR und FSI an der Beuth Hochschule

IMB (HWR) FSI (Beuth Hochschule)
2010 2011 2010 2011
-€-
Einnahmen 1622881 1430249 1193793 1458566
Ausgaben 1586759 1460711 1294727 1284099
Saldo 36122 -30462 -100934 174467
abzlglich Gemeinkosten 162288 143025 112111 176779
Gesamtergebnis -126 166 -173487 -213045 -2312

Bei drei Masterstudiengédngen weist das IMB seit Jahren erhebliche Defizite aus.
Diese Defizite, die im Jahr 2009 insgesamt fast 170 000 € betragen haben, konnten
nur durch Uberschiisse bei anderen Weiterbildungsstudiengéngen aufgefangen
werden. Aufgrund einer ricklaufigen Nachfrage und damit einhergehender sin-
kender Auslastung sind die Defizite bei diesen drei Studiengangen im Jahr 2010
auf Uber 230 000 € angestiegen. Auch war im Jahr 2011 von den angebotenen
sieben Masterstudiengangen nur noch ein Studiengang ausgeglichen finanziert.
Daher wies das IMB zum Jahresende 2010 und 2011 Fehlbetrdge von insgesamt
fast 300 000 € aus. Sie wurden durch Entnahmen aus einer Ruicklage gedeckt.

Mit Einflhrung der Vollkostenrechnung an der Beuth Hochschule im Jahr 2010
wurde deutlich, dass das FSI fur seine an Externe gerichteten Weiterbildungsan-
gebote keine Kostendeckung erzielte. Die daraufhin eingeleiteten MaBnahmen
- u. a. Anhebung von Entgelten - reichten auch im Jahr 2011 nicht aus, um alle
Aufwendungen durch Erlése zu decken. Da das FSI im Hochschulhaushalt nicht
gesondert ausgewiesen wird, erfolgte in den Jahren 2010 und 2011 der Ausgleich
Uber den Haushalt der Beuth Hochschule, was zu einer unzuldssigen Quersub-
ventionierung von Weiterbildungsangeboten fuhrte. Im Jahr 2012 hat das FSI zwar
einen Uberschuss von fast 130 000 € erwirtschaftet, der im Haushalt der Beuth
Hochschule verblieben ist. Dieser gleicht jedoch nicht die Defizite der beiden
Vorjahre aus.

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die HWR und die Beuth Hochschule bei
Weiterbildungsangeboten tber Jahre hingenommen haben, dass die Ausgaben
nicht durch erhobene Entgelte gedeckt waren. Insbesondere hat er die daraus re-
sultierende unzuldssige Quersubventionierung der wirtschaftlichen Tatigkeit des
FSI durch die Beuth Hochschule beanstandet.
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22.5 Abrechnungsiiberschiisse

Das FSI der HWR und auch das BIfAW an der HTW haben nach den Abrechnun- 315
gen fur die Jahre 2009 bis 2011 die Ausgaben vollstdndig aus den erhobenen
Entgelten finanziert und sogar jahrlich Uberschiisse erwirtschaftet, wobei in den
Abrechnungen Gemeinkosten nur pauschal berticksichtigt sind.

Das FSI hat diese Uberschiisse regelméBig einer Riicklage zugefiihrt, fur die es
Ende 2011 einen Bestand von fast 580 000 € ausweist. Es hat der Ricklage bis-
her keine Mittel entnommen. Allein von den im Jahr 2011 fUr drei Masterstudien-
génge erhobenen Entgelten von fast 500 000 € hat das FSI mehr als 300 000 €
nicht verwendet, sondern der Riicklage zugeflihrt. In einem Studiengang betru-
gen die Uberschiisse im Jahr 2011 sogar 81 % der Einnahmen.

Das BIfAW hat bei seinen Weiterbildungsangeboten seit dem Jahr 2009 jahrlich
Uberschiisse von ca. 300 000 € zum Jahresabschluss ausgewiesen. Diese er-
gaben sich insbesondere aus der jahrlichen Abrechnung der drei Masterstudien-
génge:

Ansicht 43: Uberschiisse bei Masterstudiengangen am BIfAW

Haushalts- Studiengang ESIM’ MBA GM? MBA&E®
jahr Entgelt 13920 € 8000 € 10000 €
-£€ -

2009 Einnahmen 60112 256274 163928
Ausgaben 28334 80072 89922
Uberschuss 31778 176202 74006

2010 Einnahmen 121089 330665 254580
Ausgaben 49355 169974 159669
Uberschuss 71734 160691 94911

2011 Einnahmen 113343 315112 376209
Ausgaben 78900 164682 277938
Uberschuss 34443 150430 98271

1 Entwicklungs- und Simulationsmethoden im Maschinenbau
2 Master of Business Administration/General Management
3 Master of Business Administration and Engineering

Obwohl die Auslastung fir einzelne Studiengénge in diesen Jahren hinter den
Erwartungen zuriickgeblieben ist bzw. lediglich die geplanten Teilnehmerzahlen
erreicht wurden, haben die Uberschiisse infolge nicht verbrauchter Einnahmen
teilweise 50 % und mehr der erhobenen Entgelte betragen. Regelungen zur Ver-
wendung der erwirtschafteten Uberschiisse hat die HTW bisher nicht getroffen.
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Die bei beiden Instituten in den Jahresabschliissen ausgewiesenen Uberschiisse
vermitteln den Eindruck, dass Entgelte fiur einzelne Angebote zu hoch festgelegt
worden sind. Die Ursachen fiir die Uberschiisse wurden nicht ermittelt. Es ist
nicht auszuschlieBen, dass Ausgaben nicht vollstdndig und korrekt zugeordnet
wurden. Jedenfalls hat das BIfAW erforderliche Ausgleichszahlungen an Fachbe-
reiche der HTW fur von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern erbrachte Lehrleistungen
in der Weiterbildung nicht umfassend vorgenommen. Aufwendungen, die den
Weiterbildungsangeboten zuzurechnen sind, werden damit im Grundhaushalt der
Hochschule abgerechnet. Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Hoch-
schulleitungen der HWR und HTW die jéhrlich ausgewiesenen Uberschiisse nicht
zum Anlass genommen haben zu prifen, woraus diese im Einzelnen resultieren.

22.6 Kooperationsstudiengang der HTW

Die HTW bietet in Kooperation mit einer privatrechtlich organisierten Akademie
einen weiterbildenden Studiengang an. Nach dem im Jahr 2004 geschlossenen
Kooperationsvertrag ist die HTW u. a. flir den Erlass der Studien- und Prifungs-
ordnung, die Auswahl und Zulassung der Studienteilnehmer sowie die Durch-
fuhrung der Prifungen und Verleihung von akademischen Abschlussgraden
zustandig. Sie stellt auch Rdume fir Lehrveranstaltungen bereit. Die Akademie
Ubernimmt das Management und die Verwaltung der Finanzen des Studiengangs,
die Vorbereitung des Auswahl- und Zulassungsverfahrens sowie die Betreuung
der Teilnehmer. Sie hat der HTW die durch die gemeinsame Durchfiihrung des
Studiengangs entstandenen Aufwendungen nach Rechnungslegung zu erstatten.
Die HTW kann eine angemessene Vorauszahlung auf die Erstattungsbetrage be-
anspruchen. Nach Ablauf eines jeden Jahres hat die Akademie Rechnung Uber die
erzielten Ertrage und entstandenen Aufwendungen zu legen. Ein sich ergebender
Uberschuss ist zwischen den Vertragspartnern je hélftig aufzuteilen (§ 3 Abs. 2
und 3 des Kooperationsvertrages).

Die HTW hat die aus dem gemeinsam durchgefihrten Studiengang an der Hoch-
schule seit Jahren entstandenen Aufwendungen der Akademie bisher nicht weiter-
berechnet. Eine Rechnungslegung Uber Ertrdge und entstandene Aufwendungen
seitens der Akademie hat sie ebenfalls nicht eingefordert, sodass ihr entschei-
dende Erkenntnisse Uber die tatsdchliche Finanzierung des Studiengangs fehlen.
Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die HTW ihre Rechte aus dem Koopera-
tionsvertrag nicht wahrgenommen und Anspriche auf Kostenerstattungen sowie
auf eine Beteiligung an etwaigen Uberschiissen nicht geltend gemacht hat.

22.7 Stellungnahmen der Hochschulen

Die HWR hat entgegnet, dass sie die Weiterbildungsangebote der Hochschule
nicht als wirtschaftliche Tatigkeit einstufe. Nach dem Wortlaut des EU-Gemein-
schaftsrahmens flr staatliche Beihilfen fur Forschung, Entwicklung und Innova-
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tion”, sei die ,,Ausbildung von mehr und besser qualifizierten Humanressourcen*
ausdricklich dem nichtwirtschaftlichen Bereich einer Hochschule zuzuordnen.
Auch das Wettbewerbsargument sei nicht geeignet, das Angebot von Weiterbil-
dungsstudiengéngen als wirtschaftliche Tatigkeit zu begriinden. Fir die angebo-
tenen Weiterbildungsstudiengange kdnne nur die HWR akademische Grade verlei-
hen. Ein Wettbewerb mit kommerziellen Anbietern scheide aus, lediglich staatlich
anerkannte privatrechtlich verfasste Hochschulen kénnten als Wettbewerber in
Frage kommen. Soweit der Rechnungshof eine Vollkostenrechnung anmahne,
um unzulassige Quersubventionierungen auszuschlieBen, liege dieser Forderung
die falsche Annahme einer wirtschaftlichen Betatigung im Weiterbildungsbereich
zugrunde. Im Ubrigen habe das IMB mit einer Strukturreform auf die sinkende
Nachfrage bei den Studiengéngen reagiert. Diese habe flr das Jahr 2012 zu aus-
geglichenen Finanzierungsergebnissen gefuhrt. Hinsichtlich der fir das Jahr 2011
ausgewiesenen Uberschiisse von 81 % bei einem Studiengang des FSI raumt die
HWR ein, dass weder Personalkosten noch Gemeinkosten abgerechnet worden
seien. Diese wirden fur das FSI im Jahr 2011 fast 300 000 € betragen.

Die Auffassung der HWR, die Weiterbildungsangebote der Hochschulen seien als
nichtwirtschaftliche Tatigkeit einzuordnen, geht fehl. Zwar stuft die Kommission in
Ziff. 3.1.1. des EU-Gemeinschaftsrahmens die Ausbildung von mehr und besser
qualifizierten Humanressourcen durch die Hochschulen in der Regel als nichtwirt-
schaftliche Tatigkeiten ein, jedoch verkennt die Hochschule, dass der Begriff der
Ausbildung (,,Education”) im Sinne des EU-Gemeinschaftsrahmens insbesondere
den Erwerb eines berufsqualifizierenden Abschlusses, im Hochschulbereich also
das Studium fir einen klnftigen Beruf, umfasst. Demgegentiber dient die Weiter-
bildung dem Erhalt und der Erweiterung beruflicher Kenntnisse und Fahigkeiten
sowie der Anpassung an die Entwicklung in einem Beruf. In diesem Bereich der
Weiterbildung hat sich ein stark expandierender Weiterbildungsmarkt entwickelt,
mit dem die staatlichen Hochschulen — auch bei Weiterbildungsstudiengédngen
mit akademischen Abschlissen — im Wettbewerb mit anderen Anbietern stehen.
Angesichts dieser Konkurrenzsituation am Markt ist von einer wirtschaftlichen
Tatigkeit auszugehen. Dem entspricht auch die Bewertung des Sekretariats
der Standigen Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik
Deutschland in ihrem ,Analyseraster zur Unterscheidung wirtschaftlicher und
nichtwirtschaftlicher Tatigkeit von Hochschulen — Ein Leitfaden“ vom 28. Sep-
tember 2012.

Die HTW hat die festgestellten Méngel im Wesentlichen eingerdumt. Sie habe
nach der Prifung des Rechnungshofs im Jahr 2013 fir die vom BIfAW in den
Jahren 2009 bis 2012 in Anspruch genommene Infrastruktur und Verwaltung der
Hochschule Gemeinkostenanteile ermittelt und fast 265 000 € dem Grundhaus-
halt zugefiihrt. Gegenwartig sei sie dabei, die Kosten- und Leistungsrechnung an
der Hochschule neu aufzustellen, um kinftig Gemeinkosten sachgerecht nach-

74 Amtsblatt der Européischen Union C 323/1 vom 30. Dezember 2006, Ziff. 3.1.1.
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weisen zu kdnnen. Des Weiteren habe sie untersucht, woraus die Uberschiisse
des BIfAW im Einzelnen resultieren. Im Ergebnis habe sie flir den Zeitraum 2009
bis 2012 ausstehende Ausgleichszahlungen fir den deputatswirksamen Lehrein-
satz von Professorinnen/Professoren im Umfang von 137 000 € veranlasst. Rege-
lungen zur kiinftigen Verwendung von Uberschiissen in den einzelnen Geschéfts-
bereichen des BIfAW sollen bis spatestens September 2014 erlassen werden. Die
HTW beabsichtige, bis spatestens Juni 2014 mit der privatrechtlich organisierten
Akademie eine Verwaltungsvereinbarung zum Kooperationsvertrag zu schlieBen.
Diese soll Anspriiche der HTW aus zurlickliegenden Zeitrdumen und kinftig re
gelmaBig an die HTW zu zahlende Verwaltungspauschalen erfassen.

Die Beuth Hochschule hat keine Einwendungen gegen die Feststellungen des
Rechnungshofs erhoben.

22.8 Zusammenfassung und Erwartung

Der Rechnungshof beanstandet zusammenfassend die nicht transparente Finan-
zierung von Weiterbildungsangeboten. Es besteht weiterhin die Gefahr unzulés-
siger Quersubventionierungen aus Zuschissen des Landes Berlin.

Der Rechnungshof erwartet, dass alle Hochschulen

« fir die wirtschaftliche Tatigkeit im Rahmen der Weiterbildung eine Voll-
kostenrechnung einfiihren und auf dieser Basis ihre Entgelte fiir Weiter-
bildungsangebote kalkulieren und berechnen,

« flr die von den Weiterbildungsinstituten genutzten Ressourcen und
Verwaltungsleistungen der Hochschule Gemeinkostenzuschldage auf
der Basis einer Vollkostenrechnung ermitteln und die zu erstattenden
Betrage regelmaBig dem Grundhaushalt zufiihren,

- nennenswerte Fehlbetrige, aber auch Uberschiisse aus der Finanzie-
rung von Weiterbildungsangeboten zum Anlass nehmen, Abrechnungen
zu prifen, notwendige Korrekturen zu veranlassen und ggf. Entgelte
neu festzulegen und

+ Uber eine transparente Finanzierung der Weiterbildungsangebote si-
cherstellen, dass unzulassige Quersubventionierungen aus 6ffentlichen
Mitteln ausgeschlossen sind.

Der Rechnungshof erwartet ferner, dass die HTW fiir den in Kooperation
angebotenen weiterbildenden Studiengang jahrlich von der Akademie eine
Rechnungslegung verlangt und etwaige Erstattungsbetriage sowie gdf. ihr
anteilig zustehende Uberschiisse geltend macht.

ClaBen-Beblo Hurnik

Dr. Buschendorf Koch Lammert Vater Schubert
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Anlage

Der nachfolgenden Ubersicht ist zu entnehmen, von welcher Behdrde ein Entwurf
zur Stellungnahme des Senats und der Bezirksémter zum Jahresbericht 2014

erwartet wird.

Berichtsbeitrag | Behérde
T 10 bis 47 | Senatsverwaltung fiir Finanzen
T 48 bis 69 | Senatsverwaltung fiir Finanzen
T 70 bis 74 | Senatsverwaltung fir Finanzen
T 75 bis 87 | Der Regierende Birgermeister von Berlin — Senatskanzlei —
T 88 bis 96 | Der Regierende Bilrgermeister von Berlin — Senatskanzlei —,
Senatsverwaltung fur Inneres und Sport
T 97 bis 101 | Senatsverwaltung fir Inneres und Sport,
Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft
T 102 bis 108 | Senatsverwaltung fir Justiz und Verbraucherschutz
T 109 bis 117 | Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft
T 118 bis 129 | Der Regierende Biirgermeister von Berlin — Senatskanzlei —
Kulturelle Angelegenheiten
T 130 bis 140 | Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft
T 141 bis 155 |Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft
T 156 bis 162 | Senatsverwaltung fir Gesundheit und Soziales,
Senatsverwaltung fur Finanzen
T 163 bis 182 | Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt
T 183 bis 213 | Der Regierende Biirgermeister von Berlin — Senatskanzlei -
Kulturelle Angelegenheiten,
Senatsverwaltung fur Finanzen,
Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung und Umwelt
T 214 bis 234 | Bezirksamt Tempelhof-Schdneberg
T 235 bis 243 | Senatsverwaltung flr Finanzen
T 244 bis 256 | Senatsverwaltung fir Finanzen
T 257 bis 266 | Bezirksamt Spandau
T 267 bis 283 | Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft,
Senatsverwaltung fur Finanzen
T 284 bis 302 | Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft
T 303 bis 322 | Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissenschaft
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	5. Auswirkungen der Veränderungen von Geschäftsbereichen bei Neubildungen des Senats
	6. Unwirtschaftlichkeit eines IT-Projekts nach Aufgabe der damitverfolgten strategischen Ziele

	Personal
	7. Unangemessene Gewährung von Ausgleichszulagen anbeamtete Dienstkräfte
	8. Undifferenzierte Gewährung der Vollzugszulage für Dienstkräfte bei Justizvollzugseinrichtungen
	9. Grundlegende Mängel bei der Bewilligung und Überwachung der Nebentätigkeiten von Professorinnen und Professoren

	Der Regierende Bürgermeister von Berlin– Senatskanzlei –Kulturelle Angelegenheiten
	10. Mängel bei der Förderung im Bereich der freien Tanzszene

	Bildung, Jugend und Wissenschaft
	11. Unzureichende Steuerung der Aufgabenverlagerung an Träger der freien Jugendhilfe im Bereich der Vollzeitpflege
	12. Mindereinnahmen durch mangelhaftes Vertragsmanagementbei einer Gesellschaft des Landes Berlin

	Gesundheit und Soziales
	13. Fortdauernde Verstöße gegen das Haushaltsrecht und finanzielle Nachteile für den Landeshaushalt bei der Umsetzungdes SGB II

	Stadtentwicklung und Umwelt
	14. Ungenutzte Wirtschaftlichkeitspotenziale undVerfahrensmängel bei der Vergabe von Bauleistungen für Investitionen aus dem Konjunkturpaket II
	15. Fehlender Nachweis der Wirtschaftlichkeit für den Neubau der Zentral- und Landesbibliothek Berlin sowie gravierendeVersäumnisse bei der Planung und haushaltsmäßigen Vorbereitung der Baumaßnahme
	16. Versäumnisse und Mängel bei der Vorbereitung und Durchführung einer Landschaftsbaumaßnahme im Heinrich-Lassen-Park
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